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Die Struktur in den am Kampfe beteiligten Ländern, und es waren ½ öder 
auf Ziviliſation Anſpruch erhebenden Völker darin verwickelt, hat ſich bis heute 
nur wenig geändert. Noch herrſcht überall die ſchwärzeſte Reaktion. Die revolu— 
tionäre Welle in Rußland, Oſterreich-Ungarn, Deutſchland hat zwar zeitweiſe die 
Völker und nicht bloß in dieſen Ländern von den drückenden Ketten befreit, ihnen 
die Morgenröte künftigen Glückes gezeigt, aber das zählt heute ſchon zur Vergangen- 
heit. Rußland ſeufzt unter der Diktatur von „Volksbeglückern“, die ihren Zweck 
verfehlt haben, die dem Volke ſtatt der erſehnten Freiheit wirtſchaftliche und po— 
litiſche Tyrannei gebracht. Dort wie bei uns im Lande kämpfen mit den modernſten 
Mitteln der Technik Reaktion und rückſichtsloſer Fortſchritt um die Herrſchaft mite 
einander. Zarittiſche Knechte, unterſtützt von der „Freiheit verkündenden“ Entente, 
von dieſer nur auf materiellen Vorteil bedachten Geſellſchaft, ſtrengen alle ihre 
Kräfte an, um dem Volke die alten Sklavenketten wieder anzulegen. Noch iſt nicht 
abzuſehen wer „Sieger“ bleibt. Aber ſo oder ſo, das Volk, das Individuum muß 
am Ende die Zeche zahlen. 

Dasſelbe gigantiſche Ringen wie in Rußland, ſehen wir in Ungarn. Aber auch 
Judenprogrome und Maſſenmorde wechſeln, die revolutionäre Bewegung ſchändend, 
miteinander ab. Die urteilsloſe Maſſe wird von politiſchen Abenteurern zu jeder 
Niederträchtigkeit mißbraucht. Alles droht in dieſem Hexenſabbat unterzugehen. 
Schon ſpricht man wieder davon, dem Volke einen „Herrſcher“ zu geben, in dem 
holden Wahn, es zu beruhigen. Der gewaltlüſterne Habsburger Joſeph glaubte 
die Zeit für gekommen, um den Bürgerkönig zu kopieren, und unter Bruch ſeines 
Eides „ſeinem geliebten“ Volke das Joch aufzulegen. Es war verfrüht. Die Ant— 
wort, die das ungariſche Volk dieſem Herrn gegeben, war nicht mißzuverſtehen. 
Er iſt vorläufig in der Verſenkung verſchwunden, wie lange? Doch nur eine beſſere 
Zeit abwartend. 

Und Deutſchland? Hier herrſcht die Ruhe vor dem Gewitter! Die „eiſerne“ 
Hand Noskes, oder beſſer, die ihm am Gangelband führende Offizierskamarilla, 
laſtet ſchwer auf dem deutſchen Volke. Die im November 1918 gigantiſch eingeſetzte 
revolutionäre Bewegung iſt im Arbeiterblute erſtickt. Im Friedrichhain und Fried— 
richsfelde liegt ſie begraben. Vorläufig! Der deutſche Arbeiter, unterſtützt von 
der revolutionären Intelligenz, iſt zu zähe, um ſich die wirtſchaftlichen Vorteile, 
für die er unter Einſetzung ſeines Lebens gekämpft, für alle Zukunft entgehen zu 
laſſen. Mögen auch dieſes Mal noch Noskeſche Maſchinengewehre, Kanonen, Flame 
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menwerfer zugunſten der politiſch wirtſchaftlichen Reaktion geſiegt haben, den 
ſiegenden Gedanken der Revolution, d. h. die Beſeitigung der Unterdrückung des 
Menſchen durch den Menſchen vermögen ſie nicht zu bewältigen. Proletarier aller 
Länder vereinigt Euch! Dieſer Ruf hat trotz Nationalismus, hat trotz Chauvinismus 
neues Leben bekommen. Neues Leben entwickelt ſich, und damit auch neue Formen. 
Mit einer dem Deutſchen eigenen Zähigkeit, mit Bedacht und Klugheit werden alte 
morſche Dinge abgebaut, und neue kampfesfreudige errichtet. Sind auch die 
verbürgten „politiſchen Freiheiten“, die ohnehin nur ein Wiſch Papier ſind, wenn 
die Arbeiterſchaft nicht dafür ihre ganze Macht in die Wagſchale wirft, unter dem 
glorreichen Regime der Genoſſen von der Mehrheitsſozialiſten vernichtet worden. 
An das Koalitionsrecht, an das Streikrecht kommen ſie nicht heran. „Alle Räder 
ſtehen ſtill, wenn dein ſtarker Arm es will.“ Die Bedeutung dieſes Satzes iſt jetzt 
mehr denn je der Arbeiterſchaft ins Blut übergegangen. 

Der heftige, zähe Kampf, den ſie gegen die Ordnungsbeſtie geführt, läßt 
einen ungeheuer großen Vorrat revolutionärer Energie vermuten. Sie wird, 
ſie muß aus den hinter uns liegenden Kampftagen die Lehre ziehen, daß nur Ein⸗ 
heitlichkeit und Geſchloſſenheit den Erfolg verbürgen. Die Parole darf künftig 
nicht, wie bisher, hie Scheidemann, hie Haaſe, hie Liebknecht lauten, ſondern der 
Kampfruf der Zukunft kann nur ſein: Gegen jede Tyrannei und Unterdrückung. 
Dieſes Loſungswort wird alle diejenigen unter ſeine Fahne vereinen, die, gleich⸗ 
gültig ob Arbeiter in der Fabrik, im Kontor oder auf dem Lande, unter der Unter⸗ 
drückung leiden. Der einheitliche Wille zur Aktion aber wird Noskes und ſeiner 
Offiziere Mordinſtrumente zum unſchuldigen Spielzeug machen. 

Dazu ſoll nach Möglichkeit dieſes Buch beitragen. Es ſoll jedem Wiſſens⸗ 
bedürftigen Auskunft geben; es ſoll aber auch den ungeſtümen Brauſeköpfen Be⸗ 
lehrung bringen, ſoll ihnen zeigen, wie ſie es nicht machen dürfen. 


Berlin, im September 1919. 
Der Herausgeber. 


Im Anſchluß hieran geſtatte ich mir dem Leſer zwecks Vergleichs einen Schrift⸗ 
ſatz vorzulegen, der einem Büchlein entnommen iſt, das zu Unrecht längſt vom 
Büchermarkt verſchwunden, nur noch ein einſames Leben in den ſtillen Biblio⸗ 
theken der Geſchichtsforſcher führt. Das Buch heißt der Bürgerkrieg in Frankreich, 
dritte deutſche Auflage, und im „Vorwärts⸗Verlag“ erſchienen. Kein Geringerer 
als Friedrich Engels hat die Einleitung dazu geſchrieben. Hier iſt ſie: 


Das geſchah zum erſtenmal 1848 (gemeint iſt die Entwaffnung der Arbeiter. 
D. Herausgeber). Die liberalen Bourgeois der parlamentariſchen Oppoſition 
hielten Reformbankette ab zur Durchſetzung der Wahlreform, die ihrer Partei 
die Herrſchaft ſichern ſollte. Im Kampf mit der Regierung mehr und mehr ge⸗ 
zwungen, ans Volk zu appellieren, mußten ſie den radikalen und republikaniſchen 
Schichten der Bourgeoiſie und des Kleinbürgertums allmählich den Vortritt geſtatten. 
Aber hinter dieſen ſtanden die revolutionären Arbeiter, und dieſe hatten ſeit 1830 
weit mehr politiſche Selbſtändigkeit ſich angeeignet, als die Bourgeois und ſelbſt 
die Republikaner ahnten. Im Moment der Kriſis zwiſchen Regierung und Oppo⸗ 
ſition eröffneten die Arbeiter den Straßenkampf; Louis Philipp verſchwand, 
die Wahlreform mit ihm, an ihrer Stelle erſtand die Republik, und zwar eine, 
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von den fiegreichen Arbeitern ſelbſt als „ſoziale“ bezeichnete Republik. Was unter 
dieſer ſozialen Republik zu verſtehen ſei, darüber war aber niemand im klaren, 
auch die Arbeiter ſelbſt nicht. Aber ſie hatten jetzt Waffen und waren eine Macht 
im Staat. Sobald daher die am Ruder befindlichen Bourgeoisrepublikaner einiger⸗ 
maßen feſten Boden unter den Füßen ſpürten, war ihr erſtes Ziel, die Arbeiter 
zu entwaffnen. Dies geſchah, indem man ſie durch direkten Wortbruch, durch 
offnen Hohn und den Verſuch, die Unbeſchäftigten in eine entlegene Provinz 
zu verbannen, in den Aufſtand vom Juni 1848 hineinjagte. Die Regierung hatte 
für eine erdrückende Übermacht geſorgt. Nach fünftägigem, heroiſchem Kampf 
erlagen die Arbeiter. Und jetzt folgte ein Blutbad unter den wehrloſen Gefangenen, 
wie ein gleiches nicht geſehen worden ſeit den Tagen der Bürgerkriege, die den 
Untergang der römiſchen Republik einleiteten. Es war das erſtemal, daß die Bour⸗ 
geoiſie zeigte, zu welcher wahnſinnigen Grauſamkeit der Rache ſie aufgeſtachelt 
wird, ſobald das Proletariat es wagt, ihr gegenüber als aparte Klaſſe mit eigenen 
Intereſſen und Forderungen aufzutreten. Und doch war 1848 noch ein Kinder⸗ 
ſpiel gegen ihr Wüten von 1871. 

Die Strafe folgte auf dem Fuße. Konnte das Proletariat noch nicht Frank 
reich regieren, ſo konnte die Bourgeoiſie es ſchon nicht mehr. Wenigſtens damals 
nicht, wo ſie der Mehrzahl nach noch monarchiſch geſinnt, und in drei dynaſtiſche 
Parteien und eine vierte republikaniſche geſpalten war. Ihre inneren Zänkereien 
erlaubten dem Abenteurer Louis Bonaparte, alle Machtpoſten — Armee, Polizei, 
Verwaltungsmaſchinerie — in Beſitz zu nehmen und am 2. Dezember 1851 die 
letzte feſte Burg der Bourgeoiſie, die Nationalverſammlung, zu ſprengen. Das 
zweite Kaiſerreich begann, die Ausbeutung Frankreichs durch eine Bande politiſcher 
und finanzieller Abenteurer, aber zugleich auch eine induſtrielle Entwicklung, wie 
ſie unter dem engherzigen und ängſtlichen Syſtem Louis Philipps, bei der aus⸗ 
ſchließlichen Herrſchaft eines nur kleinen Teils der großen Bourgeoiſie, nie möglich 
war. Louis Bonaparte nahm den Kapitaliſten ihre politiſche Macht unter dem Vor⸗ 
wand, ſie, die Bourgeois, gegen die Arbeiter zu ſchützen, und wiederum die Arbeiter 
gegen ſie; aber dafür begünſtigte ſeine Herrſchaft die Spekulation und die induſtrielle 
Tätigkeit, kurz, den Aufſchwung und die Bereicherung der geſamten Bourgeoiſie 
in bisher erhörtem Maß. In noch weit größerem Maße allerdings entwickelte ſich 
die Korruption und der Maſſendiebſtahl, die ſich um den kaiſerlichen Hof gruppierten 
und von dieſer Bereicherung ſtarke Prozente zogen. 

Aber das zweite Kaiſerreich, das war der Appell an den franzöſiſchen Chau: 
vinismus, das war die Rückforderung der 1814 verlorenen Grenzen des erften 
Kaiſerreichs, mindeſtens derjenigen der erſten Republik. Ein franzöſiſches Kaiſerreich 
in den Grenzen der alten Monarchie, ja ſogar in den noch mehr beſchnittenen von 
1815, das war auf die Dauer eine Unmöglichkeit. Daher die Notwendigkeit zeit⸗ 
weiliger Kriege und Grenzerweiterungen. Aber keine Grenzerweiterung blendete 
{o ſehr die Phantaſie franzöſiſcher Chauviniſten, wie die des deutſchen linken Rhein- 
ufers. Eine Quadratmeile am Rhein galt mehr bei ihnen, als zehn in den Alpen 
oder ſonſtwo. Gegeben das zweite Kaiſerreich, war die Rückforderung des linken 
Rheinufers, auf einmal oder ſtückweiſe, nur eine Frage der Zeit. Dieſe Zeit kam 
mit dem preußiſch⸗öſterreichiſchen Krieg von 1866; durch Bismarck und durch ſeine 
eigene überſchlaue Zauderpolitik um die erwartete „Gebietsentſchädigung“ ge— 
prellt, blieb dem Bonaparte nun nichts mehr als der Krieg, der 1870 ausbrach 
und ihn nach Sedan und von da nach Wilhelmshöhe verſchlug. 


Die notwendige Folge war die Parifer Revolution vom 4. September 1870. 
Das Kaiſerreich klappte zuſammen wie ein Kartenhaus, die Republik wurde wieder 
proklamiert. Aber der Feind ſtand vor den Toren; die Armeen des Kaiſerreichs 
waren entweder in Metz hoffnungslos eingeſchloſſen oder in Deutſchland gefangen. 
In dieſer Not erlaubte das Volk den Pariſer Deputierten zum ehemaligen geſetz⸗ 
gebenden Körper, ſich als „Regierung der nationalen Verteidigung“ aufzutun. Man 
gab dies dies um ſo eher zu, als jetzt zum Zweck der Verteidigung alle waffenfähigen 
Pariſer in die Nationalgarde eingetreten und bewaffnet waren, ſo daß nun die 
Arbeiter die große Mehrzahl bildeten. Aber ſchon bald kam der Gegenſatz zwiſchen 
der faſt nur aus Bourgeois beſtehenden Regierung und dem bewaffneten Prole— 
tariat zum Ausbruch. Am 31. Oktober ſtürmten Arbeiterbataillone das Stadthaus 
und nahmen einen Teil der Regierungsmitglieder gefangen; Verrat, direkter Wort 
bruch der Regierung und die Dazwiſchenkunft einiger Spießbürgerbataillone be— 
freiten ſie wieder, und um nicht den Bürgerkrieg im Innern einer von fremder 
Kriegsmacht belagerten Stadt aufflammen zu machen, beließ man die bisherige 
Regierung im Amt. 

Endlich, am 28. Januar 1871, kapitulierte das ausgehungerte Paris. Aber 
mit bisher in der Kriegsgeſchichte unerhörten Ehren. Die Forts wurden übergeben, 
der Ringwall entwaffnet, die Waffen der Linie und Mobilgarde ausgeliefert, ſie 
ſelbſt als Kriegsgefangene betrachtet. Aber die Nationalgarde behielt ihre Waffen 
und Kanonen, und trat nur in Waffenſtillſtand gegen die Sieger. Und dieſe ſelbſt 
wagten nicht, in Paris im Triumph einzuziehen. Nur ein kleines, obendrein teile 
weiſe aus öffentlichen Parks beſtehendes Eckchen von Paris wagten ſie zu beſetzen, 
und auch dies nur für ein paar Tage! Und während dieſer Zeit waren ſie, die 
Paris 131 Tage lang umzingelt gehalten hatten, ſelbſt umzingelt von den bewaff⸗ 
neten Pariſer Arbeitern, die ſorgſam wachten, daß kein „Preuße“ die engen Grenzen 
des dem fremden Eroberer überlaſſenen Winkels überſchritt. Solchen Reſpekt 
flößten die Pariſer Arbeiter dem Heere ein, vor welchem ſämtliche Armeen des 
Kaiſerreichs die Waffen geſtreckt; und die preußiſchen Junker, die hergekommen 
waren, um Rache zu nehmen am Herd der Revolution, mußten ehrerbietig ſtehen⸗ 
bleiben und ſalutieren vor eben dieſer bewaffneten Revolution! 

Während des Krieges hatten die Pariſer Arbeiter ſich darauf beſchränkt, die 
energiſche Fortſetzung des Kampfes zu fordern. Aber jetzt, als nach der Kapitulation 
von Paris der Friede zuſtande kam, jetzt mußte Thiers, das neue Oberhaupt 
der Regierung, einſehen, daß die Herrſchaft der beſitzenden Klaſſen — großer Grund— 
beſitzer und Kapitaliſten — in ſteter Gefahr ſchwebe, ſolange die Pariſer Arbeiter 
die Waffen in der Hand behielten. Sein erſtes Werk war der Verſuch ihrer Ent⸗ 
waffnung. Am 18. März ſandte er Linientruppen mit dem Befehl, die der Nationale 
garde gehörige, während der Belagerung von Paris angefertigte und durch öffent— 
liche Subskription bezahlte Artillerie zu rauben. Der Verſuch ſchlug fehl, Paris 
rüſtete ſich wie ein Mann zur Gegenwehr, und der Krieg zwiſchen Paris und der 
in Verſailles ſitzenden franzöſiſchen Regierung war erklärt. Am 26. März wurde 
die Pariſer Kommune erwählt und am 28. proklamiert. Das Zentralkomitee der 
Nationalgarde, das bisher die Regierung geführt, dankte in ihre Hände ab, nach— 
dem es noch zuvor die Abſchaffung der ſkandalöſen Pariſer „Sittenpolizei“ dekretiert 
hatte. Am 30. ſchaffte die Kommune die Konſkription und die ſtehende Armee 
ab, und erklärte die Nationalgarde, zu der alle waffenfähigen Bürger gehören 
ſollten, für die einzige bewaffnete Macht; ſie erließ alle Wohnungsmietsbeträge 
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vom Oktober 1870 bis zum April, unter Anrechnung der bereits bezahlten Beträge 
auf künftige Mietszeit, und ſtellte alle Verkäufe von Pfändern im ſtädtiſchen Leih⸗ 
haus ein. Am ſelben Tage wurden die in die Kommune gewählten Ausländer 
in ihrem Amt beſtätigt, da „die Fahne der Kommune die der Weltrepublik 
iſt“. — Am 1. April beſchloſſen, das höchſte Gehalt eines bei der Kommune Une 
geſtellten, alſo auch ihrer Mitglieder ſelbſt, dürfe 6000 Franken (4800 M.) nicht 
überſteigen. Am folgenden Tage wurde die Trennung der Kirche vom Staat 
und die Abſchaffung aller ſtaatlichen Zahlungen für religiöſe Zwecke, ſowie 
die Umwandlung aller geiſtlichen Güter in Nationaleigentum dekretiert; infolge 
davon wurde am 8. April die Verbannung aller religiöſen Symbole, Bilder, Dog: 
men, Gebete, kurz „alles deſſen, was in den Bereich des Gewiſſens jedes einzelnen 
gehört“, aus den Schulen befohlen und allmählich durchgeführt. — Am 5. wurde, 
gegenüber der täglich erneuerten Erſchießung von gefangenen Kommunekämpfern 
durch die Verſailler Truppen, ein Dekret wegen Verhaftung von Geiſeln erlaſſen, 
aber nie durchgeführt. — Am 6. wurde die Guillotine durch das 137. Bataillon 
der Nationalgarde herausgeholt und unter lautem Volksjubel öffentlich verbrannt. 
— Am 12. beſchloß die Kommune, die nach dem Krieg von 1809 von Napoleon aus 
eroberten Kanonen gegoſſene Siegesſäule des Vendomeplatzes als Sinnbild des 
Chauvinismus und der Völkerverhetzung umzuſtürzen. Dies wurde am 16. Mai 
ausgeführt. — Am 16. April ordnete die Kommune eine ſtatiſtiſche Aufſtellung 
der von den Fabrikanten ſtillgeſetzten Fabriken an, und die Ausarbeitung von Plänen 
für den Betrieb dieſer Fabriken durch die bisher darin beſchäftigten Arbeiter, ſowie 
für eine Organiſation dieſer Genoſſenſchaften zu einem großen Verband. — Am 
20. ſchaffte ſie die Nachtarbeit der Bäcker ab, wie auch den ſeit dem zweiten Kaiſer— 
reich durch polizeilich ernannte Subjekte — Arbeiterausbauter erſten Ranges — 
als Monopol betriebenen Arbeitsnachweis; dieſer wurde den Mairien der zwanzig 
Pariſer Arrondiſſements überwieſen. — Am 30. April befahl ſie die Aufhebung 
der Pfandhäuſer, welche eine Privatexploitation der Arbeiter ſeien und im Wider— 
ſpruch ſtänden mit dem Recht der Arbeiter auf ihre Arbeitsinſtrumente und auf 
Kredit. — Am 5. Mai beſchloß ſie die Schleifung der als Sühne für die Hinrichtung 
Ludwigs XVI. errichteten Bußkapelle. 

So trat feit dem 18. März der bisher durch den Kampf gegen die fremde In— 
vaſion in den Hintergrund gedrängte Klaſſencharakter der Pariſer Bewegung 
ſcharf und rein hervor. Wie in der Kommune faſt nur Arbeiter oder anerkannte 
Arbeitervertreter ſaßen, ſo trugen auch ihre Beſchlüſſe einen entſchieden proletariſchen 
Charakter. Entweder dekretierten ſie Reformen, die die republikaniſche Bourgeoiſie 
nur aus Feigheit unterlaſſen hatte, die aber für die freie Aktion der Arbeiterklaſſe 
eine notwendige Grundlage bildeten, wie die Durchführung des Satzes, daß dem 
Staat gegenüber die Religion bloße Privatſache ſei; oder ſie erließ Beſchlüſſe 
direkt im Intereſſe der Arbeiterklaſſe, und teilweiſe tief einſchneidend in die alte 
Geſellſchaftsordnung. Alles das konnte aber, in einer belagerten Stadt, höchſtens 
einen Anfang von Verwirklichung erhalten. Und von Anfang Mai an nahm der 
Kampf gegen die immer zahlreicher verſammelten Heeresmaſſen der Verſailler 
Regierung alle Kräfte in Anſpruch. 

Am 7. April hatten die Verſailler fi) des Überganges über die Seine bei 
Neuilly., auf der Weſtfront von Paris, bemächtigt; dagegen wurden ſie am 11. bei 
einem Angriff auf die Südfront von General Eudes mit blutigen Köpfen zurück— 
geſchlagen. Paris wurde fortwährend bombardiert, und zwar von denſelben Leuten, 
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die das Bombardement derſelben Stadt durch die Preußen als eine Heiligtums⸗ 
ſchändung gebrandmarkt hatten. Dieſelben Leute bettelten nun bei der preußiſchen 
Regierung um ſchleunige Rückſendung der gefangenen franzöſiſchen Soldaten von 
Sedan und Metz, die ihnen Paris zurückerobern ſollten. Das allmähliche Eintreffen 
dieſer Truppen gab den Verſaillern von Anfang Mai an entſchiedenes Übergewicht. 
Dies zei, te ſich ſchon, als am 23. April Thiers die Unterhandlungen abbrach wegen 
des von der Kommune angebotenen Austauſches des Erzbiſchofs von Paris und 
einer ganzen Reihe anderer, als Geiſeln in Paris feſtgehaltenen Pfaffen gegen 
den einzigen Blanqui, der zweimal in die Kommune gewählt, aber in Clairvaux 
gefangen war. Und noch mehr in der veränderten Sprache von Thiers; bisher 
hinhaltend und doppelzüngig, wurde er jetzt plötzlich frech, drohend, brutal. Auf 
der Südfront nahmen die Verſailler am 3. Mai die Redoute von Moulin Saquet, 
am 9. das vollſtändig in Trümmer geſchoſſene Fort von Iſſy, am 14. das von 
Vanves. Auf der Weſtfront rückten ſie allmählich, die zahlreichen, bis an die Ring⸗ 
mauer ſich erſtreckenden Dörfer und Gebäude erobernd, bis an den Hauptwall 
ſelbſt vor; am 11. gelang es ihnen, durch Verrat und infolge von Nachläſſigkeit 
der hier aufgeſtellten Nationalgarde, in die Stadt einzudringen. Die Preußen, 
die die nördlichen und öſtlichen Forts beſetzt hielten, erlaubten den Verſaillern über 
das ihnen durch den Waffenſtillſtand verbotene Terrain im Norden der Stadt vore 
zudringen, und dadurch angreifend vorzugehen auf einer langen Front, die die 
Pariſer durch den Waffenſtillſtand gedeckt glauben mußten, und daher nur ſchwach 
beſetzt hielten. Infolge hiervon war der Widerſtand in der weſtlichen Hälfte von 
Paris, in der eigentlichen Luxusſtadt, nur ſchwach; er wurde heftiger und zäher, 
je mehr die eindringenden Truppen ſich der Oſthälfte, der eigentlichen Arbeiter— 
ſtadt, näherten. Erſt nach achttägigem Kampf erlagen die letzten Verteidiger der 
Kommune auf den Höhen von Belleville und Menilmontant, und nun erreichte 
das Morden wehrloſer Männer, Weiber und Kinder, das die ganze Woche 
hindurch in ſteigendem Maße gewütet, ſeinen Höhepunkt. Der Hinterlader 
tötete nicht mehr raſch genug, zu Hunderten wurden die Beſiegten mit Mitrail⸗ 
leuſen zuſammengeſchoſſen. Die „Mauer der Föderierten“ auf dem Kirchhof 
Pere Lachaiſe, wo der letzte Maſſenmord vollzogen, ſteht noch heute, ein ſtumm⸗ 
beredtes Zeugnis, welcher Raſerei die herrſchende Klaſſe fähig iſt, ſobald das 
Proletariat es wagt, für ſein Recht einzutreten. Dann kamen die Maſſenverhaf⸗ 
tungen, als die Abſchlachtung aller ſich als unmöglich erwies, die Erſchießung von 
willkürlich aus den Reihen der Gefangenen herausgeſuchten Schlachtopfern, die 
Abführung des Reſtes in große Lager, wo ſie der Vorführung vor die Kriegs⸗ 
gerichte harrten. Die preußiſchen Truppen, die die Nordoſthälfte von Paris um⸗ 
lagerten, hatten Befehl, keine Flüchtlinge durchzulaſſen, doch drückten die Offi⸗ 
ziere oft ein Auge zu, wenn die Soldaten dem Gebot der Menſchlichkeit mehr 
gehorchten als dem des Oberkommandos; namentlich aber gebührt dem ſächſiſchen 
Armeekorps der Ruhm, daß es ſehr human verfuhr und viele durchließ, deren 
Eigenſchaft als Kommunekämpfer augenſcheinlich war. 

Paris zu entwaffnen, war erſte Bedingung des Erfolges. Paris wurde daher 
von Thiers aufgefordert, ſeine Waffen niederzulegen. Dann wurde Paris auf⸗ 
gehetzt durch die tollen antirepublikaniſchen Demonſtrationen der Krautjunker⸗ 
verſammlung und durch Thiers' eigene zweideutige Ausſprüche über den recht⸗ 
lichen Beſtand der Republik; durch die Drohung, Paris zu enthaupten und zu 
enthauptſtadten (décapiter et décapitaliser); die Ernennung orleaniſtiſcher Ge⸗ 
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ſandten; Dufaures Gejege wegen der verfallenen Wechſel und Hausmieten, die 
den Handel und die Induſtrie von Paris mit dem Untergang bedrohten; Pouyer⸗ 
Quertiers Steuer von 2 Cent auf jedes Exemplar jeder nur möglichen Druckſchrift; 
die Todesurteile gegen Blanqui und Flourens; die Unterdrückung der republi⸗ 
kaniſchen Blätter; die Verlegung der Nationalverſammlung nach Verſailles; 
die Erneuerung des von Palikao erklärten und durch den 4. September vernichteten 
Belagerungszuſtandes; die Ernennung des Dezemberhelden Vinoy zum Gou⸗ 
verneur, des Gendarmen Valentin zum Polizeipräfekten, und des Jeſuitengenerals 
d'Aurelles de Paladine zum Oberkommandanten der Nationalgarde von Paris. 

Schauen wir heute, nach zwanzig Jahren, zurück auf die Tätigkeit und die 
geſchichtliche Bedeutung der Pariſer Kommune von 1871, ſo werden wir finden, 
daß zu der im „Bürgerkrieg in Frankreich“ gegebenen Darſtellung noch einige Zu⸗ 
ſätze zu machen ſind. 

Die Mitglieder der Kommune ſpalteten ſich in eine Majorität, die Blanquiſten, 
die auch im Zentralkomitee der Nationalgarde vorgeherrſcht hatten, und eine Mi⸗ 
norität: die vorwiegend aus Anhängern der Proudhonſchen ſozialiſtiſchen Schule 
beſtehenden Mitglieder der Internationalen Arbeiteraſſoziation. Die Blanquiſten 
waren damals, der großen Maſſe nach, Sozialiſten nur aus revolutionärem, prole 
tariſchem Inſtinkt; nur wenige waren durch Vaillant, der den deutſchen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sozialismus kannte, zu größerer prinzipieller Klarheit gelangt. So 
begreift es ſich, daß in ökonomiſcher Beziehung manches unterlaſſen wurde, was 
nach unſerer heutigen Anſchauung hätte die Kommune tun müſſen. Am ſchwerſten 
begreiflich iſt allerdings der heilige Reſpekt, womit man vor den Toren der 
Bank von Frankreich ehrerbietig ſtehen blieb. Das war auch ein ſchwerer poli⸗ 
tiſcher Fehler. Die Bank in den Händen der Kommune — das war mehr wert 
als zehntauſend Geiſeln. Das bedeutete den Druck der ganzen franzöſiſchen 
Bourgeoiſie auf die Verſailler Regierung im Intereſſe des Friedens mit der Kom— 
mune. Was aber noch wunderbarer, das iſt das viele Richtige, das trotzdem von der 
aus Blanquiſten und Proudhoniſten zuſammengeſetzten Kommune getan wurde. 
Selbſtverſtändlich find für die ökonomiſchen Dekrete der Kommune, für ihre rühm⸗ 
lichen wie für ihre unrühmlichen Seiten, in erſter Linie die Proudhoniſten verant⸗ 
wortlich, wie für ihre politiſchen Handlungen und Unterlaſſungen die Blanquiſten. 
Und in beiden Fällen wollte es die Ironie der Geſchichte — wie gewöhnlich, wenn 
Doktrinäre ans Ruder kommen —, daß die einen wie die andern das Gegenteil 
von dem taten, was ihre Schuldoktrin vorſchrieb. 

Proudhon, der Sozialiſt des Kleinbauern und des Handwerksmeiſters, haßte 
die Aſſoziation mit einem poſitiven Haß. Er ſagte von ihr, fie ſchließe mehr Schlim⸗ 
mes als Gutes ein, ſie ſei von Natur unfruchtbar, ſogar ſchädlich, weil eine der 
Freiheit des Arbeiters angelegte Feſſel; ſie ſei ein pures Dogma, unproduktiv und 
läſtig, im Widerſtreit ſo mit der Freiheit des Arbeiters, wie mit der Erſparung 
von Arbeit, und ihre Nachteile wüchſen raſcher als ihre Vorteile; ihr gegenüber 
ſeien Konkurrenz, Arbeitsteilung, Privateigentum ökonomiſche Kräfte. Nur für 
die Ausnahmefälle — wie Proudhon ſie nennt — der großen Induſtrie und der 
großen Betriebskörper, z. B. Eiſenbahnen — ſei die Aſſoziation der Arbeiter am 
Platz. (S. Idée générale de la Révolution, 3. étude.) 

Und 1871 hatte die große Induſtrie ſelbſt in Paris, dem Zentralſitz des Kunſt⸗ 
handwerks, ſchon ſo ſehr aufgehört, ein Ausnahmefall zu ſein, daß bei weitem 
das wichtiaſte Dekret der Kommune eine Organiſation der großen Induſtrie und 
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ſogar der Manufaktur anordnete, die nicht nur auf der Aſſoziation der Arbeiter in 
jeder Fabrik beruhen, ſondern auch alle dieſe Genoſſenſchaften zu einem großen 
Verband vereinigen ſollte; kurz, eine Organiſation, die, wie Marx im „Bürgerkrieg“ 
ganz richtig ſagt, ſchließlich auf den Kommunismus, alſo auf das direkte Gegenteil 
der Proudhonſchen Lehre hinauslaufen mußte. Und daher war auch die Kommune 
das Grab der Proudhonſchen Schule des Sozialismus. Dieſe Schule iſt heute aus 
den franzöſiſchen Arbeiterkreiſen verſchwunden; hier herrſcht jetzt unbeſtritten, bei 
Poſſibiliſten nicht minder als bei „Marxiſten“, die Marxſche Theorie. Nur unter 
der „radikalen“ Bourgeoiſie gibt es noch Proudhoniſten. 

Nicht beſſer erging es den Blanquiſten. Großgezogen in der Schule der Ver— 
ſchwörung, zuſammengehalten durch die ihr entſprechende ftraffe Disziplin, gingen 
ſie von der Anſicht aus, daß eine verhältnismäßig kleine Zahl entſchloſſener, wohl— 
organiſierter Männer imſtande ſei, in einem gegebenen günſtigen Moment das 
Staatsruder nicht nur zu ergreifen, ſondern auch durch Entfaltung großer, rück— 
ſichtsloſer Energie ſo lange zu behaupten, bis es ihr gelungen, die Maſſe des Volks 
in die Revolution hineinzureißen und um die führende kleine Schar zu gruppieren. 
Dazu gehörte vor allen Dingen ſtrengſte, diktatoriſche Zentraliſation aller Gewalt 
in der Hand der neuen „revolutionären Regierung“. Und was tat die Kommune, 
die der Mehrzahl nach aus eben dieſen Blanquiſten beſtand? In allen ihren Prokla⸗ 
mationen an die Franzoſen der Provinz forderte ſie dieſe auf zu einer freien Föde⸗ 
ration aller franzöſiſchen Kommunen mit Paris, zu einer nationalen Organiſation, 
die zum erſten mal wirklich durch die Nation ſelbſt geſchaffen werden ſollte. Gerade 
die unterdrückende Macht der bisherigen zentraliſierten Regierung, Armee, politiſche 
Polizei, Bureaukratie, die Napoleon 1798 geſchaffen und die ſeitdem jede neue Re— 
gierung als willkommenes Werkzeug übernommen und gegen ihre Gegner ausgenutzt 
hatte, gerade dieſe Macht ſollte überall fallen, wie ſie in Paris bereits gefallen war. 

Die Kommune mußte gleich von vorn herein anerkennen, daß die Arbeiter— 
klaſſe, einmal zur Herrſchaft gekommen, nicht fortwirtſchaften könne mit der alten 
Staatsmaſchine; daß dieſe Arbeiterklaſſe, um nicht ihrer eigenen, erſt eben eroberten 
Herrſchaft wieder verluſtig zu gehen, einerſeits alle die alte, bisher gegen ſie ſelbſt 
ausgenutzte Unterdrückungsmaſchinerie beſeitigen, andererſeits aber ſich ſichern 
müſſe gegen ihre eigenen Abgeordneten und Beamten, indem ſie dieſe, ohne alle 
Ausnahme, für jederzeit abſetzbar erklärte. Worin beſtand die charakteriſtiſche 
Eigenſchaft des bisherigen Staats? Die Geſellſchaft hatte zur Beſorgung ihrer 
gemeinſamen Intereſſen, urſprünglich durch einfache Arbeitsteilung, ſich eigene 
Organe geſchaffen. Aber dieſe Organe, deren Spitze die Staatsgewalt, hatten 
ſich mit der Zeit, im Dienſt ihrer eigenen Sonderintereſſen, aus Dienern der Ges 
ſellſchaft zu Herren über dieſelbe verwandelt. Wie dies z. B. nicht bloß in der 
erblichen Monarchie, ſondern ebenſogut in der demokratiſchen Republik zu ſehen 
iſt. Nirgends bilden die „Politiker“ eine abgeſondertere und mächtigere Abteilung 
der Nation, als gerade in Nordamerika. Hier wird jede der beiden großen Parteien, 
denen die Herrſchaft abwechſelnd zufällt, ſelbſt wieder regiert von Leuten, die aus 
der Politik ein Geſchäft machen, die auf Sitze in den geſetzgebenden Verſamm⸗ 
lungen des Bundes wie der Einzelſtaaten ſpekulieren, oder die von der Agitation 
für ihre Partei leben und nach deren Sieg durch Stellen belohnt werden. Es iſt 
bekannt, wie die Amerikaner ſeit 30 Jahren verſuchen, dies unerträglich gewordene 
Joch abzuſchütteln, und wie ſie trotz alledem immer tiefer in dieſen Sumpf der Kor⸗ 
ruption hineinſinken. Gerade in Amerika können wir am beſten ſehen, wie dieſe 
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Verſelbſtändigung der Staatsmacht gegenüber der Geſellſchaft, zu deren bloßem 
Werkzeug ſie urſprünglich beſtimmt war, vor ſich geht. Hier exiſtiert keine Dynaſtie, 
kein Adel, kein ſtehendes Heer, außer den paar Mann zur Bewachung der Indianer, 
leine Bureaukratie mit feſter Anſtellung oder Penſionsberechtigung. Und dennoch 
haben wir hier zwei große Banden von politiſchen Spekulanten, die abwechſelnd 
die Staatsmacht in Beſitz nehmen und mit den korrupteſten Mitteln und zu den 
korrupteſten Zwecken ausbeuten — und die Nation iſt ohnmächtig gegen dieſe, 
angeblich in ihrem Dienſt ſtehenden, in Wirklichkeit aber ſie beherrſchenden und plün⸗ 
dernden zwei großen Kartelle von Politikern. 

Gegen dieſe, in allen bisherigen Staaten unumgängliche Verwandlung des 
Staats und der Staatsorgane aus Dienern der Geſellſchaft in Herren der Geſell— 
ſchaft wandte die Kommune zwei unfehlbare Mittel an. Erſtens beſetzte ſie alle 
Stellen, verwaltende, richtende, lehrende, durch Wahl nach allgemeinem Stimm— 
recht der Beteiligten, und zwar auf jederzeitigen Widerruf durch dieſelben Beteiligten. 
Und zweitens zahlte ſie für alle Dienſte, hohe wie niedrige, nur den Lohn, den 
andere Arbeiter empfingen. Das höchſte Gehalt, das ſie überhaupt zahlte, war 
6000 Franken. Damit war der Stellenjägerei und dem Strebertum ein ſicherer 
Riegel vorgeſchoben, auch ohne die gebundenen Mandate bei Delegierten zu Ver— 
tretungskörpern, die noch zum Überfluß hinzugefügt wurden. 

Dieſe Sprengung der bisherigen Staatsmacht und ihre Erſetzung durch 
eine neue, in Wahrheit demokratiſche, iſt im dritten Abſchnitt des „Bürgerkriegs“ 
eingehend geſchildert. Es war aber nötig, hier nochmals kurz auf einige Züge 
derſelben einzugehen, weil gerade in Deutſchland der Aberglaube an den Staat 
aus der Philoſophie ſich in das allgemeine Bewußtſein der Bourgeoiſie und 
ſelbſt vieler Arbeiter übertragen hat. Nach der philoſophiſchen Vorſtellung 
iſt der Staat die „Verwirklichung der Idee“, oder das ins Philoſophiſche über⸗ 
ſetzte Reich Gottes auf Erden, das Gebiet, worauf die ewige Wahrheit und 
Gerechtigkeit ſich verwirklicht oder verwirklichen ſoll. Und daraus folgt dann 
eine abergläubiſche Verehrung des Staats und alles deſſen, was mit dem Staat 
zuſammenhängt, und die ſich um ſo leichter einſtellt, als man ſich von Kindes⸗ 
beinen daran gewöhnt hat, ſich einzubilden, die der ganzen Geſellſchaft gemein⸗ 
ſamen Geſchäfte und Intereſſen könnten nicht anders beſorgt werden, als wie 
ſie bisher beſorgt worden ſind, nämlich durch den Staat und ſeine wohlbeſtallten 
Behörden. Und man glaubt ſchon einen ganz gewaltig kühnen Schritt getan 
zu haben, wenn man ſich frei gemacht vom Glauben an die erbliche Monarchie 
und auf die demokratiſche Republik ſchwört. In Wirklichkeit aber iſt der Staat 
nichts als eine Maſchine zur Unterdrückung einer Klaſſe durch eine andere, 
und zwar in der demokratiſchen Republik nicht minder als in der Monarchie; 
und im beſten Fall ein Übel, das dem im Kampf um die Klaſſenherrſchaft 
ſiegreichen Proletariat vererbt wird, und deſſen ſchlimmſte Seiten es, ebenſo⸗ 
wenig wie die Kommune, umhin können wird, ſofort möglichſt zu beſchneiden, 
bis ein in neuen, freien Geſellſchaftszuſtänden herangewachſenes Geſchlecht 
imſtande ſein wird, den ganzen Staatsplunder von ſich abzutun. 

Der deutſche Philiſter iſt neuerdings wieder in heilſamen Schrecken geraten 
bei dem Wort: Diktatur des Proletariats. Nun gut, ihr Herren, wollt ihr wiſſen, 
wie dieſe Diktatur ausſieht? Seht euch die Pariſer Kommune an. Das war die 
Diktatur des Proletariats. 


Zweiter Teil 
Am Vorabend. 


J. Oſterreich-Ungarn. 


Durch die ſcharf ausgeübte Militärzenſur in Deutſchland war unſer Land 
einige Tage von jeder Berichterſtattung abgeſperrt, ſo daß die angegebenen Daten, 
ſoweit es natürlich nur Oſterreich-Ungarn betrifft, nicht ganz zuverläſſig find. 
Seit Mitte Oktober vollzogen ſich die Ereigniſſe mit lawinenartiger Schnelligkeit 
und Wucht. Hand in Hand mit dem Streben der fremdſprachigen Nationen nach 
Selbſtändigkeit ging nicht nur die politiſche Auflöſung des Staates Oſterreich⸗ 
Ungarn, ſondern, was wichtiger iſt, auch der wirtſchaftliche Zuſammenbruch der 
einzelnen Staaten vor ſich. — 

In der zweiten Oktoberhälfte gab im Ausſchuß der ungariſchen Delegation 
für auswärtige Angelegenheiten Graf Michael Karolyi folgende Erklärung ab: 

„Ich bin gekommen, Cäſar zu begraben, nicht ihn zu feiern. Ich mißachte 

die Delegation und betrachte ſie nur als Podium, das mir Gelegenheit bietet, 
gegen die gemeinſame öſterreichiſch-ungariſche Regierung vor ganz Europa 
Anklage zu erheben. Die Fehler, die die gemeinſame Regierung und die 
Delegation begangen haben, ſind unverzeihlich. Graf Czernin und Graf Burian, 
der im Weltkrieg zweimal Miniſter war, haben abſichtlich die Delegation 
nicht zuſammenberufen, um nicht vor dem Richterſtuhl erſcheinen zu müſſen. 
Die Tatſache, daß Graf Burian ſie jetzt zuſammenberuft, iſt eine Verſpottung 
des ungariſchen Volkes. Graf Burian hätte die heutigen Einladungen mit 
einem Trauerrand abſenden müſſen. Die Achtundvierziger (Unabhängigkeits⸗) 
Partei iſt ſeit jeher mit all ihrer ganzen Kraft gegen dieſes unmögliche In⸗ 
ſtrument, die Delegation, aufgetreten. Ich klage das gemeinſame Miniſterium 
und die Delegationen an, daß ſie allein den Zuſammenbruch der Monarchie 
verurſachten, und ſo Ungarn in dieſe traurige Lage verſetzt haben, in der es 
heute ſich befindet. Die gemeinſame Regierung hat ſich niemals um die Stim- 
mung im Volke gekümmert, ſondern auch in der ernſten Zeit immer klein⸗ 
liche Intrigen betrieben.“ 

In Agram ſoll als Gegenſtück zur ungariſchen Unabhängigkeitserklärung die 
Proklamation eines ſelbſtändigen ſüdſlawiſchen Staates geplant ſein. 

Die der öſterreichiſchen Delegation angehörigen polniſchen Abgeordneten 
haben in der heutigen Sitzung der Delegation folgende Erklärung abgegeben: 
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„Die polniſchen Mitglieder der Delegation erklären feierlich, daß die Ge- 
ſamtheit der polniſchen Reichstagsabgeordneten im vollſten Einvernehmen 
mit der öffentlichen Meinung und mit dem feſten Willen aller Bevölkerungs- 
ſchichten im Lande die am 2. Oktober 1918 im Abgeordnetenhauſe durch die 
polniſchen Parteien abgegebene Erklärung als einzige politiſche Grundlage 
für die polniſche Nation in der Monarchie, insbeſondere in Galizien, ane 
ſehen und ſich von dieſem Augenblick an auch als Zugehörige und Bürger 
des freien, vereinigten, unabhängigen polniſchen Staates betrachten, wo⸗ 
bei ſie ſich ſowohl auf die weltbekannte Erklärung des Präſidenten der Vere 
einigten Staaten von Amerika ſowie auf die Anerkennung durch die Zentral- 
mächte berufen. Die polniſchen Mitglieder der Delegation fordern die k. u. k. 
Regierung auf, unverzüglich alle notwendigen Schritte einzuleiten, die zur 
Verwirklichung der Grundſätze des Präſidenten Wilſon führen und in klarer 
Weiſe das Recht des polniſchen Volkes zur Teilnahme an dem Friedens⸗ 
kongreß zur Durchführung der ſtaatlichen Angrenzung und Anbahnung 
der notwendigen wirtſchaftlichen Verträge zwiſchen dem ſouveränen pol⸗ 
niſchen Staat und den übrigen Teilen des öſterreichiſch⸗ungariſchen Staates 
zur Geltung kommen laſſen.“ 


Ahnlich wie ſich die Polen als unabhängig betrachten und der k. k. öſterreichiſch— 
ungariſchen Regierung nur die Aufgabe der formellen Liquidation Oſterreich⸗ 
Ungarns zuſchieben, erklären ſich die Tſchechen als ſelbſtändig. Sie haben ge— 
meinſam mit den Südſlawen an den Kriegsminiſter und den Miniſter des Außeren 
folgende Anfragen gerichtet: 

„1. Iſt die k. u. k. Regierung bereit, endlich einmal den Weg zum Frieden 
zu öffnen, indem ſie den Vertretern der Nationen, die ſich zu Nationalregie- 
rungen konſtituieren wollen, die Herbeiführung und Durchführung von Waffen- 
ſtillſtands⸗ und Friedensverhandlungen ermöglicht? 2. Iſt die gemeinſame 
Regierung bereit, ſofort alle ſüdſlawiſchen Regimenter in die Heimat zu 
verſetzen?“ 

Im Heeresausſchuſſe der öſterreichiſchen Delegation verwies der tſchechiſche 
Delegierte Dr. Koerner darauf, daß der tſchecho-ſlowakiſche Staat nunmehr 
ins Leben getreten ſei. Die nähere Durchführung des neuen Staates werde 
den Gegenſtand internationaler Verhandlungen zu bilden haben. Jetzt beſtehe nur 
ein Übergangsſtadium bis zur Loslöſung des neuen Staates von der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie. Deshalb nehme Redner an den Verhandlungen nur unter 


Verwahrung teil, ohne den Fortbeſtand der Verfaſſungsgeſetze vom Jahre 1867 
anzuerkennen. 


Die Fiumaner Revolte. 


Budapeſt, 24. Oktober. In Fiume hat das revoltierende 79. gemeinſame 
Infanterie⸗Regiment die Tabaktrafitk beſetzt, iſt in das Gerichtsgebäude ein⸗ 
gedrungen und hat den Finmaner Leiter der Staatsanwaltſchaft Balini gefangen 
genommen. Sodann wurden die Gefängniſſe geöffnet und die Sträflinge be: 
freit. Bei den Straßenkämpfen mit der Polizei wurden zwei Poliziſten von 
Kroaten gefangen und angeblich zu Tode gepeinigt. Sodann wurde der Bahn⸗ 
hof beſetzt und die Eiſenbahnſchienen bis Debnice aufgeriſſen. 
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Revolution in Kroatien und Slawonien. 


In offener Parlamentsſitzung iſt das Kabinett Wekerle geſtürzt worden. Eine 
neue Regierung iſt in Bildung begriffen, der Graf Karolyi, wenn nicht als Miniſter⸗ 
präſident, fo doch jedenfalls als führendes Mitglied angehören wird. Demo— 
kraten und Sozialdemokraten ſollen in ſie eintreten, und als Miniſter des Außern 
iſt Graf Andraſſy in Ausſicht genommen. 

Der unmittelbare Anlaß zu dem plötzlichen Sturze Wekerles, der ſich eben 
erſt durch die enge Verbindung mit der Tisza-Partei gefeſtigt zu haben ſchien, 
war ein Telegramm aus Fiume an das Mitglied der Karolyi-Partei den Ab⸗ 
geordneten Balla. Darin wird von Tatſachen militäriſcher Natur ſowie ſchweren 
Unruhen berichtet, die ſich in Fiume ſowie in ganz Kroatien und Slawonien zu— 
getragen haben. Worum es ſich handelt, erzählt die „Frankfurter Zeitung“ in 
einem Budapeſter Telegramm: i 

In Kroatien hat die bisherige Ordnung aufgehört, und der National⸗ 
rat der Slowaken, Kroaten und Serben hat die Zentralgewalt über Kroatien 
in die Hand genommen. Es kam zu großen Kundgebungen, auch für Wilſon 
und Profeſſor Maſaryk. Die ſerbiſchen Kriegsgefangenen wurden für frei 
erklärt. 

Kurz nach der Verleſung dieſes Telegramms gaben die Führer aller links⸗ 
ſtehenden Parteien Erklärungen ab, in denen ſie der Regierung das Vertrauen 
abſprachen, in dieſen kritiſchen Augenblicken die Geſchicke des Landes weiter zu 
leiten. Graf Karolyi, der radikale Führer der Oppoſition, ſagte: 

„Alle Anzeichen der Zerrüttung liegen klar zutage, nur die Regierung 
ſieht ſie nicht. Ein jeder von uns halte ſich bereit, ſein Leben einzuſetzen. 
Wir müſſen binnen 24 Stunden einen Weg zur Entwirrung finden. Wenn 
bis dahin keine Löſung gefunden iſt, ſo ſtellen wir uns beiſeite, und dann 
mögen andere den Ausweg ſuchen.“ 

Das war die offene Drohung mit der Revolution! 

Nach dieſen Erklärungen wurde die Entſendung einer Abordnung an den 
König beſchloſſen, die ihn erſuchen ſoll, vor dem verſammelten ungariſchen Reichs— 
tag feierlich die volle Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit Ungarns zu erklären. 

Sodann wurde die Sitzung unterbrochen; nach der Pauſe ergriff der Miniſter⸗ 
präſident Wekerle das Wort zu folgender Erklärung: 

„Wir befinden uns unter den ſchwerſten Verhältniſſen. Nur die Ver⸗ 
einigung der geſamten Kräfte der Nation vermag einem drohenden Unheil 
zu ſteuern und die großen Ziele der Verteidigung und Integrität des Lan⸗ 
des zu ſichern. Unter dieſen Umſtänden werde ich morgen vor dem Mon⸗ 
archen erſcheinen und erklären, daß ich für die Leitung der Angelegen⸗ 
heiten keine Verantwortung mehr übernehmen kann. Es beſtanden zwiſchen 
der Regierung und anderen Parteien in weſentlichen Fragen niemals 
Unterſchiede, bloß in der Frage des Wahlrechtes. Auch diejenigen, die 
deſſen Erweiterung nicht billigten, ſtimmen jetzt unter den neuen Ver⸗ 
hältniſſen zu. 

Unſere weitere Tätigkeit wird die Fortſetzung der Friedensbeſtrebungen 
ſein. Wir müſſen Wilſon antworten, und ich werde, bis meinen Platz 
eine andere Regierung übernimmt, fortfahren, die Friedensſache zu fördern. 
Unſere nächſte Pflicht iſt, die Grenzen des Landes zu ſchützen und die unga⸗ 
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riſchen Soldaten ins Land zurückzubringen. Es iſt unſere Aufgabe, den 

Frieden unter allen Umſtänden und um jeden Preis zu ſichern. Ich bitte 

um die Mitwirkung des Hauſes. Die neue Regierung ſoll aus Vertretern 

aller parlamentariſchen Parteien ſowie aus außerhalb ſtehenden politiſchen 

Faktoren, die die Sache des Vaterlandes fördern wollen, gebildet 

werden.“ 

Wer es aus der Tatſache, ia der pazifiſtiſch geſinnte, politiſch aber durchaus 
ententiſtiſch orientierte Graf Michael Karolyi ungariſcher Miniſter geworden iſt, 
nicht ſchließen wollte, muß es ſich von dem abgehenden Miniſterpräſidenten Dr. Wes 
kerle ſagen laſſen. Das Ziel der neuen ungariſchen Regierung iſt der Frieden um 
jeden Preis und unter allen Umſtänden! 

Wie weit dieſer Entſchluß geeignet iſt, die kataſtrophale Entwicklung der Dinge 
im ſüdſlawiſchen Sprachgebiete zurückzudämmen und welche Nachwirkung dieſe 
ſenſationellen Vorgänge auf die Operationen der noch verbündeten Truppen 
in Serbien und Albanien haben werden, ſteht dahin. 

Auch in Oſterreich macht die Auflöſung weitere Fortſchritte, wenn auch die 
letzten Tage durch keine fo ſenſationellen Ereigniſſe kennzeichnete, wie in Buda— 
peſt. Über die augenblickliche Lage berichtet folgendes Privattelegramm unſeres 
Wiener Korreſpondenten: 


Wien, 24. Oktober. Die Konſtituierung der nationalen Staaten aufdem 
Boden Sſterreichs macht immer weitere Fortſchritte. Die wichtigſte Frage iſt 
zunächſt die der Übernahme der Verwaltung durch die Nationen. Hier wird 
das Meiſte nicht durch juriſtiſche übergabe aller Behörden, ſondern durch den 
tatſächlichen übergang der Gewalt aus den Händen der ſtaatlichen Behörden 
an die lokalen und autonomen Körperſchaften bewirkt. Dieſe Entwicklung 
vollzieht ſich bei Tſchechen und Deutſchen ähnlich, wenn auch in graduell ver⸗ 
ſchiedener Weiſe. Bei den Deutſchen allmählicher, bei jenen raſcher, da die 
Vorbereitungen im tſchechiſchen Sprachgebiet weiter vorgeſchritten ſind. Das 
Hauptintereſſe konzentriert ſich jetzt auf Böhmen, wo ſeit jeher der Angel⸗ 
punkt des ganzen ſtaatlichen Problems liegt. 

Bei der geſtrigen Beſprechung der Deutſch⸗-Böhmen wurde ein Ausſchuß 
gewählt. Unter zwölf Mitgliedern ſind drei Sozialdemokraten. Der Ausſchuß 
ſoll Vorſchläge über die Organiſation Deutſch⸗Böhmenz erſtatten. Die Schwierig⸗ 
keiten liegen in der Geſtaltung des deutſch-böhmiſchen Staatsgebietes. Nur 
der Norden und Weſten bilden ein zuſammenhängendes Territorium. Von 
ihm iſt der von Deutſchen bewohnte Teil Südböhmens, der zu den Donauländern 
gravitiert, durch einen tſchechiſchen Riegel ſprachlich getrennt. Eine expo⸗ 
nierte Stellung nimmt auch der von Deutſchen bewohnte Teil Oſterreichiſch⸗ 
Schleſiens ein. 

Andere große Schwierigkeiten liegen im Ernährungsweſen des nord⸗ 
böhmiſchen Induſtriegebiets, das durch die paſſive Reſiſtenz des tſchechiſchen 
Böhmens ſchwer gefährdet iſt. Damit hängt die Entſendung einer Abordnung 
deutſch⸗öſterreichiſcher Abgeordneter nach Berlin zuſammen. Ihr gehören an 
die Herren Dr. Renner, Schreitter, Friedmann, Fink, Dr. v. Langenhahn, Baren 
Pantz. Die Tſchechen möchten die Zurückhaltung von Lebensmitteln als Preſ⸗ 
ſionsmittel für territoriale Zugeſtändniſſe benützen, erklären aber, über Liefe⸗ 
rung von Lebensmitteln von Volk zu Volk verhandeln zu wollen. 
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Das tſchechiſche Verlangen nach Übergabe der geſamten Verwaltung Böh⸗ 
mens widerſpricht aber einigermaßen dieſer Erklärung, da ſie damit auch 
die Verwaltung Deutſch⸗Böhmens erhalten würden. Der Miniſter des Außern, 
Burian, legte heute dem Delegationsausſchuß für Außeres die Vorſchläge 
zur Beantwortung der Wilſonnote vor, worüber eine vertrauliche Beratung 
ſtattfand. 

Über die Stellung der Tſchechen unterrichtet ein Artikel des Vizepräſidenten 

Tuſar in dem Wiener tſchechiſchen Arbeiterblatt: 
Wien, 24. Oktober. Die Blätter entnehmen der „Delnicke Liſty“ einen Are 
tikel des tſchechiſchen Sozialdemokraten Vizepräſidenten Tuſar über den Stand⸗ 
punkt der Tſchechen, worin ausgeführt wird: Der tſchechiſche unabhängige Staat 
exiſtiert rechtlich. Es handelt fi) bloß um die faktiſche Konſtituierung. Die tſche⸗ 
chiſche Regierung, welche den Anſpruch auf Deutſch⸗Böhmen und die Slowakei 
aufgeben würde, wäre undenkbar. Die Frage Nordböhmens als Grenzregelungse 
frage zwiſchen dem tſchechiſchen Staate und Deutſchland werde auf einer Kon⸗ 
ferenz zwiſchen Prag und Berlin in beiderſeitigem Intereſſe zu löſen ſein. Tuſar 
verlangt ſchließlich die Abberufung des fremden Militärs aus Böhmen und 
Mähren. 

Am Mittwoch erſchien das Präſidium der ukrainiſchen Konſtituante — es 
iſt hier natürlich nur von der Nationalverſammlung der den Nordoſten Galiziens, 
der Bukowina und Ungarns bewohnenden Ukrainer oder Ruthenen die Rede — 
beim Miniſterpräſidenten Dr. v. Huſſarek und erklärte ihm, daß ſich der ukrainiſche 
Staat konſtituiert habe und ſich über alle ethnographiſch-ukrainiſchen Gebiete der 
Monarchie erſtrecke. Es iſt für die Situation bezeichnend, daß der Miniſterpräſi⸗ 
dent dieſe Erklärung „zur Kenntnis“ nahm. 


Deutſch⸗öſterreichiſche Abordnung in Berlin. 


Oſterreichiſcher oder deutſcher Bundesſtaat? 


Eine Abordnung des in Bildung begriffenen deutſch⸗öſterreichiſchen Staates 
iſt geſtern in Berlin eingetroffen. Sie wird von einem der drei Präſidenten 
des Vollzugsausſchuſſes der deutſch⸗öſterreichiſchen Nationalverſammlung, 
Abg. Fink, geführt, dem Abg. Genoſſe Karl Renner beigegeben iſt. Weiter 
gehören ihr fünf Mitglieder des Ernährungsausſchuſſes und ein Vertreter 
der Stadt Wien als Mitglieder an. 

Die Abordnung beſuchte geſtern den Reichstag, wo ihre verſchiedenen 
Parteigruppen mit den ihnen entſprechenden Parteien Fühlung nahmen. Morgen 
wird ſie mit den politiſchen Staatsſekretären und mit den Parteiführern offiziell 
in Verbindung treten. 

Der Beſuch hat nicht den Zweck, ſtaatsrechtliche Bindungen zu vollziehen 
oder vorzubereiten. Soweit iſt die Sache noch nicht. Die Deutſch⸗Sſterreicher 
wollen zunächſt mit den anderen Nationalſtaaten des alten Sſterreich der: 
handeln und ſind bereit, mit ihnen einen demokratiſchen Bundesſtaat zu bilden, 
der den nationalen und wirtſchaftlichen Intereſſen aller Beteiligten gerecht 
wird. Wenn die anderen Völker das nicht wollen, dann allerdings würden 
Sie tatkräftig beweiſen, daß ſie dem Deutſchen Reich als Bundesſtaat beizu⸗ 
treten wünſchen. 
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Die tſchechiſchen Emigranten für die Republik. 

Genf, 24. Oktober. (Eig. Drahtbericht des „Vorwärts“.) Der tſchechiſche 
Geſchäftsträger in Rom, Borsky, ſagte dem Pariſer Korreſpondenten des „Cor⸗ 
riere de la Sera“, daß der tſchechiſche Staat nur Republik ſein könne, da eine 
eigene Dynaſtie nicht exiſtiere und man keine Fremden im Hauſe haben wolle. 
Auch ſei die Unabhängigkeit des tſchechiſchen Staates den demokratiſchen Parteien 
zu verdanken. Das Bildungsniveau des Volkes verſpreche der republikaniſchen 
Staatsform Erfolg. 


Was iſt Deutſchöſterreiche 


Von Dr. Karl Renner, 
Mitglied des Vollzugsausſchuſſes der deutſch-öſterreichiſchen Nationalverſammlung. 


Dieſen Artikel Karl Renners, des nachmaligen Staatskanzlers, glaube ich 
der Offentlichkeit erhalten zu müſſen, weil er uns durch des Verfaſſers Mund 
die Stellungnahme der Deutſch⸗öſterreichiſchen Sozialdemokratie zur Bewegung 
kundgibt. 

Ein neuer Staat iſt erſtanden, er nennt ſich Deutſchöſterreich. Nicht nur 
die weite Welt, wohl auch die nächſten Nachbarn ſind durch den Schritt der deutſchen 
Reichsratsabgeordneten Oſterreichs — fie find auf Grund des allgemeinen gleichen 
Wahlrechts gewählte wirkliche Vertreter ihres Volkes — höchlichſt überraſcht worden. 
Woher dieſer raſche Entſchluß? Wieſo dieſes ſofortige Verſtändnis und Cinvere 
ſtändnis des ganzen Volkes ohne alle Aus nahmen? 

Was Ariſtoteles ſagt, trifft hier buchſtäblich zu: Staaten entſtehen des Lebens 
halber, aus des Lebens Notdurft. Eines Tages blieb uns Deutſchen der Donau— 
monarchie kein anderer Ausweg übrig, als ſelbſt die öffentliche Gewalt zu ergreifen, 
die bis dahin eine „landesfürſtliche“ und ihrer Zuſammenſetzung nach „inter— 
nationale“ Bureaukratie ausgeübt hatte. Sie verwaltete die deutſchen, flawiſchen 
und romaniſchen Gebiete, aber die nichtdeutſchen Gebiete verſagten ihr eines 
Tages den Gehorſam: Die tſchechiſchen und polniſchen Bezirkshauptleute hörten 
auf, Nahrungsmittel nach den Weiſungen der Behörden abzuſtellen, tſchechiſche 
Eiſenbahner hielten auf Geheiß des tſchechiſchen Nationalrats die Bahnwagen 
mit Getreide, Kartoffeln und Kohlen auf — das deutſche Gebiet war der Aus— 
hungerung preisgegeben. Da die vielnationale, überdies durch Geſetze und tauſend 
Rückſichten gebundene Bureaukratie gegen dieſe Eigenmacht ohnmächtig war, da 
überdies die ſlawiſchen Amter ſich beinahe unverhüllt den flawiſchen National⸗ 
räten unterſtellten und fo im kalten Wege der Tatſachen ſlawiſche Staatsgewalten 
herſtellten, blieb uns Deutſchen gar nichts übrig, als die ſolidariſche Selbſthilfe 
zu verkünden und auch ſelbſt als deren einzig gebotenes Mittel den eigenen Staat 
aufzurichten. Das war der letzte Anſtoß und dieſer treibt uns unaufhaltſam weiter. — 

Die zweite Zwangslage war eine rechtlich-moraliſche. Die öſterreichiſche 
Staatsgewalt war bis dahin landesfürſtliches, habsburgiſches Patrimonium, nicht 
etwa deutſches Volksgut. Die herrſchende Schicht der Deutſchen hatte an ihm 
denſelben Anteil, wie etwa das Karoſſenpferd am Silbergeſchirr, und genoß auch 
die erhöhte Haferration des Karoſſenpferds — den deutſchen Volksmaſſen er— 
wuchſen nur Nachteile aus dieſem Verhältniſſe. Den anſtürmenden Slawen bot 
es ſeit fünfzig Jahren Gelegenheit, von der Dynaſtie Zuwendungen teils durch 
Knechtſeligkeit zu erliſten, teils durch Abfalldrohung zu erpreſſen. Sowohl der 
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Byzantinismus wie der Hochverrat der anderen wurde gewohnheitsmäßig aus 
deutſchem Gut und Blut bezahlt. 

Das hat die Deutſchen Oſterreichs gezwungen, von dem vielnationalen landes— 
fürſtlichen ihr deutſches Gemeinweſen abzulöſen, gleichſam die zwei zuſammen⸗ 
gemiſchten Kaſſen wieder auseinanderzulegen. Denn gerade jetzt ſtiegen die Forde— 
rungen aller Nationen ins Unermeßliche, und ſo gebot die Vorſicht, unſer Gut 
in Sicherheit zu bringen. 

Drittens aber ſtand die politiſche Maſchine ſtill, weil die Tschechen erklärten, 
mit der Wiener Regierung überhaupt nicht mehr zu verhandeln, weil ſie ſo auf 
die wirkſamſte Weiſe die Gemeinſchaft ſtillſetzten. Aber das menſchliche Gemein⸗ 
ſchaftsleben kann niemals ſtille ſtehen — nicht im Frieden und noch weniger 
im Kriege! Wir müſſen unſere Hungernden verpflegen und können das nicht 
ohne öffentliche Gewalt. Wir wollen unſere Soldaten demohil'ſieren und können 
es nicht ohne öffentliche Gewalt. Verſagt die eine, ſo muß die andere geſchaffen 
werden. Die Tſchechen können einer dynaſtiſchen Regierung alles Verhandeln 
ablehnen, aber ſie können das nicht einem Volke, das rings um ſie und mitten 
unter ihnen wohnt. Verhandeln aber kann nur, wer eigenen Rechtes iſt, und 
nur auf Grund ſeines vorher geſicherten unbeſtreitbaren Beſitztums. 

Es blieb nichts übrig — Deutſchöſterreich mußte ein eigener Staat werden. 
Er iſt es durch den einmütigen Beſchluß ſeiner Vertreter ſchon geworden, und 
binnen kurzer Zeit wird der Vollzugsausſchuß in aller Form die Regierungs⸗ 
gewalt ergreifen, wenn auch mit einer Einſchränkung. 

Was will Deutſchöſterreich? Es hat unverhohlen und klar der Dynaſtie, der 
bisherigen Regierung und den anderen Nationen der Donaumonarchie ein Dilemma 
geſtellt: 

Entweder erklären die übrigen Nationen ſich bereit, mit Deutſchöſterreich 
einen Bundesſtaat zu bilden, und dies unter Bedingungen, die den nationalen 
und wirtſchaftlichen Intereſſen Deutſchöſterreichs entſprechen — dann ſind auch 
wir bereit, in einen ſolchen Bund einzutreten, oder ſie wollen einen Bund nicht 
oder nur unter unannehmbaren Bedingungen — dann wird Deutſchöſterreich 
als Bundesſtaat dem Deutſchen Reiche beitreten. 

Beide Glieder des Dilemmas ſind gleich ernſt gemeint, das erſte iſt nicht als 
zeitlicher Vorwand, das letztere nicht als leere Drohung zu faſſen! Vor ſolchem 
Irrtum ſei Feind und Freund gewarnt! Ernſtlich bleibt die erſte Möglichkeit den 
anderen Nationen offen. Deutſchöſterreich iſt mit den anderen Nationen mirte 
ſchaftlich ſo eng verwachſen, daß die Trennung bei allen Trennſtücken furchtbare 
Wunden zurückläßt. Dieſes Opfer wollen wir ernſthaft uns ſelbſt wie den an 
deren erſparen, wenn dieſe das verſtehen und zu würdigen wiſſen. Aber es liegt 
uns ganz fern, irgend jemand zum Verſtändnis und zur Liebe zwingen zu wollen, 
am Ende haben wir es ſatt, den unverſtandenen Lehrmeiſter und den ungebetenen 
Vormund zu ſpielen, und keine überlieferte Macht, weder Dynaſtie noch Kirche 
noch Bureaukratie, wird uns mehr eine Rolle aufnötigen, die gegen unſere Würde 
iſt. Wir beſtellen unſer eigenes Haus — mögen die anderen für ſich ſelber denken 
und ſorgen. Und dieſe Politik kann und wird die deutſchöſterreichiſche Sozial— 
demokratie, die den Imperialismus der deutſchen Bourgeoiſie ſtets bekämpft hat, 
gerne mitmachen und aktiv mitführen, bis das eigene Heim fertig daſteht. 

Das iſt, das will Deutſchöſterreich und das iſt unſer Anteil als Sozialdemo⸗ 


kraten an ihm. 
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Die Kriſe in Oſterreich⸗Ungarn. 
Die nene Regierung in Ungarn. 

Die kritiſche Zuſpitzung der Lage in Oſterreich und in Ungarn hat fi) welt— 
rolitiſch noch nicht ausgewirkt. Das hängt in erfter Linie wohl damit zuſammen, 
daß das neue ungariſche Kabinett noch nicht gebildet iſt. Einige Meldungen ſprechen 
von einem Koalitionskabinett, dem auch Wekerle, Apponyi und Tisza beitreten 
würden. Andere berichten von einem Kabinett, das im weſentlichen aus ne 
hängern Karolyis, Sozialdemokraten und Vertretern der Nationalitäten ſich zu— 
ſammenſetzen würde. Ein ſolches Miniſterium ſollte natürlich verſinnbildlichen, 
daß die Slowaken, Rumänen und Südflawen für ein Linſengericht ihr Erſtgeburts— 
recht preisgeben werden. Höchſtens könnte es gelingen, einige Renegaten als Aus- 
hängeſchild für ein ſolches Miniſterium zu gewinnen 


Die Revolte von Fiume. 


Die Ungariſche Telegraphenagentur berichtet, daß die Rebellion in Fiume 
niedergeſchlagen ſei und die Meuterer aus der Stadt gedrängt wurden. Doch 
iſt damit natürlich noch keine Beruhigung im ſüdflawiſchen Gebiet geſchaffen. 
Der Wiener Korreſpondent der „Frankfurter Zeitung“ ſieht die Dinge recht ſkeptiſch 
an und erwartet in abſehbarer Zeit die Kapitulation Oſterreichs: 

Wien, 25. Oktober. Im Heeresausſchuß der öſterreichiſchen Delegation er— 
klärte Kriegsminiſter von Stoeger⸗Steiner: Am 23. früh find Demonſtranten 
von Suſak nach Fiume gezogen, durchbrachen den bei der Brücke von Suſak auf⸗ 
geſtellten Grenzpolizeikordon, zogen in Fiume vor das Gerichtsgebäude und be— 
freiten die dort befindlichen Arreſtanten und hißten auf dieſem Gebäude und 
auf dem Gouvernementsgebäude die kroatiſche Fahne. Dieſer Demonſtration 
hat ſich eine Wachkompagnie des Infanterie-Regiments Nr. 79 angeſchloſſen. 
Durch die Gegenmaßnahmen der lokalen Behörden wurde um 4 Uhr nachmittags 
in Fiume die Ordnung wiederhergeſtellt. In den Abendſtunden haben ſich die 
De monſtrationen wiederholt und ſchärfere Formen angenommen. Die Wach— 
lompagnie des Infanterie-Regiments Nr. 79 hat ſich in einer Kaſerne verbarri⸗ 
kadiert. Laut den ſoeben eingelaufenen Meldungen hat dieſe Wachkompagnie 
heute um 6,30 Uhr früh die Fahne ſpontan von dem Gebäude entfernt und hat 
ſich ohne Blutvergießen ergeben. Momentan herrſcht in Fiume Ruhe und Ord— 
nung. Der Banus von Kroatien und der ſüdſlawiſche Nationalrat haben geſtern 
Aufrufe, die zur Ruhe und Ordnung mahnen, an die Bevölkerung erlaſſen. Dieſer 
Aufforderung iſt die Bevölkerung willig gefolgt, und es herrſcht derzeit in Agram 
und im Lande überhaupt Ruhe. 


Die nächſte Tagung der deutſchen Nationalverſammlung. 

Wien, 25. Oktober. (Eig. Drahtbericht des „Vorwärts“.) Die Vorgänge in 
Fiume haben die ungariſche Kriſe akut werden laſſen und den Rücktritt Welerles 
herbeigeführt. Wahrſcheinlich wird man, um Ungarns Beſtrebungen nach Unab— 
hängigkeit für die Krone zu gewinnen, dem Grafen Karolyi die Regierung über— 
tragen, was das Ende der oligarchiſchen Herrſchaft Tiszas und eine Wendung 
zur De molratie bedeuten würde. Im übrigen erwartet man von Karolyis enterte 
tiſtiſchen Sympathien auch einen guten Eindruck im Auslande. Karolyi wird 
auch Sozialde mokraten in die Regierung aufnehmen, wodurch die Wendung zur 
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Demokratie geſichert und äußerlich dokumentiert werde. Vielleicht wird auch 
verſucht werden, Vertreter der Nationalitäten zum Eintritt zu bewegen, um die 
gegenwärtigen Grenzen Ungarns zu erhalten. Aber es iſt ausgeſchloſſen, daß 
Slowaken, Rumänen oder gar Serben darauf eingehen, da eine ſolche Politik 
die Anerkennung des ungariſchen Staates und den Verzicht auf eigene Gelb- 
ſtändigkeit bedeutete. Übrigens treten auch die Anhänger Karolyis bei all ihren 
demokratiſchen Neigungen für die Vorherrſchaft der magyariſchen Nation ein. 
Der Rücktritt Burians und die Berufung Andraſſys ſoll ebenfalls das Entgegen⸗ 
kommen des Hofes gegen die Ungarn dokumentieren. Für Oſterreich iſt dieſer 
Miniſterwechſel bedeutungslos, da die Nationen eine gemeinſame Vertretung 
in der äußeren Politik nicht mehr anerkennen, ſondern die Regelung der aus⸗ 
wärtigen Beziehungen den nationalen Regierungen übertragen ſehen wollen. 

Mittwoch tritt die deutſche Nationalverſammlung zu ihrer zweiten Sitzung 
zuſammen. Die Tagesordnung umfaßt die geſamte innere und äußere Politik 
des neuen Staates, die hier mehr noch als ſonſt zuſammenhängen. Die Kon⸗ 
ſtituierung des Staates und die Übernahme der Verwaltung bedeutet zugleich 
die Abgrenzung gegenüber den Nachbarvölkern, die ſich als Ausland darſtellen. 
Der Vollzugsausſchuß, der die Aufgaben einer Regierung erfüllt, tagt ganz: 
tägig, um alle in Betracht kommenden Angelegenheiten zu erledigen. 

Die Abgrenzung des deutſch-öſterreichiſchen gegenüber dem tſchechiſchen Staate 
iſt bei gutem Willen leicht. In den Sudetenländern leben 3,5 Millionen Deutſche, 
die gegen ihren Willen dem tſchechiſchen Staate nicht einverleibt werden können. 
Wenn ſie aber mit Gewalt unter dieſes Joch gezwungen werden ſollten, ſo werden 
ſie in dem tſchechiſchen Staate ein dauerndes Element der Unruhe darſtellen und 
eine Gefahr für den europäiſchen Frieden bilden. In dem deutſchen Siedelungs⸗ 
gebiete finden ſich relativ nur wenige nationale Minderheiten. Die Deutſchen 
ſind bereit, eine Volksabſtimmung unter internationaler Kontrolle vorzu⸗ 
nehmen. Da Wilſon erklärt, nur gegen die Regierungen, nicht aber gegen das 
deutſche Volk Krieg zu führen, fo wird die Entente nur ſehr ſchwer über das ein⸗ 
deutige Recht Deutſch-Böhmens, Deutſch-Schleſiens und Deutſch⸗Mährens hin⸗ 
wegkommen. Einige Schwierigkeiten wird die Frage der eingeſprengten Sprach⸗ 
inſeln bieten. Da ſich aber ſolche ſowohl in deutſchem wie in tſchechiſchem Ge⸗ 
biete befinden, liegt ein Ausgleich im gegenſeitigen Intereſſe, wobei von beiden 
Seiten für die Minderheiten ein beſonderer Schutz ausbedungen werden kann. 


Zugeſtändniſſe an die Ungarn. 

Budapeſt, 24. Oktober. (Meldung des Ungar. Tel. Korr. Bureaus.) Der 
König hat die Vorſchläge des Kabinetts Wekerle, welche die Selbſtändigkeit und 
Unabhängigkeit Ungarns ſowohl bezüglich der auswärtigen Angelegenheiten als 
auch bezüglich des Heeres ſowie in den ſämtlichen wirtſchaftlichen Fragen voll⸗ 
kommen ſicherſtellen, genehmigt und deren Unterbreitung im Parlament bewilligt. 


Übernahme der ſtaatlichen Verwaltung durch die Nationen. 


Wien, 26. Oktober. Die Blätter melden aus Graz: Der Statthalter in 
Steiermark, Graf Clary, hat demiſſioniert; die geſamte politiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Verwaltung der Statthalterei wird von dem Wirtſchaftskommiſſar 
übernommen, welcher aus einem bereits ſeit einigen Tagen in Graz beſtehenden 
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Wohlfahrtsausſchuß nach Beratung einer Abordnung dieſes Wohlfahrts⸗ 
ausſchuſſes und ſteiriſcher Abgeordneten mit dem Miniſterpräſidenten eingeſetzt 
wurde. Der Wirtſchaftskommiſſar in Steiermark iſt Wutte von der deutſch⸗ 
bürgerlichen Partei, ſein Stellvertreter Dr. Eisler, Sozialdemokrat. 


Oſterreich⸗Ungarn erbittet Sonderfrieden. 


Der Miniſter des Außeren Graf Andraſſy hat am Sonntag den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Geſandten in Stockholm beauftragt, die Königlich Schwediſche Regierung 
zu erſuchen, der Regierung der Vereinigten Staaten nachſtehende Antwort auf 
deren Note vom 18 d. M. zu übermitteln. 

In Beantwortung der an die öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung ge: 
richteten Note des Herrn Präſidenten Wilſon vom 18. d. M. und im Sinne des 
Entſchluſſes des Herrn Präſidenten, mit Oſterreich⸗ Ungarn abgeſondert über 
die Frage des Waffenſtillſtandes und des Friedens zu ſprechen, beehrt ſich die 
öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung zu erklären, daß ſie ebenſo wie den früheren 
Kundgebungen des Herrn Präſidenten auch ſeiner in der letzten Note enthaltenen 
Auffaſſung über die Rechte der Völker in Oſterreich⸗Ungarn, ſpeziell über jene 
der Tſchechoſlowaken und der Jugoflowaken, zuſtimmt. 

Da ſonach Oſterreich⸗ Ungarn ſämtliche Bedingungen angenommen hat, 
von denen der Herr Präſident den Eintritt in die Verhandlungen über den 
Waffenſtillſtand und den Frieden abhängig gemacht hat, ſteht nach Anſicht 
der öſterreichiſch⸗zungariſchen Regierung dem Beginn dieſer Verhandlungen 
nichts mehr im Wege. Die öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung erklärt ſich 
daher bereit, 

ohne das Ergebnis anderer Verhandlungen abzuwarten, 


in Verhandlungen über einen Frieden zwiſchen Oſterreich⸗-Ungarn und den 
gegneriſchen Staaten und über einen ſofortigen Waffenſtillſtand an allen Fronten 
Oſterreich⸗Ungarns einzutreten, und bittet den Herrn Präſidenten Wilſon, die 
diesfälligen Einleitungen treffen zu wollen. 


Nibelungentreue — Nibelungennot! Wie in grauer Vorzeit der Recken hoch— 
gemute Schar an der Theiß von dem Schwert und Dolch der Hunnen gefällt wurde, 
ſo verblutete ſich des neuen Deutſchlands blühende Jugend und beſte Mannſchaft 
zur Rettung des Donaureiches, deſſen innere Schwierigkeiten und Halbheiten den 
Stein ins Rollen gebracht haben. 

Die Bitte um den Sonderfrieden ohne Rückſicht auf „das Ergebnis anderer 
Verhandlungen“ ſtellt die k. u. k. Regierung, die heute für niemanden mehr ſpricht 
als für die Dynaſtie. Die Deutſchöſterreicher haben die Abſendung einer eigenen 
Note an Wilſon beſchloſſen, die Tschechen haben bereits eine Friedensdelegation 
in die Schweiz entſendet, die nach neueren Meldungen ein Häuschen weiter ge— 
gangen, nämlich nach Paris gereiſt ſein ſoll; die Südſlawen werden von Dr. Trumbie 
bei der Entente repräſentiert; die Polen haben ſich ſchon längſt über Genf und 
Lauſanne ins feindliche Lager laufende Verbindungen geſchaffen; und die Magyaren 
verlangen ſtürmiſch die Auflöſung aller „Gemeinſamkeiten“, um ſich eine eigene 
Vertretung bei der Friedenskonferenz zu ſchaffen. Die k. u. k. Regierung ſpricht 
alſo, um dieſen gewichtigen Tatbeſtand feſtzuhalten, nur für die Dynaſtie; in ihrem 
Namen iſt die Kapitulation angetragen worden, iſt um den Waffenſtillſtand gebeten 
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worden, ohne das Ergebnis der deutſchen Verhandlungen abzuwarten. Kein Wunder, 
daß die ganze Welt glauben wird, die k. u. k. Regierung habe ſich mit einem Fuß⸗ 
tritt gegen einen ſterbenden Löwen einen gnädigen Frieden erkaufen wollen, 

Dieſer Frieden wird — das ſagt die Note deutlich genug — die Wünſche der 
Tschechen und Südſlawen voll befriedigen. Im Namen des Selbſtbeſtimmungs⸗ 
rechtes haben dieſe Völker ihre Klagen vor den Gerichtshof der Welt getragen. 
Kaum zur Macht gelangt, pfeifen ſie auf das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker 
in allen Tonarten und werden nicht müde, neue Anſprüche auf Grund der Sied⸗ 
lungsverhältniſſe der Völkerwanderung zu ſtellen. So wenden ſich die „Narodni 
Liſty“ ſcharf gegen eine Angliederung Deutſchböhmens an das Deutſche Reich. Das 
Blatt ſagt: Wir geſtatten nicht, daß auch nur eine Spanne Bodens von dem ſchecho— 
ſlowakiſchen Staat losgelöſt werde. Die Tſchechen werden den deutſchen Bürgern 
alle Gerechtigkeit widerfahren laſſen. Hochverräter kann der tſchechiſche Staat 
aber nicht dulden. Wer nicht loyaler Bürger ſein kann, ſoll Grund und Boden 
verkaufen und hingehen, wohin er will. Das agrariſche Abendblatt „Vecer“ fordert 
ſogar die Einbeziehung Niederöſterreichs bis zur Donau einſchließlich Wiens in 
den tſchechiſchen Staat mit der Begründung, daß die Tſchechen in Niederöſterreich 
keine Inſel bilden können, weil das jetzige Niederöſterreich früher böhmiſches Gebiet 
geweſen ſei und die Mehrzahl der Bewohner Wiens direkt oder durch ihre Eltern 
aus Böhmen und Mähren ſtammen. Desgleichen fordert das Blatt den Anſchluß 
Preußiſch⸗Schleſiens als untrennbaren Teil des nationalen Programms. 

Vor wenigen Monaten noch verherrlichte die tſchechiſche Preſſe den Hoch⸗ 
verrat. Heute erklärt ſie die Berufung der Deutſchöſterreicher auf das nationale 
Selbſtbeſtimmungsrecht gegen den noch gar nicht beſtehenden tſchechiſchen Staat 
als Hochverrat! Dieſe brutalen Drohungen zeigen, was von den Schwüren zu halten 
iſt, die die Tſchechen jetzt zehnmal am Tage leiſten: daß ſie die Rechte der deutſchen 
Minderheit heilig halten werden. Das iſt das Lied des Wolfes, der das Schaf 
freſſen will. 

Der von der k. u. k. Regierung vorgeſchlagene Sonderfrieden will bewußt 
die Deutſchöſterreicher den Tſchechen opfern, um dadurch zugleich die Tſchechen 
feſtzuhalten und die Entente durch das Opfer eines völlig ſlawiſierten Oſterreichs 
gnädig zu ſtimmen. 

Deutſchland und Deutſchöſterreich werden nicht untergehen. Deutſchland 
hat die Schrecken des Dreißigjährigen Krieges überſtanden und die Demütigungen 
der langen Zeit überwunden, in der es ein geographiſcher Begriff war. Die Tſchechen 
ſelbſt find das beſte Beiſpiel, daß die Völker ewig find, ſich immer von neuem fiege 
reich erheben und die blutigſten Verfolgungen überſtehen. Die Huſſitenkriege, 
die Reformation, die vernewerten Landesordnungen, die Verfolgungen noch dieſes 
Krieges haben ihre Renaiſſance nicht verhindert. Und ſie wollen das deutſche 
Siebzigmillionenvolk in Stücke reißen? Arme Toren! Sie ſelbſt werden die Balkani⸗ 
ſierung Oſterreichs, die Verſtümmelung des nationalen Selbſtbeſtimmungsrechts, 
um das ſie eben noch mit zäher Tapferkeit gerungen, bitter bereuen! 

Aber noch iſt es nicht ſoweit. Die Tſchechen ſind von drei Seiten von Deutſchen 
umgeben, die ſie nicht von der Landkarte blaſen können. Innige wirtſchaftliche Be⸗ 
ziehungen gehen herüber und hinüber. Viel kann geholfen werden, wenn die 
Tſchechen in Berlin einen vorurteilsfreien, verhandlungsbereiten Partner finden, 
der ihren Staat als vollendete Tatſache innerhalb ſeines ethnographiſchen Rahmens 
anerkennt und frei von allem provinziellen Geiſte in ihrem Gedeihen ſeinen eigenen 
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Nutzen findet. Und genau fo ift die Deutſche Regierung aller Rückſichten in der 
Herſtellung eines neuen beſſeren und geſünderen Verhältniſſes zu dem Südſlawen⸗ 
ſtaat und beſonders Italien ledig. Die deutſche Politik kann auf neuer Grundlage 
mit dieſen Völkern neue freundliche Beziehungen ſuchen — wenn ſie ſelbſt die 
Ideale reſpektieren, um die ſie ſo lange und ſchmerzlich gerungen haben, gerungen 
auch gegen den Widerſtand der ehemals in Deutſchland herrſchenden und nun 
abgedankten Klaſſen. 


Das neue Kabinett. 


Hofrat Lammaſch iſt zum Miniſterpräſidenten ernannt worden. In wei— 
teren Handſchreiben werden Geheimrat Paul von Vittorelli zum Juſtizminiſter, 
Sektionschef Richard Edler von Hampe zum Unterrichtsminiſter, Univerſitäts⸗ 
profeffor Dr. Ignaz Seipel zum Miniſter für ſoziale Fürſorge, Proſeſſor an der 
Techniſchen Hochſchule Dr. Joſef Redlich zum Finanzminiſter ernannt, und der 
Sektionschef Dr. Friedrich Freiherr von Lehne mit der Leitung des Landesverteidi— 
gungsminiſteriums betraut. Die übrigen Mitglieder des Kabinetts Huſſarek be- 
halten ihre Portefeuilles. 


Aufhebung der Vorzenſur. 


Der öſterreichiſche Miniſter des Innern hat unter dem 28. Oktober die poli— 
tiſchen Landesſtellen beauftragt, die Verordnung, wonach das dem Sinne des § 17 
des Preſſegeſetzes entſprechend vorzulegende Pflichtexemplar eine beſtimmte 
Friſt vor Ausgabe der Druckſchrift bei einer Behörde zu hinterlegen iſt, umgehend 
außer Wirkſamkeit zu ſetzen. Die periodiſchen ſowie auch alle anderen Druckſchriften 
werden nun einer Vorzenſur vor ihrer Ausgabe in Hinkunft nicht mehr unterzogen 
werden. 


Deutſch⸗tſchechiſche Zuſammenarbeit. 


Brünner Blätter melden: Angeſichts der Schwierigkeiten der Lebensmittel- 
verſorgung durch den ſtaatlichen Ernährungsdienſt beſchloſſen die deutſchen und 
tſchochiſchen Parteien Mährens die Einſetzung eines Volksernährungsdirektoriums 
aus Mitgliedern aller Parteien. 


Noch keine Löſung der ungariſchen Miniſterkriſe. 


Wie die Blätter melden, verhandelte Graf Michael Karolyi Sonntag in 
Wien mit dem deſignierten öſterreichiſchen Miniſterpräſidenten Lammaſch, doch 
konnte keine Übereinſtimmung erzielt werden. Auch ſoll angeblich Miniſter des 
Außern Graf Andraſſy Bedenken gegen die Betrauung Karolyis als ungariſchen 
Miniſterpräſidenten erhoben haben, weshalb die Ernennung Karolyis unterblieben 
iſt. Graf Karolyi wurde geſtern am Bahnhof von einer großen Menſcheumenge 
empfangen und bis zu dem Klub der Karolyipartei geleitet, wo er eine Anſprache 
an das Volk hielt. Er erklärte, er habe Seiner Majeſtät ſein Programm unter- 
breitet, doch ſei dieſes nicht genehmigt worden, weshalb ſeine Ernennung zum 
Miniſterpräſidenten nicht erfolgt ſei. 

Der Kaiſer hat Erzherzog Joſef zum Homo Regius (Königlichen Vertrauens- 
mann) ernannt und den Erzherzog damit betraut, mit den führenden Männern des 
politiſchen Lebens in Fühlung zu treten, um über den Weg zu verhandeln, welcher 
die Löſung der Kriſe ermöglicht. 
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Auch die Türkei ſucht Sonderfrieden! 


Konſtantinopel, 28. Oktober. (WTB. Von einem Privatkorreſpondenten.) 
Akſcham meldete geſtern von berufener Seite, daß offizielle Verhandlungen 
der Türkei mit der Entente begonnen hätten. Delegierte ſeien mit General 
Townshend abgereiſt. Die Nachricht beſchäftigt die heutige Preſſe und wird 
meiſt in anerkennendem Sinne beſprochen. Viele geben ſogar ſchon die Be⸗ 
dingungen bekannt. Tanin erklärt dagegen alle derartigen Nachrichten, auch 
aus offiziöſer Quelle, als reine Vermutungen. Es iſt anzunehmen, daß eine 
amtliche Perſönlichkeit derartige Meldungen gegeben hatte, um das aufgeregte 
Publikum zu beruhigen. 

Wahr ſcheint zu ſein, daß Verhandlungen inoffiziell eingeleitet ſind. Eine 
feindliche Gegenäußerung iſt geſtern eingelaufen. Tanin erklärt, man könne 
nur verſichern, daß 


die offiziellen Kreiſe hoffnungsvoll geſtimmt 


ſeien. Einige verſichern, daß die feindlichen Bedingungen günſtig ſeien und 
ein Abſchluß bevorſtehe. Andere erwarten tagelange Verhandlungen und 
glauben, daß die Bedingungen ſchwer ſeien. Nach vorliegenden Außerungen 
ſcheint man zu wünſchen, daß die Meerengen geöffnet werden und die Flotte 
einfahre, ohne, bis auf eine kleine Abteilung zur überwachung der Demobili⸗ 
ſation, eine Landung zu unternehmen. 

„Seman“ nennt die Bedingung der Bildung eines Gendarmeriekorps 
zur Sicherheit ſowie der Beſtrafung gewiſſer Perſonen eine ungebührliche Ein⸗ 
miſchung in türkiſche Angelegenheiten. „Sabah“ erwartet ein Weiterkämpfen 
Deutſchlands und begrüßt es, daß die Türkei ihr Schickſal von dem Deutſch⸗ 
lands getrennt habe. Das Blatt verlangt gehäſſig ein ſofortiges Ausſchalten 
des deutſchen Militärs aus dem türkiſchen Heere, da die Feinde ſonſt nicht an 
die Ehrlichkeit des türkiſchen Friedenswillens glaubten. „Ikdam“ ſpricht für 
eine Loslöſung von dem Zentralkomitee und eine Neuorientierung der Komitee⸗ 
politil. 


Die Entwicklung Deutſchöſterreichs 


Wien, 29. Oktober. (Eig. Drahtbericht des „Vorwärts “.) Mit der Verfaſſung, 
die heute der Vollzugsausſchuß beſchloſſen hat und die morgen von der National- 
verſammlung genehmigt wird, iſt die Grundlage für den deutſchöſterreichiſchen 
Staa“ geſchaffen. Der Verfaſſungsentwurf iſt ſelbſtverſtändlich ein Kompromiß 
zwiſchen den Parteien, von denen in der erſten Sitzung der Nationalverſammlung 
die Sozialiſten für die demokratiſche Republik, die Chriſtlich⸗Sozialen für die 
Dynaſtie und die Deutſch-Nationalen für die konſtitutionelle Monarchie eingetreten 
ſind. Der Verfaſſungsentwurf vermeidet das Wort Republik auszuſprechen, 
ſteht aber durchaus auf dem Boden demokratiſcher Volksſouveränität. Die geſetz⸗ 
gebende Gewalt wird von der Nationalverſammlung, die Regierungs- und Voll⸗ 
zugsgewalt von einem Staatsrat ausgeübt, der die Staatsſekretäre wählt. Dieſer 
ſtellt die eigentliche Regierung dar. Da bis zur vollſtändigen Übernahme der Ver⸗ 
waltung Verhandlungen mit der derzeitigen Regierung nötig ſind, wurden eben⸗ 
ſoviele Staatsſekretäre als öſterreichiſche Miniſter beſtellt. Von zwanzig Mit⸗ 
gliedern des Staatsrates ſind vier den Sozialdemokraten vorbehalten, ſo daß dieſe, 
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da auch die gewählten Präſidenten der Nationalverſammlung dazu gehören, durch 
fünf Mitglieder vertreten ſind. Die Staatsſekretäre ſind noch nicht beſtimmt, 
werden aber in der morgigen Klubſitzung von den Parteien vorgeſchlagen werden. 
Die oberſte Gewalt wird in Deutſchöſterreich bis zum Zuſammentritt der Kon⸗ 
ſtituante von der proviſoriſchen Nationalverſammlung ausgeübt. Der Konſtituante 
bleibt ſelbſtverſtändlich die Wahl der definitiven Staatsform vorbehalten. 

Die Note an Wilſon iſt von den drei Präſidenten, darunter auch von Seitz 
unterſchrieben. Nach der Wahl der Regierung und der Abſendung der Note an Wilſon 
iſt die erſte Periode der Konſtituierung beendet. Nun ſteht die Anknüpfung von 
Verhandlungen mit dem Auslande und mit den anderen Nationen bevor. Dieſe 
haben inzwiſchen ihre Selbſtändigkeit erklärt. 

Die Tſchechen haben in Prag und Brünn von den alten Behörden die Gewalt 
übernommen. Der tatſächliche Zuſtand in Oſterreich iſt der, daß die Nationen tat⸗ 
ſächlich vollſtändig ſelbſtändig ſind. Auch Deutſchöſterreich wird nun von den alten 
Behörden die Übertragung der Regierungsgewalt verlangen und auch ohne Wider⸗ 
ſtand erhalten. Verhandlungen mit den andern Nationen ſind eingeleitet, wenn 
auch inoffiziell. 


Deutſchland und die Deutſchöſterreicher. 


Der Vollzugsausſchuß der deutſch⸗öſterreichiſchen Nationalverſamm⸗ 
lung wird zwecks Wahrnehmung der Intereſſen der Deutſchöſterreicher einen 
ſtändigen Vertreter nach Berlin entſenden, der die Fühlungnahme mit den 
Parlamentariern des Deutſchen Reiches und der Reichsregierung wahrnehmen 
bzw. aufrecht erhalten ſoll. Die Vertretung, die einem Parlamentarier Deutſch⸗ 
öſterreichs übertragen werden wird, ſoll ſchon in den allernächſten Tagen mit 
ihrer Tätigkeit beginnen. 

Die „Neue Freie Preſſe“ berichtet, daß die deutſche Reichsregierung bereits 
die Verpflegung Deutſchöſterreichs mit Mehl für 90 Tage zuſichern wollte, 
als im letzten Augenblick die Antwortnote der Monarchie an Wilſon bekannt 
wurde. Die Stimmung in Berlin ſei völlig umgeſchlagen, trotzdem habe ſich die 
deutſche Reichsregierung bereit erklärt, vorläufig die Mehllieferung auf neun 
Tage zu übernehmen und habe ein weiteres Verhalten in der Frage der Lebens⸗ 
mittelaushilfe an Deutſchöſterreich von der Stellungnahme der deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Nationalverſammlung zur Antwortnote an Wilſon und zur Bündnis⸗ 
frage abhängig gemacht. 


Deutſch⸗Böhmen als Provinz Deutſchöſterreichs. 


Die deutſch-böhmiſchen Abgeordneten verſammelten ſich am Dienstag im 
niederöſterreichiſchen Landhauſe zur Konſtituierung Deutſch-Böhmens. Vor⸗ 
ſitzender Pacher ſtellte in der Eröffnungsanſprache feſt, daß Deutſch-Böhmen zum 
Staate Deutſch-Oſterreich gehöre und niemand das Recht habe, ein Gelöbnis auf 
den tſchechiſchen Staat zu verlangen. Die Verſammlung nahm einſtimmig eine 
Entſchließung an, in der gegen die Annexionsabſichten durch die Tſchechen Proteſt 
erhoben wird, und beſchloß bis zur Regelung der Verfaſſung und Verwaltung 
Deutſch⸗Oſterreichs auf demokratiſcher Grundlage eine vorläufige Verfaſſung für 
Deutſch⸗Böhmen, worin feſtgeſtellt wird, daß der Provinz Deutſch-Böhmen im 


27 


Verhältnis zum Staate Deutſch-Oſterreich alle Rechte und Pflichten zukommen, 
welche für das Königreich Böhmen im Verhältnis zu den übrigen im Reichsrat 
vertretenen Königreichen und Ländern in der böhmiſchen Landesordnung und in 
dem öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſetz niedergelegt ſind. Die Verſammlung aller 
jetzigen deutſchen Reichsratsabgeordneten Böhmens bildet den vorläufigen 
Landtag der Provinz Deutſch-Böhmen. Der vorläufige Sitz der Landesvertretung 
iſt die Stadt Reichenberg. Der vorläufige Landtag beſtellt aus ſeiner Mitte einen 
Landesausſchuß und eine Landesregierung mit dem Landeshauptmann an der 
Spitze. Die Verfaſſung ſieht die Errichtung einer Volkswehr für Deutſch-Böhmen 
vor. Zum Landeshauptmann wird Pacher gewählt. Der Landeshauptmann wird 
beauftragt, ſich unverzüglich mit dem deutſch⸗öſterreichſchen Vollzugsausſchuß 
ins Einvernehmen zu ſetzen, um die Verwaltungsgeſchäfte der bisherigen Be⸗ 
hörden der böhmiſchen Landesverwaltungskommiſſion für das Gebiet Deutſch⸗ 
Böhmen zu übernehmen. Bezüglich der gemiſcht-nationalen Gemeinden des 
Landes möge der Landeshauptmann ſich über die Errichtung einer beſonderen Vers 
waltung daſelbſt bis zur endgültigen Ordnung der Verhältniſſe mit den Vertretern 
des tſchechiſchen Volkes ins Einvernehmen ſetzen. Der Landeshauptmann wird 
ermächtigt, ein Darlehen bis zu 100 Millionen Kronen aufzunehmen. 


Eine ſchamhafte Irreführung. 


Das K. K. Telegraphen⸗Korr.⸗Bureau meldet: Gegenüber den von verſchiedenen 
inländiſchen Blättern gebrachten Mitteilungen, von denen ſich eine auf eine 
Unterredung mit dem hieſigen deutſchen Botſchafter beruft, ſind wir ermächtigt, 
nachſtehendes feſtzuſtellen: Die kaiſerlich deutſche Regierung war durch wieder⸗ 
holte Mitteilungen der maßgebenden Stellen Oſterreich-Ungarns ſeit längerem in 
Kenntnis, daß die Monarchie den Krieg höchſtens bis zu einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkt werde fortführen können. Unmittelbar nach dem Amtsantritt des Grafen 
Andraſſy, am 26. Oktober, hat der Kaiſer dem Deutſchen Kaiſer in einem freund⸗ 
ſchaftlichen Telegramm in unzweideutiger Weiſe mitgeteilt, daß Oſterreich-Ungarn 
nunmehr veranlaßt ſei, den entſcheidenden Schritt zu unternehmen. In einer Unter⸗ 
redung zwiſchen dem Miniſter des Außeren und dem kaiſerlich deutſchen Botſchafter 
in Wien am gleichen Tage war letzterer gleichfalls auf den bevorſtehenden Schritt 
der Monarchie vorbereitet worden. Noch vor der Abſendung der Note an den Prä⸗ 
ſidenten der Vereinigten Staaten fand am 27. Oktober eine hierauf bezügliche Unter⸗ 
redung zwiſchen dem Grafen Andraſſy und dem Grafen Wedel ſtatt. 

Dazu bemerkt WTB: Durch das Friedensangebot an Präſident Wilſon war 
dem Wunſche der öſterreichiſch-ungariſchen Regierung auf einen baldigen Friedens⸗ 
ſchluß in vollem Umfange Rechnung getragen worden. Der Schwerpunkt der 
De marche des Grafen Andraſſy aber liegt in dem Angebot eines „Separatfriedens“. 
Daß ein ſolches Angebot „innerhalb 24 Stunden“ beabſichtigt ſei, hat Kaiſer Karl 
dem Deutſchen Kaiſer am 26. Oktober als einen „unabänderlichen Entſchluß“ 
mitgeteilt. Die kaiſerliche Regierung wurde damit vor eine vollendet, unabänder⸗ 
liche Tatſache geſtellt, ohne daß ihr die Möglichkeit geboten worden war, dazu 
Stellung zu nehmen. Die Darſtellung des K. K. Telegraphen-Korr.⸗Bureaus 
muß daher als irreführend zurückgewieſen werden. 

Die „Neue Freie Preſſe“ ſtellt feſt, daß die K. u. K. Regierung über die Ante 
wortnote an Wilſon, welche die Bereitwilligkeit zum Sonderfrieden ausſprach, 
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mit Dentſchland kein Einvernehmen gepflogen hat, und ſagt: Die Note hat die 
Lage Deutſchlands in den mit den Feinden ſchwebenden Verhandlungen ge⸗ 
ändert. Dieſe Politik der gemeinſamen Regierung mußte einen Rückſchlag auf 
Deutſchland ausüben. Die gemeinſame Regierung hätte daher die Rückſicht haben 
müſſen, Deutſchland in einer Zeit von dieſer Abſicht zu verſtändigen, in welcher es 
die Möglichkeit gehabt hätte, ſich den veränderten Verhältniſſen militäriſch und 
politiſch anzupaſſen. Das waren wir den Verbündeten, das ſind wir unſerem 
eigenen Anſehen und unſerem eigenen Worte unter allen Verhältniſſen ſchuldig. 


Die erſten Regierungshandlungen im tſchechiſchen Staat. 


Das tſchechoſlowakiſche Preßbureau meldet: In der heutigen Vollſitzung des 
Nationalausſchuſſes berichtete der Vorſitzende Svehla über die geſtrigen Ereigniſſe 
und über die Verhandlungen mit den politiſchen, Gerichts-, Eiſenbahn- und Poſt⸗ 
behörden ſowie über die Maßnahmen des Nationalrates zur Sicherung einer regel— 
mäßigen Antstätigkeit dieſer Behörden. Striberny berichtete über Verhandlungen 
mit den Militär⸗ und Polizeibehörden. Scheiner über die nationale Verteidigung 
und die geſamte militäriſche Lage. Auf Antrag von Modracek wurde ein Ausſchuß 
für Landesverteidigung eingeſetzt. 

Das tſchechoſlowakiſche Preßbureau veröffentlicht ferner einen Aufruf an das 
tſchechiſche Volk, am morgigen Tage überall die Arbeit bedingungslos wieder 
aufzunehmen. Ein weiterer Aufruf an das Eiſenbahn- und Poſtperſonal ermahnt, 
Ruhe und Ordnung ſowie die Sicherheit im Eiſenbahn- und Poſtbetrieb zu be— 
wahren und die Opferwilligkeit und Leiſtungsfähigkeit, die ſich im Kriege ſo glänzend 
bewährt habe, nun auch dem neuen Staate zu widmen. 

Zwiſchen der mähriſchen Statthalterei und dem tſchechoſlowakiſchen National⸗ 
ausſchuß als Repräſentanten der tſchechoſlowakiſchen ſtaatlichen Oberhoheit, wurde 
ein Übereinkommen über die gemeinſame Führung der Verwaltung getroffen. 
Zur Mitführung der Geſchäfte der Statthalterei wurde vom Nationalausſchuß eine 
Verwaltungskommiſſion eingeſetzt, in der den Deutſchen eine angemeſſene Ver⸗ 
tretung eingeräumt wurde. Hinſichtlich der Perſonalverhältniſſe bleibt die bis— 
herige Verwaltung unverändert. 

Der Statthalter Freiherr von Heinold hat einen Urlaub angetreten. 

Das tſchechoſlowakiſche Preſſebureau teilt die Einſetzung einer proviſoriſchen 
Kommiſſion für auswärtige Angelegenheiten mit, die den Vertretern der fremden 
Mächte im Bereiche des tſchechoſlowakiſchen Staates die Übernahme der Leitung 
der öffentlichen Angelegenheiten durch den Nationalausſchuß notifizierte. 


Die Übergabe der Regierungsgewalt. 

Wie die Wiener Blätter melden, vollzog ſich die Übergabe der ſtaatlichen 
Behörden an die tſchechoſlowakiſchen Nationalausſchüſſe in Böhmen und Mähren 
in allen Reſſorts ohne Zwiſchenfall und ohne Reibungen. Die Freudenkund— 
gebungen dauern fort, ohne daß es zu einem Zwiſchenfall gekommen wäre, auch 
der Streik der Arbeiterſchaft in Prag vor der Feier der Neuordnung des tſchech'ſchen 
Staates verlief ruhig. Am Mittwoch iſt die Arbeit überall wieder aufgenommen. 


Auch eine Volksrede. 


Der „Continent Times“ wird aus Wien gemeldet: Vor dem Miniſterium 
des Außern auf dem Ballplatz in Wien fand eine von der radikal-demokratiſchen 


29 


Partei veranftaltete Majjendemonftration ſtatt. Nach dem Abgeordneten Zenker, 
der zunächſt zu den Maſſen über die politiſche Situation ſprach, ergriff der Miniſter 
des Außern, Graf Andraſſy, zu einer Anſprache das Wort. Er führte aus: Meine 
verehrten Wiener! Dank, daß Ihr erſchienen ſeid! Ich kann und will in ſchickſals⸗ 
ſchwerer Stunde nicht lange Reden halten. Ich verſpreche Euch einen den Umſtänden 
angemeſſenen guten, vor allem ſchnellen Frieden. Es lebe der Friedenskaiſer! 
Es lebe das deutſche Volk! Es leben die Wiener! 

Von anderer Seite wird gemeldet, daß bei dieſer Kundgebung Poliziſten die 
Hauptrolle geſpielt haben. 


Die deutſche Nationalverſammlung über Habsburgs Treubruch. 


Wien, 30. Oktober. Die Nationalverſammlung beriet zunächſt die an den Prä⸗ 
ſidenten Wilſon zu entſendende Note. Sämtliche Redner proteſtierten gegen die 
letzte Note des Miniſters des Außern Graf Andraſſy an Wilſon, wodurch die Gefahr 
eines unheilbaren Riſſes zwiſchen Deutſchöſterreich und Deutſchland entſtand. 
Sie wandten ſich dagegen, daß dieſe Note ohne Einvernehmen mit der deutſch— 
öſterreichiſchen Nationalverſammlung abgeſandt wurde, und proteſtierte gegen die 
beabſichtigte Annexion deutſcher Gebiete durch den tſchechoſlowakiſchen Staat. 
Der Sozialdemokrat Ellenbogen bezeichnete den Abfall von Deutſchland als ſchmäh⸗ 
lichen Treubruch, die einzige Sicherung des deutſchen Volkes gegen die Preisgabe 
ſeiner Intereſſen ſei die Konſtituierung des deutſchöſterreichiſchen Staates als 
Republik. Abg. Wolf betonte die Notwendigkeit, daß die Nationalverſammlung 
raſch die Exekutive übernehme. Eine Entſchließung beſagt: Die proviſoriſche 
Nationalverſammlung Deutſchöſterreichs proteſtiert gegen das Vorgehen des Mi 
niſters des Außeren, der die Note an Wilſon verfaßt und abgeſandt hat, ohne mit 
den Vertretern der deutſchen Regierung in Oſterreich das Einvernehmen gepflogen 
zu haben, um ſo mehr, als die Nation, der der gegenwärtige Miniſter des Außern 
angehöre, jede Gemeinſamkeit ausdrücklich ablehnt. Die Nationalverſammlung 
erklärt, daß einzig und allein ſie und ihre Organe befugt find, das deutſch⸗öſterrei⸗ 
chiſche Volk in der äußeren Politik, insbeſondere bei den Friedensverhandlungen, 
zu vertreten. Die Nationalverſammlung nahm hierauf nach kurzer Debatte ein⸗ 
ſtimmig den proviſoriſchen Verfaſſungsentwurf für Deutſchöſterreich an. 

Im Laufe der Debatte erklärte der Berichterſtatter, Sozialdemokrat Dr. Renner: 
Die Frage der Dynaſtie ſei vom Vollzugsausſchuß abſichtlich nicht zur Erörterung 
gebracht worden. Der Vollzugsausſchuß ſei der Anſchauung, daß die Dynaſtie, 
der Hofſtaat und alles, was ſtaatsrechtlich dazu gehöre, zu jenen Angelegenheiten 
gehört, die allen anderen Nationen mit uns gemeinſam ſind. Die Entſcheidung 
über dieſe Gemeinſamkeiten liege nicht in der Hand des deutſchöſterreichiſchen Volkes 
allein, ſondern aller Völker. 

Der deutſchnationale Abgeordnete Hummer (Unabhängigkeitspartei) bean⸗ 
tragte, ſich an das Deutſche Reich zum Schutz des deutſchöſterreichiſchen Staates 
zu wenden, ſowie daß von heute ab alle Angehörigen der Wehrmacht, welche aus 
dem Gebiet des deutſchöſterreichiſchen Staates ſtammen oder ſich als ſeine Bürger 
bekennen, ausſchließlich der Befehlsgewalt des deutſchöſterreichiſchen Staates 
und ſeiner Beauftragten unterſtellt werden. Der erſte Antrag wird als nicht zum 
Gegenſtand der Verhandlungen gehörig, als ſelbſtändiger Antrag behandelt. Der 
zweite Antrag wird dem Vollzugsausſchuß zugewieſen. Sodann werden die Prä⸗ 
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fibenten und die Mitglieder des Staatsrats und deren Erſatzmänner, ſowie der 
Staatsgerichtshof gewählt. Zu Präſidenten werden gewählt Dr. Dinghofer 
(deutſchnational), Hauſer (chriſtlichſozial) und Seitz (Sozialdemokrat). 

Im Laufe der Debatte machte Abgeordneter Freißler Mitteilung von der 
Konſtituierung der deutſchöſterreichiſchen Provinz Sudetenland, beſtehend aus 
Deutſch⸗Nordmähren und Deutſch-Nordſchleſien. WEA 

Die nächſte Sitzung wird im ſchriftlichen Wege bekanntgegeben werden. 


Bildung der Konſtituante der Oſterreichiſch⸗RKumänen. 


Am 28. Oktober fand die Bildung der Konſtituante der Oſterreichiſch-Rumänen 
ſtatt. In ihren Leitſätzen fordert die Konſtituante Vereinigung der Bukowina mit 
Siebenbürgen und den rumäniſchen Territorien Ungarns zu einem unabhängigen 
Staate, wobei, wenn es auch nicht ausdrücklich erklärt wird, für dieſen unabhängigen 
Staat als Rahmen die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie gedacht wird. Die Kon⸗ 
ſtituante verlangt die Vertretung bei der Friedenskonferenz durch einen eigenen 
Nationalrat und räumt niemand das Recht ein, über das rumäniſche Volk zu bee 
ſchließen oder zu verhandeln. 


Die Sturmtage in Wien und Budapeſt. 
Die ungariſche Republik ausgerufen. — Kaiſer Karls Flucht aus Wien. 


Einige öſterreichiſche Berichterſtatter Berliner Blätter berichten in längeren 
Stimmungsbildern über die letzten Vorgänge in Wien und Budapeſt. Wir ente 
nehmen ihnen u. a. ſolgendes: 

Wien, 30. Oktober. Die Republik iſt auf dem Marſch. Die Ereigniſſe über⸗ 
ſtürzen ſich ſeit heute morgen derart, daß niemand ſagen kann, was die nächſten 
Tage bringen werden. Die Bewegung hat heute vormittag mit einer großen 
Kundgebung der Wiener Studentenſchaft, zu der ſich aber auch Arbeiter geſellt 
hatten, eingeſetzt. Unter dem brauſenden Beifall der Menge feiert der Abgeordnete 
Renner, auf der Rampe des Parlaments ſtehend, die Einigkeit von Bürger und 
Soldat, von Arbeiter und Bauer. Im Namen des Nationalrats teilt Präſident 
Dinghofer mit, daß die Nationalregierung morgen die geſamte Verwaltung über— 
nimmt. „Ohne Habsburg!“ tönt es durch die Menge. Der Abgeordnete Malik 
betritt die Rampe in Offiziersuniform. Mit lautem Jubel folgen die zahlreichen 
Offiziere und Soldaten ſeiner Aufforderung, über die kaiſerliche Kokarde die na— 
tionale Trikolore zu ſtecken. „Verdecken wir die Schmach, die wir auf unſeren Kappen 
tragen, mit dem, was in unſerem Herzen lebt“, ruft er unter dem Beifall der Menge. 
Dann werden auf Geheiß des Präſidenten des Abgeordnetenhauſes Exzellenz Groß 
die kaiſerlich ſchwarzgelben Fahnen auf den Maſten vor dem Parlamentsgebäude 
eingezogen. Um 3 Uhr nachmittags tritt die Nationalverſammlung zuſammen. 

In dem feuchten Oktobernebel umlagern zehntauſend Menſchen das Landhaus 
zwiſchen dem Ballhausplatz und der Freiung. Mit lautem Jubel wird die mächtige 
rote Fahne begrüßt, die die Arbeiter der Vororte Wiens vor dem Landhaus ent— 
falten. Toſender Beifall begleitet die Reden der ſozialiſtiſchen Abgeordneten, die 
vom Balkon des Landhauſes die republikaniſche Idee feiern. Vergebens bemüht 
ſich auch der chriſtlich-ſoziale Bürgermeiſter von Wien, Weißkirchner, zum Wort zu 
gelangen. Die Pfuirufe der Menge verſchlingen ſeine Rede. 
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Inzwiſchen hat die Nationalverſammlung die gemeldete Note an Wilſon und 
den vorgelegten Verfaſſungsentwurf angenommen. In dieſer Verfaſſung iſt 
juriſtiſch kein Platz mehr für die Krone. Die oberſte und die geſetzgebende Ge⸗ 
walt hat die Nationalverſammlung. In die vollziehende Gewalt teilen ſich Staats⸗ 
rat und Staatsregierung. Um 7 Uhr iſt die Wahl der zwanzig Staatsratsmitglieder 
beendet. Sie werden noch heute nacht die Staatsregierung durch Ernennung von 
Beauftragten bilden. Vorausſichtlich wird der allgemein verehrte Sozialiſt Viktor 
Adler Staatsſekretär des Außern, der Sozialiſt Leutner Staatsſekretär des Krieges, 
der Sozialdemokrat Renner Staatsſekretär für ſoziale Fürſorge, der Freiſinnige 
Ofner Staatsſekretär der Juſtiz werden. Um 8 Uhr abends tritt eine überraſchende 
Wendung ein, vor dem Landhaus erſcheint ein nach Tauſenden zählender Zug von 
Soldaten und Offizieren. Zugleich umlagern viele tauſende Soldaten und Ate 
beiter das Kriegsminiſterium. Eine Deputation von Soldaten und Offizieren begibt 
ſich zum Nationalrat, ſtellt ſich dem Nationalrat zur Verfügung und fordert die 
Bildung eines Soldatenrates zur Durchführung der Demobiliſierung und zur 
Aufhebung der Kaſernierung. Es wird beſchloſſen, ein proviſoriſches Soldaten— 
und Offizierskomitee zu bilden, das morgen vormittag zu einer Beratung mit den 
Vertretern des Nationalrates zuſammentreten ſoll. Mit lauten Hochrufen nehmen 
die Soldaten auf der Straße die Mitteilung von dieſen Vereinbarungen auf. Dann 
begibt ſich ein Mitglied des Nationalrates mit einem Offizier und einem Soldaten 
auf Erſuchen des Militärkommandos vor das Kriegsminiſterium, um die Menge 
zum Senajien des Platzes zu bewegen. 

In den ſpäten Abendſtunden kommt es in der Stadt zu verſchiedenen Zwiſchen— 
fällen. Kleine Rotten zwingen die Offiziere, die kaiſerliche Kokarde von der 
Kappe zu reißen. Vor den Toren Wiens ſteht der Hunger, und von der Front trifft 
eine Hiobsbotſchaft nach der anderen ein. In Pola ſoll ſich nach ungariſchen Berich⸗ 
ten die Mannſchaft der Kriegsſchiffe bemächtigt haben, um ſie dem ſüdſlawiſchen, 
dem ungariſchen und dem deutſchen Nationalrat zur Verfügung zu ſtellen. In 
Trieſt erwartet man das Einlaufen eines amerikaniſch⸗anglo⸗franzöſiſchen 
Geſchwaders. Im Etappenraum an der italieniſchen und ſerbiſchen Front greift 
nach ſicheren Nachrichten, die ich erhalte, die Auflöſung um ſich. Sengend und 
plündernd ziehen bereits einzelne Soldatentrupps durch Südtirol und Kroatien 
nach Norden. Auch einzelne Morde an der Bevölkerung kommen vor. In vere 
ſchiedenen Diviſionen haben die Truppen den Gehorſam verweigert. Auch zu 
vereinzelten Zuſammenſtößen zwiſchen Soldaten verſchiedener Nationalität iſt es 
gekommen. Niemand kümmert ſich mehr um die gemeinſame Regierung oder das 
Miniſterium Lammaſch. Graf Andraſſy kann jede Stunde fallen. Der Kaiſer ſoll 
ſich in Gödölö befinden. Er hat achtzehn Waggons Einrichtungsgegenſtände und, 
wie es heißt, auch die Juwelen der Schatzkammer mitgenommen. Für die nächſten 
Tage wird die Amneſtie Friedrich Adlers erwartet 

Budapeſt, 30. Oktober. In Budapeſt hat der Militärrat die Herrſchaft über⸗ 
nommen und die Republik ausgerufen. Der ungariſche Nationalrat wird ſich, ge— 
willt oder nicht gewillt, der Diktatur zu fügen haben. Heute abend verſammelte 
ſich eine vieltauſendköpfige Menge auf dem Giſelaplatz vor dem ungariſchen 
Nationalrat. In geſchloſſenen Kolonnen zogen vier Regimenter Soldaten unter 
Führung ihrer Offiziere heran und ſchworen dort dem Nationalrat die Treue. 
Unter unbeſchreiblicher Begeiſterung die Demonſtranten die Straßen 
der Hauptſtadt. 
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Hierbei kam es dazu, daß zwei Mitglieder des Militärrats verhaftet wurden. 
Es waren zwei junge Offiziere. Sie wurden abgeführt, der eine wurde jedoch 
ſchon nach einigen Schritten von der Menge befreit. Den anderen brachte man 
zum Platzkommando. Die Menge ſtürmte nach und die Wache wurde an die Gewehre 
gerufen. Wie ein Mann ſtand dann die Bereitſchaft des Platzkommandos zur 
Stelle, aber nicht, um ſich gegen die Menge zu wenden, ſondern um ſich bewaffnet 
an die Spitze der Demonſtranten zu ſtellen. Der Zug bewegte ſich ſodann in einer 
der Vorſtädte, wo das Militärgefängnis geſtürmt wurde und ſämtliche dort in 
Haft befindlichen militäriſchen Sträflinge und wegen politiſcher und militäriſcher 
Vergehen verhafteten Perſonen und Soldaten befreit wurden. Unter beiſpielloſem 
Jubel durchziehen die Soldaten unter Anführung von Offizieren mit gezogenem 
Säbel die Straßen der Stadt. Hochrufe auf die Republik erſchallen. 

Zum Zeichen des Einverſtändniſſes mit der republikaniſchen Idee riſſen ſie 
die Kokarden von der Kopfbedeckung und vertauſchen ſie gegen nationale Abzeichen. 
Dieſelben Vorgänge haben ſich heute nachmittag in Wien abgeſpielt. 

Die revolutionären Truppen haben ſich auch des Budapeſter Oſtbahnhofs 
bemächtigt. Dort wurden zwei abfahrtbereite Züge mit Marſchbataillonen, die für 
die Front beſtimmt waren, angehalten. 

Die Truppen ſchloſſen ſich ſofort den Revolutionären an. In der Stadt 
ſind auch Zivilperſonen bewaffnet worden. Die Aufſtändiſchen beſitzen Maſchinen⸗ 
gewehre und feuern Freudenſalben ab. Sie haben ferner ungeheure Mengen 
Munition und Waffen, da ſie die ungariſche Waffenfabrik ausgeplündert haben. 

Fünf ungariſch⸗ſlowakiſche Komitate haben ihre Loslöſung von Ungarn und 
ihren Eintritt in den tſchecho⸗ſlowakiſchen Staat erklärt. 

In Budapeſt dauern die Kundgebungen um Mitternacht in den Straßen fort. 
Auch Offiziere reißen vielfach ihre Mützenkokarden ab oder werden dazu gezwungen. 

Nach Mitternacht wird gemeldet, das Budapeſter Hausregiment 32 hat ſeinen 
Befehlshabern den Gehorſam verweigert und ſich einmütig in den Dienſt der Re⸗ 
publik geſtellt. Der Kommandant von Budapeſt ſoll ſich in den Händen ungariſcher 
Soldaten befinden. 

Die Hafenſtadt Fiume, die geſtern in den Händen der Kroaten war, hat 
ihren Anſchluß an Italien erklärt. Die italieniſche Flotte wird jede Stunde in 
Fiume erwartet. 

Wien, 30. Oktober. Die Blätter bringen über die geſtrigen Vorgänge in Prag 
noch folgende Einzelheiten: Vormittags fand eine ſozialdemokratiſche Ver: 
ſammlung ſtatt, in der radikale antidynaſtiſche Forderungen geſtellt wurden, unter 
anderen die Entfernung des Kaiſer-Franz»Denkmals am Kai. Die Ferdinand» 
ſtraße wurde in Maſarykſtraße, der Franzenskai in Straße der tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Legion, die Franzensbrücke in Wilſonbrücke umgetauft. Inzwiſchen dauerten die 
Freudenkundgebungen in der Stadt ununterbrochen fort. Unter Abſingung von 
Nationalliedern wurden Maſſenumzüge veranſtaltet wobei Offiziere und Soldaten 
mit tſchechiſch⸗ſlowakiſchen Fahnen den Vortritt hatten. Abends waren zahlreiche 
Fenſter illuminiert und Bilder von Wilſon und Maſſaryk ausgeſtellt. Die Ruhe 
wurde nirgends geſtört und die Ordnung von Poliziſten und Mitgliedern der 
Sokolvereine aufrechterhalten. 

Auf der Prager Burg war vormittags eine tſchechiſche Fahne gehißt zum 
Zeichen, daß die Burg in die Verwaltung des Nationalausſchuſſes über⸗ 
gegangen ſei. 
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Das agrariſche Blatt „Venkow“ veröffentlicht die Generalſtabsberichte der 
Entente unter der Überſchrift: Kriegsberichte unſerer Bundesgenoſſen, den 
öſterreichiſchen und deutſchen Heeresbericht unter dem Titel: Berichte des feind⸗ 
lichen Generalſtabes. 


Die letzte Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Wien, 31. Oktober. (Eigene Drahtmeldung der „Täglichen Rundſchau“.) 
Die geſtrige Plenarſitzung des Abgeordnetenhauſes dauerte eine Minute, es wurde 
nur die Vertagung bis zum 12. November mitgeteilt. Es geſchah zum erſten Male 
in der öſterreichiſchen Geſchichte, daß ein neuernanntes Kabinett ſich dem Parla- 
mente nicht vorſtellen und ſein Programm nicht entwickeln konnte. Politiſche 
Kreiſe erklären, daß die geſtrige Sitzung der Abgeordneten die letzte geweſen iſt. 


Rot⸗weiß⸗ rot. — Soldatenräte. — Lammaſch tritt die Geſchäftsführung ab. 


Wien, 31. Oktober (Drahtbericht). 

Das Wiener Korreſpondenz-Bureau meldet: 

Der deutſch⸗öſterreichiſche Staatsrat verlautbart folgende Mitteilungen: 
Der Nationalrat hat in ſeiner heutigen Nachmittagsſitzung eingehend über 

die Bildung der nationalen Armee Deutſchöſterreichs beraten. Es wurde be— 
ſchloſſen, dem neuernannten Staatsſekretär für das Heerweſen einen Unterſtaats⸗ 
ſekretär beizugeben. Dafür wurde Artillerieleutnant Dr. Julius Deutſch beſtellt. 
Weiter wurde beſchloſſen, an die Frontſoldaten folgenden Aufruf zu erlaſſen: 

„Die Nationalverſammlung, beſtehend aus allen Abgeordneten Deutſch⸗ 
öſterreichs, hat heute die Regierung übernommen; ſie will ſofort Frieden 
ſchließen. Sie will euch und eure Lieben ſchützen. Ihr ſollt fortan vollberechtigte 
Staatsbürger ſein. Helft uns die große Aufgabe zu erfüllen, und darum haltet 
Ordnung und Manneszucht. Verhindert Plünderungen und Gewalttätigkeiten. 
Leiſtet euren bisherigen Vorgeſetzten Gehorſam. Die ordnungsmäßige De⸗ 
mobiliſierung wird unverzüglich in Angriff genommen. Bald ſeid ihr mit 
uns vereint in friedlicher Arbeit. Das Volk ſteht auf euch. Jetzt gilt es, Opfer 
für euch ſelbſt zu bringen!“ 

An die Soldaten der Wiener Garniſon wurde ein gleichlautender Aufruf 
berichtet, dem noch folgendes hinzugefügt iſt: 

„Im Laufe des morgigen Tages werden Abgeſandte des Staatsrats zu i 
euch in die Kaſernen kommen, denen ihr geloben werdet, daß ihr treu zu 
den von der Volksregierung beſchloſſenen Geſetzen ſteht, und daß ihr ent: 
ſchloſſen ſeid, die Schutzwehr eurer Mitbürger in den kommenden ſchweren 
Zeiten zu ſein. 

Am Sonntag, den 3. November, werden in allen Kaſernen Wiens im Bei⸗ 
ſein von Abgeordneten des Staatsrats in freier und geheimer Wahl aus ihrer 
Mitte Soldatenräte gebildet werden. Sie werden auch als Beſchwerdekommiſſio⸗ 
nen dienen und in ſtändiger Fühlung mit der Volksvertretung bleiben. Kame⸗ 
raden! Die Kraft und die Selbſtzucht, die ihr im Kriege bewieſen habt, iſt 
uns auch jetzt noch notwendig. Nur wenn ihr treu zu den freigewählten Ver⸗ 
tretern des Volkes ſteht, kommen wir ſchnell zum Frieden und bauen uns einen 
neuen wahren Volksſtaat auf.“ 
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Der deutſchöſterreichiſche Staatsrat trat zur Fortſetzung ſeiner Beratungen 
um 3 Uhr nachmittags zuſammen. Es wurden zunächſt in eingehender Weiſe die 
Einzelheiten der gegenwärtigen militäriſchen Situation und die Organiſation des 
deutſchöſterreichiſchen Nationalheeres durchberaten, und die Erlaſſung des Auf— 
rufes an die Truppen der Front und des Hinterlandes, ferner die Einſetzung von 
Offiziers⸗ und Soldatenräten beſchloſſen. Sodann beſchäftigte ſich der Staatsrat 
mit den Verhältniſſen in den einzelnen Teilen Deutſchöſterreichs, namentlich 
Deutſchböhmens. Nach 4 Uhr wurde die Sitzung des Staatsrates unterbrochen, 
da die Präſidenten des Staatsrates mit dem im Hauſe erſchienenen Miniſterpräſi⸗ 
denten Lammaſch zu einer engeren Beſprechung zuſammentraten. Miniſterpräſi⸗ 
dent Lammaſch erklärte, er ſei ermächtigt, die Geſchäfte der Regierung, ſoweit 
ſie ſich auf deutſche Siedelungsgebiete beziehen, an den deutſchöſterreichiſchen 
Staatsrat zu übergeben. Die Modalitäten wurden ſodann in eingehender Weiſe 
erörtert. 

Sonntag vormittag ſoll in Wien die Wahl von Offiziers- und Soldatenräten 
vorgenommen werden. Der Modus ſoll derartig ſein, daß jedes Regiment, jedes 
Bataillon jede Anſtalt und jeder Truppenkörper für ſein Offizierkorps je zwei 
Offiziere und jede Mannſchaftsabteilung je zwei Mann in dieſe Körperſchaften ent— 
ſenden wird. Die Wahl wird in Gegenwart von Vertretern des Staatsrats vorge- 
nommen werden. Sie ſoll geheim und frei ſein. Der Wiener Soldatenrat dürfte 
etwa aus 200 Perſonen beſtehen. Der Soldatenrat ſoll eine Beſchwerdekommiſſion 
darſtellen. Analog dem Wiener Soldaten- und Offizierrat werden in allen Garnie 
ſonen Deutſchöſterreichs derartige Körperſchaften gewählt werden. 

Der Staatsrat hat als Staatsfarbe für Deutſchöſterreich die alte Vabene 
berger Farbe: rot⸗weiß⸗rot angenommen. Für Siegel und Embleme hat der 
Staatsrat, da die Hauptklaſſe dieſes Staates Bürger, Bauern und Arbeiter deutſcher 
Nationalität ſind, folgendes Sinnbild beſchloſſen: Ein auf einem Untergrund auf 
ſchwarzen Quadern aufgeführtes Stadttor, zwei gekreuzte goldene Hämmer mit 
einem goldenen Kranz aus Roggenähren mit der Umſchrift „Deutſchöſterreich“. 
Die Akademie der bildenden Künſte in Wien wurde erſucht, Zeichnungen für dieſes 
Emblem dem Staatsrat vorzulegen. 

Wie die Blätter melden, verlautet in parlamentariſchen Kreiſen, daß eine 
allgemeine politiſche Amneſtie bevorſtehe, welche ihren Weg über die National 
regierungen nehmen ſoll. Nach Meldungen des Budapeſter Vertreters des „Neuen 
Wiener Tagblatts“ werde in kürzeſter Zeit die Enthebung des Kabinettsdirektors 
Seidler erfolgen. 

Die Mitteilung von der Übergabe der Flotte wurde in der geſtrigen Sitzung 
der deutſchen Nationalverſammlung von alldeutſcher Seite zur Kenntnis der deutſchen 
Abgeordneten gebracht und von der Verſammlung mit Ausrufen peinlicher Über⸗ 
raſchung aufgenommen. 

Die Korreſpondenz Wilhelm meldet: Das Tragen von Kokarden in National⸗ 
farben auf oder neben der Kappenroſette ſeitens Militärperſonen aller Grade 
iſt erlaubt. A » 

* 

An der obigen Meldung iſt vielleicht das Bemerkenswerteſte, daß ſich das 
Wiener Korreſpondenzbureau zum erſten Male nicht mehr als „K. K.“ bezeichnet. 
Für das Aufhören der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie iſt dies das äußerlich 
ſichtbare Sinnbild. 
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Eine Rote Garde in Wien. 


Wien, 1. November. („Korr.⸗Bureau.“) Der heutige Tag verlief im allgemeinen 
ruhig. Für 3 Uhr nachmittags war zum Deutſchmeiſterdenkmal eine Verſammlung 
der Roten Garde einberufen worden. Etwa 500 Perſonen, Offiziere und Mann⸗ 
ſchaften mit roten Abzeichen, zuweilen aber auch mit ſchwarzrotgoldenem Ab⸗ 
zeichen, nahmen an der Verſammlung teil. Korporal Haller hielt eine Anſprache, 
in der er ſagte, daß ſich die Rote Garde vorläufig dem Nationalrate unterwerfe. 
Er bemängelte die Zuſammenſetzung des Staatsrates, weil er zu wenig Sozialiſten 
aufweiſe. Andere Redner, darunter auch Deutſchnationale, polemiſierten mit 
dem Redner. Sodann wurde zum Parlament gezogen, wo die Rote Garde eine 
Abordnung zur Vorbringung ihrer Wünſche zum Staatsrate entſenden wollte. 
Der Zug war mittlerweile auf mehrere tauſend Perſonen angewachſen. Vor dem 
Parlament hielten die einzelnen Soldaten Reden, in denen ſich die verſchiedenſten 
Richtungen geltend machten. Die einzelnen Parteien gerieten wiederholt hart 
aneinander. Als eine Abordnung mit Korporal Haller längere Zeit im Parlaments- 
gebäude verblieb, waren die auf der Straße befindlichen Soldaten beunruhigt. 
Doch erſchien Haller ſchließlich, worauf die Teilnehmer abmarſchierten und in Ord⸗ 
nung und Ruhe in ihre Bezirke abſtrömten. 


Wien, 1. November. Einer Lokalkorreſpondenz zufolge verſammelten ſich 
nachmittags in der Aula der Univerſität eine Anzahl von Hochſchülern, darunter 
viele Offiziere aller Truppengattungen, um zur Bildung einer Studentengarde 
Stellung zu nehmen. Die Verſammlung ſtimmte einer Entſchließung zu, in der die 
Verſammelten ſich bereit erklären, den Hochſchulausſchuß in ſeinen Bemühungen 
um die Aufrechterhaltung der Ordnung zu unterſtützen und ſich dem Staatsrate 
zur Verfügung zu ſtellen. 


Kaiſer Karl gibt das Kommando ab. 


Aus unterrichteter Wiener Quelle erfahren wir: „Kaiſer Karl fand die Waffen⸗ 
ſtillſtandsbedingungen, insbeſondere ſoweit ſie ſich auf das deutſchtiroler Gebiet 
beziehen, ſo drückend hart und beſchämend, daß er ſeinen Namen nicht unter das 
Abkommen ſetzen wollte. Er teilte daher den Generalen und den Mitgliedern 
der Regierung mit, daß er fortab die oberſte militäriſche Gewalt nicht mehr 
ausüben werde. Da General Köveſz, dem als dem Höchſtkommandierenden in 
erſter Linie die Aufgabe der Unterzeichnung zufiele, mit ſeiner Heeresgruppe 
ſich nach Ungarn zurückgezogen hat, übernimmt es der Chef des Generalſtabes 
v. Arz, die Waffenſtillſtandsurkunde zu unterzeichnen. 


Wien, 3. November. (Meldung des „Wiener Tel.⸗Korr.⸗Bureaus“.) Der heutige 
Tag iſt ruhig verlaufen. Die Straßen boten ein lebhaftes, friedliches Sonntags⸗ 
bild. In den Straßen ſah man viele Trupps kriegsgefangener Ruſſen und Italiener, 
die ihr Lager verließen und ſich hier auf der Durchreiſe befinden. Die Polizei⸗ 
behörde iſt im Einvernehmen mit dem Staatsrat bemüht, Wien von Kriegsgefan⸗ 
genen zu ſäubern. Die Kriegsgefangenen erhalten hier Unterkunft und Verpflegung 
und werden dann unverzüglich nach den Grenzen gebracht. Die Ruſſen kommen 
an die Grenze des tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates, die Italiener an die Grenze des 
ſüdſlawiſchen Staates, von wo aus ſie ihre Heimat erreichen können. 
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Rücktritt Kaiſer Karls. 
Wien, 11. November. 
Der Kaiſer hat folgende Kundgebung erlaſſen: 


„Seit meiner Thronbeſteigung war ich unabläſſig bemüht, meine Völker 
aus den Schreckniſſen des Krieges herauszuführen, an deſſen Ausbruch ich 
keinerlei Schuld trage. Ich habe nicht gezögert, das verfaſſungsmäßige Leben 
wiederherzuſtellen und habe den Völkern den Weg zu ihrer ſelbſtändigen 
Entwicklung eröffnet. Nach wie vor von unwandelbarer Liebe für alle meine 
Völker erfüllt, will ich ihrer freien Entfaltung meine Perſon nicht als Hinder⸗ 
nis entgegenſtellen. Im voraus erkenne ich die Entſcheidung an, die Deutſch⸗ 
öſterreich über ſeine künftige Staatsform trifft. Das Volk hat durch ſeine Ver⸗ 
treter die Regierung übernommen. Ich verzichte auf jeden Anteil an den 

Staatsgeſchäften. Gleichzeitig enthebe ich meine öſterreichiſche Regierung 
ihres Amtes. Möge das Volk von Deutſchöſterreich in Eintracht und Vere 
ſöhnlichkeit die Neuordnung ſchaffen und befeſtigen. Das Glück meiner Völker 
war von Anbeginn das Ziel meiner heißeſten Wünſche. Nur der innere Friede 
kann die Wunden dieſes Krieges heilen.“ 


Karl m. p. Lammaſch m. p. 


* 1 » 


Der Deutſchöſterreichiſche Staatsrat hat in feiner heutigen Sitzung um 
11 Uhr vormittags den Beſchluß gefaßt, der morgen zuſammentretenden Provi- 
ſoriſchen Nationalverſammlung den folgenden Antrag zur Beſchlußfaſſung bore 
zulegen: 

Geſetz über die Staats- und Regierungsform von Deutſchöſterreich. 

Artikel 1. Deutſchöſterreich iſt eine demokratiſche Republik. Alleköffent⸗ 
lichen Gewalten werden vom Volke eingeſetzt. 1 b 2 

Artikel 2. Deutſchöſterreich iſt ein Beſtandteil der deutſchen Republik. 
Beſondere Geſetze regeln die Teilnahme Deutſchöſterreichs an der Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung der deutſchen Republik, ſowie die Ausdehnung 
des Geltungsbereichs von Geſetz und Einrichtungen der deutſchen Republik 
auf Deutſchöſterreich. 

Artikel 3. Alle Rechte, welche nach der Verfaſſung der im Reichsrat vertretenen 

Königreiche und Länder dem Kaiſer zuſtanden, gehen einſtweilen, bis die 
konſtituierende Nationalverſammlung die endgültige Verfaſſung feſtgelegt hat, 
auf den Deutſchöſterreichiſchen Staat über. 

Artikel 4. Die k. u. k. Miniſterien und die k. k. Miniſterien werden auf⸗ 
gelöſt. Ihre Aufträge und Vollmachten auf dem Staatsgebiet von Deutſch— 
öſterreich gehen auf die deutſchöſterreichiſchen Staatsämter über. Den 
anderen Nationalſtaaten, die auf dem Boden der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie entſtanden ſind, bleiben ihre Anſprüche an die erwähnten Miniſterien 
wie auf das von dieſen verwaltete Staatsvermögen gewahrt. Die Liquie 
dierung dieſer Anſprüche iſt völkerrechtlichen Vereinbarungen durch Kom— 
miſſionen vorbehalten, die aus Bevollmächtigten aller beteiligten Nationale 
regierungen zu bilden ſind. Bis zum Zuſammentreten dieſer Kommiſſionen 
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haben die deutſchöſterreichiſchen Staatsämter das Gemeinſchaftsgut, ſoweit es 
ſich auf dem Staatsgebiete der Republik Deutſchöſterreich befindet, als Treu⸗ 
händer aller beteiligter Nationen zu verwalten. 

Artikel 5. Alle Geſchäfte und Geſetzesbeſtimmungen, durch die dem Kaiſer 
und den Mitgliedern des kaiſerlichen Hauſes Vorrechte zugeſtanden werden, 
ſind aufgehoben. 

Artikel 6. Die Beamten, Offiziere und Soldaten find des dem Kaiſer ge- 
leiſteten Treueides entbunden. 

Artikel 7. Die Übernahme der Krongüter wird durch ein Geſetz durch— 
geführt. 

Artikel 8. Alle politiſchen Vorrechte ſind aufgehoben. Die Delegation 
des Herrenhauſes und die bisherigen Landtage ſind abgeſchafft. 

Artikel 9. Die Konſtituierende Nationalverſammlung wird im Januar 1919 
gewählt. Die Wahlordnung wird noch vor der proviſoriſchen Nationalverſamm⸗ 
lung beſchloſſen. Sie beruht auf der Verhältniswahl und auf dem allgemeinen, 
gleichen, direkten und geheimen Stimmrecht aller Staatsbürger ohne Unter⸗ 

ſchied des Geſchlechts. 

Artikel 10. Nach den gleichen Grundſätzen iſt das Wahlrecht und das Wahl⸗ 
verfahren der Landeskreiſe, Bezirke und Gemeindevertretungen zu ordnen. 
Die Gemeindewahlordnung wird noch durch die proviſoriſche Nationalver⸗ 
ſammlung feſtgeſetzt. Die Neuwahl der Gemeindevertretungen erfolgt binnen 
3 Monaten. Bis zu den Neuwahlen ſind die beſtehenden Gemeindevertretungen 
nach den Anleitungen des Staatsrates durch eine angemeſſene Zahl von 
Vertretern der Arbeiterſchaft zu ergänzen. 

Artikel 11. Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Kundmachung in sa 

Dinghofer m. p., Hauſer m. p., Seitz m. p., Präſidenten. 
Sylveſter m. p., Staatsnotar Renner m. p., Staatskanzler. 
Abram, Bodirsky, Ellenbogen, Fink, Freiſſer, Gruber, Guggenberg, Iro, Berzabek, 


Lukſch, Miklas, Ofner, Priſching, Seliger, Teufel, Waldner, Wolf, Mitglieder des 
Staatsrates. 


König Karl verzichtet auf den ungariſchen Thron. 


Der Präſident des Magnatenhauſes, Baron Julius Wlaſſies, hat heute 
dem Miniſterpräſidenten Michael Karolhyi folgendes Handſchreiben übergeben: 


„Seit meiner Thronbeſteigung war ich ſtets beſtrebt, meine Völker ehe⸗ 
baldigſt von den Schreckniſſen des Krieges zu befreien, an deſſen Entſtehen 
ich keinen Anteil hatte. Ich will nicht, daß meine Perſon der Entwicklung 
der ungariſchen Nation im Wege ſtehe, für welche ich von unabänderlicher 
Liebe durchdrungen bin; infolgedeſſen verzichte ich auf jeden Anteil an der 
Führung der Staatsgeſchäfte und erkenne ſchon im voraus jene Entſcheidung 
an, mit welcher Ungarn ſeine zukünftige Staatsform feſtſtellen wird. 

Gegeben zu Eckartsau, am 13. November 1918. 

Karl m. p.“ 


ll. Deutſchland. 


Vorbemerkung: 


Das in dieſem Abſchnitt veröffentlichte Material gibt dem Lefer die Möglich- 
keit, ſich ein klares Bild von der vorrevolutionären Zeit zu machen, ſich ſelbſt un- 
beeinflußt von Dritten einen Weg zu bahnen aus dem Labyrinth gegenſeitiger 
Beſchuldigungen über den Zuſammenbruch von Heer und Heimat. Er findet hier 
Aufzeichnungen, die ſich mit der Perſon des geweſenen Kaiſers befaſſen, darunter 
das von der Entente zuſammengetragene Material, welches der Kommiſſion zur Er⸗ 
hebung der Anklage gegen die am Weltkrieg Schuldigen als Unterlage dienen 
ſoll. In dieſem Abſchnitt ſind auch die revolutionären Vorgänge im Reiche bis 
zum 9. November, alſo dem Beginn der Bewegung in Berlin nach den Berichten 
der Berliner Preſſe verzeichnet. 

Hier kommen die beiden führenden Staats: nänner der vorrevolutionären 
Zeit, der Oſterreicher Graf Czernin und der Reichskanzler Max, Prinz von Baden, 
mit ihren Publikationen zum Wort. 

Ebenſo werden hier aus dem jüngſt veröffentlichten „Neuen Weißbuch“ die 
Dokumente und Protokolle der denkwürdigen Sitzungen der Reichsregierung mit 
der Oberſten Heeresleitung, deren unmittelbares Ergebnis zum Abſchluß des Waffen⸗ 
ſtillſtandes führte, veröffentlicht. 

Der Herausgeber. 


Das neue deutſche Weißbuch. 
Auszug aus der „Voſſiſchen Zeitung“. 
Der Weg zum Waffenſtillſtand. 
Weimar, 31. Juli. 

Ein Weißbuch über die Vorgeſchichte des Waffenſtillſtandes iſt heute in 
Weimar durch die Regierung zur Ausgabe gelangt. Das Weiß buch enthält alle 
Aktenſtücke aus der Zeit vom 14. Auguſt bis 11. November 1918, ſoweit ſie ſich 
auf das Friedensangebot vom 3. Oktober und auf das Waffenſtillſtandsab⸗ 
kommen vom 11. November beziehen. 

Das Weißbuch gibt die Beratungen und Verhandlungen wieder, die zwiſchen 
der Reichsregierung und der Oberſten Heeresleitung ſtattgefunden haben, nach— 
dem man auf Grund des militäriſchen Umſchwungs im Juli und Auguſt 1918 
zu dem Schluß gekommen war, daß der Feind trotz der gewaltigen Leiſtungen der 
deutſchen Heere durch einen Sieg nicht mehr zum Frieden genötigt werden konnte. 
„Die Veröffentlichung iſt“, wie es in einer Vorbemerkung heißt, „notwendig ge— 
worden, um der Legendenbildung entgegenzutreten.“ Viele Kräfte ſeien an der 
Arbeit geweſen, die Wahrheit zu entſtellen. Zum Teil könne man ihnen den guten 
Glauben nicht mehr zuſprechen, zum Teil ſei Unkenntnis die Urſache der Entſtel— 
lungen. Daher ſoll über die Verhandlungen dieſer Wochen vollſtändige Klarheit 
verbreitet werden, denn das Volk will die Wahrheit, und alle Beteiligten haben 
Anſpruch darauf. Die Urkunden ſollen ein objektives Urteil ermöglichen über 
die Verhandlungen zwiſchen der Oberſten Heeresleitung und der politiſchen Reichs- 
leitung während der Liquidation des Krieges. Es iſt in das Weißbuch alles aufe 
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genommen worden, was an Außerungen der Oberſten e und der Reichs⸗ 
leitung in den Akten enthalten iſt. 


Die Kaiſerſitzung in Spa. 


Der Ausgangspunkt der ganzen Friedensaktion war die Kaiſerſitzung in Spa 
am 14. Auguſt 1918. Während General Ludendorff noch Mitte Juli mit Veftimmt- 
heit erklärt hatte, daß die Offenſive den Feind endgültig und entſcheidend beſiegen 
werde, wurde jetzt angenommen, daß es nicht mehr möglich ſei, den Krieg militäriſch 
zu gewinnen und daß daher an eine Verſtändigung mit dem Feinde, und zwar 
durch neutrale Vermittlung gedacht werden müſſe. Es wurde aber, wie das Weiß⸗ 
buch hervorhebt, nicht etwa der Auftrag gegeben, die Anknüpfung ſofort vorzu⸗ 
nehmen, ſondern der Entſchluß des Kaiſers lautete: „Es müſſe auf einen geeigneten 
Zeitpunkt geachtet werden, wo wir uns mit dem Feinde zu verſtändigen hätten“, 
und der Reichskanzler faßte die Beratung vom 14. Auguſt dahin zuſammen: 

„Diplomatiſch müſſen Fäden betreffs einer Verſtändigung mit dem Feinde 
im geeigneten Moment angeſponnen werden. Ein ſolcher Moment böte ſich nach 
dem nächſten Erfolge im Weſten.“ Und Generalfeldmarſchall v. Hindenburg führte 
aus, „daß es gelingen werde, auf franzöſiſchem Boden ſtehen zu bleiben und da⸗ 
durch ſchließlich dem Feinde unſeren Willen aufzuzwingen“. Ferner hatte Reichs⸗ 
kanzler Graf Hertling in einer Sitzung des preußiſchen Staatsminiſteriums vom 
3. September 1918 ein ſofortiges Friedensangebot abgelehnt, und die weiter⸗ 
gehenden öſterreichiſchen Wünſche eines direkten Appells an alle kriegführenden 
Länder waren nicht gebilligt worden. 

Die deutſche Anſchauung, daß eine neutrale Vermittlung vorzuziehen und daß 
für dieſe ein günſtiger Zeitpunkt, namentlich die Konſolidierung der deutſchen 
Front, abzuwarten ſei, wurde bis zum 10. September in zahlreichen Verhand⸗ 
lungen den Oſterreichern gegenüber vertreten, um ſie von ihrem offenen 1 
zurückzuhalten. 

Am 10. September trat eine teilweiſe Anderung ein. Generalfeldmarſchal 
v. Hindenburg ſprach ſich zwar nochmals gegen einen Appell an alle kriegführenden 
Länder aus, erklärte ſich aber mit der Vermittlung einer neutralen Macht zur 
Herbeiführung einer Ausſprache „ohne Aufſchub“ einverſtanden. Der Wider⸗ 
ſpruch Oſterreichs, das an ſeinem Vorſchlag feſthielt und der neutralen Vermitt⸗ 
lung widerſprach, führte zu weiteren Verhandlungen mit Oſterreich. Als die Oſter⸗ 
reicher trotz des deutſchen Widerſpruchs ihren Appell hinausgehen ließen, entſchloß 
man ſich auch von deutſcher Seite, die neutrale Vermittlung nebenher zu ſuchen. 
Der Verſuch führte aber nicht zum Ziel. Inzwiſchen verſchärfte Bulgariens Zu⸗ 
ſammenbruch die Lage weſentlich. 

Am 21. September taucht in den Aktenſtücken zum erſten Male der Gedanke 
auf, zur Einleitung von Friedensverhandlungen direkt an Amerika heranzutreten. 
Am 29. und 30. September iſt Staatsſekretär von Hintze wieder im Großen Haupt⸗ 
quartier. Er berichtet als Ergebnis der Beratungen an das Auswärtige Amt in 
Berlin: 

„Bitte auf Grund Befehl Sr. Majeſtät und Zuſtimmung des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers in Wien und Konſtantinopel vertraulich mitteilen, daß ich vorſchlage, 
Präſident Wilſon Frieden anzubieten auf Grund ſeiner vierzehn Punkte und 
ihn einzuladen, Friedenskonferenz nach Waſhington zu berufen, nach Auffor⸗ 
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derung zu fofortigem Waffenſtillſtand ... Wenn unſere Verbündeten zuſtim⸗ 
men, würde die in Bildung begriffene neue Reichsregierung den Vorſchlag 
auf geeignetem Wege an Präſident Wilſon gelangen laſſen, ſo daß der Vor⸗ 
ſchlag erſt von ihr ausgehen würde.“ 

Noch am ſelben Tage gehen Telegramme nach Wien und Konſtantinopel 
ab. Die Übereinſtimmung mit Wien wurde herbeigeführt. 

Mit dieſem Tage trat die Aktion in ein ganz neues Stadium. Während ur 
ſprünglich die Oberſte Heeresleitung von der Einleitung von Friedensſchritten 
vor einer Konſolidierung der militäriſchen Lage ganz abſehen wollte und ſpäterhin 
Vorſicht empfohlen hatte, bat ſie jetzt auf das dringendſte, das Friedensangebot 
gerade wegen der akuten Gefährdung der militäriſchen Lage ſofort hinausgehen 
zu laſſen. Am 1. Oktober langte eine ganze Reihe von Telegrammen und Telephon⸗ 
geſprächen aus dem Großen Hauptquartier mit folgendem Inhalt nach Berlin: 
„Heute halten die Truppen; was morgen geſchehen könne, ſei nicht voraus⸗ 
zuſehen.“ 

Man ſoll das Friedensangebot „ſofort hinausgehen laſſen und damit nicht 
erſt bis zur Bildung der neuen Regierung warten, die ſich verzögern könne. Heute 
hielten die Truppen noch, und wir ſeien in einer würdigen Lage. Es könne aber 
jeden Augenblick ein Durchbruch erfolgen, und dann käme unſer Angebot in dem 
allerungünſtigſten Moment“. 

Und ſpät abends: „General Ludendorff erklärte, daß unſer Angebot von Bern 
aus ſofort nach Waſhington weitergehen müſſe. 48 Stunden könne die Armee 
nicht noch warten. Der General betonte, daß alles darauf ankäme, daß das An= 
gebot ſpäteſtens Mittwoch nacht oder Donnerstag früh in den Händen der En— 
tente ſei.“ 

Am ſelben Tage ließ Hindenburg dem Vizekanzler von Payer mitteilen: 
Wenn bis heute 7 bis 8 Uhr Sicherheit vorhanden ſei, daß Prinz Max die Regierung 
bilde, könne bis zum nächſten Morgen gewartet werden. Sollte dagegen die Bildung 
der Regierung irgendwie zweifelhaft ſein, ſo halte er die Ausgabe der Erklärung 
heute Nacht für geboten. 

In einem Vortrage, den der Vertreter der Oberſten Heeresleitung am 2. DE 
tober vor den Parteiführern im Reichstage hielt, kam auch in dieſem größeren Kreis 
die drängende Lage zum Ausdruck. Prinz Mar ſträubte ſich aber auf das heftigſte 
gegen die gewünſchte Friedensaktion, weil ſie in dieſer Form und in dieſem Augen- 
blick einer militäriſchen Zwangslage die deutſche Situation für die Friedensverhand— 
lungen ſehr ungünſtig geſtalten würde. Er berichtete hierüber nach dem Weißbuch 
am 11. Oktober: Am Abend des erſten Oktober ſei ihm der Reichskanzlerpoſten 
angeboten worden, mit dem gleichzeitigen Verlangen, ſofort die Friedensvermitt⸗ 
lung Wilſons nachzuſuchen. Er habe ſich dagegen geſträubt und mindeſtens acht 
Tage warten wollen, um die neue Regierung zu konſolidieren und nicht den Cin» 
druck hervorzurufen, als handelten wir bei unſerer Bitte um Friedensvermittlung 
unter dem Druck eines militäriſchen Zuſammenbruchs. Am 2. Oktober bat General 
Ludendorff um den Entwurf der Note an Amerika und ließ am Nachmittag eine 
Faſſung telephonieren, die im weſentlichen mit dem ſpäteren Wortlaut überein- 
ſtimmte. 

Prinz Max hielt ſeine Bedenken aber aufrecht. Am 3. Oktober ſtellte er ſchrift— 
lich eine Reihe von Vorfragen, darunter die Frage: „Iſt die Oberſte Heeresleitung 
ſich bewußt, daß die Einleitung einer Friedensaktion unter dem Druck der mili— 
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täriſchen Zwangslage gum Verluſt deutſcher Kolonien und deutſchen Gebietes, 
namentlich Elſaß⸗Lothringens und rein polniſcher Kreiſe der Oſtprovinzen führen 
kann?“ Am gleichen Tage überſandte Hindenburg, der ſich gerade in Berlin auf 
hielt, dem Reichskanzler ſchriftlich eine Erklärung, „daß die Oberſte Heeresleitung 
auf ihrer Forderung der ſofortigen Abſendung des Friedensangebotes be⸗ 
ſtehen bleibt“. 

Nach eingehenden Beſprechungen mit den Staatsſekretären ging unter dieſem 
Drucke der Oberſten Heeresleitung, wie das Weißbuch hervorhebt, in der Nacht 
vom 3. zum 4. Oktober die Note an Amerika hinaus. 

In der Zeit bis zum Eintreffen der Antwort erklärte der Reichskanzler am 
6. Oktober: „Ich habe gegen die Note gekämpft, erſtens, weil ich den Moment 
für verfrüht hielt, zweitens, weil ich an den Feind im allgemeinen mich wenden 
wollte. Jetzt müſſen wir alle Konſequenzen in Ruhe überlegen. Jetzt muß die 
Lage an der Front feſtgeſtellt werden, und zwar durch gewiegte Offiziere. Armee⸗ 
führer müſſen gehört werden.“ Die Staatsſekretäre ſprechen ſich im gleichen Sinne 
aus. Ihr Gedanke iſt offenbar der, daß Ludendorff die militäriſche Lage auf Grund 
eines Zuſammenbruchs der Nerven zu ſchlecht beurteilt haben könnte. 


Der Konflikt mit der Heeresleitung. 


Nunmehr entſteht ein Konflikt, der ſich durch die ganzen weiteren Verhand⸗ 
lungen bis zum 26. Oktober hindurchzieht: General Ludendorff ſah in der Befragung 
anderer Generale ein Mißtrauen und ließ für dieſen Fall mit ſeinem Abſchied 
rechnen. Wenigſtens ſtellt das Weißbuch es ſo dar. Der von Walther Rathenau 
in der „Voſſiſchen Zeitung“ veröffentlichte Plan einer Levé en masse wurde er⸗ 
örtert, aber fallen gelaſſen, weil die militäriſchen Stellen, insbeſondere Ludendorff, 
ſich von ihr nichts verſprachen. 

Wilſons Antwort datiert vom 5. Oktober und verlangt eine nähere Feſt⸗ 
legung auf die Punkte des Präſidenten in dem Sinne, daß beim Eintritt in die 
Diskuſſion nur noch eine Verſtändigung über die praktiſchen Einzelheiten ihrer An⸗ 
wendung ſtattfinden ſollte. Ferner wurde die Räumung der von Deutſchland 
beſetzten Gebiete gefordert und drittens eine Frage nach den in Deutſchland dii 
gebenden Gewalten geſtellt. 

Am 9. Oktober findet eine mündliche Verhandlung mit Ludendorff ſtatt, in 
der dieſer einen kurzen Rückblick über die ganze Kriegsgeſchichte gibt (Nr. 38). In 
dieſer Verhandlung erklärt Oberſt Heye wiederum: „Es wäre Haſardſpiel der 
Oberſten Heeresleitung, wenn ſie den Friedensſchritt nicht beſchleunigte, es kann 
ſein, daß wir bis zum Frühjahr halten, es kann aber auch jeden Tag eine Wendung 
kommen. Geſtern hing es an einem Faden, ob Durchbruch gelang. Truppe hat 
keine Ruhe mehr. Unberechenbar, ob Truppe hält oder nicht. Jeden Tag neue 
Überraſchung. Ich fürchte nicht eine Kataſtrophe, ſondern möchte Armee retten, 
damit wir während der Friedensverhandlungen ſie noch als Druckmittel haben.“ 

Dieſer Gedanke wurde wiederholt auch von der Oberſten Heeresleitung ge⸗ 
äußert. Ludendorff vertrat den Standpunkt, daß Deutſchland nicht gezwungen 
ſei, alle Forderungen anzunehmen, daß insbeſondere eine etwaige Forderung 
auf Preisgabe deutſcher Feſtſetzungen abgelehnt werden müſſe. 

Aber die Antworten auf die Frage, wie lange noch Widerſtand geleiſtet werden 
könne, lauteten wechſelnd und unſicher. So antwortete Ludendorff dem Staats⸗ 
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ſekretär Dr. Solf auf die Frage, ob die Front noch drei Monate gehalten werden 
könne, verneinend, und auf die Frage des Prinzen Max: „Kann beim Scheitern 
der gegenwärtigen Friedensaktion trotz des Abfalls eines der beiden uns noch ver⸗ 
bliebenen Bundesgenoſſen der Krieg allein von uns noch fortgeführt werden?“ 
antwortete Ludendorff: „Wenn eine Kampfpauſe im Weſten eintritt, ja.“ 

Die deutſche Erwiderung auf Wilſons Note erging in vollem Einvernehmen 
mit der Oberſten Heeresleitung. Auf Wunſch des Generalfeldmarſchalls von 
Hindenburg wurde ausdrücklich ausgeſprochen, daß Deutſchland von der Annahme 
ausgehe, daß auch die mit den Vereinigten Staaten verbundenen Mächte ſich auf 
den Boden der Grundſätze des Präſidenten Wilſon ſtellen würden. 

Die zweite Note des Präſidenten Wilſon vom 15. Oktober war weſentlich 
ſchärfer. Sie trennte zum erſten Male den Frieden vom Waffenſtillſtande, deſſen 
Bedingungen „dem Urteil und dem Rate der militäriſchen Berater“ überlaſſen 
werden ſollten, ſprach von ungeſetzlichen und unmenſchlichen Praktiken der deutſchen 
Streitkräfte und erklärte, daß die ganze Konferenz des Friedens „von der Beſtimmt— 
heit dem befriedigenden Charakter der Bürgſchaften abhänge“, die in den grund— 
legenden Fragen der inneren Gewalten gegeben werden müßten. Oſterreich 
erhielt eine beſondere Antwort. 

Die Beſtürzung über dieſe Note in ganz Deutſchland und namentlich ihre 
Wirkung auf das Heer, war, wie das Weißbuch hervorhebt, groß, und der Wider— 
ſpruch regte ſich überall, der Stolz bäumte ſich auf, und die Oberſte Heeresleitung 
wollte wiederzurück. Aber es war die Frage, ob man noch zurückkonnte. Denn die 
Offenbarung der ſchlechten Lage nach vierjähriger Behauptung des ſicheren Sieges 
hatte inzwiſchen nach dem Weißbuch im Auslande und Inlande ihre Wirkung 
getan. 

Das Verhältnis zwiſchen der Oberſten Heeresleitung und der Reichsregierung 
wurde nun ein anderes. Die Oberſte Heeresleitung fragte, ob die deutſchen Männer 
noch einmal in dem Kampf bis zum Außerſten mitkämpfen würden, oder ob die 
moraliſche Widerſtandskraft des deutſchen Volkes nun erſchöpft ſei. 

In dieſer Frage ſah Staatsſekretär Dr. Solf eine Verſchiebung der Verant⸗ 
wortlichkeit. Warum ſei denn die Stimmung fo gedrückt? Weil die militäriſche 
Macht zuſammengebrochen ſei. Jetzt aber ſagt man: „Die militäriſche Macht wird 
zuſammenbrechen, wenn die Stimmung nicht durchhält.“ Dieſe Verſchiebung 
dürfe man nicht zulaſſen. Sie paßt ſchlecht zu den eigenen Worten Ludendorffs, 
der mit dem Kriegsminiſter einig geweſen ſei, daß eine per en masse“ nicht 
möglich iſt.“ 


Umſchwung bei Ludendorff. 


Am 17. Oktober fanden drei Sitzungen ſtatt. Über die zweite Sitzung ver— 
öffentlicht das Weißbuch ein beſonders ausführliches Protokoll. In dieſer Sitzung 
äußerte ſich Ludendorff weſentlich hoffnungsvoller als zwei Wochen vorher über 
die Möglichkeit, die nächſten Wochen hindurch ſtandzuhalten. Er ſagte: 

„Der Krieg iſt kein Rechenexempel. Es gibt im Kriege eine Menge Wahr— 
ſcheinlichkeiten und Unwahrſcheinlichkeiten. Was ſchließlich eintrifft, weiß 
kein Menſch. Als wir im Auguſt 1914 nach Oſtpreußen kamen und mit Hilfe 
meines treuen Mitarbeiters Hoffmann die Befehle zur Schlacht von Tannen— 
berg ausgegeben wurden, da wußte man auch nicht, wie es gehen würde, 
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ob Rennenkampf marſchieren würde oder nicht. Er iſt nicht marſchiert und die 
Schlacht wurde gewonnen. Es gehört zum Krieg Soldatenglück, vielleicht be⸗ 
kommt Deutſchland doch auch wieder einmal Soldatenglück.“ 

Auf die zuſammenfaſſende Frage, ob die Weſtfront bei Überführung der 
Kräfte aus dem Oſten — deren Möglichkeit noch zweifelhaft iſt — nach drei Monaten 
noch ſtehen werde, antwortet Ludendorff: „Ich habe ſchon dem Herrn Reichs⸗ 
kanzler geſagt, ich halte einen Durchbruch für möglich, aber nicht für wahrſcheinlich. 
Innerlich wahrſcheinlich halte ich den Durchbruch nicht. Wenn Sie mich auf mein 
Gewiſſen fragen, kann ich nur antworten: Ich fürchte ihn nicht.“ Zu ſeinen eigenen 
früheren Erklärungen ſagt Ludendorff: „Es iſt auch heute ſo, daß wir jeden Tag 
eingedrückt und geſchlagen werden können. Vorgeſtern iſt es gut gegangen; es 
kann auch ſchlecht gehen.“ 

Die Möglichkeit einer Auffüllung der Truppen im Weſten durch Räumung 
Weißrußlands und der Ukraine, das Aushalten mit Materialien und mit Produkten, 
namentlich mit dem nur noch für wenige Monate reichenden Ol wird ausführlich 
erörtert. Es ergeben ſich viele ungünſtige Faktoren. Man berechnet, wieviel Mann⸗ 
ſchaften aus dem Innern bei ſchärfſter Auskämmung freigemacht werden können. 
Zum Schluſſe dieſer Berechnungen ſagt der Reichskanzler: „Alſo wir können bis 
nächſtes Frühjahr 600000 bis 700000 Mann Erſatz aufſtellen, die Feinde 1100000 
Mann, wenn ich nur die Amerikaner berechne; dazu kommen dann vielleicht die 
Italiener. Wird ſich alſo zum Frühjahr unſere Lage verſchlechtern oder verbeſſern?“ 

General Ludendorff antwortet: „Nach den Zahlen iſt es keine Verſchlechterung. 
Aber dazu kommt die Rückwirkung der Räumung auf unſere wirtſchaftliche Lage; 
wenn wir zurückgehen, wird die Lage unſerer Kriegsinduſtrie in höchſtem Maße 
verſchlechtert. Das konnte man ja immer vorausſehen, wenn wir aus dem Kriege 
mit unſeren jetzigen Grenzen herauskommen, wir militärpolitiſch und induſtriell 
viel ſchlechter ſtehen als früher. Das wird ſich auch jetzt bei einer Räumung zeigen.“ 

Am Ende der Sitzung tritt der Gedankengang des Reichskanzlers klar hervor. 
Er weiſt darauf hin, daß auch nach den weiteſtgehenden — von dem Prinzen ſelbſt 
anſcheinend nicht geteilten — Hoffnungen Ludendorffs der Krieg nur auf beſchränkte 
Zeit fortgeführt werden kann, daß inzwiſchen mit dem Abfall der beiden noch 
übrigbleibenden Verbündeten beſtimmt zu rechnen iſt und daß fil) nunmehr die 
Frage erhebt: Steht man am Schluſſe beſſer oder ſchlechter als heute? Ludendorff 
iſt der Auffaſſung, daß es keine ſchlechteren Bedingungen gibt. 

Ludendorff: „Ich habe den Eindruck, ehe wir durch dieſe Note Bedingungen 
auf uns nehmen, die zu hart ſind, müßten wir dem Feinde ſagen: Erkämpft euch 
ſolche Bedingungen.“ 

Der Reichskanzler: „Und wenn er ſie erkämpft hat, wird er uns dann nicht 
noch ſchlechtere ſtellen?“ 

Ludendorff: „Schlechtere gibt es nicht.“ 

Der Reichskanzler: „O ja, ſie brechen in Deutſchland ein und verwüſten 
das Land.“ 

Ludendorff: „So weit ſind wir noch nicht.“ 

Der letzte Satz weicht aus, denn die Möglichkeit der Abwehr iſt auch nach 
Ludendorffs jetziger Anſicht zum mindeſten ungewiß, und die Frage war gerade 
die, wie die politiſche Lage ſich nach weiterem vergeblichen Widerſtande geſtalten 
würde. Die Reichsleitung zieht offenbar dreierlei in Betracht. Erſtens, daß im Falle 
der Kapitulation die politiſche Lage ſchlechter ſein würde. Zwar ſtellt die letzte Note 
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des Präſidenten Wilſon ſcharfe und kränkende Modalitäten des Waffenſtillſtandes 
in Ausſicht. Auch dieſe Note hält aber für den eigentlichen Friedensvertrag an den 
bekannten Punkten des Präſidenten feſt. 

Wenn es wirklich gelänge, den Krieg noch einige Monate fortzuſetzen, ſo würde 
man im Falle des ſchlechten Ausgangs dieſen Boden nicht mehr unter den Füßen 
haben. Daneben ſteht ein zweiter Gedanke. Es war zwar ſchon damals, beſonders 
nach dem Tone der letzten Note zu befürchten, daß Wilſon ſpäter ſeine Grund⸗ 
ſätze verletzen oder die Verletzung dulden würde. Aber da die Note ſelbſt eine klare 
Verletzung noch nicht enthielt, hätte man ſich im Falle des Abbruchs der Verhand⸗ 
lungen auf einen klaren Wortbruch nicht berufen können. Daher wäre ein Aufruf 
zum Endkampf nach der Auffaſſung der Reichsleitung, auch wenn man ſich dazu 
entſchließen wollte, auf die Dauer ohne Kraft geweſen. 

Das Verlangen auf Räumung und auf Einſtellung des U-Bootkrieges, die 
allgemein gehaltenen Forderungen auf Demokratiſierung waren nach der Anſicht 
des Reichskanzlers bei aller Schwere keine Gründe, die, nachdem einmal die Ver⸗ 
handlungen über einen Wilſon-Frieden eröffnet waren, das deutſche Volk, das zum 
größten Teil Demokratiſierungen in mehr oder weniger entſchiedenem Umfange 
ſelbſt wünſchte, zu dem furchtbaren letzten Kampf auf die Dauer erheben konnten. 
Dazu kamen drittens allgemeine Erwägungen. Durch den auch nach der jetzigen 
Meinung Ludendorffs wenig ausſichtsvollen Kampf würde mit Sicherheit Tod 
und Elend weiter ſchrecklich gewütet haben. Die Zahl der unglücklichen, ſchwer 
Kriegsverletzten hätte ſich nutzlos vermehrt. 

Die Zerſtörung Belgiens und Nordfrankreichs durch die Kämpfe und durch 
einzelne, auch bei Milderung der zuletzt geübten Praxis unvermeidlich bleibende 
Eingriffe auf dem Rückzug würde fortgeſetzt und die Verwüſtung in das eigene Land 
getragen ſein. Die materielle Laſt hätte ſich ins unendliche geſteigert. Übrigens 
mußten auch Frankreich und Belgien die mit dem Vormarſch in jedem Falle ber 
bundenen weiteren Zerſtörungen ſcheuen. Darin erblickte die Reichsleitung eine 
Stärke der momentanen politiſchen Lage; denn dieſe Gegner hatten dadurch auch 
ihrerſeits ein Intereſſe an ſofortigem Waffenſtillſtand, mehr als etwa nach dem 
Erreichen der deutſchen Grenze. 

Die weiteren Schriftſtücke behandeln die dritte Note Wilſons vom 23. DE 
tober 1918 und die deutſche Antwort. 

Am 28. Oktober treffen die Generale v. Mudra und v. Gallwitz ein (Nr. 86). 
Sie äußern ſich in dem Sinne, daß man noch die letzten Mittel zeigen müſſe, um zu 
beweiſen, daß es noch nicht zu ſchlecht ſtehe. Die ihnen während der Sitzung eröffnete 
Mitteilung von dem Sonderſchritt Oſterreichs ruft allerdings ſchwere Beſorgnis 
und Zweifel an der Möglichkeit eines ernſteren Widerſtandes hervor. 

Ein vergeblicher Austauſch von Telegrammen mit Wien zur Verhinderung 
des Sonderfriedens und die Mitteilung von dem Waffenſtillſtand der Türkei folgen 
(Nr. 87—92). Am 5. November erſtattet der neue Erſte Generalquartiermeiſter 
Generalleutnant Gröner ein ausführliches Gutachten (Nr. 100). Inzwiſchen erlebt 
die ruhige Politik der konſequenten Fortführung des am 3. Oktober unwiderruflich 
eingeleiteten Schrittes noch einen wichtigen Erfolg: Die Lanſingſche Note trifft 
ein, in der ausdrücklich mitgeteilt wird, daß die alliierten Regierungen für den end— 
gültigen Friedensvertrag die Wilſonſchen Punkte mit zwei beſtimmt bezeichneten 
Ausnahmen ebenfalls angenommen haben (Nr. 101). 
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Wenn Deutſchland nicht unterzeichnet hätte. 


Rom, 30. Juli. 

Von gut unterrichteter Seite erfahre ich ſoeben, daß die Alliierten ſich be⸗ 
reits grundſätzlich über die Maßnahmen geeinigt hatten, die für den Fall zu 
ergreifen waren, daß Deutſchland den Friedensvertrag nicht unterzeichnen 
würde. Der erſte Artikel des neuen Friedensvertrages, der Deutſchland dann 
vorgelegt worden wäre, hätte folgendermaßen gelautet: „Das Deutſche Reich 
hat aufgehört zu beſtehen.“ Die Alliierten hätten Deutſchland dann in einzelne 
Staaten aufgeteilt, die ſich ohne die Zuſtimmung der Entente nicht wieder von 
neuem hätten zuſammenſchließen dürfen. 


Die Frage des Verzweiflungskampfes. 


Aus dem Auszug im Abendblatt vom 19. Juli 1919, der den Hauptinhalt des 
deutſchen Weißbuches wiedergibt, ging bereits die beſondere Bedeutung der 
drei Sitzungen vom 17. Oktober hervor. Sie fanden unter dem Vorſitz des 
Reichskanzlers und unter Beteiligung des Generals Ludendorff ſtatt, der vier⸗ 
zehn Tage zuvor mit allen Mitteln die Veſchleunigung des Waffenſtillſtands⸗ 
angebotes betrieben hatte. Inzwiſchen hatte die zweite Note des Präſidenten 
Wilſon vom 15. Oktober den ganzen Ernſt der Lage offenbart und die Frage 
nach der Möglichkeit eines Verzweiflungskampfes aufgerollt. Unter den Doku⸗ 
menten des deutſchen Weißbuches iſt die genaue Wiedergabe der zweiten Sitzung 
vielleicht das Erſchütterndſte, weil ſie die handelnden Perſonen perſönlich 
nahebringt. 


Große Sitzung vom 17. Oktober 1918. 


Anweſend: der Reichskanzler, der Vizekanzler, der Kriegsminiſter, die 
Staatsſekretäre des Auswärtigen Amts, des Reichsſchatzamts, des Kriegsernährungs⸗ 
amts, des Reichsmarincamts, der Chef des Admiralſtabs der Marine, der Vize⸗ 
präſident des Preuß. Staatsminiſteriums, die Staatsſekretäre Groeber, Hauß⸗ 
mann, Scheidemann, Unterſtaatsſekretär Göppert, Unterſtaatsſekretär von Stumm, 
Unterſtaatsſekretär Wahnſchaffe, Miniſterialdirektor Deutelmoſer, General Luden⸗ 
dorff, General Hoffmann, Oberſt Heye. 

Der Reichskanzler: Die Lage, in der wir uns befinden, iſt die Folge des 
Schrittes, den wir am 5. Oktober getan haben. Damals war es der dringende 
Wunſch der Oberſten Heeresleitung, daß wir die Friedensnote und das Waffen— 
ſtillſtandserſuchen an den Präſidenten Wilſon gerichtet haben. Es kam die Rück⸗ 
frage, die wir beantwortet haben. Jetzt liegt eine neue Note vor, die eine Steige⸗ 
rung der Forderungen Wilſons enthält, und über die wir uns ſchlüſſig machen 
müſſen. Wilſon iſt offenbar durch die amerikaniſchen Chauviniſten und durch den 
Druck Frankreichs und Englands in eine ſchwierige Lage geraten und, wie ich 
hoffe, hofft er ſelbſt, daß wir ihm die Möglichkeit geben, mit uns weiter zu verhandeln 
und den Widerſtand der Kriegstreiber zu überwinden. So ſtelle ich mir die Lage 
vor. Es würde nun, ehe wir die Note an Wilſon abgehen laſſen, klarzuſtellen ſein, 
was die militäriſche Lage Deutſchlands fordert. Zu dieſem Zweck haben wir Euere 
Exzellenz gebeten, herzukommen und uns Auskunft zu geben. Wir haben Euerer 
Exzellenz eine Anzahl formulierter Fragen vorgelegt, über die wir erwarten, Aus⸗ 
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kunft zu erhalten. Euere Exzellenz haben andere Fragen an uns geſtellt, die wir 
im Laufe der Erörterung beantworten werden. Die erſte Frage iſt die, ob dadurch, 
daß die Diviſionen vom Oſten herübergezogen werden, die Front im Weſten ſo 
geſtärkt werden kann, daß man auf ein längeres Durchhalten rechnen darf. Die 
zweite Frage geht dahin, ob durch ſtärkere Zuführung von Truppenmaterial aus 
der Heimat erreicht werden kann, daß die Armee eine Kräftigung zum weiteren 
Durchhalten erfährt. 

General Ludendorff: Es wurden ſchon früher eine Reihe von Fragen an mich 
geſtellt, die präziſe zu beantworten ganz ausgeſchloſſen iſt. Der Krieg iſt kein Rechen⸗ 
exempel. Es gibt im Krieg eine Menge Wahrſcheinlichkeiten und Unwahrſcheinlich⸗ 
keiten. Was ſchließlich eintrifft, weiß kein Menſch. Als wir im Auguſt 1914 nach 
Oſtpreußen kamen und mit Hilfe meines treuen Mitarbeiters Hoffmann die Befehle 
zur Schlacht von Tannenberg ausgegeben wurden, da wußte man auch nicht, wie 
es gehen würde, ob Rennenkampf marſchieren würde, oder nicht. Er iſt nicht 
marſchiert und die Schlacht wurde gewonnen. Es gehört zum Krieg Soldaten⸗ 
glück, vielleicht bekommt Deutſchland doch auch wieder einmal Soldatenglück. Ich 
kann Ihnen nur meine Überzeugung ſagen. Die Verantwortung dafür, was ich 
ſage, trage ich und habe ſie getragen vier lange, ſchwere Jahre. Wenn man mich 
fragt, ob die Oſtdiviſionen einen Umſchwung herbeiführen werden, fo frage ich da- 
gegen, was können wir aus dem Oſten wegführen. Ich habe darüber mit Hoff— 
mann geſprochen. Wir haben jetzt drei Diviſionen locker gemacht durch Räumung 
Weißrußlands; aber das geht nur langſam. Wir haben in dem Gebiet noch große 
Haferbeſtände. Hafer wird uns im nächſten Jahr beſonders fehlen; das iſt zu be— 
denken. Alſo drei Diviſionen kommen. Einen Umſchwung kann man mit drei 
Diviſionen nicht herbeiführen; aber der Soldat muß alles zuſammenziehen, was 
er kriegen kann. Früher konnten wir das nicht, weil wir die weite Grenze gegen 
die Bolſchewiken ſchützen mußten, bis wir das Geld bekamen. Wieviel haben wir 
denn jetzt im Oſten? 

Oberſt Heye: Noch 24 Diviſionen. Oberoſt hat davon noch 7. 

General Hoffmann: 7 hat Oberoſt, 5 ſtehen in der Ukraine, 12 in 
Rumänien. 

General Ludendorff: Dazu kommt die Frage, können wir die Ukraine auf— 
geben, oder nicht? Die Oberſte Heeresleitung iſt im Einverſtändnis mit der Reichs— 
leitung in die Ukraine einmarſchiert, weil wir das Land für die Ergänzung unſerer 
Wirtſchaft brauchten, und weil wir die Oſtfront der Feinde ſprengen mußten. 
Können wir auf die Ukrainewirtſchaft verzichten, und können wir die Gefahr auf 
uns nehmen, daß die Ukraine bolſchewiſtiſch wird, ſo können wir auch die Diviſionen 
herausholen. 

Wirtſchaftlich glaube ich, daß wir die Ukraine unbedingt brauchen, auch mili— 
täriſch. Wir könnten den Krieg im Weſten nicht ohne die Pferde in der Ukraine 
führen; ob unſere Landwirtſchaft noch ſo viel liefern kann, weiß ich nicht. Ich 
müßte dann um eine andere Direktive für die Behandlung der Oſtfragen bitten, 
als ſie mir im März gegeben worden iſt. 

Der Reichskanzler: Würde die Wegziehung der Oſttruppen die Weſtfront 
ſo ſtärken, daß ſie halten kann? 

General Ludendorff: Das iſt jedenfalls in gewiſſem Maße der Fall. Es fragt 
ſich nur, ob die wirtſchaftlichen und politiſchen Nachteile und die Gefahr im Innern 
nicht ſchwerer wiegen. 
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Der Reichskanzler: Würden die neuen Truppen unſerem Weſtheer eine ſolche 
Stoßkraft geben, daß die Feinde an den Verhandlungstiſch gebracht würden? 

General Ludendorff: Nein, Stoßkraft haben dieſe Truppen nicht mehr. Wir 
haben alles Gute ſchon herausgenommen. Sie haben keine Stoßkraft mehr, aber 
eine gewiſſe Abwehrkraft. Es darf nicht unterſchätzt werden, daß die Truppen im 
Oſten nicht mehr den Geiſt haben, wie die im Weſten; darüber ſpricht vielleicht 
General Hoffmann. 

Der Reichskanzler: Noch eine Frage vorher. Es würde alſo durch die Zu⸗ 
ziehung der Truppen aus dem Oſten nur der Zeitpunkt hinausgeſchoben werden, 
den wir Anfang Oktober gekommen glaubten, und dann die Lage wieder eintreten, 
die uns gezwungen hat, den Friedensſchritt zu tun? 

General Ludendorff: Es kommt darauf an, was uns die Heimat noch gibt. 
Es iſt eine Menſchenfrage. 

Der Reichskanzler: Ich bitte General Hoffmann, das Wort zu nehmen. 

General Hoffmann: Die Diviſionen im Oſten beſtehen aus Leuten zwiſchen 
35 und 45 Jahren. Die weiten Gebiete, die ſie beſetzt halten, die Verſuchungen, 
15 an ſie herantreten und denen fie häufig unterliegen, ſei es durch Beſtechung 

der oſtjüdiſchen Händler, ſei es durch bolſchewiſtiſche Propaganda, haben die Truppen 
recht leiden laſſen. Vor Abgabe der letzten Formationen hatten wir in Litauen 
auf ungefähr 10 Quadratkilometer einen Soldaten. Die Truppe ſteht ſeit Monaten 
zerſtreut in einzelnen Poſtierungen, wenig beaufſichtigt, und die bolſchewiſtiſchen 
Ideen verbunden mit der Beſtechung haben ſehr überhand genommen. — Ab⸗ 
geben können wir nur 10 Diviſionen, denn wir brauchen zwei Diviſionen und die 
Kavallerie, um die Grenze nach der Ukraine zu ſperren. — Daß die Diviſionen zu 
einem Angriff nicht mehr brauchbar ſind, möchte ich wiederholen. Defenſiv haben 
ſie noch Kraft. Ihre Oſtaufgabe erfüllen ſie glänzend. Ich würde mich ſogar an⸗ 
heiſchig machen, im Oſten noch einmal mit ihnen anzugreifen. Aber gegen die Macht⸗ 
mittel der Feinde im Weſten ſind ſie nicht mehr zu verwenden. 

Der Reichskanzler: Sie würden alſo die Wegnahme an ſich für möglich 
halten? 

General Hoffmann: Wenn wir wegziehen wollen, iſt es ſehr hohe Zeit. Ich 
brauche drei Monate, um die Truppen aus der Ukraine herauszubringen. Wir 
können dort nur zwei bis drei Züge täglich laufen laſſen, von denen bei dem Mangel 
an Schmieröl noch manche ausfallen. Dabei iſt mit Sabotage, ja mit Aufflammen 
einer Revolution zu rechnen, wenn die Bahnen von Ukrainern bedient werden. 
Schon jetzt würde das Bereitſtellen der Truppen, wenn ich das ganze Material 
liegen laſſen wollte, beſonders auch die geſammelte Ernte, drei Tage bis zur Schmal⸗ 
ſpurbahn, ſechs Tage bis zur Normalſpurbahn in Anſpruch nehmen. Dieſe Zeiten 
ſind aber ſo errechnet, daß wir keine Vorräte mitnehmen können, die ſind dann 
verloren. Der Truppenchef in Minſk ſagt mir, daß er, um die Ernte fortzuſchaffen, 
500 Züge brauche; die haben wir natürlich nicht. Wir müßten dann die Truppen 
marſchieren laſſen. 

General Ludendorff: Bis jetzt iſt ungefähr eine Million Menſchen aus dem 
Oſtgebiet ernährt worden. Dieſe fallen nun der Heimat zur Laſt. Der Viehbezug 
aus der Ukraine hat die Viehbeſtände der Heimat ſehr geſchont. Wie geſpannt 
die Lage der Viehverſorgung in Deutſchland iſt, weiß man. Müſſen wir auf das 
Oſtvieh verzichten, ſo käme die Heimat nach Anſicht des Generalquartiermeiſters 
in die größten Schwierigkeiten. Ich habe gebeten, das auch durch die Reichsleitung 
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feſtſtellen zu laſſen. Wir haben bei der Oberſten Heeresleitung gerade die Vieh⸗ 
frage für ausſchlaggebend gehalten. Aus der Ukraine allein haben wir 140 000 Pferde 
geholt. 

Der Reichskanzler: Wie ſteht es mit der bolſchewiſtiſchen Armee, wird ſie 
ſtärker, kann ſie uns bedrohen? 

General Hoffmann: Nein, rein militäriſch betrachtet wird ſie uns in abſeh— 
barer Zeit nichts antun können, da haben wir nichts zu fürchten, aber die geiſtige 
Bedrohung. 

General Ludendorff: Und dieſe Gefahr iſt groß. Der Kordon iſt ſo ſchwach, 
daß wir nicht imſtande ſind, ſie von der Heimat fernzuhalten. 

Der Reichskanzler: Alſo der Weſten wird durch die Oſttruppen keine neue 
Stoßkraft erhalten; aber die verfügbaren 12 Diviſionen würden für die Vertei— 
digung wertvoll ſein. Um ſie herbeizuführen, würde man drei Monate brauchen. 
Dabei würden wir die Hafervorräte verlieren, außerdem würde eine große An— 
zahl von Menſchen, die bis jetzt von drüben ernährt worden ſind, hier ernährt werden 
müſſen. Euere Exzellenz ſtellen jetzt die Gegenfrage, welchen Wert hat die Ukraine 
in den Augen der Reichsleitung für die Ernährung Deutſchlands. 

General Ludendorff: Ja. Wir haben anderthalb Millionen Tonnen auf- 
gekauftes Getreide, das ſchon zu . .. beginnt. 

Der Reichskanzler: Ich eröffne hierüber die Debatte. 

Graf Roedern: Die beiden Staatsſekretäre des Reichswirtſchaftsamts und 
des Kriegsernährungsamts ſind nicht anweſend. Es beſteht Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen ihnen. Das Kriegsernährungsamt wünſcht die Ukraine weiter zu be— 
nutzen, das Reichswirtſchaftsamt iſt ſehr ſkeptiſch. Soweit ich die Lage aus dem 
mir mitgeteilten Schriftwechſel überſehen kann, ſcheint mir die Anſicht des Herrn 
Staatsſekretärs des Reichswirtſchaftsamts die begründetere. Jedenfalls iſt, was 
wir für die Zivilbevölkerung aus der Ukraine bekommen haben, außerordentlich 
geringfügig, ſehr viel höher der Wert deſſen, was für das Heer geleiſtet worden 
iſt und jetzt aus der Heimat beſchafft werden muß. Hat das Heer noch Viehbeſtände 
aus der Ukraine bekommen? 

General Ludendorff: Einen Unterſchied zwiſchen Heer und Zivil kann man 
nicht machen. Es iſt ein großer Wirtſchaftstopf, und ob das Vieh aus der Ukraine 
für das Heer oder für das Zivil gebraucht wird, iſt gleichgültig. Wir müſſen das Vieh 
haben; woher wir es bekommen, darüber kann ich mir nicht den Kopf zerbrechen. 
Übrigens kommt noch die Kriegsrohſtoffrage dazu. Wir verlieren jetzt auch das Kupfer— 
bergwerk Bor, weil die Serben es wieder nehmen; wenn wir auch Belgien räumen, 
ſo wird die Wirtſchaftslage ſo geſpannt, daß wir gar nicht wiſſen, wie wir den Krieg 
weiterführen wollen. Gehen wir alſo gleichzeitig im Oſten und im Weſten zurück, 
ſo brechen wir zuſammen. 

Staatsſekretär Solf: Der Vertreter des Auswärtigen Amts in der Ukraine 
hat mir geſtern Vortrag gehalten über die dortigen Verhältniſſe. Dem wirtſchaft— 
lichen Teil ſeines Berichts möchte ich entnehmen, daß der Wert der Ukraine für die 
Verpflegung des Heeres ein ganz immenſer iſt, und da können wir keinen Unter— 
ſchied machen, wer dieſe Vorräte zuerſt verbraucht. Der wirtſchaftliche Wert des 
Landes iſt in jedem Fall ſehr beträchtlich. — Ich habe dann Herrn von Mumm ge— 
fragt, was in der Ukraine geſchehen würde, wenn wir die deutſchen Truppen weg— 
nehmen. Er war ganz ſicher, daß dann die Bolſchewiken in der wildeſten fürchter⸗ 
lichſten Weiſe hauſen würden. Alle Reichen würden geköpft werden. 


4 49 


General Ludendorff: Auch das müſſen wir in Kauf nehmen. Iſt die Räumung 
nötig oder nicht nötig für Deutſchland? Wenn ja, muß ſie gemacht werden trotz 
aller ſchauderhaften Folgen. 

Graf Roedern: Die Frage kann nur nach den jetzt vorliegenden Ernteſchätzun⸗ 
gen beantwortet werden. Dazu brauchen wir den Staatsſekretär des Kriegsernäh⸗ 
rungsamtes. 

Scheidemann: Wenn wir alle dieſe Fragen der Ernährung und des Bolſche— 
wismus beiſeite ſetzen, ſo bleibt immer noch die Frage, ob die Weſtfront nach drei 
Monaten noch ſtehen wird oder bis dahin ein Durchbruch erfolgt? 

General Ludendorff: Ich habe ſchon dem Herrn Reichskanzler geſagt, ich 
halte einen Durchbruch für möglich, aber nicht für wahrſcheinlich. Innerlich wahr⸗ 
ſcheinlich halte ich den Durchbruch nicht. Wenn Sie mich auf mein Gewiſſen fragen, 
kann ich nur antworten, ich fürchte ihn nicht. 

Der Reichskanzler: Ich gehe auf die zweite Frage über: Iſt die Heimat 
bereit, der Oberſten Heeresleitung das nötige Menſchen material zur Verfügung 
zu ſtellen? Wir müſſen aber auch vorher wiſſen, ob es techniſch wöglich iſt, das 
nötige Material auszuheben. 

General Ludendorff: Das überſehe ich nicht. Damit habe ich mich ſeit 1916 
redlich bemüht; es iſt kaum ein Monat vergangen, daß ich nicht gedrängt habe 
Ob die Verſtärkungen rechtzeitig kommen? Verſtärkungen kommen immer recht⸗ 
zeitig. Man kann nie wiſſen im Kriege wie lange eine Aktion dauert. Wie oft habe 
ich Reſerven geſchickt, wenn man meinte, ſie kämen zu ſpät, und ſie kamen doch nur 
zur Zeit. Man muß ſie ſchicken und das übrige dem Schickſal überlaſſen. 

Der Reichskanzler: Ich bitte den Herrn Kriegsminiſter, ſich dazu zu 
äußern. 

Kriegsminiſter Scheüch: Es kommen zwei Maßnahmen in Betracht. Die 
normale allgemeine Ergänzung oder eine ſtarke einmalige, unter Beeinträchtigung 
der normalen. Für die erſte Maßnahme gilt folgendes: Der normale Nachſchub 
an Erſatz für das Feldheer ergibt nach den neueſten Berechnungen für Preußen 
und die anderen Staaten zuſammen monatlich 190 000 Mann. Sie können geſtellt 
werden ohne ſehr fühlbare Eingriffe in die Heimatwirtſchaft. Die einzelnen Zahlen 
brauche ich hier wohl nicht anzugeben. Soll das Heer einen einmaligen ſtarken 
Nachſchub erhalten, ſo berechne ich den auf rund 600 000 Mann. Dabei rechne ich 
nicht hoch. Die Einzelberechnungen ergeben ſogar 637 000 Mann. In dieſem Falle 
würde der Eingriff ſchon fühlbar werden. Ich glaubte nicht, daß eine erhebliche 
Minderproduktion an Kriegsgerät eintreten würde, aber die Heimatwirtſchaft 
würde geſtört. Die Nachweiſung im einzelnen würde man in engeren Kreiſen durch⸗ 
gehen können und dann auch in Betracht ziehen, was man an unausgebildeten 
Leuten erhält. So z. B. den Reſt des Jahrgangs 1900, von denen noch 50 000 Köpfe 
in den Betrieben ſtecken. Das andere iſt ſchon ausgebildet, zum größten Teil in den 
Depots, zu einem Drittel in der Heimat. Das iſt allerdings dann auch der letzte. 
Eine Ausbildung iſt ja doch nötig für die anderen. Nun iſt aber zu bedenken: wenn 
wir die 600 000 in die Front hereinbekommen, iſt weiterer Erſatz nötig. Dann 
können wir im Monat nicht mehr rund 190 000, ſondern nur rund 100 000 Mann 
für das nächſte halbe Jahr ſicherſtellen. Den weiteren Erſatz bis zum Herbſt 1919 
könnte man dann wieder auf 150000 Mann monatlich ausſchlagen, wenn der Jahr⸗ 
gang 1901 früher eingeſtellt würde. Das Reſervoir des nächſten Jahres wäre alſo 
gegen Ende September erſchöpft. 
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General Ludendorff: Ich bin unbedingt für den zweiten Fall. Hätten wir 
dieſe günſtigen Zahlen ſchon jetzt gehabt, ſo hätten wir die Kriſe an der Weſtfront 
nicht bekommen. Und wenn ich die Leute bekomme, ſehe ich vertrauensvoll in die 
Zukunft. Ich muß aber die Leute bekommen, und zwar bald bekommen, dann können 
wir wieder hoffnungsfreudig ſein. 

Kriegsminiſter Scheüch: Ich möchte die Verſicherung geben, daß ich meine 
ganze Kraft einſetze, daß dieſe Zahl eingehalten wird. Dann wollen wir aber nach 
dieſer Richtung auch keinen Tag verſäumen. 

General Ludendorff: Ich möchte den Herren ein Bild der Lage geben. Vor⸗ 
geſtern war die Schlacht bei pern. Engländer und Franzoſen griffen mit ſehr 
ſtarken Kräften an. Wir mußten das. Wir wollten ſtandhalten. Wir ſahen die Ge- 
fahr kommen. Es war eine ſchwere Lage, ſich zu ſagen, wir werden zurückgedrängt 
und müſſen doch ſtandhalten. Wir find zurückgedrängt worden, aber es iſt gut ab- 
gelaufen. Zwar ſind Löcher von vier Kilometer Breite in der Front entſtanden, 
aber der Feind hat nicht durchgeſtoßen, und wir haben die Front gehalten. Was 
hätten da die Ergänzungen aus der Heimat für eine Bedeutung für uns gehabt. 
Die Anſpannung des einzelnen Mannes hat einen Grad erreicht, der nicht mehr 
überboten werden darf. Mann und Offizier haben das Gefühl der Vereinſamung. 
Wenn der Offizier weggeht, ſagen die Leute: „Wohin gehen Sie, Herr Leutnant?“ 
und dann laufen ſie weg. Können wir die Löcher zuſtopfen, ſo behaupten wir den 
Einbruch. Können wir der Front ſagen, ihr bekommt Leute, dann gewinnt ſie 
Vertrauen, und auch wir dürfen vertrauensvoll ſein. 

Kriegsminiſter Scheüch: Wenn ich Exzellenz Ludendorff recht verſtehe, ſo ſagt 
er: erhalten wir den einmaligen Zuwachs, ſo wird ſich die Lage weſentlich ändern. 

General Ludendorff: Ja. 

Kriegsminiſter Scheüch: Iſt dabei bedacht, daß die Amerikaner immer noch 
mehr Ergänzungen bekommen wie wir? 

General Ludendorff: Man darf die Amerikaner nicht überſchätzen. Sie ſind 
wohl ſchlimm, aber wir haben ſie bisher abgeſchlagen. Allerdings verſchieben ſich 
die Verhältniszahlen; aber unſere Leute haben keine Sorge vor den Amerikanern, 
wohl vor den Engländern. Man muß unſerer Truppe nur das Gefühl der Verein— 
ſamung nehmen. 

Oberſt Heye: In welchem Zeitraum kann der zweite Plan mit den 600 000 
Mann durchgeführt werden? 

Kriegsminiſter Scheüch: Ich möchte nicht eine zu kurze Zeit angeben. Wir 
müſſen ja aus der Induſtrie und Landwirtſchaft ſchneller Menſchen herausholen 
als wir anfangs glaubten. Schneller geht die Verwendung des Heimatheeres. 
Aus der preußiſchen Heimat werden z. B. 75000 Mann kommen. Dahin habe 
ich den Druck gerichtet; darin dürfen wir nicht zu ängſtlich ſein. Dazu kommen 
dann noch etwa 25000 von den andern Staaten. Zunächſt haben wir etwa 
50 000 Unausgebildete und 250 000 Ausgebildete; aber auch deren Verwendung 
zieht ſich noch durch Wochen hin. Das wird auch der Oberſten Heeresleitung 
recht ſein. 

General Ludendorff: Lieber wäre es uns ſchon, ſie kämen alle gleich. Denn 
was das Niederziehende für die Armee iſt, die Stärken werden immer geringer 
und geringer. 

Kriegsminiſter Scheuch: Schwierigkeiten machen auch die heimatlichen Trans⸗ 
portverhältniſſe. Kürzlich ſtanden bei einem Generalkommando 6000 Mann bereit 
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zum Abtransport an die Weſtfront. Sie konnten aber nicht geſchickt werden, weil 
das rollende Material fehlte. Das kann ſich wiederholen. 

General Ludendorff: Auch bei uns war durch die Räumung eine große 
Transportkriſe ausgebrochen, die ſich auf die Heimat fortpflanzte. Die iſt aber jetzt 
behoben. Ich bin nur dankbar, wenn nach der Richtung in der Heimat das Menſchen⸗ 
mögliche geſchieht. — Ich komme noch auf einen anderen Punkt, der nicht auf dem 
Fragebogen ſteht: die Stimmung im Heer. Er iſt ſehr wichtig. Exzellenz Scheüch 
hat neulich auf die 41. Diviſion hingewieſen und einen Befehl an ſie angeführt. 
Ich habe leider zugeben müſſen, daß der Befehl richtig war. Die Diviſion hat am 
8. Auguſt völlig verſagt. Das war der ſchwarze Tag in Deutſchlands Geſchichte. 
Jetzt ſchlägt ſich dieſelbe Diviſion glänzend auf dem Oſtufer der Maas. Das 
iſt Stimmungsſache. Die Stimmung war damals ſchlecht. Die Diviſion hatte 
Grippe gehabt, es fehlten ihr Kartoffeln. Die Stimmung, die die Leute aus der 
Heimat mitbrachten, war auch nicht gut. Die Transporte kamen heraus, in einer 
Form, die der Zucht und Ordnung nicht mehr entſprach. Es kamen grobe Wider- 
ſetzlichkeiten vor. Ich pflege mit den ankommenden Offizieren und Truppen zu 
ſprechen. Damals ſagte mir ein Herr, ein ſolcher Transport, wie er ihn aus dem 
Bezirk des VII. Armeekorps der 13. Diviſion geholt hätte, wäre ihm noch nicht 
vorgekommen. Er hätte nicht geglaubt, deutſche Soldaten, ſondern ruſſiſche Bolſche⸗ 
wiſten unter ſich zu haben. — Dieſe Stimmung iſt aus der Heimat ins Heer ge- 
kommen, und ich bin mir wohl bewußt, daß jetzt umgekehrt die Stimmung, die die 
Urlauber nach der Heimat bringen, recht ſchlecht iſt. Ich habe mich ſehr bemüht, 
ſie zu heben, ich muß aber dringend bitten, nicht nur für Menſchen, ſondern auch 
für die Stimmung zu ſorgen. — Was halten ſich zum Beiſpiel für Drückeberger 
in Maubeuge auf. Wir haben ja in unſerer großen Armee mit Helden zu tun, und 
mit recht, recht ſchwachen Menſchen. Auch auf die müſſen wir uns einſtellen. Auf⸗ 
friſchung der Heimat. Ich richte die dringende Bitte an alle Stäbe, dafür zu ſorgen, 
daß die Stimmung in der Heimat gehoben wird, und daß der Soldat in Belgien 
weiß, er verteidigt deutſche Erde. Von manchen Seiten, fo aus der Armee Galle 
witz, iſt uns berichtet, daß dieſe Waffenſtillſtandsverhandlungen ſehr böſe Folgen 
haben. In Belgien ſagen die Leute, was ſollen wir uns hier noch ſchlagen, wenn 
wir doch räumen müſſen, und vor Verdun heißt es, was nützen unſere Opfer, wenn 
die Franzoſen doch Elſaß-Lothringen kriegen. Menſchen mit ſchlechter Stimmung 
können wir nicht brauchen. Ein Diviſionsſtab ſagte mir neulich, ſie hätten ihre 
Leute aus dem Oſteu wieder weggeſchickt, fie ſeien im Weſten nicht mehr zu ge⸗ 
brauchen. Man muß mit dem Geiſte der Heimat arbeiten. 

Der Reichskanzler: Da Seine Exzellenz, der General Ludendorff, die Frage 
der Stimmung angeſchnitten hat, ſo halte ich es für notwendig, an die drei parla⸗ 
mentariſchen Staatsſekretäre die Bitte zu richten, ihre Auffaſſung über die Stime 
mung in der Heimat mitzuteilen und ſich über die Vorſchläge zu äußern, die man 
gemacht hat. 

Staatsſekretär Groeber: Die Stimmung im Lande iſt im Sommer dieſes 
Jahres eine recht ſchlechte geweſen. Ich habe mich davon auf einer Reiſe nach Süd⸗ 
deutſchland perſönlich überzeugt. Das haben gerade Urlauber veranlaßt, die zu 
Hauſe allerlei Schauergeſchichten erzählt haben. Viel falſche, aber auch manche 
richtige. Solche Sachen werden, je länger der Krieg dauert, um fo ſchwerer emp⸗ 
funden. In einer großen Armee kommt natürlich manches Gewalttätige in der 
Behandlung der Leute vor, da kann noch viel gebeſſert werden. Vor allem die 
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Verpflegung für Mannſchaften und Offiziere. Beſonders die Offizierskantinen, 
da kann ſich der Offizier mit Nahrungs- und Genußmitteln verſehen, wenn der 
Soldat kommt, heißt es, das iſt nicht für dich. In gewöhnlichen Zeiten läßt ſich 
das ertragen; aber in ſolchen Zeiten, wie dieſe, ſtellt ſich der Gedanke ein: Was 
müſſen wir aushalten und wie leben die Offiziere. Läßt ſich dieſer Gegenſatz nicht 
beſeitigen? 

General Ludendorff: Ich ſtehe durchaus auf dem Standpunkt, daß der Offizier 
mit der Truppe die gleiche Lebensweiſe zu führen hat. Ich bin dem Vorwurf 
nachgegangen und habe durch den Generalintendanten feſtgeſtellt: es gibt nur eine 
Kantine, ſie verkauft gleichmäßig an Offiziere und Mannſchaften. Auch im Preis 
wird kein Unterſchied gemacht. Ein Unterſchied beſtand: die großen Kantinen 
ergänzen ihre Beſtände qus den kleinen Kantinen. Die großen liefern an die 
kleinen zu geringerem Preis, damit die kleinen verdienen. Nun hatten einige höchſte 
Stäbe keine Truppenkantine, ſondern bezogen ihre Bedürfniſſe ſogleich aus der 
großen Kantine, und zwar zu dem billigeren Preis. Sobald ich das feſtgeſtellt 
hatte, habe ich es unterſagt und die Stabsbetriebe veranlaßt, aus den großen Ran: 
tinen zum gleichen Preiſe wie aus den kleinen zu beziehen. Im Schützengraben 
eſſen ja Mann und Offizier aus derſelben Feldküche. Daß der Stab ſich die Sachen 
beſſer zubereiten läßt, iſt doch zu verſtehen, man wird uns nicht zumuten, aus der 
Feldküche zu eſſen. Aber, was recht und billig iſt, drücken wir durch. Das Schlimme 
iſt, es gehen Gerüchte um, die einem Ehre und Reputation abſchneiden können, 
und man kann nichts dagegen machen. Geben Sie mir Einzelheiten, dann werde 
ich dahintergreifen, aber ſeien Sie überzeugt, die Verhältniſſe liegen nicht ſo kraß, 
wie man behauptet. Im ganzen iſt alles in Ordnung. 

Der Reichskanzler: Ich bitte, nicht in Details zu gehen, dazu fehlt uns die 
Zeit. Wie beurteilen die Herren Staatsſekretäre die Stimmung in Deutſchland 
in Verbindung mit den Maßregeln, die der Herr Kriegsminiſter vorſchlägt? 

Staatsſekretär Scheidemann: Ich glaube gern, daß man noch Hunderttauſende 
für das Heer mobilmachen kann, aber man täuſcht ſich, wenn man glaubt, daß dieſe 
Hunderttauſende die Stimmung im Heer verbeſſern würden. Das Gegenteil 
iſt meine feſte Überzeugung. Schon die Dauer des Krieges zermürbt das Volk, 
und dazu die Enttäuſchungen. Der U-Bootkrieg hat enttäuſcht, die techniſche Über— 
legenheit der Gegner, der Abfall der Bundesgenoſſen oder doch ihr vollſtändiger 
Bankerott, dazu die ſich ſteigernde Not im Innern. Nun tritt die Wechſelwirkung 
ein. Aus dem Heer kommen die Urlauber mit ſchlechten Geſchichten, aus der Heimat 
bringen ſie ſchlechte Nachrichten in das Heer zurück. Dieſer Austauſch drückt die 
Stimmung. Wir würden uns täuſchen, wenn wir das beſchönigen wollten. Die 
Arbeiter kommen mehr und mehr dazu, zu ſagen, lieber ein Ende mit Schrecken 
als ein Schrecken ohne Ende. 

General Ludendorff: Wird es Euerer Exzellenz nicht gelingen, die Stimmung 
in den Maſſen zu heben? 

Staatsſekretär Scheidemann: Das iſt eine Kartoffelfrage. Fleiſch haben 
wir nicht mehr. Kartoffeln können wir nicht liefern, weil uns jeden Tag 4000 Wagen 
fehlen. Fett haben wir überhaupt nicht mehr. Die Not iſt zu groß, daß man vor 
einem völligen Rätſel ſteht, wenn man ſich fragt, wovon lebt Berlin-Nord und wo— 
von lebt Berlin⸗Oſt. Solange man dieſe Rätſel nicht löſen kann, ift es ausgeſchloſſen, 
die Stimmung zu beſſern. Es wäre eine Unehrlichkeit erſten Ranges, wenn wir 
darüber irgendeinen Menſchen einen Zweifel ließen. 
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Staalsſekretär Haußmann: Wenn wir auf die Stimmung abſtellen, fo ſtellen 
wir auf einen ſehr labilen Faktor ab. Kein Zweifel iſt, daß das Parlament den Appell 
an das Volk in der allerſtärkſten Weiſe ergehen laſſen wird und auch eine ſtarke 
Wirkung erzielen kann. Wie lange, wieviel Wochen, wieviel Tage hängt von dem 
Verlauf der nächſten Ereigniſſe ab. Die Bevölkerung iſt nämlich erſt durch den 
ſcharfen Ton der Wilſonnote vor den ganzen Ernſt der Lage geſtellt worden. 
Daraus ergibt ſich ein großer Widerſpruch der Stimmung. Man könnte ſie haben, 
wenn unverſchämte Forderungen, die in der Note zwiſchen den Zeilen zu leſen 
ſind, deutlich hervorträten. Wieviel Tage haben wir nach dem Bedürfnis der 
Armee noch frei zum Führen der Verhandlungen, davon hängt der Ton der Ver⸗ 
handlungen ab. 

General Ludendorff: Wenn die Armee über die nächſten vier Wochen hinüber⸗ 
kommt und es in den Winter geht, ſo ſind wir „fein heraus“. Wenn es gelingt, 
die Stimmung während dieſer vier Wochen zu heben, würde das von außerordent⸗ 
lichem militäriſchen Werte ſein. Ich werde alles tun, was ich kann, um die Ver⸗ 
pflegung der Heimat zu beſſern. Ich werde das gleich mit dem Eiſenbahnchef be- 
ſprechen. Wie weit es möglich iſt, überſehe ich nicht. 

Staatsſekretär Scheidemann: Der Mangel an Wagen wurde uns neulich 
ſehr eindringlich durch Herrn von Waldow zu Gemüte geführt. Er ſagte dabei, 
ſehr bald würden wir nicht einmal mehr das kleine Quantum Kartoffeln haben, 
das jetzt noch verteilt wird. 

General Ludendorff: Ich werde das Nötige veranlaſſen. 

Vizekanzler von Payer: Ich ſehe nicht fo ſchwarz wie Exzellenz Scheidemann. 
Man muß da unterſcheiden. Ich erinnere an die Stimmung des Sommers. Kein 
Menſch hat da gezweifelt, daß wir ſchließlich als Sieger aus dem Kriege Beraus- 
gehen, aber der Krieg war dem Volke ſehr verleidet, und die Stimmung war des⸗ 
halb ſchlecht. Trotzdem dachte niemand daran, daß wir zugrunde gehen könnten. 
Als wir die erſte Note ſchickten, haben ſich die Leute gefragt, was iſt los? Es ſcheint 
doch nicht ſo gut zu ſein. Bald wurde die Stimmung unſicher. Als nun die zweite 
Wilſonnote kam, da iſt die Stimmung zuſammengeklappt, und man hat geſehen, 
daß es uns ans Leben geht, aber auch dieſe Stimmung ſchlug wieder um: bei der 
Erkenntnis, daß wir als Nation, vor allem auch wirtſchaftlich zugrunde gerichtet 
werden ſollen, überlegte ſich jeder: Müſſen wir das erdulden oder gibt es noch 
eine Möglichkeit, das abzuwenden? Wenn wir den Leuten ſagen: Es gibt noch 
eine Möglichkeit, das abzuwenden, wenn ihr nur durchhaltet. Wenn ihr aber nicht 
noch ein paar Wochen halten könnt, dann müßt ihr damit rechnen, daß Deutſchland 
halb und halb aus dem Kreiſe der Nationen ausgeſtrichen wird. Ihr müßt mit 
einer Belaſtung durch Entſchädigungen rechnen, die uns erdrücken wird — dann 
könnte man ſie noch einmal hoch bekommen. 

Wenn es gelingt, die Note ſo zu faſſen, daß die Bevölkerung die Sicherheit 
entnimmt, wir ſind zwar in einer ſchweren Lage, aber wir werfen die Flinte nicht 
ins Korn, — dann iſt noch nicht alles verloren. 

General Ludendorff: Der Vizekanzler hat mir aus der Seele geſprochen 
Es fragt ſich nur: Wie ſchaffen wir's? Dann kann ich nur die Bitte wiederholen: 
Packen Sie das Volk, reißen Sie es hoch. Kann das nicht Herr Ebert tun? Es muß 
gelingen. 

Vizepräſident Friedberg: Jedenfalls muß ſehr ſchnell gehandelt werden. 
In der letzten Zeit war die Lage ſehr ſchwierig. Wir haben die Oberpräſidenten 
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hier verſammelt geſehen. Die ſämtlichen Paſtoren von Berlin traten zujammen. 
Die Parteien halten Fraktionsſitzungen — kein Menſch weiß, woran er iſt, und alle 
faſſen ſich an den Kopf, wie man plötzlich vor einer ſolchen Kataſtrophe ſtehen kann. 
Wir werden aufgefordert zu ſagen: ſtellt die Lage ernſt dar, aber noch nicht ver⸗ 
zweifelt. Damit bekommt man keine Hochſtimmung. 

General Ludendorff: In keiner Weiſe. 

Vizepräſident Friedberg: Jetzt hören wir, daß die Sache weſentlich anders 
liegt. Da ſtimme ich mit Exzellenz von Payer darin überein, daß wir raſch aus 
der Note an Wilſon herausholen ſollten, was herausgeholt werden kann. 

Der Reichskanzler: Eure Exzellenz meinen, daß vier Wochen guter Stim- 
mung nötig ſind? 

General Ludendorff: Wenn es mehr ſind, iſt es mir lieber. Jedenfalls wird 
nach dieſer Friſt die Kriſe an der Weſtfront zu Ende ſein, wenn wir auch noch zurück— 
gehen müſſen. Man hat das ſo im Gefühl. Die Angriffskraft war in den letzten 
Tagen nur noch gering. 

Der Reichskanzler: Aber innerhalb von 8—10 Tagen kommt wieder eine neue 
Welle, wie Eure Exzellenz damals im Geſpräch mit mir ſelbſt geſagt haben. 

General Ludendorff: Die kommt. Ein neuer Angriff iſt bei der 10. Armee 
ſchon in Gang; wie es da ſteht, weiß ich nicht. Morgen kommt wieder einer bei der 
5. Armee, das hört nicht auf. 

Der Reichskanzler: Es kommt nun darauf an, daß die Maßregeln, die Sie 
empfehlen, den Angriffen einen ſolchen Riegel vorſchieben, daß man politiſch 
wieder frei arbeiten kann. Eure Exzellenz wiſſen, daß ich damals nicht für die 
Friedensnote war, aber es wurde mir geſagt, jede Stunde koſtet uns ſoundſo viele 
Tauſend Mann und jeder Augenblick könne eine Kataſtrophe herbeiführen. 
Exzellenz v. Hintze iſt mein Zeuge. 

Exzellenz v. Hintze: Das iſt ſo, Eure Großherzogliche Hoheit. 

General Ludendorff: Es iſt auch heute ſo, daß wir jeden Tag eingedrückt 
und geſchlagen werden können. Vorgeſtern iſt es gut gegangen; es kann auch 
ſchlecht gehen. 

Der Reichskanzler: Wenn Sie ſagen, daß wir nach vier: Wochen beſſer ſtehen, 
ſo ſagen die Engländer, wenn es noch ſechs Wochen dauert, ſo haben wir nicht 
mehr nötig, mit den Deutſchen zu verhandeln. Jedenfalls tut die Entente alles, 
was ſie kann, um unſere Verhandlungen mit Wilſon in die Länge zu ziehen. 

General Ludendorff: Die Verhandlungen in Berlin ſind der Entente zu Ohren 
gekommen und haben die Angriffsluſt gewaltig erhöht. Aber das meine ich doch: 
jede militäriſche Stärkung der Front ſtärkt auch die Stellung Eurer Großherzog— 
lichen Hoheit für den Friedensſchluß. 

Der Reichskanzler: Das iſt richtig. 

General Ludendorff: Ob die Stärkung rechtzeitig kommt oder nicht, kann 
ich nicht ſagen. Ich wiederhole, was kommt, kommt rechtzeitig. 

Der Reichskanzler: Wie ſtark iſt das Weſtheer? 

Oberſt Heye: Die Weſtfront zählt jetzt 91 Diviſionen, davon 4 Oſterreicher 
und 7 aus dem Oſten. Sie ſind ſehr verſchieden an Stärke. 28 Diviſionen haben 
nur Bataillousſtärken von ungefähr 200—300 Mann. Die übrigen ſtehen ſich 
ungefähr auf 400—500. 

General Ludendorff: Hätten wir da vollkräftige Bataillone, ſo wäre die Lage 
gerettet i 
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Der Reichskanzler: Durch die bisherige Ausſprache find die Fragen 1—8, 
die wir zu ſtellen hatten, erledigt. Ich komme nun zur neunten Frage: Wird durch 
eine Entblößung der Oſtgebiete die Olzufuhr für Heer und Heimat ſo in Frage 
geſtellt, daß wir zum vorzeitigen Friedensſchluß oder zur Einſtellung des U-Boot⸗ 
krieges gezwungen werden? 

General Ludendorff: Das wird der Herr Kriegsminiſter beantworten. 

Kriegsminiſter Scheüch: Dieſer Punkt iſt allerdings von größter Bedeutung. 
Wenn Rumänien uns nicht mehr zur Verfügung ſteht, können wir den Krieg noch 
anderthalb Monate weiterführen. Wir haben früher mit zwei Monaten gerechnet; 
das hat ſich aber nicht bewahrheitet, da die Transportmittel geringer geworden 
ſind und der Verbrauch ſich erhöht hat. Wie lange der U-Bootkrieg beim Weg⸗ 
fallen der Olzufuhr Rumäniens weitergeführt werden kann, weiß die Heeres 
verwaltung nicht, weil wir den Verbrauch der Marine nicht kennen. Die Ziffern 
der Marinebehörden über den Verbrauch durch die Automobile ſind uns geſtern 
zugekommen und noch nicht verarbeitet. Es iſt unbedingt nötig, daß die Olbewirt— 
ſchaftung bei Heer und Marine gemeinſam erfolgt. Wir müſſen gemeinſam erwägen. 
nicht nur, wie teilen wir? ſondern auch, wie ſtrecken wir? Das iſt jetzt unklar. Ich 
bitte möglichſt bald, wenn irgend tunlich, heute nachmittag, in Verhandlung hierüber 
einzutreten. Vielleicht wird auch die Oberſte Heeresleitung und der Admiralſtab 
beizuziehen ſein. Wir gehen auch in bezug auf die Heimatwirtſchaft ganz bedenklichen 
Verhältniſſen entgegen. Wir ſind nur noch für wenige Monate eingedeckt. Geſtern 
iſt im Reichswirtſchaftsamt über die Frage verhandelt worden: wie können wir 
die Leuchtölmittel für die Heimat kürzen? Jede Kürzung wird natürlich ſehr be— 
denklich ſein, denn es gibt kaum noch Erſatz. In vielen Betrieben wird alſo die Be⸗ 
leuchtung einfach aufhören. Aber auch hierüber kann ich nur ein klares Bild geben 
nach Einblick in die Verbrauchsziffern, Beſtände, Deckungsmöglichkeiten und Strek⸗ 
kungsmöglichkeiten der Marine. 

Admiral Scheer: Bisher hat die Marine ihre Beſtände ſelbſt verwaltet. Erfolg: 
wir können den U-Bootkrieg noch 8 Monate durchführen, auch ohne rumäniſche 
Beſtände. Aber ich ſtehe nicht an, einzuräumen, daß die Vorräte ſo verwaltet 
werden müſſen, daß das Heer nicht eher zu Ende iſt als die Marine. Wir müſſen 
beide zuſammen den Krieg zu einem glücklichen Ende bringen. Ich bin ganz bereit 
mitzuarbeiten, daß der eine Teil nicht der beatus posedens iſt, wenn es beim anderen 
ſchon zu Ende geht. 

Staatsſekretär v. Mann: Ich bin ganz derſelben Meinung. Ob und wie es 
zum Ziele führen kann, beſondere Petroleumvorräte für die Zivilbevölkerung zu 
ſchaffen, weiß ich nicht. Vielleicht könnte man etwa 10 Prozent der Beſtände 
dazu verwenden; aber darüber fehlt mir das Urteil. 

Der Reichskanzler: Auch ich weiß nicht, wie groß der Verbrauch des Heeres, 
der Marine, der Landwirtſchaft, im Verhältnis zueinander iſt. 

Unterſtaatsſekretär Göppert: Ich bitte auch die Zivilbevölkerung in die Be⸗ 
wirtſchaftung einzubeziehen. 10 000 Tonnen monatlich hat man der Zivilbevölke⸗— 
rung verſprochen, das iſt das Minimum. Wenn man die Bevölkerung im Winter 
leidlich ruhig halten will, muß das ſo bleiben. Als man im vorigen Winter 
12 000 monatlich gab, lag die Beleuchtungswirtſchaft auch ſchon in den letzten 
Zügen. 

Der Reichskanzler: Wie lange kann die Armee, die Marine und die Heimat 
aushalten in dem Moment, wo die Olverſorgung aus Rumänien ausfällt? Die 
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Antwort auf dieſe Frage würde ich ſehr gern in kürzeſter Friſt haben. Wann kann 
ich ſie bekommen? 

Kriegsminiſter Scheüch: Heute wächmitkag werden die Feſtſtellungen ge⸗ 
troffen. 

Der Reichskanzler: Wenn man mir ſagt: die Heimat kann noch ein paar 
Monate, das Heer noch anderthalb Monate, die Marine noch acht Monate auskom⸗ 
men, ſo habe ich kein Bild. Das muß auf den gleichen Nenner gebracht werden. 
Ich möchte die Gelegenheit benutzen, um an Exzellenz Göppert noch eine Frage 
über die Wichtigkeit der Ukraine für die Verſorgung zu richten. Iſt angeſichts der Lage 
an der Weſtfront die weitere Beſetzung der Ukraine durch 12 deutſche Diviſionen 
durch das Bedürfnis der deutſchen Verſorgung zu rechtfertigen? 

Vizekanzler v. Payer: Der Herr Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts 
iſt ſoeben eingetroffen: 

Der Reichskanzler: Ich bitte den Herrn Staatsſekretär, die Frage zu be— 
antworten. 

Staatsſekretär v. Waldow: Wenn die Frage ſo geſtellt iſt, kann ich ſie glatt 
verneinen. Wir haben die Lebens- und Futtermittel der Ukraine in unſeren Wirt⸗ 
ſchaftsplan nur eingeſtellt als Notbehelf und zur Verbeſſerung der Lage. Handelt 
es ſich aber darum, ob der Verzweiflungskampf aufgenommen werden muß, ſo 
können wir auch auf die Ukraine verzichten und werden dann verſuchen, durch 
Schmuggel unſere Beſtände zu vermehren. 

Der Reichskanzler: Das Auswärtige Amt hat Schritte getan, um uns Ru— 
mänien zu ſichern, aber es iſt möglich, daß Rumänien vorzieht, unſere Zerſchmette— 
rung abzuwarten. Will man Rumänien im Notfall zwingen? 

General Ludendorff: Mit dem Auswärtigen Amt haben wir die Gefahr 
erkannt und ihre Haltung erörtert. Am 10. Oktober ſchlugen wir vor, Rumänien 
gemeinſam mit Oſterreich zu zwingen. Oſterreich wollte nicht. An fio) hatten wir 
genug Truppen, einige kommen langſam aus Ungarn heran, dazu zwei Diviſionen 
Oſterreicher und eine Kavalleriediviſion aus der Ukraine, die General von Arz 
herangezogen hat. Die rumäniſche Armee allein wird nicht losſchlagen, nur wenn 
Ententetruppen in größerer Zahl zu ihr ſtoßen. Solche Truppenbewegungen find 
jetzt im Gange. Eine wird jetzt über Niſch in Richtung auf Belgrad angeſetzt, eine 
andere, wie es ſcheint, über die Marizzamündung gegen Konſtantinopel. Soweit 
ich die Lage nach den eingegangenen Nachrichten überhaupt einſchätzen kann, iſt 
für die nächſte Woche nichts zu beſorgen. 

Der Reichskanzler: Ich bitte das Auswärtige Amt, ſich dazu zu äußern. 

Staatsſekretär Solf: Ich bin nicht orientiert. 

Graf Roedern: Kann die Donaufront forciert werden? 

General Ludendorff: Wenn Konſtantinopel fällt, kommt die engliſche Flotte 
ins Schwarze Meer und dann iſt Rumänien nicht zu halten. Es iſt aber doch vom 
Auswärtigen Amt alles getan, um Rumänien bei der Stange zu halten? 

Unterſtaatsſekretär v. Stumm: Sobald die Entente militäriſch an Rumänien 
herankommt, können wir es nicht mehr halten. 

General Ludendorff: Das iſt auch meine Anſicht. 

Der Reichskanzler: Ich komme nun zu einer weiteren Frage: Wie ſteht 
es mit den Reſerven der Entente? 

Oberſt Heye: Vorige Woche hatten die Franzoſen 40, die Engländer 25, die 
Amerikaner 18, die Italiener 1, dazu kommen noch Portugieſen, Polen und andere 
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Hilfstruppen, im ganzen 87 Diviſionen Reſerven von der Geſamtſtärke von 220 Divi⸗ 
ſionen. 

General Ludendorff: Wir haben 191 Diviſionen an der Weſtfront, die Zahlen 
der Diviſionen ſind alſo nicht einmal ſo ſehr verſchieden, wohl aber die Stärken. 
Die franzöſiſche Diviſion iſt auch nur ſchwach, nicht weſentlich höher wie unſere, 
die engliſche ift ſtärker und die 40 amerikaniſchen find recht ſtark. Die Überlegenheit 
an Menſchen, über die die Entente gegen uns verfügt, drückt ſich alſo in den Zahlen 
der Diviſionen nicht hinreichend aus. 

Der Reichskanzler: Die elfte Frage lautet: Wie lange iſt noch mit Groß⸗ 
angriffen an der Weſtfront zu rechnen? 

General Ludendorff: Das kann weitergehen, kann aber aufhören, ich weiß 
es nicht. 

Der Reichskanzler: Beſteht die Wahrſcheinlichkeit einer Überführung weiterer 
Italiener an die Weſtfront? 

General Ludendorff: Die Möglichkeit, aber nicht die Wahrſcheinlichkeit. 
Die Kriegsmüdigkeit in Italien iſt ſehr groß. 

Graf Roedern: Iſt ein Angriff der Italiener über Oſterreich gegen Deutſch⸗ 
land ausgeſchloſſen? 

General Ludendorff: Phyſiſch unmöglich iſt er nicht; ſie können durch Tirol, 
aber wir brauchen jetzt nicht damit zu rechnen. Sonſt machen wir uns noch mehr 
Angſt. Wenn Italiener gegen Deutſche fechten, ſo wird das wohl nur an der Weſt⸗ 
front geſchehen. 

Der Reichskanzler: Müſſen wir eine neue Oſtfront bilden? 

General Ludendorff: In Serbien ſtehen drei Diviſionen und zwei öſter⸗ 
reichiſche, dazu find die (?) Truppen an die Donau gekommen. Augenblicklic 
iſt keine Gefahr. Nach acht Tagen kann es anders ſein. 

Der Reichskanzler: Ich denke an die Oſtfront gegen Siupiond. 

General Ludendorff: General Hoffmann meint, eine kampffähige Truppe 
wird uns da nicht mehr gegenübertreten; aber wir müſſen die Grenzen ſperren 
und uns gegen Banden wehren. Vielleicht ſchwillt nun, wenn wir die Ukraine 
räumen, den Bolſchewiken der Kamm, ſo daß ſie uns den Krieg erklären. Aber an 
eine kampffähige Rote Armee glaube ich nicht. 

Der Reichskanzler: Die Sperre iſt aber nicht dicht, es kommen doch Hunderte 
durch.“ 

General Hoffmann: Ja, mit und ohne Paß, mit richtigen und falſchen. 

Der Reichskanzler: Aber ein militäriſcher Durchbruch iſt nicht zu be⸗ 
fürchten? 

General Ludendorff: Nein, militäriſch glaube ich nicht daran. 

Der Reichskanzler: Eine weitere Frage: Wie viele Amerikaner kommen 
monatlich nach Frankreich? 

Oberſt Heye: Nach dem Durchſchnitt der letzten Monate: 250 000. 

General Ludendorff: Im April, Mai und Juni waren es 350 000. 

Der Reichskanzler: Hat ihre Zahl ſeitdem nicht mehr zugenommen? 

Oberſt Heye: Im Anfang des Jahres war die Zahl viel geringer, etwa 85 000 
monatlich, dann kam der ſtarke Aufſtieg bis zum Hochſommer, ſeitdem ſind es jeden⸗ 
falls nicht mehr geworden. 

Der Reichskanzler: Wie groß wird die Stärke des amerikaniſchen Heeres 
im nächſten Frühjahr ſein? 
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DOdberſt Heye: Die amerikaniſche Heeresleitung berechnet die Truppenzahl 
jetzt auf 1 200 000, für das nächſte Frühjahr rechnen ſie mit 2 300 000 Kämpfern. 

Der Reichskanzler: Und iſt das entſprechende Material da? 

Oberſt Heye: Ja, wenn es ſo weitergeht wie bisher, kann man damit rechnen. 
Die Amerikaner ſind in ihren Angaben immer wahr geweſen. 

Der Reichskanzler: Auf wie hoch darf man die Frontſtärke der Feinde im 
Weſten jetzt ſchätzen? 

Oberſt Heye: Bei den Franzoſen iſt ſie ſtark verringert, bei den Engländern 
wird fie ſich auf derſelben Höhe halten, weil ſie vorläufig noch Erſatztruppen auf- 
ſtellen können, bei den Amerikanern wird ſie ſich vermehren. 

General Ludendorff: Die Erſatzfrage iſt ſehr ſchwer zu beurteilen. Voriges 
Jahr hatten die engliſchen Diviſionen noch 12 Bataillone, heute nur noch 9. Es 
hängt ſehr davon ab, wie die wirtſchaftlichen Intereſſen liegen. Nach der Niederlage 
im März mußte z. B. England die Kohlenarbeiter einziehen; zieht es jetzt wegen 
der Kohlennot die Leute wieder heraus, ſo ſchwächt das natürlich die Front. Auch 
politiſche Momente ſpielen mit; bis jetzt können ſie die Irländer nicht einſtellen, 
das Wehrgeſetz geht da zunächſt nicht durch. 

Der Reichskanzler: Alſo wir können bis nächſtes Frühjahr 600 000 Mann 
Erſatz aufſtellen, die Feinde 1100000 Mann, wenn ich nur die Amerikaner be⸗ 
rechne; dazu kommen dann vielleicht die Italiener. Wird ſich alſo zum Frühjahr 
unſere Lage verſchlechtern oder verbeſſern? 

General Ludendorff: Nach den Zahlen iſt es keine Verſchlechterung. Aber 
dazu kommt die Rückwirkung der Räumung auf unſere wirtſchaftliche Lage; wenn 
wir zurückgehen, wird die Lage unſerer Kriegsinduſtrie im höchſten Maße verſchlech⸗ 
tert. Das konnte man ja immer vorausſehen, daß, wenn wir aus dem Kriege mit 
unſeren jetzigen Grenzen herauskommen, wir militärpolitiſch und induſtriell viel 
ſchlechter ſtehen als früher. Das wird ſich auch jetzt bei einer Räumung zeigen. 

Der Reichskanzler: Eure Exzellenz haben bis jetzt nur die Zahlen der Menſchen 
erwähnt; aber es iſt auch das Material zu bedenken, Flugzeuge, Tanks und anderes. 

General Ludendorff: Die Flieger der beiden Heere verhalten ſich ſchon 
jetzt wie 1: 3. Trotzdem iſt die Überlegenheit bei uns. Die Angaben über Feind⸗ 
verluſte, die wir machen, bleiben weit hinter der Wirklichkeit zurück, wie wir ſpäter 
oft an den feindlichen Nachrichten feſtſtellen können. Alles das ſchreckt mich nicht. 

Der Reichskanzler: Und die Tanks nächſtes Frühjahr? 

General Ludendorff: Ich hoffe, daß, wenn unſere Infanterie wieder zu 
Kräften kommt, auch der Tankſchrecken, der ſchon einmal überwunden war, und 
wiedergekommen iſt, nochmals überwunden wird. Er kam mit aller Kraft wieder 
am 8. Auguſt durch den Nebel und wer weiß was ſonſt. Iſt aber die Stimmung 
der Truppen wieder hergeſtellt, ſo machen ſich Teile von ihnen, ſo die Jägerbataillone 
und die Gardeſchützen, geradezu einen Sport daraus, die Tanks abzuſchießen. Es 
lockt auch aus materiellen Gründen, denn in den Tanks gibt es immer gute Ver 
pflegung. Wir konnten nur nicht Schritt halten in dem Bau von Tanks, weil wir 
zuerſt Laſtautos bauen mußten; aber bis nächſtes Frühjahr werden wir darin 
weiter ſein. 

Graf Roedern: Ich nehme an, daß, wenn wir eine gewiſſe Ruhepauſe haben, 
die Lage ſich beſſert, oder iſt auch das Urteil des Generals Ludendorff auch dann 
gültig, wenn wir in den nächſten zwei bis drei Monaten kämpfend von unſerer 
Linie auf der Weſtfront zurückgehen müſſen? 
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General Ludendorff: Das kommt auf das Tempo an; jeder Rückzug foftet 
um fo mehr Gefangene und Material, je raſcher er vor ſich geht. Bei dem lang: 
ſamen Zurückgehen der 3., 1., 7. und 18. Armee ſind ſo gut wie keine Einbußen 
an Menſchen und Material geweſen; wenn wir aber ausweichen müſſen, wie bei 
der 17. und 2. Armee, dann iſt es eine erhebliche Schwächung. Wir verkürzen 
uns außerordentlich, aber die Lebensbedingungen der Armee, das was ſie zum 
Handeln braucht, Munition uſw., das wird erheblich verſchlechtert, weil wir unſer 
Induſtriegebiet den feindlichen Fliegern ausſetzen. Sollten die Waffenſtillſtands⸗ 
verhandlungen kommen, ſo bedeutet ſchon die Zuſage der Räumung an ſich eine 
weſentliche Verſchlimmerung der militäriſchen Lage. 

Kriegsminiſter Scheüch: Daß die Zurückführung des Heeres auf den heimat⸗ 
lichen Boden eine außerordentliche Schwächung des Heeres bedeutet, iſt zuzugeben, 
nicht nur wegen der geringeren Möglichkeit der Herſtellung alles deſſen, was das 
Heer zum Kampf nötig hat, ſondern auch im Hinblick auf die Stimmung und den 
Gehalt der Truppe. Eine enge Verbindung mit der Heimatsbevölkerung, die nieder⸗ 
gedrückt iſt durch die ſtarke Belegung, drückt auch das Heer nieder. Es würden 
an der ganzen Grenze dieſelben Bedingungen eintreten wie jetzt im Elſaß und 
noch ſchlechtere. Auch die Lebenshaltung der Bevölkerung ſelbſt würde ſehr herab— 
gedrückt. 

Admiral Scheer: Ich habe ſchon geſtern gemeldet, wie der Stand bei der 
Marine iſt, muß aber wohl auch hier ein Bild von den Verhältniſſen der Flotte 
geben, weil es darauf ankommt, ob man den Waffenſtillſtand unter den Bedin⸗ 
gungen bekommen ſoll, die Wilſon ſtellt. In den beiden letzten Jahren hat ſich die 
Flotte nur in den Dienſt des U-Bootkrieges geſtellt und ſich dabei völlig gefechts— 
bereit gehalten. Wenn uns die Arbeiterverhältniſſe verbeſſert werden, können wir 
den Bau der Unterſeeboote auf das Doppelte, ja Dreifache erhöhen. Nun geht 
die Forderung Wilſons dahin, daß wir den U-Bootkrieg einſtellen ſollen. Wenn 
wir dem nachgeben, würde ein ganz erhebliches Druckmittel preisgegeben und eine 
Gegenleiſtung für die Annahme des Waffenſtillſtandes bei der jetzigen Stellung. 
Denn da iſt doch die Lage ſo, daß das Heer ſtandhalten kann. Deshalb brauchen 
wir auf die zweite Wilſonſche Bedingung nicht einzugehen. 

Der Reichskanzler: Damals ſprachen Eure Exzellenz von 40 000 Arbeitern, 
die nötig wären. Können Sie die bekommen, wenn der Kriegsminiſter 600 000 Mann 
aufbietet? 

Admiral Scheer: Bis zum 1. Dezmber brauchen wir nur 15000-16000 Mann. 

Der Reichskanzler: Und bis wann brauchen Sie die 40 000? 

Admiral Scheer: Erſt bis in den Sommer. Wir können ſchon mit den erſten 
16 000 Mann, die monatliche Ablaufziffer von 10 auf 16 ſteigern. 

Der Reichskanzler: Als letztes Wort möchte ich mir folgende Frage erlauben: 
Wenn alle Maßnahmen getroffen werden, die Eure Exzellenz vorgeſchlagen haben, 
wenn die Front für die nächſten Monate hält, find dann Eure Exzellenz der An⸗ 
ſchauung, daß wir im Laufe des nächſten Jahres eine Lage geſchaffen haben 
werden, die beſſer iſt als die, in der wir uns augenblicklich befinden? Wir müſſen 
uns darüber klar ſein, daß jede Kraftanſtrengung, die wir jetzt machen und die ſich 
nicht am Ende bezahlt macht, eine Kraftverſchwendung bedeutet und eine Lage 
ſchaffen würde, deren Verantwortung wir tragen und der wir feſt ins Auge ſehen 
müſſen. Können wir im nächſten Jahre den Krieg unter beſſeren Bedingungen 
beenden als jetzt? 


60 


General Ludendorff: Jede Kraftanſtrengung, die wir augenblicklich machen, 
verbeſſert unſere Lage. 

Admiral Scheer: Man ſteht wohl allgemein unter dem Eindruck, daß der Feind 
den U-Vootfrieg ſehr erheblich ſpürt, namentlich Italien. Das wird ſich in nächſter 
Zeit noch ſteigern, beſonders auch gegenüber Amerika. Wenn wir aber die Ve 
dingungen annehmen, die uns geſtellt worden ſind, geben wir das alles aus der Hand. 

Der Reichskanzler: Das iſt keine Antwort auf die Frage, die ich geſtellt habe: 
Werden wir den Krieg unter beſſeren Bedingungen beenden, wenn wir den Wün⸗ 
ſchen der Oberſten Heeresleitung nachgeben? Es handelt ſich jetzt noch nicht um die 
Beantwortung der Note Wilſons. 

Admiral Scheer: Unſere Lage wird ſich beſſern, weil die der Gegner ſich ver— 
ſchlechtern wird. Deshalb wollen ja die Gegner gerade in dieſem Herbſt fertig werden. 

Graf Roedern: Es iſt ſchon ſo oft geſagt worden, daß ſich die Lebenshaltung 
unſerer Feinde verſchlechtert hat, aber wir haben wenig davon gemerkt, daß das 
den Krieg beeinflußt hat. Wird das jetzt ſo viel anders ſein? Wird dabei berück— 
ſichtigt, daß für uns die flandriſche Küſte wegfällt, daß Oſterreich jetzt zum Frieden 
kommt und wir damit die U-Bootbaſis im Mittelmeer verlieren? Kann die Steige— 
rung der U-Bootserzeugung das ausgleichen? 

Admiral Scheer: Der Ausfall der beiden U-Bootbaſen in Flandern und im 
Mittelmeer hat auf unſeren U-Bootkrieg nach meiner Auffaſſung und der meiner 
Mitarbeiter keinen Einfluß. Im Gegenteil, je mehr wir uns auf die Umgebung der 
Britiſchen Inſeln konzentrieren, deſto wirkſamer iſt der Krieg. Bisher haben wir, 
wenn auch nur unter großen Anſtrengungen, die Fahrt nach England offen gehalten. 
Ich kann freilich nicht ſagen, in der und der Zeit iſt der Gegner zuſammengebrochen. 
Es kommt darauf an, die Wirkungen, die ſchon vorliegen, zu verſtärken und den 
Gegner dauernd unter Druck zu halten, dann wird ſich die politiſche Wirkung ſchon 
bemerkbar machen. i - 

Graf Roedern: Man hat der Marineleitung, gewiß mißverſtändlich, nach 
geſagt, daß ſie beſtimmte Zuſagen wegen der Wirkung des U-Bootkrieges gemacht 
habe, aber eine Zuſage iſt ſicher gemacht worden, nämlich darüber, daß man die 
Zufuhr amerikaniſcher Truppen verhindern könne. Gerade dieſe Zuſage iſt nicht 
gehalten worden. Der damalige Staatsſekretär des Reichs-Marine-Amts beant— 
wortete die Frage danach ungefähr dahin: die amerikaniſchen Truppen ſollen nur 
kommen, ſie bilden willkommene Angriffspunkte für uns. Das hat ſich doch als durch— 
aus irrtümlich erwieſen. Sind dann die Einwirkungen auf die engliſche Wirtſchaft 
noch ſo hoch zu bewerten? Sobald die Amerikaner ſich entſchließen, ſtatt 250 000 
Mann nur noch 150 000 Mann monatlich zu ſchicken, wird die Verſorgung Eng 
lands erheblich erleichtert. Es muß da eine Fehlerquelle liegen. Liegt ſie vielleicht 
darin, daß das Tempo des amerikaniſchen Schiffbaues unterſchätzt worden iſt? 

Admiral Scheer: Ich kenne die Erklärung des Staatsſekretärs nur aus den 
Zeitungen. Ich weiß nur, daß er die amerikaniſchen Truppen nicht hoch einge— 
ſchätzt hat, wahrſcheinlich, weil er ihre Unterhaltung auf franzöſiſchem Boden 
für ſchwierig anſah. Man kann die U-Boote nicht nur auf Transportſchiffe anſetzen, 
ſie müſſen ihre Torpedos da brauchen, wo ſie den meiſten Schiffsraum vernichten. 

(Der Reichskanzler übergibt den Vorſitz an den Vizekanzler.) 

Vizekanzler v. Payer: Der Eindruck der militäriſchen Lage iſt doch heute 
weſentlich günſtiger als zu Anfang des Monats. Liegen die Gründe dafür auf 
militäriſchem Gebiet? 
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General Ludendorff: Un der Front iſt es der nicht gelungene Angriff des 
Feindes von geſtern und vorgeſtern. Der Feind hat nicht ordentlich angebiſſen. 
Hätte er alles getan, was er konnte, ſo wären wir geſchlagen worden. An dieſer 
Stelle hat ſich die Kampffront der Entente nicht auf der Höhe gezeigt wie bisher. 
Dazu kommt, daß die Amerikaner ſtarke Grippe haben. Allerdings fängt ſie auch 
bei uns an zu graſſieren, und zwar in einer ſehr böſen Form. Unſere Truppe iſt 
müde, und der müde Menſch erliegt der Seuche leichter als der friſche. 

(Der Reichskanzler übernimmt den Vorſitz wieder.) 

Der Reichskanzler: Die Lage iſt alſo nicht mehr dieſelbe wie ſie am 5. Dt 
tober war, als wir veranlaßt wurden, den Friedensſchritt bei Wilſon zu tun. 

General Ludendorff: Ich habe den Eindruck, ehe wir durch dieſe Note Be⸗ 
dingungen auf uns nehmen, die zu hart find, müßten wir dem Feinde fagen: 
Erkämpft Euch ſolche Bedingungen. 

Der Reichskanzler: Und wenn er ſie erkämpft hat, wird er uns dann nicht 
noch ſchlechtere ſtellen? 

General Ludendorff: Schlechtere gibt es nicht. 

Der Reichskanzler: O ja, ſie brechen in Deutſchland ein und verwüſten das 
Land. 

General Ludendorff: So weit ſind wir noch nicht. 

Graf Roedern: Es iſt bisher nur von Sieg oder Niederlage geſprochen worden. 
Es gibt noch eine dritte Möglichkeit: wir gehen langſam zurück. Das iſt das Wahr⸗ 
ſcheinlichſte, wenn wir einen Durchbruch der Feinde nicht zu befürchten haben. 
Ich halte auch nicht für wahrſcheinlich, daß wir die Feinde zurückwerfen. Alſo 
angenommen, wir gehen zurück, wir füllen auf, unſere Widerſtandskraft wird ge⸗ 
ſtärkt: wird dann Amerika veranlaßt, uns beſſere Bedingungen zu ſtellen Amerika 
weiß, daß wir unſere letzten Reſerven verbrauchen; es wird ſeine Zeit abwarten. 

General Ludendorff: Wie ſieht es denn in den anderen Ländern aus? Ich 
habe eine Agentenmeldung, daß in England und Frankreich ernſte Befürchtungen 
auftreten, der Krieg könnte den Monat überdauern, Deutſchland wird die Entente 
noch auf feindlichem Boden zum Stehen bringen. Die Furcht vor einem Umſchlag 
der Lage iſt dort ſehr groß. 

Staatsſekretär Solf: Ich habe den Reichskanzler verantwortlich zu beraten, 
wie die Note, die wir an Wilſon zu richten haben, nach Ton und Inhalt zu faſſen iſt. 
Für dieſe Aufgabe bin ich durch die Ausführungen von Exzellenz Ludendorff nicht 
weſentlich beſſer vorbereitet als vorher. Zu Anfang des Monats iſt die politiſche 
Leitung des Reiches von der Oberſten Heeresleitung gedrängt worden, die Gegner 
um Waffenſtillſtand zu bitten und Frieden vorzuſchlagen. Gegen den Willen und 
gegen die Auffaſſung des Reichskanzlers hat er ſich entſchließen müſſen, dieſen 
Schritt mit ſeiner Verantwortlichkeit zu decken. Dann kam die Gegenfrage, und 
auch damals iſt an der Auffaſſung feſtgehalten worden, daß in unſerer Antwort 
an den von uns vorgeſchlagenen Bedingungen einfach feſtzuhalten ſei. Jetzt iſt die 
Antwort Wilſons gekommen, die uns vor ſchwere Entſchlüſſe ſtellt und ſofort ändert 
ſich das Bild, ſo daß wir die Lage noch halten können, ja, daß, wenn wir die nächſten 
vier Wochen überdauern, wir ſogar viel beſſer daſtehen als bisher. Davor ſtehe ich 
wie vor einem Rätſel. Was iſt der wirkliche Grund, weshalb geht jetzt, was vorher 
für unmöglich gehalten worden war? 

General Ludendorff: Ich habe immer den Menſchenmangel als das Wich⸗ 
tigſte dargeſtellt. Heute höre ich, daß der Mangel nicht fo groß iſt, wie ich angenom⸗ 
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men hatte. Heute höre ich, daß ich in abſehbarer Zeit 600 000 Mann bekommen 
kann. Weshalb ich ſie nicht früher bekommen konnte, darüber will ich nicht ſprechen. 
Kann ich ſie jetzt bekommen, ſo hört die Vereinſamung der Armee auf. Trotz 
der unglücklichen Ereigniſſe ändert ſich die Lage, weil zugleich die Kampfkraft des 
Feindes nachläßt. Nach wie vor glaube ich, daß wir die Waffenſtillſtandsverhand⸗ 
lungen, wenn es irgend geht, erreichen müſſen. Aber nur ſolche Waffenſtillſtands⸗ 
verhandlungen dürfen wir annehmen, die eine geregelte Räumung des Landes 
geſtatten, alſo mindeſtens zwei bis drei Monate Friſt. Und dann dürften wir keine 
Bedingungen auf uns nehmen, die eine Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten 
unmöglich erſcheinen laſſen. Daß dies die Abſicht iſt, muß man aber nach der Note 
annehmen. Die Bedingungen ſollen uns außer Gefecht ſetzen. Bevor wir uns 
auf weitere einlaſſen, muß der Feind einmal ſagen, was denn eigentlich ſeine Be— 
dingungen ſind. Nicht kurzer Hand mit Wilſon abbrechen. Im Gegenteil: „Sagt 
doch mal, was ſollen wir eigentlich tun? Wenn du etwas gegen unſere nationale 
Ehre verlangſt, uns kampfunfähig machen willſt, dann heißt es allerdings nein.“ 
Damit verlaſſe ich den bisherigen Boden nicht. Ich bitte nur, die Maßnahme, 
die der Kriegsminiſter vorgeſchlagen hat, raſch durchzuführen. 

Staatsſekretär Solf: Dieſe Maßnahme war doch auch damals ſchon in Aus- 
ſicht genommen. 

General Ludendorff: Seit dem April und viel länger noch kämpfe ich um 
Menſchen. Sie ſind mir nicht gegeben worden. Es iſt doch eine Tatſache, daß 
wir 70 000 Mann monatlich zu wenig bekommen. Hört dieſes Defizit auf, und die 
Kampfkraft des Feindes läßt nach, fo braucht man nicht alle Bedingungen an 
zunehmen. 


Czernin kennzeichnet die deutſche Militärpolitik als Urſache der Kataſtrophe. 


Wien, 11. Dezember. Der ehemalige Miniſter des Außern Graf Czernin 
hielt vor einem aus Politikern und Preſſevertretern beſtehenden Publikum einen 
Vortrag über ſeine Politik während des Weltkrieges, worin er zunächſt konſtatierte, 
daß ſeit dem Eintritt Italiens und Rumäniens in den Krieg, und vor allem ſeit 
dem Eintritt Amerikas in den Krieg der „Siegfrieden“ der Mittelmächte nach 
ſeiner Anſicht eine Utopie geworden war, welche leider durch die deutſchen Militärs 
immer genährt wurde und daß Oſterreich-Ungarn niemals ein Friedensangebot 
von der Entente erhalten habe. Wohl fanden wiederholt Fühlungnahmen zwiſchen 
den öſterreichiſch-ungariſchen und Ententevertretern ſtatt, ohne daß ſich dieſe Füh— 
lungnahme leider jemals zu konkreten Bedingungen verdichtet hätten. Im Prinzip 
wären nur zwei Möglichkeiten für die Beendigung des Krieges geweſen. Ent: 
weder ein allgemeiner Friede, alſo gemeinſam mit Deutſchland, oder ein Separat⸗ 
frieden. Czernin bekannte offen, daß er niemals einen Separatfrieden geſchloſſen 
hätte; erklärte aber, daß er wiederholt den Gedanken ventilierte, Kaiſer Karl vor— 
zuſchlagen, einen jener Männer an ſeiner Stelle zu ernennen, welche in der Tren— 
nung von Dentſchland das Heil erblickten. Stets ſei er von dieſem Entſchluß ab— 
gekommen, weil ein Separatfrieden nach ſeiner feſten Überzeugung eine phy⸗ 
ſiſche Unmöglichkeit war. Deutſchland hätte, wie dies nachträglich der ſepara— 
tiſtiſche Schritt Andraſſys bewies, ſofort einige Diviſionen nach Böhmen und 
Tirol geworfen und Oſterreich-Ungarn das gleiche Schickſal bereitet, wie ſeiner— 
zeit Rumänien. Die Monarchie wäre augenblicklich zum Kriegsſchauplatz ge— 
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worden. Im Innern der Reiche hätte ſolcher Schritt ſofort den Bürgerkrieg 
entfacht. 

Czernin ſchilderte hierauf die Schwierigkeiten des zweiten Weges, nämlich 
den Frieden gemeinſam mit Deutſchland zu machen. Der Redner wies zunächſt 
auf die große Abhängigkeit Oſterreich⸗Ungarns von Deutſchland in militäriſcher 
Hinſicht ſowie hinſichtlich des vollſtändig desorganiſierten Ernährungsweſens der 
Monarchie hin. Immer war die Situation, ſagte der Redner, daß wir in dem 
denkbar günſtigſten militäriſchen Moment einen Frieden hätten vorſchlagen 
können, welcher, mit bedeutenden Opfern verbunden, vielleicht die Hoffnung 
gehabt hätte, von den Feinden angenommen zu werden. Die deutſchen Militärs 
aber wurden, je glänzender ihre Erfolge waren, deſto anſpruchsvoller, und 
es war unmöglich, ſie zu ſolcher Verzichtpolitik zu bewegen. Die Zukunft werde 
beweiſen, welche übermenſchlichen Anſtrengungen Oſterreich⸗Ungarn gemacht 
habe, um Deutſchland zur Nachgiebigkeit zu veranlaſſen. Wenn fie alle miß⸗ 
langen, lag die Schuld nicht am deutſchen Volke, auch nach Anſicht Czernins nicht 
an dem deutſchen Kaiſer, ſondern die Schuld lag bei den führenden deutſchen 
Militärs, die eine Machtfülle an ſich geriſſen hatten, wie ſie in der Geſchichte 
beiſpiellos iſt und deren markanteſte Perſönlichkeit Ludendorff war, der ein 
politiſches Gegengewicht gebraucht hätte, wie es Moltke ſeinerzeit in Bismarck 
beſeſſen habe, das aber in der Berliner Wilhelmſtraße nicht vorhanden war. 

CTzernin verlas das Expoſé, welches er im April 1917 Kaiſer Karl unter⸗ 
breitete. In dieſem Expoſé führte Czernin aus, daß im Spätſommer oder Herbſt 
1917 mit Rückſicht auf das zur Neige gehende Rohmaterial zur Munitionserzeugung, 
auf das vollſtändig erſchöpfte Menſchenmaterial und die dumpfe Verzweiflung 
der unterernährten Volksſchichten um jeden Preis Schluß gemacht werden müſſe, 
und daß an die Entente im Augenblick herangetreten werden müſſe, wo ihr die 
erſterbende Kraft der Feinde noch nicht zum vollen Bewußtſein gekommen ſei. 
Czernin bezeichnete die großen Hoffnungen Deutſchlands auf den Unterſeeboot⸗ 
krieg im Expoſé als trügeriſch und wies darauf hin, daß er den Auftrag Kaiſer 
Karls, Deutſchland wiſſen zu laſſen, daß es auf Oſterreich-Ungarn über den Spät⸗ 
ſommer hinaus nicht mehr werde rechnen können, ausgeführt habe. Auf dies 
vom 12. April datierte Expoſé traf die vom 9. Mai datierte Antwort ein, in welcher 
die deutſche Regierung neuerdings das abſolute Vertrauen in das Gelingen 
des Unterſeebootkrieges betonte, die prinzipielle Bereitwilligkeit zu Friedens— 
ſchritten zwar ausſprach, jedoch vor Schritten warnte, welche als Schwäche ge⸗ 
deutet werden könnten. An territoriale Opfer Deutſchlands war nicht zu denken. 

Oſterreich-Ungarn beſchränkte ſich aber nicht auf Worte allein, es erklärte 
in Berlin im Jahre 1917, daß Kaiſer Karl bereit ſei, Galizien mit Polen ver⸗ 
einigen zu laſſen, ſowie für eine Angliederung Polens an Deutſchland alles zu 
tun, falls Deutſchland durch territoriale Konzeſſionen im Weſten den Frieden 
ermögliche. 

Oſterreich⸗Ungarn ſtieß auf ein „Non possumus“ (Wir können nicht) und die 
Antwort Deutſchlands, territoriale Konzeſſionen an Frankreich ſeien ausge⸗ 
ſchloſſen. Czernin ſchilderte weiter ſeine Bemühungen zur Durchſetzung der bee 
kannten Friedensreſolution im Deutſchen Reichstage, ferner ausführlich den 
Gang der Friedensverhandlungen in Breſt-Litowſk, wo das Prinzip „keine Une 
nexion“ durchgedrungen wäre, wenn die Entente damals zu einem allgemeinen 
Frieden bereitgeweſen wäre, wo aber Czernin in volle Abhängigkeit von den 
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deutſchen Unterhändlern dadurch geriet, daß er während dieſer Verhandlungen 
gezwungen war, die Hilfe Deutſchlands zur Behebung der beſonders akut ge— 
wordenen Ernährungsſchwierigteiten in Oſterreich⸗Ungarn zu erbitten. Den 
deutſchen Unterhändlern gegenüber konnte der Gedanke, daß Oſterreich-Ungarn 
gegebenenfalls mit Rußland einen Separatfrieden ſchließen würde, nicht aus⸗ 
geſpielt werden, wollte man nicht die deutſche Lebensmittelhilfe gefährden, um 
ſo weniger als der Vertreter der deutſchen Oberſten Heeresleitung damals erklärte, 
es ſei gleichgültig, ob Oſterreich⸗-Ungarn Frieden mache oder nicht, Deutſch⸗ 
land werde unter allen Umſtänden nach Petersburg marſchieren, falls die 
ruſſiſche Regierung nicht nachgäbe. 

Czernin führte weiter aus, daß die in Breſt angeknüpften Kompromißver⸗ 
handlungen daran ſcheiterten, daß Kühlmann von der deutſchen Oberſten Heeres⸗ 
leitung zu raſchem Vorgehen gezwungen wurde. Ludendorff erklärte, die Ver⸗ 
handlungen mit Rußland müßten binnen drei Tagen zu Ende ſein. Kühl⸗ 
mann erhielt den ſtritten Auftrag, ſich nicht nur mit den bisher von ihm ver 
langten Abtretungen zu begnügen, ſondern auch noch Abtretungen des unbe⸗ 
ſetzten Gebietes Livlands und Eſtlands zu verlangen. 

Der Redner erörterte ſchließlich die Urſachen, die Oſterreich⸗-Ungarn zwangen, 
den unglückſeligen U⸗Bootkrieg mitzumachen, und konſtatierte, daß Beth— 
mann Hollweg ſich lange ablehnend verhielt und mit allen Mitteln und Argu— 
menten ſich dem U-Bootkrieg widerſetzte, ſchließlich jedoch unterlag, wie in dieſem 
Kriege alle Politiker den Militärs unterlegen ſind. Die deutſche Motivierung 
des U-Bootkriegs ging nicht jo ſehr darauf hinaus, England durch Hunger zu 
beſiegen, ſondern gipfelte darin, daß die Weſtfront nicht zu halten ſei, wenn die 
amerikaniſchen Munitionstransporte nicht verſenkt würden, daß alſo ein rein 
techniſch⸗militäriſches Moment in den Vordergrund geſchoben wurde. Da die 
Verweigerung des U-Bootkrieges die Regierung Oſterreich-Ungarns zu einem 
direkten Konflikt mit Deutſchland geführt hätte, gab es mit ſchwerem Herzen 
ſeine Einwilligung, nicht gewonnen durch Argumente, aber bezwungen durch 
die Ohnmacht, anders handeln zu können. 

Der „Vorwärts“ ſagt dazu: 

Mag ſein, daß Czernins Anklage dem Bedürfnis entſprungen iſt, ſich ſelbſt 
zu rechtfertigen. Sicher iſt die Rechtfertigung nur halb gelungen, denn auf Czernin 
laſtet derſelbe Vorwurf wie auf Bethmann Hollweg, der Vorwurf unheilvoller 
Schwäche gegenüber der militäriſchen Neben- oder vielmehr Hauptregierung. 
Aber ziehen wir in ſeinen Darlegungen alles ab, was auf Konto dieſes Zwecks 
zu ſetzen iſt, dann bleiben die Ausführungen Czernins noch immer eine furcht⸗ 
bare, eine zerſchmetternde Anklage gegen Ludendorff und die militäriſche 
Diktatur. In voller Vorausſicht des Zuſammenbruchs Oſterreich-Ungarns haben 
dieſe vom Größenwahn verblendeten Gewaltmenſchen die Fortſetzung des Krieges 
im Bunde mit den Alldeutſchen erzwungen und den Friedensſchluß im Augen— 
blick des militäriſchen Erfolgs vereitelt. So kam es denn ſchließlich zum Frieden 
angeſichts der militäriſchen Niederlage. Jetzt wird vielleicht erſt manchem klar, 
welchen furchtbaren Kampf die deutſche Sozialdemokratie im Jahre 1917 gegen 
die alldeutſche Militärpolitik zu führen hatte. Die Dinge öffentlich auszuſprechen 
war durch die Zenſur faſt unmöglich gemacht; die alldeutſche Preſſe durfte da— 
gegen täglich über uns als „Flaumacher“ und „Mießmacher“ höhnen, wenn wir 
auch nur von ferne die Dinge anzudeuten ſuchten, die niemand beſſer wußte als 
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Ludendorff ſelber. Alles hat damals die Sozialdemokratie darangeſetzt, um einen 
billigen Vergleichsfrieden herbeizuführen, den Deutſchland zu dieſem Zeit⸗ 
punkt ohne Niederlage hätte haben können. Die größenwahnſinnigen Generale 
und ihre ſiegestrunkene Gefolgſchaft von alldeutſchen Profeſſoren, Landräten, 
Junkern, penſionierten Offizieren hat es verhindert. Sie trifft die furchtbare 
Verantwortung für die Niederlage und die jetzige Zerſchmetterung Deutſch⸗ 
lands. Sie haben die Gefahr mit offenen Augen herankommen ſehen und das 
Volk weiter in den Krieg gehetzt. Der Hauptſchuldige iſt nach Schweden geflüchtet; 
er hat ſich feige der Verantwortung für ſeine an Landesverrat grenzende Politit 
entzogen. Aber es ſind noch Mitſchuldige genug in Deutſchland, die vor Ge⸗ 
richt geſtellt werden müſſen und deren Verbrechen nach Sühne und Genugtuung 
ſchreit. 


Prinz Max zur Vorgeſchichte. 
(Nach dem „Vorwärts“, Nr. 316.) 


Der frühere Reichskanzler Prinz Max von Baden hatte die Abſicht, in der 
Erſten Badiſchen Kammer, deren Vorſitzender er war, über ſeine Führung der 
Reichsgeſchäfte Rechenſchaft abzulegen. Da der Landtag nicht mehr einberufen 
wurde, konnte der Prinz die Rede nicht mehr halten. Sie wird ſoeben von der 
Redaktion der „Preußiſchen Jahrbücher“ als Flugſchrift veröffentlicht. 

Prinz Map erklärt, er ſei ſich bei Übernahme des Reichskanzleramts deſſen 
bewußt geweſen, daß der Krieg verloren war. Er habe Deutſchland, ſoweit dies 
noch möglich war, durch demokratiſche Umgeſtaltung und Völkerbundpolitik zu 
retten verſucht, habe aber dieſes Ziel nicht erreichen können. Den Hauptgrund 
dieſes Mißerfolges gibt er folgendermaßen an: 

„Meine Friedenspolitik wurde entſcheidend geſtört durch das Waffenſtillſtands⸗ 
angebot, das mir fertig vorgelegt wurde, als ich in Berlin eintraf. Ich habe es 
bekämpft aus Gründen der praktiſchen Politik. Es ſchien mir ein ſchwerer Fehler, 
den erſten Friedensſchritt der neuen Regierung durch ein ſo überraſchendes Cine 
geſtändnis deutſcher Schwäche zu begleiten. Weder das eigene Volk, noch das 
feindliche Ausland ſchätzte unsere militäriſche Lage damals ſo ein, daß ein der— 
artiger Verzweiflungsſchritt notwendig wäre. 

Ich machte den Gegenvorſchlag, die Regierung ſollte als ihre erſte Hand— 
lung ein detailliertes Kriegszielprogramm aufſtellen, das vor aller Welt unſere 
Übereinſtimmung mit den Grundſätzen des Präſidenten Wilſon deutlich machte und 
unſere Bereitwilligkeit, dieſen Grundſätzen auch ſchwere nationale Opfer zu bringen. 

Die militäriſchen Autoritäten erwiderten mir darauf, auf die Wirkung 
einer ſolchen Kundgebung könne nicht mehr gewartet werden; die Lage an 
der Front erfordere binnen 24 Stunden ein Waffenſtillſtandsangebot. Wenn 
ich es nicht abgäbe, fo müßte es die alte Regierung herausbringen. Darauf ent⸗ 
ſchloß ich mich, die neue Regierung zu bilden und das nunmehr unvermeidlich 
gewordene Waffenſtillſtandsangebot mit dem Namen der neuen, unbelaſteten 
Regierung zu unterſtützen. Nach einer Woche eröffneten mir die militäriſchen 
Autoritäten, daß ſie ſich in der Einſchätzung der Lage an der Front am 1. Oktober 
getäuſcht hätten.“ 

Prinz Max ſchildert nun die Wirkung des Waffenſtillſtandsangebots. Bei 
der Entente wurde der Siegesübermut geſtärkt, die Sonderaktionen der Verbün⸗ 
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deten wurden beſchleunigt, weiterer Widerſtand bot keine Ausſicht auf Erfolg, 
es mußte nur vor den Feinden die Möglichkeit aufrechterhalten bleiben, daß es 
beſtimmte Grenzen gab, gegen die Deutſchland ſelbſt einen hoffnungsloſen Kampf 
aufnehmen würde. 

Prinz Max geht dann auf die Urſachen des Zuſammenbruchs in der inneren 
Politik ein. Die Ausſchaltung aller Nebenregierungen war im beſten Gange, 
bei dem erſten Konflikt gab Ludendorff nach, bei dem zweiten nahm er ſeinen 
Abſchied. Da kam die Aufrollung der Abdankungsfrage durch Präſident Wilſon. 
Der Prinz habe den Kaiſer dauernd orientiert, deſſen freiwilliger Entſchluß das 
Reich vor ſchweren Erſchütterungen bewahren konnte. Man dürfe das Zögern 
des Kaiſers nicht falſch verſtehen, es ſeien gewichtige Einflüſſe am Werk, die ihn 
davon überzeugten, daß ſeine Abdankung das Signal zur Auflöſung der Front 
wäre. Dann fährt Prinz Max wörtlich fort: 

„Als ich nach den Kieler Vorgängen die Gefahr des Bürgerkrieges immer 
näherrücken ſah, ſuchte ich am Donnerstag eine Unterredung mit dem Abgeord— 
neten Ebert und teilte ihm mit, daß ich noch am gleichen Abend ins Hauptquartier 
reiſen wollte. Er verſprach mir, das Seinige dazu zu tun, damit ſeine Partei und 
die Maſſen das Ergebnis meines Beſuches abwarteten. Am Nachmittag des— 
ſelben Tages aber überbrachten mir Herr Scheidemann und Ebert das Ultimatum 
der Sozialdemokratie, das mich zwang, meine Entlaſſung einzureichen, denn es 
bedeutete den Zuſammenbruch meiner Politik, nicht zu vergewaltigen, ſondern 
zu Überzeugen. 

Sie werden es mir erſparen über die Schritte zu ſprechen, die ich nach meinem 
Entlaſſungsgeſuch unternommen habe. Sie hatten nur den einen Zweck, den 
unvermeidlich gewordenen Umſturz ſich ohne einen Bruderkampf vollziehen zu 
laſſen. Ich will mit denen, die den Umſturz herbeigeführt haben und ihn unter— 
ſtützten, nicht rechten. Ich glaube noch heute, daß ſich der Volkswille ohne Ge— 
walt hätte durchſetzen können auf dem Wege der geſetzgebenden Verſammlung, 
die nach dem Zerfall Oſterreichs eine Ehrenpflicht geworden war. Ich kann den 
Gedanken nicht loswerden, daß vielleicht doch unſere Arbeiter und Soldaten noch 
24 Stunden Geduld gehabt hätten, wenn Führer aus ihrer Mitte ihnen die Not— 
wendigkeit der Aufrechterhaltung der Heimatfront ſo deutlich gemacht hätten, 
wie den Soldaten an der Front es deutlich war, daß die Schlachtfront halten 
mußte. Dann wäre nicht der Zuſammenbruch gekommen einen Tag vor der Waffen— 
ruhe. 

Der Umſturz hat ſich unwiderruflich vollzogen. In die Hände der neuen Re— 
gierung iſt eine ungeheure Verantwortung gelegt. Sie kann uns als Nation 
retten, und ſie kann uns als Nation zerſtören. 

Ich habe den Reichskanzler Ebert als einen Mann kennen gelernt, der reinen 
Willens iſt und dem es ÜÜberzeugungsſache iſt, daß Deutſchland nur ſeinen intere 
nationalen Pflichten genügen kann, wenn es ſich als Volkseinheit erhält. Die 
Regierung kann uns vor dem Bürgerkrieg bewahren, wenn ſie demokratiſch regiert, 
und ihre erſte, nicht aufzuſchiebende Pflicht iſt es, ſich durch eine verfaſſunggebende 
Nationalverſammlung die Rechtsgrundlage für ihre Macht geben zu laſſen. Uſur⸗ 
pierte Macht erträgt das neue befreite deutſche Volk nicht. Es hat ſich durch 
die Bildung der Volksregierung am 3. Oktober von der Diktatur Ludendorff 
befreit; es wird keine andere Diktatur einer Minderheitsgruppe ertragen. 
Aber eine Schande wäre es für Deutſchland, wenn uns die Feinde, die nur mit 
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einer rechtmäßigen deutſchen Regierung unterhandeln wollen, erft die Einberufung 
einer fonftituierenden Verſammlung anbefehlen müßten. 

Hier darf die Regierung ſich nicht die Initiative nehmen laſſen; wenn ſie 
demokratiſch handelt, dann kann ſie ſicher ſein, daß ihr die freiwilligen Kräfte aus 
allen Lagern zuſtrömen werden, um ihr bei der übermenſchlichen Aufgabe zu dienen.“ 

Der frühere Reichskanzler ſagt dann weiter, daß militäriſcher Widerſtand 
unmöglich ſei, aber moraliſcher geleiſtet werden müſſe. Der uns zugedachte Friede 
ſei viel ſchlimmer, als der „wahrlich nicht nachahmenswerte“ Frieden von Breſt⸗ 
Litowſk. Würden die Waffenſtillſtandsbedingungen bleiben wie ſie find, jo fei 
der Völkerbund tot vor ſeiner Geburt. Kein Volk aber dürfe in Ketten an den 
Verhandlungstiſch geführt werden. Der Prinz ſchließt mit den Worten eines 
Soldatenbriefes: „Gebe der Himmel, daß Deutſchland nicht charakterlos aus 
dieſem Kriege hervorgeht.“ 

Die Hauptbedeutung dieſer Schrift des Kanzlers der zwiſchenrevolutionären 
Epoche liegt in der Klarlegung der Umſtände, unter denen das Waffenſtillſtands⸗ 
angebot zuſtandegekommen iſt. Die alldeutſche Lüge, die Politik der demokratiſchen 
Regierung hätte dem gerühmten Militarismus das Rückgrat gebrochen, wird 
ſchonungslos enthüllt. Der Militarismus iſt in ſich ſelbſt zuſammengebrochen, 
Ludendorff hat zum Abſchluß des Waffenſtillſtands und damit zum Frieden um 
jeden Preis gedrängt. 


Wilſon für Waffenſtillſtand. 
Waſhington, 23. Oktober. Der Staatsſekretär gibt folgendes bekannt: 
Vom Staatsſekretär iſt an den Geſchäftsträger der Schweiz, der zeitweilig 


mit der Wahrnehmung der deutſchen Intereſſen in den Vereinigten Staaten be- 
auftragt iſt, nachſtehende Mitteilung gerichtet worden: 


Staatsdepartement, den 23. Oktober 1918. 


Ich habe die Ehre, den Empfang Ihrer Note vom 23. d. M. zu beſtätigen, 
mit der Sie eine Mitteilung der deutſchen Regierung vom 20. d. M. übermittelten. 
Der Präſident hat mich mit der folgenden Antwort beauftragt: 


Nachdem der Präſident der Vereinigten Staaten die feierliche und aus⸗ 
drückliche Verſicherung der deutſchen Regierung erhalten hat, daß ſie die Friedens⸗ 
bedingungen in ſeiner Anſprache an den Kongreß der Vereinigten Staaten 
vom 8. Januar 1918 und die Grundlagen der Friedensordnung in ſeinen ſpäteren 
Anſprachen, insbeſondere der vom 27. September, rückhaltlos annimmt, und 
daß ſie in Erörterungen über die Einzelheiten ihrer Anwendung einzutreten 
wünſcht, ferner, daß dieſer Wunſch und Zweck nicht von denen ausgehen, die 
bisher die deutſche Politik diktiert und den gegenwärtigen Krieg für Deutſch⸗ 
land geführt haben, ſondern von Miniſtern, die für die Reichstagsmehrheit 
und die überwältigende Mehrheit des deutſchen Volkes ſprechen; und nach⸗ 
dem er ebenfalls das ausdrückliche Verſprechen der gegenwärtigen deutſchen 
Regierung erhalten hat, daß die deutſchen Land⸗ und Seeſtreitkräfte die Ge: 
ſetze der Menſchlichkeit und einer ziviliſierten Kriegführung beobachten werden, 
glaubt der Präſident der Vereinigten Staaten es nicht ablehnen zu können, 
mit den Regierungen, mit denen die Regierung der Vereinigten Staaten ver⸗ 
bündet iſt, die Frage eines Waffenſtillſtandes aufzunehmen. 
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Er hält es aber für ſeine Pflicht zu wiederholen, daß der einzige Waffen⸗ 
ſtillſtand, den er ſich berechtigt fühlen würde der Erwägung zu unterbreiten, 
nur ein ſolcher ſein könnte, der die Vereinigten Staaten und die mit ihnen 
verbundenen Mächte in der Lage beließe, jede zu treffende Vereinbarung zu 
erzwingen und eine Erneuerung der Feindſeligkeiten deutſcherſeits unmöglich 
zu machen. Der Präſident hat deshalb ſeinen Notenwechſel mit den gegen: 
wärtigen deutſchen leitenden Stellen den Regierungen, mit denen die Re⸗ 
gierung der Vereinigten Staaten als kriegführende Macht verbunden iſt, über⸗ 
mittelt mit dem Anheimſtelleu, falls dieſe Regierungen geneigt find, den 
Frieden zu den angegebenen Bedingungen und Grundfätzen herbeizuführen, 
ihre militäriſchen Ratgeber und die der Vereinigten Staaten zu erſuchen, den 
gegen Deutſchland verbundenen Regierungen die nötigen Bedingungen eines 
Waffenſtillſtandes zu unterbreiten, der die Intereſſen der beteiligten Völker 
in vollem Maße wahrt und den verbundenen Regierungen die unbeſchränkte 
Macht ſichert, die Einzelheiten des von der deutſchen Regierung angenommenen 
Friedens zu gewährleiſten und zu erzwingen, wofern ſie einen ſolchen Waffen⸗ 
ſtillſtand vom militäriſchen Standpunkt für möglich halten. Sollten ſolche 
Waffenſtillſtandsverhandlungen vorgeſchlagen werden, ſo wird ihre Annahme 
durch Deutſchland den beſten und bündigſten Beweis dafür liefern, daß es 
die Grundbedingungen und Grundſätze der ganzen Friedensaktion unzwei⸗ 
deutig annimmt. 

Der Präſident würde der Aufrichtigkeit nicht zu genügen glauben, wenn 
er nicht ſo freimütig wie möglich den Grund dafür angäbe, daß außerordent⸗ 
liche Sicherheiten verlangt werden müſſen. So bedentungsvoll und wichtig 
auch die Verfaſſungsänderungen zu ſein ſcheinen, von denen der deutſche Staats⸗ 
ſekretär des Auswärtigen Amtes in ſeiner Note vom 20. Oktober ſpricht, fo 
geht daraus doch nicht hervor, daß der Grundſatz einer dem deutſchen Volke 
verantwortlichen Regierung bereits völlig durchgeführt iſt oder daß irgend 
welche Büraſchaften dafür vorhanden ſind oder erwogen werden, daß die 
jetzt teilweiſe vereinbarte grundſätzliche und praktiſche Reform von Dauer ſein 
wird. 

Auch hat es nicht den Anſchein, als ob der Kernpunkt der gegenwärtigen 
Schwierigkeiten erreicht iſt. Künftige Kriege ſind jetzt vielleicht der Entſchei⸗ 
dung des deutſchen Volkes unterworfen, nicht aber der gegenwärtige, und mit 
dem gegenwärtigen haben wir es gerade zu tun. Es liegt auf der Hand, daß 
das deutſche Volk keine Mittel hat, die Unterwerfung der Militärbehörden 
des Reichs unter den Volkswillen zu erzwingen: daß der beherrſchende Ein⸗ 
fluß des Könias von Preußen auf die Reichspolitik ungeſchwächt iſt; daß die 
entſcheidende Initiative noch immer bei denen liegt, die bis jetzt die Herren 
von Deutſchland geweſen ſind. 

In der Überzeugung, daß der ganze Weltfriede jetzt von offener Sprache 
und geradem Handeln abhänat, hält es der Präſident für ſeine Pflicht, ohne 
alle Verſuche das, was ſchroff klinat, zu mildern, auszuſprechen, daß die Völker 
der Welt kein Vertrauen in die Worte derjenigen ſetzen und ſetzen können, die 
bisher die Herren der deutſchen Politik gemeſen find, und zu wiederholen, 
daß beim Friedensſchluß und bei dem Unternehmen, die unendlichen Gewalt- 
taten und Ungerechtigkeit dieſes Krieges wieder autzumachen, die Vereinigten 
Staaten einzig und allein mit den echten Vertretern des deutſchen Volkes ver— 
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handeln können, die als wirkliche Beherrſcher Deutſchlands eine wahre der: 
faſſungsmäßige Stellung zugeſichert erhalten haben. Wenn die Vereinigten 
Staaten jetzt mit den militäriſchen Beherrſchern und monarchiſchen Auto⸗ 
kraten verhandeln ſollen, oder wenn es wahrſcheinlich iſt, daß ſie ſpäter mit 
ihnen über die völkerrechtlichen Verpflichtungen des Deutſchen Reiches zu ver⸗ 
handeln haben würden, müſſen ſie nicht Friedensverhandlungen, ſondern 
übergabe verlangen. Es kann nichts dadurch gewonnen werden, daß dieſe 
grundlegenden Dinge unausgeſprochen bleiben. 

Empfangen Sie, mein Herr, die erneute Verſicherung meiner Hochſchätzung. 

(gez.) Robert Lanſing. 


Der Reichstag und die Wilſon⸗Note. 


Eine erregte Geſchäftsordnungs⸗Ausſprache. — „Das Pronunziamento der 
Generale.“ — Eine weitere Polendebatte. 


Bericht des „Berl. Tageblatts“. 
196. Sitzung, Freitag, 25. Oktober. 

Am Tiſche des Bundesrats: Trimborn, Erzberger, Haußmann, Scheide⸗ 
mann. 

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 15 Minuten. 

Anfragen. 

Die Abgg. Meier (Soz.) und Koßmann (Zentr.) fordern höhere Bezüge für 
Alters⸗, Invaliden⸗ und Unfallrentner. 

Geheimrat Würmeling erklärt, daß über die Erhöhung Verhandlungen ſchweben. 

Abg. Haaſe (U. Soz.) führt Beſchwerde über das Verbot einer Frauenver⸗ 
ſammlung in Berlin. 

Unterſtaatsſekretär Dr. Lewald teilt mit, daß neue Beſtimmungen über die 
Zulaſſung von Verſammlungen in allernächſter Zeit ergehen werden. Bis dahin 
ſind die Behörden angewieſen, Verbote nur dann eintreten zu laſſen, wenn dringende 
Gefahr für die Sicherheit des Staates beſteht. 

Abg. Haaſe (U. Soz.) führt weiter Klage über die Auflöſung einer Wähler⸗ 
verſammlung in Berlin I. 

Unterſtaatsſekretär Dr. Lewald erwidert, daß der Reichskanzler und der Miniſter 
des Innern der Anſicht ſind, daß die Auflöſung zu Unrecht erfolgt iſt. 

Abg. Davidſohn (Soz.) bedauert die Verzögerung der Auszahlung der Zu⸗ 
ſatzrenten. 

General v. Langermann weiſt auf die große Zahl der Verſorgungsberechtigten 
hin, wodurch die Verzögerung entſtanden ſei. Es ſeien Abhilfemaßnahmen ge— 
troffen. 

Abg. Hoch (Soz.) bedauert, daß in den Orten, die von der Grippe erfaßt ſind, 
die nötigen Nährmittel, z. B. Haferflocken, für die Kranken nicht zur Verfügung 
ſtehen. 

Unterſtaatsſekretär Freiherr v. dar Erklärt, daß nani Möse ſolche 
Zuwendungen erfolgen. 

Abg. Held (Natl.) weiſt darauf hin, 3 große W von Sohlenleder 
in den Gerbereien lagern. Man ſolle dieſes Sohlenleder der Zivilbevölkerung 
überlaſſen. Li | 
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Unterſtaatsſekretär Dr. Müller erwidert, daß Leder, ſoweit es nicht für mili— 
täriſche Zwecke gebraucht wird, freigegeben wird. 

Abg. Ledebour (U. Soz.) führt wiederholt Beſchwerde, weil dem Metalf= 
arbeiterverband in Berlin nicht ermöglicht werde, ſeine Generalverſammlung 
abzuhalten. 

General v. Wrisberg: Die Frage wird geprüft werden, ſobald ein Antrag 
auf Zulaſſung dieſer Generalverſammlung geſtellt iſt. 

Abg. Fiſchbeck (Fortſchr. Vp.) teilt mit, daß die Mehrheitsparteien weitere 
Anträge auf Anderung der Verfaſſung vorbereiten. Er ſtelle deshalb den An— 
trag, den Geſetzentwurf zur Abänderung des Artikels 11 der Reichsverfaſſung 
heute noch von der Tagesordnung abzuſetzen und erſt morgen mit den neuen 
Anträgen gemeinſam zu beraten. 

Der Antrag wird angenommen. 


Eine Geſchäftsordnungsausſprache über die Wilſon⸗Note. 

Präſident Fehrenbach: Im Alteſtenrat iſt die Frage aufgeworfen worden, 
ob es zuläſſig ſein ſoll, jetzt in der allgemeinen Ausſprache zur dritten Leſung auch 
die neueſte Note des Präſidenten Wilſon zur Verhandlung zu ſtellen. Der Al 
teſtenrat hat ſich in ſeiner Mehrheit dafür ausgeſprochen, daß das nicht angängig 
ſei, und zwar aus zwei Gründen. Der eine Grund iſt der formale, daß die all— 
gemeine Ausſprache in der dritten Leſung keinen weiteren Umfang annehmen 
darf wie bei der erſten Leſung. Bei der allgemeinen Ausſprache zur erſten Leſung 
lag die Note noch nicht vor, ſie konnte alſo nicht Gegenſtand der Erörterung ſein. 
Da nun der Umfang der allgemeinen Ausſprache bei der dritten Leſung durch 
den der erſten Leſung bedingt iſt, kann aus dieſem formalen Grunde die Note 
jetzt nicht beſprochen werden. Der zweite Grund iſt der, daß der amtliche Text 
der Note noch nicht vorliegt. Er iſt unſerem Auswärtigen Amte noch nicht bekannt. 
Wir haben bei den früheren Noten daran feſtgehalten, daß eine Antwort unſerer— 
ſeits erſt erfolgen kann, wenn der amtliche Text bekannt iſt. Infolge dieſer Auf— 
faſſung iſt der Alteſtenrat der Meinung, daß auch diesmal von der Hereinziehung 
der Note vor ihrer Übergabe an das Auswärtige Amt nicht die Rede ſein kann. 
Ich bitte die Herren, ſich an dieſen Beſchluß zu halten. 

Abg. Graf Weſtarp (Konſ.): Wir können uns mit dieſer Entſcheidung nicht 
einverſtanden erklären. Wir ſind nicht der Meinung, daß es über den Rahmen 
der bisher geführten Ausſprache hinausgehen würde, wenn jetzt über die neue 
Antwort Wilſons geſprochen werden würde. Wir haben in der bisherigen Aus— 
ſprache uns über die Friedensaktion ausgeſprochen und über alles, was damit 
zuſammenhängt, über alle Möglichkeiten, und daß unſer Volk unter Umſtänden 
darauf vorbereitet ſein muß, den letzten Kampf um Daſein und Ehre zu führen. 
Darüber iſt ſchon geſprochen worden und kann auch diesmal geſprochen werden. 
Dabei muß auch das inzwiſchen eingetretene entſcheidende Ereignis, nämlich die 
Antwort Wilſons, behandelt werden. (Sehr richtig! rechts.) Dieſes Ereignis 
entſcheidet über das Schickſal jedes einzelnen und des deutſchen Volkes. Da 
empfinden meine Freunde und ich es als eine Gewiſſenspflicht, unſere Stimme 
zu erheben. Wenn die anderen Parteien der Meinung ſind, daß das heute nicht 
geſchehen ſoll, ſo bitte ich zu erwägen, daß uns nicht die Wege offen ſtehen, die 
Entſcheidung der maßgebenden Stellen zu beeinfluſſen, wie das bei den anderen 
Parteien der Fall iſt, deren Angehörige Staatsſetretäre ſind. (Sehr richtig! 
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rechts.) Um ſo unabwendbarer erſcheint uns die Pflicht, unſere Stimme da zu 
erheben, wo wir vermöge der Verfaſſung und der Wahl dazu berufen ſind. (Sehr 
richtig! rechts.) Der zweite Grund, daß der Text nicht vorliegt, erſcheint mir nicht 
durchſchlagend. Reuter hat den engliſchen Text gegeben, eine amtliche Über⸗ 
ſetzung iſt durch Wolff verbreitet worden. Dieſe Antwort iſt alſo mit Zuſtim⸗ 
mung unſerer Regierung der Öffentlichkeit unterbreitet worden. Sie kann 
eine Wirkung ausüben, die von den verhängnisvollſten Folgen begleitet ſein 
kann, wenn dadurch der Entſchluß und der Wille zum Kampf im Volke ertötet 
wird. Das Volk lechzt jetzt geradezu danach, daß von dieſem Orte hier ein Wort 
geſprochen wird, wie ſich uns die Lage darſtellt. (Sehr richtig! rechts. Lachen 
bei der Mehrheit.) Das Heer hat auch einen Anſpruch darauf, unſere Antwort 
zu hören. (Sehr richtig! rechts. Lachen bei der Mehrheit.) Es kann nicht 24 oder 
48 Stunden warten, bis Aufklärung gegeben wird, ob hier die Kapitulation unſeres 
tapferen Heeres gefordert wird. (Sehr richtig! rechts.) Zu dieſen Fragen müſſen 
wir hier Stellung nehmen können. Auch das Ausland muß wiſſen, daß es im deut⸗ 
ſchen Volke noch Männer gibt. (Sehr richtig! rechts. Stürmiſche Unruhe bei der 
Mehrheit, erregte Zwiſchenrufe der Sozialdemokraten.) 

Präſident Fehrenbach: Das gehört nicht mehr zur Geſchäftsordnung. 

Abg. Graf Weſtarp (Konſ.): Herr Präſident, als Sie Ihr Amt übernahmen, 
erklärten Sie, daß die Tribüne des Reichstags eine Stätte des freien Wortes ſein 
ſollte. Wir bitten dringend, uns dieſes freie Wort nicht zu beſchränken. (Sehr 
richtig! rechts, lebhafte Unruhe bei der Mehrheit.) 

Präſident Fehrenbach (mit erhobener Stimme): Ich bitte, mir den Fall 
zu nennen, wo ich in meiner Amtsführung dem bei Übernahme des Amtes aus— 
geſprochenen Gedanken zuwidergehandelt hätte. (Abg. v. Graefe [Konſ.]: Jetzt! 
— Lebhafte Entrüſtungsrufe bei der Mehrheit. Zuruf: Unverſchämtheit! Frecher 
Lump!) Die Ausführungen des Grafen Weſtarp waren nicht mehr im Rahmen 
der Geſchäftsordnung. Ich werde niemals die Freiheit des Wortes beſchränken. 
Hier handelt es ſich um ein großes Palladium. Den geringſten Zweifel aber, als 
ob ich hier anders handeln würde, werde ich immer mit aller Entſchiedenheit zurück⸗ 
weiſen. (Lebhafter Beifall bei der Mehrheit.) 

Abg. Ledebour (U. Soz.): Auch wir glauben, daß es ganz unmöglich iſt, die 
neueſte Wilſon⸗Note aus der Beſprechung auszuſchalten. Eine Beſprechung muß 
ſchon deshalb ſtattfinden, damit die Note eine richtige Deutung erfährt. So wird 
ſie von verſchiedenen Seiten dahin gedeutet, daß in ihr das Verlangen nach Be⸗ 
ſeitigung unſerer Heerführer enthalten iſt. (Unruhe.) 

Präſident Fehrenbach: Ich muß auch Sie bitten, auf den ſachlichen Inhalt 
der Note nicht einzugehen. 

Abg. Ledebour: Das Volk lechzt nach ganz etwas anderem, als Graf Weſtarp 
geſagt hat, es will ſich nicht weiter abſchlachten laſſen. (Lärm.) 

Präſident Fehrenbach: Das ſind wieder Ausführungen zur Sache ſelbſt. 

Abg. Ledebour: Gerade dieſe Beſchränkung der Beſprechung zur Geſchäfts⸗ 
ordnung beweiſt, wie notwendig eine freie ſachliche Ausſprache iſt. Graf Weſtarp 
hat mit ſeinen Ausführungen wohl ein Pronunziamento der Generale vorbereiten 
wollen. (Lärm rechts.) 

Abg. Fiſchbeck (Fortſchr. Vp.): Von einer Mundtotmachung des Grafen 
Weſtarp kann gar keine Rede ſein. Graf Weſtarp kann genau ſo wie jeder an— 
dere Abgeordnete der Regierung mündlich und ſchriftlich ſeine Ratſchläge unter⸗ 
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breiten, und die Regierung wird ſie ſicher ernſtlich prüfen. (Lachen rechts.) Aber 
die Note Wilſons liegt doch nun einmal amtlich noch nicht vor und infolgedeſſen 
können wir hier an verantwortlicher Stelle nicht darüber ſprechen. Im übrigen 
kann ich zu der Bemerkung des Grafen Weſtarp von der Gewiſſenspflicht in 
aller Ruhe nur ſagen, daß dieſe Gewiſſenspflicht bei uns genau ſo beſteht wie bei 
ihm! (Sehr richtig! bei der Mehrheit.) Wir laſſen uns hierin in keiner Weiſe 
von dem Grafen Weſtarp übertreffen, uns beſeelt dieſelbe bange Sorge um das 
Schickſal unſeres Volkes. (Sehr richtig! bei der Mehrheit.) Aber wir find der 
Meinung, daß es auch eine Pflicht der Abgeordneten iſt, die Lage ernſt zu prüfen, 
und daß es nicht richtig iſt, dieſe Dinge in agitatoriſcher Weiſe von der Tribüne 
des Reichstags aus zu behandeln. (Lebhafter Beifall bei der Mehrheit. — Großer 
Lärm rechts. — Abg. v. Graefe: Unerhört!) i 

Abg. Graf Weſtarp: Gegen dieſen Vorwurf lege ich mit aller Entſchiedenheit 
Verwahrung ein. (Beifall rechts.) Wenn der Abgeordnete Fiſchbeck ſich erlaubt 
hat, in dieſer Stunde uns einen ſolchen Vorwurf zu machen. (Abg. v. Graefe: Das 
ſagt ein Minifter!), fo hat der Mann gar keine Ahnung, wie heute ein Patriot 
über dieſe Dinge denkt. (Stürmiſches Bravo! rechts. — Unruhe und Zurufe 
bei der Mehrheit. — Abg. v. Graefe: Unerhört! Ein Miniſter ſagt ſo etwas! 
Zur Ordnung!) 

Präſident Fehrenbach: Herr Abgeordneter v. Graefe, die Handhabung der 
Geſchäfte in dieſem Saale liegt mir ob, und ich empfinde Ihr Auftreten als 
unerhört. (Beifall bei der Mehrheit.) 

Abg. Ebert (Soz.): Auch wir hätten das Bedürfnis, ſchon jetzt über die Ant 
wort des Präſidenten Wilſon zu ſprechen. Aber die Lage iſt ernſt, die Dinge ſtehen 
auf des Meſſers Spitze. Die Fraktionen haben noch nicht Stellung nehmen 
können, obwohl man ſich gerade bei dieſer Sache beſonders gewiſſenhaft prüfen 
muß. (Sehr richtig! bei der Mehrheit.) Noch in den heutigen Vormittagsſtunden 
iſt wegen der richtigen Überſetzung einzelner Teile der Note ernſtlich geſtritten 
worden. Es wäre geradezu unverantwortlich, würden wir unvorbereitet in die 
Beſprechung eintreten. (Zuſtimmung bei der Mehrheit.) Wenn Graf Weſtarp 
hierbei von ſeiner Gewiſſenspflicht und von der patriotiſchen Pflicht dem Lande 
gegenüber geſprochen hat, jo iſt das nicht ſeine ehrliche innere Überzeugung, 
ſondern iſt aufgeputzt und aufgemacht nach außen, um in das Volk Beunruhigung 
hineinzutragen. (Beifall bei der Mehrheit. Große Unruhe rechts.) Wir haben 
wahrlich oft genug gezeigt, daß wir die Pflichten unſerem Lande gegenüber er— 
füllen wollen. Jetzt aber halten wir den richtigen Zeitpunkt noch nicht für ge— 
kommen, die Note zu beſprechen. (Beifall bei der Mehrheit.) 

Abg. Prinz Schönaich⸗Carolath (Natl.): Auch wir ſchließen uns dem Vor— 
ſchlage des Präſidenten an. Wir halten es für unſere patriotiſche Pflicht, die 
Note des Präſidenten der Vereinigten Staaten noch nicht zu erörtern, ſolange 
ſie im amtlichen Wortlaut noch nicht vorliegt. Es wird niemandem verwehrt 
werden, ſeine Anſichten über die Note zu äußern. Schon in den nächſten Tagen 
wird das der Fall ſein. Heute aber, wo wir den amtlichen Text noch nicht haben, 
können wir das unter keinen Umſtänden tun. Wir glauben, dem Vaterlande einen 
Dienſt zu erweiſen, wenn wir heute ſchweigen, und alles, was wir auf dem Herzen 
haben, bei ſpäterer Gelegenheit zum Ausdruck bringen. (Beifall bei der Mehrheit.) 

Abg. Ledebour: Eine Ausſchaltung iſt ja gar nicht möglich, weil die letzte 
Note Wilſons weiter nichts iſt als eine Fortſetzung der voraufgegangenen Noten, 
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die zur Beſprechung ſtehen. Soll nun der Prafident auf der Lauer liegen, um 
ſtändig aufzupaſſen, ob der Satz eines Redners ſich auf die früheren oder auf die 
letzte Note bezieht. Wir wollen den Präſidenten vor dieſer unmöglichen Aufgabe 
bewahren. (Heiterkeit.) Der Abgeordnete Ebert entwickelt ſich, ſeitdem ſeine 
Freunde in die Regierung eingetreten ſind, immer mehr zum freiwilligen Re⸗ 
gierungskommiſſar. (Lachen bei der Mehrheit.) 

Abg. Mayer⸗Kaufbeuren (Zentr.): Wir teilen die Auffaſſung des Präſidenten. 
Das Wohl des Vaterlandes muß ſtets vorangehen. Das Wohl des Vaterlandes 
erfordert aber, daß wir jetzt nichts tun, was die Stellung unſerer Regierung 
in einer für das Volk unangenehmen Weiſe feſtlegen könnte. Dafür hat das 
Volk volles Verſtändnis. (Sehr richtig! bei der Mehrheit.) 

Abg. Graf Weſtarp: Wir haben unſere Gewiſſenspflicht vorgetragen, in keiner 
Weiſe aber anderen Parteien aus ihrer anderen Auffaſſung einen Vorwurf ge— 
macht. (Widerſpruch bei der Mehrheit.) Deshalb empfinden wir es als einen 
beleidigenden Anwurf, wenn uns nachgeſagt wird, wir hätten unſere Empfin⸗ 
dungen um des Eindruckes nach außen willen aufgeputzt vorgetragen. Eine ſolche 
Beleidigung reicht nicht an mich heran. (Bravo rechts.) 

Abg. Bruhn (D. Fr.): Auch wir halten es nicht angebracht, heute in eine 
Erörterung einzutreten. 

Gegen die Stimmen der Konſervativen und Unabhängigen Sozialdemo— 
kraten wird die Entſcheidung des Alteſtenrates beſtätigt. 

Präſident Fehrenbach: Ich werde, ſo ſchwer es mir fällt, es einzurichten 
wiſſen, daß die neueſte Wilſon-Note nicht beſprochen wird. (Heiterkeit.) 

Damit wurde in die dritte Leſung der Verfaſſungsvorlagen eingetreten. 

Abg. Korfanty (Pole): Die letzten Reichstagsdebatten werden uns ein Weg— 
weiſer in der Zukunft des polniſchen Volkes ſein, von der wir wünſchen, daß ſie 
glücklicher ſei als die Zeiten, denen das deutſche Volk von ſeinen Machthabern 
entgegengeführt worden iſt. Im Gegenſatz zum Abgeordneten Kreth würden wir 
das ſterbende preußiſche Syſtem nicht mit einem Löwen vergleichen; es iſt übrigens 
nicht unſere Art, einem ſterbenden Löwen Fußtritte zu verſetzen. Herr Kreth 
vertritt das Deutſchland der Militärs und der Bureaukraten, das andere Deutſch— 
land kämpft um ſeine Freiheit und nationale Einheit. Das alte preußiſche Syſtem 
verachten wir, das deutſche Volk achten und ſchätzen wir. Wir kennen ſeine 
großen Leiſtungen, trotzdem uns dieſes verdammte preußiſche Syſtem die Sprache 
Goethes und Schillers verekelt hat. Aber das deutſche Volk war allzu gefügig 
gegen die, die ein eiſernes Band von Haß um das deutſche Volk geſchmiedet haben; 
es war bisher der Lohnſklave der nationalen Induſtrie Preußens, und dieſe In⸗ 
duſtrie war bisher der Krieg. (Unruhe rechts.) Wir beglückwünſchen das deutſche 
Volk zu ſeiner Befreiung und wünſchen ihm darin den größten Erfolg. 

Das Verbrechen an der Majeſtät der polniſchen Nation durch die drei 
Teilungsmonarchien hat jetzt ſeine Sühne gefunden. Das Geſpenſt des gemarterten 
Polens ging durch die ganze Welt. In allen Revolutionen der Welt floß pol⸗ 
niſches Blut mit dem der Völker, die für ihre Freiheit kämpften, auch 1848 in 
Berlin, in Dresden und Baden. Mit ſchändlichen Ausnahmegeſetzen hat Preußen 
uns verfolgt, und noch im Juli 1918 haben die Mehrheitsparteien des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes die Verewigung dieſer verruchten Unterdrückungspolitit 
gefordert. Unſer Volk, das ſtets allen Verfolgten Unterkunft gewährt hat, wird 
kein anderes je unterdrücken. Trotz der Annahme des Wilſon-Programms durch 
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die Regierung laufen höchſt undemokratiſche Gemeindevertretungen Poſens Sturm 
dagegen. Wir verlangen keinen Fuß deutſchen Bodens, ſondern das geeinte 
Polen mit einem freien, geſicherten Zugang zum Meer, das heißt, mit der von 
unzweifelhaft polniſcher Bevölkerung bewohnten Meeresküſte. Als Vertreter 
dieſer Bevölkerung ſitzt der Abg. v. Laſzewſki hier im Reichstag. Danzig iſt eine 
unzweifelhaft deutſche Stadt. Sollte es, wie wir hoffen, zu Polen geſchlagen 
werden, ſo teilt es das Schickſal der vielen Enklaven, die es in Europa geben 
wird. Übrigens war Danzig glücklich, als es zu Polen gehörte, es wollte nicht 
wieder zu Preußen. Zu Polen gehören die polniſchen Bezirke Schleſiens, Poſens, 
Weſtpreußens und Oſtpreußens. (Unruhe.) 

Präſident Fehrenbach: Ich glaube, Sie verwechſeln den deutſchen Reichstag 
mit dem künftigen Friedenskongreß. Sie ſollten ein Empfinden dafür haben, 
daß es im deutſchen Reichstag nicht angeht, von dieſer Tribüne aus die Los⸗ 
reißung deutſcher Gebiete zu verlangen. Wenn Sie ein Verſtändnis für das Emp— 
finden Deutſcher haben, ſo müſſen Sie dafür einen Sinn beſitzen. Ich erlaube 
mir, Sie darauf aufmerkſam zu machen. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Korfanty: Ich will niemanden verletzen, ich glaube, deutſche Gefühle 
können nicht verletzt werden, wenn polniſches Land für Polen gefordert wird: 
das gehört nicht zu Deutſchland. Im übrigen haben wir, ſeitdem wir in den Reichs⸗ 
tag eingetreten ſind, uns ſtets als Delegation der polniſchen Nation betrachtet. 
Vor dem Andenken derer, die ihr Leben in Polen hingegeben haben, beugen wir 
in Ehrfurcht unſer Haupt, aber wir beſtreiten mit aller Entſchiedenheit, daß mit 
ihrer Hilfe die Befreiung Polens von Rußland beabſichtigt war. Um die pol⸗ 
niſche Beute ſtritten ſich Preußen und Oſterreich jahrelang. Die bolſchewiſtiſche 
„Prawda“ hat einen Telegrammwechſel vom 19. September 1918 zwiſchen 
v. Hintze und Ludendorff veröffentlicht. Hintze berichtet Ludendorff über ſeine 
Verhandlungen mit dem Grafen Ronikier, wonach Wilna mit dem Zwiſchen— 
gebiet an Polen fallen ſollte. Hintze ſagt darin, daß er das polniſche Kohlen— 
gebiet abtreten wollte. Ludendorff fordert feſte Garantien für ein feſtes Bündnis 
zwiſchen Polen und Deutſchland, der Transport nach der Ukraine dürfe nicht 
erſchwert werden, die Wälder von Bjalowjeſch müßten preußiſch werden, von 
dem Verſprechen des Reichstanzlers, Wilna den Litauern zu geben, könnte man 
ſich im Wege des Konflikts mit dem Landtage befreien. (Lebh. Hört, hört! 
bei den Polen und links.) Weiter telegraphiert Ludendorff: Am beſten würde 
es ſein, Litauen zu Deutſchland oder noch beſſer zu Preußen zu ſchlagen; man 
könne dann zwar einen Aufruhr erwarten, man müſſe aber rechtzeitig die nötigen 
militäriſchen Kräfte bereitſtellen, bevor die Bevölkerung den Umſchwung merke: 
Oſtrolenka, Lomſcha und Oſſowjez müßten wir behalten! Wenn dieſe Grenzen 
zuſtandegekommen wären, dann hätte das von Deutſchland geſchaffene Polen 
gerade den Warſchauer Kreis umfaßt. Ich rede nicht von der Wegführung un: 
ſerer Maſchinen, von der Zerſchlagung unſerer Induſtrie. Ein hoher Beamter 
erklärte unſeren Induſtriellen lächelnd: „Meine Herren! Was brauchen Sie eine 
Induſtrie, Sie können es ja von uns billiger haben!“ In Chemnitz allein hat 
die Kriegsrohſtoffabteilung für acht Millionen Teppiche und andere Waren 
aus Polen verkauft. 700 000 arme polniſche Leute hat man nach Deutſchland 
geführt, wo ſie das Leben entrechteter Sklaven geführt haben. Pilſudſki, dem die 
polniſche Nation heute das Kriegsminiſterium anvertraut, ſitzt trotz aller Ge— 
ſuche noch auf der Feſtung Magdeburg. Für alle dieſe Verfolgungen klagen wir 
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nicht das deutſche Volk an, ſondern den deutſchen Militarismus. Undankbar 
ſind nur die Machthaber gegenüber dem polniſchen Volk, das allein die Fort⸗ 
führung des Krieges Deutſchland ſo lange ermöglicht hat. Für die Moral, 
die für ein von den Ruſſen niedergebranntes Dorf vierzig polniſche oder litauiſche 
niederbrennen wollte, die ſich darüber freute, daß Lodz hungerte, haben wir kein 
Verſtändnis. Abg. Ledebour hat die Sprache als Kennzeichen der Nationalität 
angeführt. Nun wir haben doch hier geſehen, daß die Elſaß-Lothringer, trotzdem 
ſie Deutſche ſind, die Selbſtbeſtimmung verlangen, weil ſie ſich innerlich als Fran— 
zoſen fühlen. Deutſche und Polen find aufeinander angewieſen, wir ſtrecken dem 
deutſchen Volke die Hand zur Verſöhnung und zum gemeinſamen Wohle hin. 

Abg. Schultze⸗Bromberg (D. Fr.): Die Abtretung deutſchen Gebiets wird hier 
im Deutſchen Reichstag mit einer Selbſtverſtändlichkeit verlangt, die die Ange⸗ 
hörigen der Oſtmark nicht verſtehen. Der Abgeordnete Korfanty hat heute in 
einer anderen Tonart geſprochen, als wir es ſonſt bei ihm gewohnt find. Be— 
zeichnend für ihn iſt, daß er die unzweifelhaft deutſche Stadt Danzig für ſich in 
Anſpruch nimmt. Aber auch Mitglieder von Parteien, von denen wir häufig genug 
Loyalitätserklärungen gehört haben, halten jetzt, mit dem elſäſſiſchen Redner 
zu ſprechen, dieſe Erklärungen durch den Gang der Ereigniſſe für überholt und ſtreben 
offen fort vom Deutſchen Reich. Als Angehöriger der Oſtmark muß ich im Namen 
aller Deutſchen dort ohne Unterſchied flammenden Proteſt einlegen gegen den 
Verſuch, auch nur ein Stück dieſer Landesteile vom Deutſchen Reiche abzutrennen. 
Unſere Warnungen und Mahnungen werden von den maßgebenden Stellen des 
Reiches immer in den Wind geſchlagen. Durch die Zweikaiſerproklamation wurde 
den Polen in den Sattel geholfen. Auf das Programm Wilſons können wir ruhig 
eingehen. Es gibt keinen unzweifelhaft polniſchen Gebietsteil innerhalb unſeres 
Reiches. Wir im Oſten ſind Deutſche und wollen deutſch bleiben. (Beifall rechts.) 

Der Geſetzentwurf für Elſaß⸗Lothringen, wonach auch in Elſaß-Lothringen 
Parlamentarier Staatsſekretäre werden können, ohne ihr Mandat zu verlieren, 
wird mit der Ausſprache verbunden. 

Abg. Gothein (Fortſchr. Vp.): Den Kundgebungen der kleinen Nationen 
ſtehen wir mit tiefem Schmerz gegenüber. Am ſchmerzlichſten war für uns die 
Erklärung der Elſaß⸗Lothringer, der Bewohner eines Landes, das zu 90 Prozent 
von Deutſchen bewohnt iſt. Wir ſtehen vor einem Scherbenhaufen. Dieſes 
traurige Ergebnis danken wir einer unſinnigen und wahnſinnigen Politik in 
Elſaß⸗Lothringen. Jahraus jahrein haben wir die Autonomie gefordert. Wir haben 
die Elſaß⸗Lothringer als deutſche Brüder an unſerem Herzen gehegt. Dann kam 
die infame Glacistheorie auf. Wer Wind ſät, wird Sturm ernten. Für uns iſt 
dieſe Sache eine Herzensſache. Wir empfinden es mit tiefer Bewegung, wenn 
dieſes Land von uns ſcheidet. Auch die Polen waren nicht mit dem Herzen bei 
uns. Auch da hat uns eine blöde und unſinnige Politik alle Gemüter entfremdet 
und das Verſtändnis für deutſches Weſen austrocknen laſſen. Die polniſche Er⸗ 
klärung über den Punkt 13 der Wilſonſchen Bedingungen iſt unzweifelhaft eine 
Fälſchung, denn dort wird nur von den Gebieten geſprochen, die von unzweifel⸗ 
haft polniſcher Bevölkerung bewohnt werden. Ginge alles nach geographiſchen 
Rückſichten und wäre das Kriterium in erſter Linie die Sprache, dann müßten 
wir auch verlangen, daß die Gebiete, wo die deutſche Zunge klingt, unſerem Staats⸗ 
weſen angegliedert werden. Dieſe Forderung haben wir nie geſtellt. Wilſon 
aber müßte, wenn er konſequent bleiben wollte, dafür ſorgen, daß Elſaß⸗ 
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Lothringen bei uns bliebe und die deutſche Schweiz und Deutſch⸗Oſterreich 
zu uns käme. Auch das eigentliche Kongreßpolen iſt mit vielen kleinen Nationali⸗ 
täten durchſetzt und die eigentlichen Polen machen nur einen Teil der Bevölkerung 
aus. Die polniſche Forderung nach Oberſchleſien iſt in keiner Weiſe berechtigt. 
Alles, was dort geſchaffen iſt, hat deutſche Kultur geleiſtet. Die Polen ſind erſt 
viel ſpäter gekommen. Wie denkt ſich denn Herr Korfanty die praktiſche Durch⸗ 
führung eines polniſchen Danzig? Soll da längs der Weichſel ſich ein polniſcher 
Strich durch Weſtpreußen ziehen, der die öſtlich liegenden Gebiete vom übrigen 
Deutſchland abſchneidet? So kann man doch nicht vorgehen. Das find doch Un: 
möglichkeiten. Die Polen ſelbſt haben ein Intereſſe daran, einen Staat zu er— 
halten, der im deutſchen Herzen keine Verbitterung zurückläßt. Selbſt wenn es 
den Polen gelingen ſollte, alle ihre Forderungen durchzuſetzen, was ich für ganz 
ausgeſchloſſen halte, werden ſie die wirtſchaftliche Abhängigkeit von Deutſchland 
nicht aufheben. Gerade weil wir den brennenden Wunſch haben, mit dem neuen 
polniſchen Staatsweſen in Freundſchaft und Frieden zu leben, gerade weil wir 
die Schaffung eines unabhängigen Polens vom erſten Kriegstage an für not— 
wendig erklärt haben, gerade darum bitten wir die Polen, ſich mit dem abzu⸗ 
finden, was ihnen ein großes Geſchick ohne ihr Zutun in den Schoß geworfen 
hat. (Zuſtimmung bei der Mehrheit.) Wir haben es erkämpft mit unſerem 
Blute. Das müſſen die Polen ſelbſt zugeben. Sie ſollten uns nicht vorhalten, 
was Ludendorff gefordert hat. Er hat die Sache immer nur vom militäriſchen 
Standpunkt angeſehen, von dem ſich das deutſche Volk mit aller Entſchiedenheit 
losgeſagt hat. Wir ſtehen auf dem Boden des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker. 
Aber das heißt natürlich nicht, daß nun jedes einzelne Dorf über ſein Schicksal 
entſcheiden kann. 


Der „Vorwärts“ über die Tätigkeit der Mehrheitsparteien im Reichstag. 


Dem Reichstag liegt zur Abänderung der Verfaſſung folgender neuer Un 
trag der Mehrheitsparteien vor, der ſchon heute zur Beratung gelangen wird: 

Die Reichsverfaſſung wird wie folgt abgeändert: 

1. Im Artikel 11 werden die Abſätze 2 und 3 durch folgende Beſtimmungen 
erſetzt: 

Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs iſt die Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags erforderlich. 

Friedensverträge ſowie diejenigen Verträge mit fremden Staaten, 
welche ſich auf Gegenſtände der Reichsgeſetzgebung beziehen, bedürfen der 
Zuſtimmung des Bundesrats und des Reichstags. 

2. Im Artikel 15 werden folgende Abſätze hinzugefügt: 

Der Reichskanzler bedarf zu ſeiner Amtsführung des Vertrauens des 
Reichstags. 

Der Reichskanzler trägt die Verantwortung für alle Handlungen von 
politiſcher Bedeutung, die der Kaiſer in Ausübung der ihm nach der 
Reichsverfaſſung zuſtehenden Befugniſſe vornimmt. 

Der Reichskanzler und ſeine Stellvertreter ſind für ihre Amtsführung 
dem Bundesrat und dem Reichstag verantwortlich. 

3. Im Artikel 17 werden die Worte geſtrichen: 

„welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt“. 


4. Im Artikel 53 Abſ. 1 wird folgender Satz hinzugefügt: 

Die Ernennung, Verſetzung, Beförderung und Verabſchiedung der Offi⸗ 
ziere und Beamten der Marine erfolgt unter Gegenzeichnung des Reichs⸗ 
kanzlers. 

5. Im Artikel 64 Abſ. 2 werden im erſten Satz hinter dem Worte „Kaiſer“ 
die Worte eingeſchaltet: 

„unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers“. 

6. Im Artikel 66 werden folgende Abſätze 3 und 4 hinzugefügt: 

Die Ernennung, Verſetzung, Beförderung und Verabſchiedung der Offi⸗ 
ziere und Militärbeamten eines Kontingents erfolgt unter Gegenzeichnung 
des Kriegsminiſters des Kontingents. Die Kriegsminiſter ſind dem 
Bundesrat und dem Reichstag für die Verwaltung ihres Kontingents 
verantwortlich. 

Der Sinn dieſer Anderungen iſt klar. Durch ſie wird die ganze eigentliche 
Regierungsgewalt in die Hand der verantwortlichen Regierung gelegt. Dazu 
gehört auch die Ernennung, Beförderung und Verabſchiedung der Offiziere bis 
zu den höchſten Graden. 

Zu dem Antrag iſt ferner folgendes zu bemerken: Erſtens, er iſt ſchon ſeit acht 
Tagen in Vorbereitung, alſo durch die neueſte Note Wilſons nicht veranlaßt, und 
entſpricht den Wünſchen, die ſchon in früherer Zeit von der Mehrheit und be— 
ſonders von der Sozialdemokratie geäußert worden ſind. Zweitens, Ereigniſſe 
allerletzter Zeit haben dieſe Verfaſſungsänderung beſonders dringend werden 
laſſen. Denn ein Staat darf ſich nicht einmal von ſiegreichen Generalen ſeine Politik 
vorſchreiben laſſen, noch weniger von ſolchen, die nicht in allen Lagen die erforder— 
liche Einſicht ihres Amtes bekundet haben. 

Wir erwarten zuverſichtlich, daß der Entwurf binnen allerkürzeſter Friſt Geſetz 
ſein wird. 

Der Reichstag hat geſtern in dritter Leſung die freiheitliche Anderung 
der Reichsverfaſſung, entſprechend dem geſtern hier wiedergegebenen Mehr⸗ 
heitsantrag, beſchloſſen. 

General Ludendorff hat ſeinen Abſchied eingereicht, der bewilligt wor⸗ 
den iſt. 


Die Verfaſſungsänderung Geſetz! 


Der Vundesrat hat dem Entwurf eines Geſetzes zur Abänderung der 
Reichsverfaſſung in der vom Reichstage beſchloſſenen Faſſung zugeſtimmt. 


Gegen frivole Pläne. 

Der „Vorwärts“ teilt mit: 

Von zuverläſſigſter Seite geht uns die Nachricht zu, daß eine gewiſſe Richtung 
innerhalb der „Unabhängigen“ darauf ausgeht, um jeden Preis Konflikte zu 
ſchaffen, die die beſonneneren Führer der Unabhängigen ſelbſt nicht wollen. Sie 
will die Parole für ſich erzwingen, daß „die Volksregierung auf das Volk ſchießen 
läßt“, und hofft, daß dann die Dinge von ſelbſt weitertreiben würden. Wohin, 
das wiſſen die Herrſchaften wohl ſelber nicht ganz genau. 

Der große Kampf der Zeit geht darauf hinaus, der in der Volksvertretung 
verankerten demokratiſchen Zivilgewalt die volle Herrſchaft zu ſichern, das, was 
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das Ausland mit Recht als Militarismus gebrandmarkt hat, zu brechen, und den 
Frieden, nach dem ſich alle Welt ſehnt, herbeizuführen. 

In dieſem Kampf gibt es nur ein Hüben und Drüben. Das hat die große 
Maſſe der Arbeiterſchaft begriffen, und ſie hat ſich entſchloſſen hinter die Sozial⸗ 
demokratie geſtellt, die in die Regierung eingetreten iſt, nicht um die früheren 
Machthaber zu ſchützen, ſondern um ihren unheilvollen Einfluß zu befeitigen. 

Jede vernünftige Arbeiterpolitik muß darauf ausgehen, die Macht der Volks- 
vertretung zu ſtärken, denn dieſer Machtzuwachs wird ja auch der künftigen Ver— 
tretung zugute kommen, die unmittelbar nach Kriegsſchluß vom Volke gewählt 
werden wird. Minderheiten, mögen ſie nun aus adligen Generalen oder aus 
Bolſchewiki beſtehen, kommt nicht das Recht zu, den Volkswillen zu terroriſieren. 

Wir haben heute die berechtigte Hoffnung, aber keineswegs die unbedingte 
Gewißheit, daß ſich der notwendige Übergang zur vollen Demokratie wie bisher 
weiter in ruhigen Bahnen vollziehen wird. Für alle kommenden Möglichkeiten 
muß ſich die Arbeiterklaſſe einig und geſchloſſen halten. Bei jedem Verſuch der 
früheren Machthaber, ſich wieder in den Sattel zu ſetzen, würde ſie die ungeheure 
Volksmehrheit hinter ſich und damit die Sicherheit des Erfolges in der Hand haben. 
Darum iſt es ein Verbrechen an der Arbeiterklaſſe, ihre Einigkeit durch ſinnloſe 
putſchiſtiſche Treibereien zu ſtören. 

Alle Arbeiter, mögen ſie ſich zur alten Partei oder zu den Unabhängigen rechnen, 
müſſen ſich heute ihrer geſchichtlichen Verantwortung bewußt ſein und müſſen es 
ablehnen, ſich von geheimnisvollen Drahtziehern für ihre verworrenen Abſichten 
mißbrauchen zu laſſen! 


Die Vorgeſchichte der Revolution. 


Unter der Überſchrift „Wie es kam“ erzählt der „Vorwärts“ folgendes über 
den Urſprung der Revolution: 

„Gewöhnlich rechnet man als Beginn der Revolution den 5. November, den 
Tag ihres Sieges in Kiel. Das iſt aber nicht richtig. In Wirklichkeit hat ſie ſchon 
eine volle Woche früher eingeſetzt. Kiel war der zweite, nicht der erſte Akt der 
Revolution. 

Dieſer erſte ſpielte ſich auf der geſamten Hochſeeflotte ab und war die Not: 
wehr von 80 000 Menſchen gegen einen alldeutſchen Schurkenſtreich. Um den 
Zuſammenhang zu verſtehen, muß man ſich der fieberhaften Propaganda erinnern, 
die Ende Oktober von den Alldeutſchen für den „nationalen Verzweiflungskampf“ 
getrieben wurde. Um ſich noch eine Galgenfriſt zu erkaufen, ſuchten ſie das Volk 
in ein letztes ausſichtsloſes Ringen hineinzuhetzen, das nur den völligen Untergang 
zur Folge haben konnte. Das Blut von Hunderttauſenden, die noch ſterben ſollten, 
rührte dieſe Gewaltmenſchen nicht, in deren Rechnungen Menſchenblut noch nie 
eine Rolle geſpielt hat. Ihre Offiziersehrbegriffe ſollten für das ganze Volk gelten: 
dieſes hatte nach ihrer Anſchauung die Pflicht, ſich eher ausrotten zu laſſen, als die 
„Schmach“ der Niederlage hinzunehmen. 

Aber den Alldeutſchen fehlte die Macht, dieſen Volksausrottungsplan in die 
Tat umzuſetzen. Das Volk ließ ſich von ihren ungezählten Flugblättern nicht be— 
trunken machen. Der Putſchverſuch am Eiſernen Hindenburg mißlang kläglich, 
ſtatt der erwarteten Maſſen kamen nur wenige Hunderte. Im Reichstag bildeten 
die Alldeutſchen ein iſoliertes Häuflein, die Regierung beſtand aus ihren ſchärfſten 
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Gegnern, und Ludendorffs Sturz verſinnbildlichte die Ausſchaltung der unverant⸗ 
wortlichen Nebenregierung. 

In ihrer Not verfielen die Alldeutſchen auf das Heer, das ſie durch die Hand 
des gleichgeſinnten Offizierkorps immer noch zu beherrſchen glaubten. Von der 
revolutionären Stimmung der Truppen ahnten ſie nichts, oder aber ihr an Macht⸗ 
anbetung gewohntes Denken hielt die eingedrillte Diſziplin auch jetzt noch für 
das ſtärkere. 

Ein teufliſcher Plan wurde ausgeheckt: Die Flotte ſollte auslaufen und ſich 
im Kampf gegen den übermächtigen Feind bis zum letzten Schiff opfern. Das 
hätte wohl 80 000 Menſchen das Leben gekoſtet, aber wäre nach dem Glauben der 
Alldeutſchen ein Ereignis geweſen, um das Volk noch einmal mit der Stimmung 
der Auguſttage 1914 zu erfüllen. So etwas ließ man ſich — oder vielmehr andere — 
ſchon einiges Blut koſten. 

Dieſer Plan iſt keine Phantaſie. Er iſt vielmehr durch zuverläſſige Ausſagen 
von Matroſen erwieſen. Tatſächlich erhielt am 28. Oktober die Schlachtflotte den 
Befehl zum Auslaufen. Den Matroſen wurde geſagt, es handle ſich um ein Manöver. 

Aber der durch vier- bis ſiebenjährige Dienſtzeit geſchulte Geiſt der Seeleute 
entdeckte bald eine Reihe größerer und kleinerer Anzeichen in den Vorbereitungen, 
die durchaus gegen den Plan eines Manövers und für den einer beabſichtigten 
Seeſchlacht ſprachen. Abſchiedsbriefe von Offizieren wurden aufgefangen, die 
mit aller Klarheit ausſprachen: Wir wollen lieber untergehen, als den Engländern 
die Flotte ausliefern. Wie ein Lauffeuer verbreitete ſich die Kunde von Mund zu 
Mund, von Bord zu Bord: Im letzten Augenblick des Krieges will man uns ſämtlich 
noch hinmorden. 

Die Flotte meuterte. Die Matroſen widerſetzten ſich der Ausfahrt. Anſprachen 
der Offiziere, Beruhigungsreden, Verhandlungen — nichts half. Der Verſuch 
der Ausfahrt wurde wiederholt, er mißlang wieder, er mißlang ein drittes Mal. 
Auf den Geheimbefehl „Vorhaben iſt unbedingt auszuführen“ kam jedesmal die 
Antwort: „Vorhaben iſt nicht ausführbar.“ 

Es muß eine ſchwere Zeit für die Matroſen geweſen ſein. Denn hinter ihrer 
Aktion ſtand einſtweilen nichts als ihr Solidaritätsgefühl. Schwere Zuchthaus⸗ 
ſtrafen drohten den „Meuterern“, ſobald man ans Land kam. Tatſächlich wurden 
alsbald in Wilhelmshaven an tauſend Matroſen abgeführt und gefangen geſetzt. 
Aber was abſchreckend wirken und die Unterwerfung fördern ſollte, weckte in den 
entſchloſſenen Köpfen gerade den Entſchluß zum äußerſten Widerſtand: Sind 
wir ſo weit gegangen, ſagten ſie ſich, ſo müſſen wir noch weiter gehen. — Hier winkte 
das Zuchthaus, dort die Freiheit; die Wahl war nicht ſchwer; ſie fiel auf die Revo— 
lution. 

Was dann folgte, die Vorgänge in Kiel und an der Waſſerkante, iſt bekannt. 
Wie eine blutige Ironie der Weltgeſchichte bleibt die Tatſache beſtehen, daß die 
Alldeutſchen ſelber mit ihrem Verzweiflungsplan den Stein ins Rollen gebracht 
haben. Ihre letzte und gemeinſte Bosheit am deutſchen Volk hat ihren Untergang 
beſiegelt.“ ; 


Die Revolution im Großen Hauptquartier. 


Robert Henfeling berichtet als Augenzeuge darüber folgendes: 
In der Nacht vom 10. zum 11. November 1918 ſtanden im Generalſtabsgebäube 
des Großen Hauptquartiers zwei kleine Gruppen einander gegenüber. Auf der einen 


80 


Seite waren drei Generalſtabsoffiziere als Mittelsperſonen und Stellvertreter 
des Generalquartiermeiſters und des Generalfeldmarſchalls. In ihnen ſtellte ſich 
die geſamte Befehlsgewalt der deutſchen Heere dar, die Willensquelle, von der aus 
die mächtigſte und an glanzvollen Taten reichſte menſchliche Gewaltorganiſation, 
die je auf Erden war, den Antrieb erhielt. Mit angehaltenem Atem blickten vier 
Jahre höchſter Nervenſpannung die Völker auf dieſen Punkt. Ein Wort hier, und 
Millionen Menſchen marſchierten, zehntauſend Geſchütze brüllten ihr Wehe. 

Auf der anderen Seite waren ein paar Männer aus dem Volk, in Soldaten— 
röcken. Ein paar von denen, deren Lebensinhalt von jener Gewaltorganiſation in 
ein einziges Wort gepreßt worden war: Gehorchen! Vier Jahre lang. Nicht 
fragen dürfen, nicht wollen dürfen. Gehorchen! Ein Diener, ein Friſeur, ein 
Handlungsgehilfe, ein paar Beamte. Menſchen ohne Namen, ohne Leiſtung. Volk. 
Vorgeſtern kannte ſie niemand. Sie waren Tropfen im Strom. Heute ſind ſie die 
Vertrauensmänner der Mannſchaft im Hauptquartier, der zwei oder drei Dutzend 
oberſter Dienſtſtellen: der Formationen Generalquartiermeiſter, Seekriegsleitung, 
Chef des Nachrichtenweſens, Chef des Feldeiſenbahnweſens ... Wohl 15 000 
Mann ſtehen unſichtbar hinter ihnen. Der ehemalige Diener iſt Sprecher, erſter 
Vorſitzender dieſes Siebenerausſchuſſes. Treppenwitz der Weltgeſchichte. 

Der Oberſtleutnant: „Sie können doch nicht mit einemmal den ganzen Be— 
fehlsorganismus lahmlegen, ausſchalten wollen!?“ — Der Diener: „Das wollen 
wir nicht. Aber ſagen Sie ſelbſt, Herr Oberſtleutnant, haben Sie irgendeine Gewähr, 
daß ohne uns die Befehle der Oberſten Heeresleitung künftig mehr ſind als Papier, 
als Luft?“ — Der Oberſtleutnant: „Sie haben recht. Was wollen Sie, daß ge— 
ſchehen ſoll? . . .“ 

In derſelben Nacht werden die Grundſätze des Soldatenrats von der Oberſten 
Heeresleitung angenommen. Der Soldatenrat teilt der Bevölkerung mit, daß er 
den Sicherheitsdienſt übernommen habe. Der Siebenerausſchuß bezieht Geſchäfts— 
zimmer im Generalſtabsgebäude. Auf den Tiſchen ſteht: Militärpolitiſche Abteilung. 
Treppenwitz .. 

Wie es kam? Derſelbe Hintergrund wie überall. Seit Wochen die Gewitter— 
ſchwüle. Wie lange ſchon war das Verlogene unſerer Lage ins Grelle, Unerträg— 
liche geſteigert! Jeder fühlte, wußte: Es geht über die Kraft. Nur, ſcheinbar, ein 
kleiner Kreis nicht. Der, dem dies Wiſſen am bitterſten nottat. Der die Ziele der 
Leitung in ein lächerliches Mißverhältnis zum Maß des Möglichen geraten ließ, 
den Deutſchen vor der Welt zum Vergewaltigungstölpel ſtempelte. 

Die Vielen — auch in einem Hauptquartier gehören die meiſten zu den vielen — 
tummeln ihren Weg dahin; aber die politiſchen Diskutierklubs mehren ſich, es iſt 
viel Intelligenz beiſammen hier. — 

Der Waffenſtillſtand wird geſchloſſen — dieſer „Waffenſtillſtand“! Die 
Heeresleitung will ihn. Sie ſchließt die Augen und nimmt ihn, wie er iſt. Ein Blick 
wirft fürchterliches Licht in das gewitterſchwarze Land! Und noch immer verſteht 
er die Zeichen der Zeit nicht zu leſen. Er, der ebenſo Unglückliche wie Schuldige. 
Er, dem jetzt der Augenblick zur glückhafteſten Initiative ſeines Lebens gekommen 
wäre . . . Das Verhängnis gipfelt ſich weiter empor. Kiel, Marineaufſtand! 
Gerüchte ſind auf allen Lippen. An der Front Revolten? In der Heimat erſte 
Funken entbrennenden Bürgerkrieges? 

Auch die Belgier — das Hauptquartier iſt in Spa — werden unruhig. „Ma— 
dame Germeau, geben Sie mir ein Stück rotes Tuch — die Arbeiter- und Soldaten— 
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räte daheim machen kurzen Prozeß, wie es heißt. Und wenn Fronttruppen heran⸗ 
fluten ſollten, wie ſtellen die ſich zu uns, in denen ſie Etappenſchweine haſſen? 
Ich will mir eine Armbinde machen; morgen früh pack ich das Wichtigſte in den 
Affen und ziehe los — in drei Stunden über die Grenze. Bis Bonn oder Wies⸗ 
baden komm ich ſchon, wenn die Bahnen wirklich verſagen, zu Fuß. Da bin ich daheim, 
kann unterſchlüpfen. „Oben“ ſcheint man den Kopf verloren zu haben. Seit 
Wochen ſoll' das Hauptquartier umſiedeln. Quartiermacher find im Homburger 
Land. Befehle, Gegenbefehle ...“ 

Es heißt, eine Marinediviſion ſei im Anmarſch. „Verläßliche“ Sturmbataillone 
rücken an, an allen Einmarſchſtraßen zum Spata ſind Maſchinengewehre in Stellung. 
Eine Kavalleriebrigade ſoll in den Ortſchaften ringsum verteilt ſein: jeder einzelne 
als Leibgardiſt vereidigt. Morgen iſt Waffenappell, Patronenausgabe ... Uner⸗ 
hörtes für unſeren, einer angeſtrengten wiſſenſchaftlichen Arbeit gewidmeten Dienſt⸗ 
betrieb! Wir ſollen eingeſetzt werden, wenn Marine-, wenn „Rätetruppen“ kom⸗ 
men!!? Gedanken, Empfindungen wollen ſich verwirren. Nein! Auf Volksgenoſſen 
nicht ſchießen. Nie. Auch wenn ſie verblendet wären. 

Am Abend des 8. November ſind zahlreiche Angehörige der Formation geſellig 
beiſammen. Gruppenweis heftig beſorgtes Raten. Einer wird Mittelpunkt, er 
ſteht im Ruf, Freund Eisners zu ſein und hat in der Tat „für alle Fälle“ einen 
roten Bettbezug erſtanden. Als Begrüßungsfahne, wenn „ſie“ kommen? Um 
Angſt- und Vorſichtsmeier zu foppen? Eins ahnte er nicht: daß er, ſein Haupt⸗ 
mann und die „Fahne“ kaum eine Woche ſpäter als Schützer des Hindenburgzuges 
in das unbekannte Deutſchland der Revolution hinüberrollen ſollten. An dieſem 
Spätabend, dem Vorabend des Abdankungstages, weiß er die erhitzten Gemüter 
zu beſtimmen: Wir rufen den Hauptmann herbei und fordern Klarheit: Wie ſteht's 
um den Heimtransport? Was ſoll das Waffenweſen rings um Spa? Sollen wir 
auf Deutſche ſchießen — für die hohen Herren? — Das tun wir nicht! 

Der Hauptmann, jung, urwüchſig unbekümmert allen Lagen gewachſen, 
tommt, ſtutzt für Minutendauer — dann weiß er, was zu tun iſt. Er war einer von 
den wenigen, die ihre Leute und die Lage ganz begriffen. Welches Glück! Ich weiß 
nicht, ob ohne ihn die Verſammlung der Generalität am folgenden Tage ſo raſch 
begriffen hätte, daß „Verteidigung des Hauptquartiers“ Wahnwitz geweſen wäre, 
daß die Oberſte Heeresleitung ohne Vorbehalt und ohne Zaudern an die Seite der 
neuen Volksregierung zu treten habe. Sein Name: Meunier. 

9. November, nachmittags: Die Kataſtrophe Wilhelms II. Am 9. und 10.: 
Bei einer Formation nach der andern ſind „Soldatenräte“ aus geheimer Wahl das 
Ergebnis und das Heilmittel der Erregung. Hindenburgerlaß: Im ganzen Heere 
ſind Soldatenräte zu bilden. Am 10. abends Beratung von Vertrauensleuten 
aller Formationen, Wahl eines Siebenerausſchuſſes als leitendes, arbeitendes Haupt. 
In der Nacht: Es werden Richtlinien durchgeſetzt, die beſagen: „Jegliche Schutz⸗ 
maßnahme gegen Angehörige des eigenen Landes durch Blutvergießen hat zu 
unterbleiben, außer in der Notwehr“, und den Soldatenräten des Feldheeres in 
Straf- und Urlaubsſachen Einfluß ſichern. Kameradſchaft gegen den gemeinen 
Mann wird dem Offizier zur Pflicht gemacht, die knechtende Grußform außer 
Dienſt wird beſeitigt, in Ernährung, Warenlieferung uſw. werden alle Heeres⸗ 
angehörigen gleichgeſtellt. 

Geordneten Rückmarſch ſichern helfen — das war die ſchwere erſte und zu⸗ 
nächſt einzige Aufgabe der Soldatenräte beim Feldheer. Welch wüſte Bilder in 
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jenen erſten Tagen, tief beſchämend — — Etappe! Kopf- und Ratloſigkeit bis 
oben hinauf; zügellos vielerorts die Truppe. Wer beim Ablauf der unerhört kurzen 
Zeit jenſeits der Grenzen blieb, dem drohte ein neuer Winter in Kriegsgefangen⸗ 
ſchaft. Und was daheim war, wußte keiner. Unzählige Gerüchte, nichts Verläß⸗ 
liches! Übermenſchliches an Ordnen, Schlichten, Helfen, Aufklären forderten jene 
Tage von Soldatenräten. 

Die Oberſte Heeresleitung, nur ein kleiner Reſt des gewaltigen Betriebs, 
landete in Wilhelmshöhe, vom Soldatenrat begleitet, geſchützt, beraten . . . nicht 
überwacht. Der Gedanke trat auf, verſank ... 

Tagung der Soldatenräte in Ems, Rätekongreß in Berlin: Die Feldſoldatenräte 
ſind eine politiſche Größe geworden. Eine Fraktion, die keine war. Im übrigen: eine 
Macht, die zuſammengefaltet, wirkungslos blieb, als ihr die geſchichtliche Stunde 
ſchlug . . . Die beſte Frucht, die der Revolution im Hauptquartier entkeimte, reifte nicht. 

Aber das iſt ein ernſtes Kapitel für ſich. 


Erlaß des Kaiſers an den Reichskanzler. 


Berlin, 2. November. (Amtlich.) Der Kaiſer hat bei dem Inkrafttreten der 
Verfaſſungsänderungen folgenden Erlaß an den Reichskanzler gerichtet: 

Euerer großherzoglichen Hoheit laſſe Ich in der Anlage den Mir zur 
Ausfertigung vorgelegten Geſetzentwurf zur Abänderung der Reichsver⸗ 
faſſung und der Geſetze, betreffend die Stellvertretung des Reichskanzlers 
vom 17. März 1878, zur alsbaldigen Veröffentlichung wieder zugehen. 
Ich habe den Wunſch, bei dieſem für die weitere Geſchichte des deutſchen 
Volkes ſo bedeutungsvollen Schritt zum Ausdruck zu bringen, was Mich 
bewegt. Vorbereitet durch eine Reihe von Regierungsakten, tritt jetzt eine 
neue Ordnung in Kraft, welche grundlegende Rechte von der Perſon des 
Kaiſers auf das Volk überträgt. Damit wird eine Periode abgeſchloſſen, 
die vor den Augen künftiger Geſchlechter in Ehren beſtehen wird. Trotz 
aller Kämpfe zwiſchen überkommenden Gewalten und emporſtrebenden 
Kräften hat ſie unſerem Volke jene gewaltige Entwicklung ermöglicht, 
die ſich in den wunderbaren Leiſtungen dieſes Krieges unvergänglich 
offenbart. In den furchtbaren Stürmen der vier Kriegsjahre aber ſind 
alte Formen zerbrochen, nicht um Trümmer zu hinterlaſſen, ſondern um 
neuen Lebensgeſtaltungen Platz zu machen. Nach dem Vollbringen dieſer 
Zeit hat das deutſche Volk den Anſpruch, daß ihm kein Recht vorenthalten 
wird, das ſeine freie und glückliche Zukunft verbürgt. Dieſer Überzeugung 
verdanken die jetzt vom Reichstag angenommenen und erweiterten Vor— 
lagen der Verbündeten Regierungen ihre Entſtehung. Ich aber trete 
dieſen Beſchlüſſen der Volksvertretung mit Meinen Hohen Verbündeten 
bei, in dem feſten Willen, was an Mir liegt, an ihrer vollen Auswirkung 
mitzuarbeiten, überzeugt, daß Ich damit dem Wohle des dentſchen Volkes 
diene. Das Kaiſeramt iſt Dienſt am Volke. Es möge die neue Ordnung 
alle guten Kräfte freimachen, deren unſer Volk bedarf, um die ſchweren 
Prüfungen zu beſtehen, die über das Reich verhängt ſind, und um aus dem 
Dunkel der Gegenwart mit feſtem Schritt eine helle Zukunft zu gewinnen. 

Berlin, den 2. November 1918. 

gez. Wilhelm, I. R. 


gegengez. Max Prinz von Baden. 
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Die Unruhen in Kiel und Stuttgart. 


In Kiel haben am Sonntag, den 3. November, erhebliche Unruhen ſtattgefunden, 
über deren Verlauf die ſozialdemokratiſche „Schleswig-Holſteiniſche Volksztg.“ 
vom Montag berichtet: 

Auf dem großen Exerzierplatz ſind geſtern abend 3000 Perſonen, vorwiegend 
Matroſen, verſammelt geweſen. Von verſchiedenen Rednern wurde dazu aufge— 
fordert, die gefangenen Kameraden zu befreien. Ein Arbeiterführer, der auf 
die heute nachmittag ſtattfindende Vertrauensmännerverſammlung hinwies und 
zur Beſonnenheit mahnte, wurde durch erregte Zurufe überſchrien. Matroſen 
drangen in die Kaſerne der Waldwieſe ein und ermöglichten es den dort zurück⸗ 
gehaltenen Matroſen, ihnen zu folgen. Als der Zug in der Brunswiger Straße, 
Ecke Karlſtraße, angelangt war, traf er auf eine Straßenabſperrung von etwa 
48 Maaten Applikanten, die von einem Leutnant befehligt wurden. Auf das 
Kommando des Leutnants wurden Salven gegen die vorrückende Menge abge- 
ſchoſſen. Zuerſt waren es Platzpatronen, das zweitemal aber wurde ſcharf ge— 
ſchoſſen. Hierbei gab es 8 Tote und, wie wir hören, 29 Verwundete, darunter 
Kinder und Frauen. Noch bis in die Nacht hinein ſtanden in den Straßen von Kiel 
um das Gefängnis herum Abteilungen neben zuſammengeſtellten Gewehren. — 
Die Zenſurſtelle gibt an, daß der befehlende Offizier an die Menge dreimal die 
Aufforderung richtete, auseinanderzugehen, und daß dann erſt der Befehl zum 
Schießen erfolgte. 

Die Unruhen ſind auf das Gerücht zurückzuführen, die Seeoffiziere ſeien mit 
der Friedenspolitik der Regierung nicht einverſtanden und beabſichtigten, ihnen zu— 
wider zu handeln, was von amtlicher Seite auf das allerentſchiedenſte beſtritten 
werden konnte. 

Unter der Überſchrift „Es wird Wandel geſchakfen“ ſchreibt das Kieler ſozial⸗ 
demokratiſche Parteiorgan: 

Die bedauerlichen Vorgänge in Kiel haben uns veranlaßt, ſofort einen Ver- 
treter nach Berlin zu entſenden. Gen. Kürbis hat heute früh mit der Regierung 
verhandelt. Er trifft abends wieder in Kiel ein, und dann wird gehandelt und 
Wandel geſchaffen werden. Gen. Ebert hat keinen Zweifel mehr darüber gelaſſen, 
was ja von vornherein feſtſtand, daß die Partei jede nutzloſe Fortführung des 
Kampfes ablehnt. 

Womit der Verzicht auf die nationale Verteidigung nochmals dokumentiert 
wird. 


Von den Unruhen in Stuttgart wurde ſchon Notiz genommen. Im einzel⸗ 
nen wird aus der württembergiſchen Hauptſtadt berichtet: 

In Stuttgart fand am Montag eine große Demonſtration ſtatt. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft der Daimlerwerke, Untertürkheim, ſowie verſchiedener Fabriken in Kann⸗ 
ſtatt legte um 9 Uhr die Arbeit nieder und bewegte ſich in langem Zuge unter 
Vorantragung von roten Fahnen dem Schloſſe zu. Auf dem Schloßplatz wurde 
eine Verſammlung abgehalten, bei der verſchiedene Redner für einen ſofortigen 
Waffenſtillſtand, für Abdankung des Kaiſers und für die Einführung der ſozial⸗ 
demolratiſchen Regierung eintraten. Gleichzeitig wurde am Schiller-Denkmal 
eine Parallelverſammlung abgehalten. Die Verſammlung wählte einen Arbeiter⸗ 
und Soldatenrat und zog darauf vor das Miniſterium des Innern. Der Miniſter 
empfing die Abordnung, die ihm die Forderungen der Unabhängigen, wie ſie durch 
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die Flugblätter bereits bekannt find, vortrug. Da der Miniſter erklärte, nicht von 
ſich aus die Forderungen beantworten zu können, zog die Menge wieder ab mit der 
Ankündigung, ſich um 3 Uhr Auskunft holen zu wollen. Um dieſe Zeit erſchienen 
wiederum große Mengen von Arbeitern, die inzwiſchen durch Teile der Boſchſchen 
Arbeiter verſtärkt waren, vor dem Miniſterium des Innern. Nach dem Empfang 
beim Miniſter berichtete ein Redner über das Ergebnis, das darin beſtand, daß der 
Miniſter zugeſagt habe, für die wirtſchaftlichen Forderungen der Arbeiter einzu⸗ 
treten und bei der Entſcheidung auch Vertreter der Arbeiterſchaft heranzuziehen, 
wogegen er die weitgehenden politiſchen Forderungen nicht erfüllen könne. Das 
weitere ſoll, wie der Redner ankündigte, der „Arbeiter- und Soldatenrat“ in die 
Wege leiten! Nachher begab ſich ein Teil der Menge noch zu den Werken von Robert 
Boſch, wo einige Arbeitswillige mißhandelt wurden. Am alten Poſtplatz endete 
ſchließlich die Demonſtration mit einer nochmaligen Forderung der ſozialiſtiſchen 
Republik. Ernſthafte Störungen kamen nicht vor. Heute, Dienstag, wird die Arbeit 
wieder aufgenommen. 


An das deutſche Volk. 
Amtlich. Berlin, 4. November. (W. T. B.) 
An das deutſche Volk. 


Die Not der Zeit laſtet auf der Welt und auf dem deutſchen Volke. Wir 
müſſen dieſe ſchweren Tage und ihre Folgen überwinden. Heute ſchon müſſen 
wir arbeiten für die glücklicheren Zeiten, auf die das deutſche Volk ein Anrecht 
hat. Die neue Regierung iſt am Werk, dieſe Arbeit zu leiſten. Wichtiges iſt er⸗ 
reicht: 

Das gleiche Wahlrecht in Preußen iſt geſichert. 

Eine neue Regierung hat ſich aus den Vertretern der Mehrheitsparteien 
des Reichstags gebildet. 

Der Reichskanzler und ſeine Mitarbeiter bedürfen zu ihrer Amtsführung 
des Vertrauens des Reichstages und damit des Volkes. 

Grundlegende Rechte ſind von der Perſon des Kaiſers auf die Volks— 
vertretung übertragen worden. 

Kriegserklärung und Friedensſchluß unterliegen der Genehmigung des 
Reichstags. 

Die Unterſtellung der Militärverwaltung unter den verantwortlichen 
Reichskanzler iſt durchgeführt. 

Eine weitgehende Amneſtie wurde erlaſſen. 

Preßfreiheit und Verſammlungsrecht ſind gewährleiſtet. Doch viel bleibt 
noch zu tun. 

Die Umwandlung Deutſchlands in einen Volksſtaat, der an politiſcher 
Freiheit und ſozialer Fürſorge hinter keinem Staate der Welt zurückſtehen ſoll, 
wird entſchloſſen weitergeführt. ; 

Die Neugeſtaltung kann ihre befreiende und heilende Wirkung nur aus— 
üben, wenn ſie einen Geiſt in den Verwaltungs- und Militärbehörden findet, 
der ihre Zwecke erkennt und fördert. Wir erwarten von unſeren Volksgenoſſen, 
die in amtlicher Stellung dem Gemeinweſen zu dienen berufen ſind, daß ſie uns 
willige Mitarbeiter ſein werden. 
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Wir brauchen in allen Teilen des Staates und des Reiches die Aufrecht⸗ 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit durch das Volk ſelbſt. Wir haben Vertrauen 
zu dem deutſchen Volk. Es hat ſich in vier furchtbaren Kriegsjahren glänzend 
bewährt. Es wird ſich nicht von Phantaſten ſinnlos und nutzlos in neues Elend 
und Verderben hineintreiben laſſen. È 

Selbſtzucht und Ordnung tun not. Jede Diſziplinloſigkeit wird den Abſchluß 
eines baldigen Friedens auf das ſchwerſte gefährden. 

Die Regierung und mit ihr die Leitung von Heer und Flotte wollen den 
Frieden: Sie wollen ihn ehrlich und ſie wollen ihn bald. Bis dahin müſſen wir 
die Grenzen vor dem Einbruch des Feindes ſchützen. Den ſeit Wochen in hartem 
Kampf ſtehenden Truppen muß durch Ablöſung Ruhe geſchaffen werden. Nur 
zu dieſem Zweck, aus keinem andern Grunde, ſind die Einberufungen der letzten 
Zeit durchgeführt worden. 

Den Mannſchaften des Landheeres und der Flotte wie ihren Führern 
gebührt unfer beſonderer Dank; durch ihren Todesmut und ihre Manneszucht 
haben ſie das Vaterland gerettet. 

Zu den wichtigſten Aufgaben gehört der Wiederaufbau unſerer Volkswirt⸗ 
ſchaft, damit die von der Front in die Heimat zurückkehrenden Soldaten und 
Matroſen in geordneten Verhältniſſen die Möglichkeit vorfinden, ſich ihre und 
ihrer Familie Exiſtenz wieder zu ſichern. Alle großen Arbeitgeberverbände haben 
ſich bereit erklärt, ihre früheren, jetzt eingezogenen Angeſtellten und Arbeiter 
ſofort wieder einzuſtellen. Arbeitsbeſchaffung, Erwerbsloſenunterſtützung, 
Wohnungsfürſorge und andere Maßnahmen auf dieſem Gebiet ſind teils in 
Vorbereitung, teils ſchon ausgeführt. 

Mit dem Friedensſchluß wird ſich bald eine Beſſerung der Ernährung wie 
aller Lebensverhältniſſe einſtellen. 


Deutſche Männer und Frauen! 


Kampf und Friede ſind unſere gemeinſame Aufgabe. Staat und Reich 
ſind unſere gemeinſame Zukunft. Euer Vertrauen, das uns unentbehrlich iſt 
in der Stunde der Gefahr, iſt in Wahrheit nichts anderes, als das Vertrauen 
des deutſchen Volkes zu ſich ſelbſt und zu ſeiner Zukunft. Die geſicherte Zukunft⸗ 
Deutſchlands iſt unſer Leitſtern. 


Berlin, den 4. November 1918. 


Der Reichskanzler. 
Prinz Max von Baden. 


Der Stellvertreter des Der Vizepräſident des 
Reichskanzlers. preußiſchen Staatsminiſteriums 
v. Payer. Dr. Friedberg. 


Die Staatsſekretäre: Dr. Solf, Graf v. Roedern, Dr. v. Krauſe, Rüdlin, 
v. Waldow, Freiherr v. Stein, Scheidemann, Gröber, Erzberger, Haußmann, 
Bauer, Trimborn. 


Der Staatsſekretär des Reichsmarineamts Der Kriegsminiſter 
Ritter v. Mann. v. Scheüch. 
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Amerika und die Kaiſerfrage. 


Berliner Tageblatt veröffentlicht folgende Notiz: 

Haag, 4. November. 

Die „Daily News“ erfahren von ihrem Korreſpondenten in Newyork fol— 
gendes: Er glaube nicht, daß das amerikaniſche Volk auch nur einen Augenblick 
ein Abkommen, wie der Präſident Wilſon es wünſcht, mit dem König von 
Preußen oder einem anderen Hohenzollern in Erwägung ziehen werde. Wenn 
man auch zu der Annahme neige, daß eine bedingungsloſe Übergabe ſtattfinden 
muß, ſei die Weigerung des Kaiſers und ſeines Sohnes, auf alle Anſprüche an den 
Thron zu verzichten, doch eine Verdoppelung der Verluſte an Menſchenleben. 


Die neue Note Lanſings. 


Zuſtimmung zu Waffenſtillſtandsverhandlungen. — Annahme der Grundſätze 
Wilſons als Friedensbaſis. — Forderung vollen Erſatzes für alle Schäden der 
Zivilbevölkerung zu Lande, zu Waſſer und aus der Luft. 


Hollandſch Nieuwsbureau meldet aus Waſhington: Staatsſekretär Lanſing 
hat in einer Note vom 5. November durch Vermittlung des ſchweizeriſchen 
Geſchäftsträgers der deutſchen Regierung folgende Mitteilung zukommen 
laſſen: 

„In meiner Note vom 22. Oktober habe ich Ihnen mitgeteilt, daß der 
Präſident ſeinen Notenwechſel mit der deutſchen Regierung den Regie⸗ 
rungen, die mit den Vereinigten Staaten aſſoziiert ſind, übermittelt hat. 
Es wurde ihnen anheimgegeben, falls die Regierungen geneigt ſind, den 
Frieden zu den angegebenen Bedingungen und Grundſätzen herbeizuführen, 
ihre militäriſchen Ratgeber und diejenigen der Vereinigten Staaten zu 
erſuchen, den gegen Deutſchland verbündeten Regierungen die notwendigen 
Bedingungen eines Waffenſtillſtandes zu unterbreiten, der die Intereſſen 
der beteiligten Völker in vollem Maße wahrt. Der Präſident hat nun 
ein Memorandum erhalten, in welchem die verkündeten Regierungen zu 
ſeinem Notenwechſel Stellung nehmen und das etwa folgendermaßen 
lautet: 

„Die verbündeten Regierungen haben ſich ſorgfältig mit dem Notenwechſel, 
der zwiſchen dem Präſidenten und der deutſchen Regierung erfolgt iſt, 
beſchäftigt. Sie erklären nach den ihnen gewordenen Mitteilungen ihre 
Bereitwilligkeit, auf Grund der Bedingungen, die der Präſident in ſeiner 
Anſprache an den Kongreß vom 8. Januar 1918 niedergelegt hat, und auf 
Grund der Prinzipien, die in ſeinen folgenden Botſchaften zum Ausdruck 
kamen, mit der deutſchen Regierung Frieden zu ſchließen. Die verbündeten 
Regierungen weiſen darauf hin, daß Punkt 2, der ſich auf die Freiheit 
der Meere bezieht, verſchiedener Auslegungen fähig iſt, wie ſie die verbün⸗ 
deten Regierungen nicht annehmen können. Sie müſſen ſich daher in dieſer 
Hinſicht jegliche Freiheit vorbehalten, wenn ſie auf der Friedenskonferenz 
erſcheinen. 

Ferner hat der Präſident bei Aufzählung der Friedensbedingungen im 

Januar erklärt, daß die beſetzten Gebiete nicht nur geräumt und befreit, 

ſondern auch wiederhergeſtellt werden ſollen. Die verbündeten Regierungen 
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jind der Anſicht, daß es überhaupt keinem Zweifel unterliegen darf, was 
dieſe Maßnahme in ſich ſchließt. Sie verſtehen ſie dahin, daß Deutſchland 
für jeglichen Schaden, welcher der Zivilbevölkerung der verbündeten Re⸗ 
gierungen und ihrem Beſitz durch den Angriff Deutſchlands zu Lande, zu 
Waſſer und aus der Luft zugefügt worden iſt, Entſchädigungen leiſten muß!“ 

Dann heißt es in der Lanſingſchen Note weiter: 

„Ich bin vom Präſidenten beauftragt, mitzuteilen, daß er ſich in über⸗ 
einſtimmung mit der im letzten Paragraphen des Memorandums gelegenen 
Auslegung des oben angeführten Punktes befindet. Ferner habe ich vom 
Präſidenten den Auftrag, Sie zu bitten, der deutſchen Regierung mit⸗ 
zuteilen, daß Marſchall Foch von der Regierung der Vereinigten Staaten 
und von den Regierungen der verbündeten Mächte offiziell den Auftrag 
erhalten hat, genügend beglaubigte Vertreter der deutſchen Regierung zu 
empfangen und ihnen die Waffenſtillſtandsbedingungen mitzuteilen!“ 

gez. Robert Lanſing.“ 


Das Ergebnis der Verſailler Verhandlungen. 


Wie wir erfahren, iſt eine neue Note Wilſons an die deutſche Regierung 
eingetroffen. Wilſon erklärt ſich darin bereit, im Einverſtändnis mit der 
Entente auf der Grundlage ſeiner 14 Punkte den Frieden zu vermitteln. Hin⸗ 
ſichtlich einiger Punkte beſtehen noch von ſeiten Englands Schwierigkeiten, 
insbeſondere in der Frage der Freiheit der Meere. Wegen des Waffenſtillſtandes 
hat ſich Deutſchland an den General Foch zu wenden. 


Abreiſe der deutſchen Unterhändler nach der Front. 


Berlin, 6. November. Die deutſche Delegation zum Abſchluß des Waffen⸗ 
ſtillſtands und zur Aufnahme der Friedensverhandlungen iſt heute nachmittag 
von Berlin nach dem Weſten abgereiſt. 

Die deutſchen Unterhändler ſind General v. Winterfeldt, General v. Gündell, 
Admiral v. Meurer und der frühere Staatsſekretär des Auswärtigen v. Hintze. 


Ein Aufruf an die Arbeiter. 


Der Vorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei richtet folgenden Aufruf an 
die Arbeiter: 

„Das furchtbare Völkermorden geht zu Ende, es kann kein Gedanke daran 
ſein, es noch weiter fortzuſetzen. Der Frieden kommt. Er ſtellt die Arbeiterklaſſe 
vor die ſchwerſten politiſchen und wirtſchaftlichen Aufgaben. Politiſch wird es ſich 
darum handeln, die errungenen demokratiſchen Freiheiten zu ſichern und auszu⸗ 
bauen. Diejenigen, die durch ihre unheilvolle Politik das Unglück unſeres Volkes 
verſchuldet haben, müſſen von ihren Plätzen verſchwinden. Die dazu nötigen Schritte 
ſind eingeleitet, ſie ſollen vor keiner Perſon haltmachen, ſo hoch ſie auch geſtellt 
ſein mag. Wirtſchaftlich handelt es ſich darum, die Volksernährung ſicherzuſtellen 
und den Übergang zur Friedenswirtſchaft ſo zu vollziehen, daß niemand verhungern 
muß. Dazu iſt die ſorgfältigſte Organiſation der Arbeitsvermittlung und eine ause 
reichende Unterſtützung der Arbeitsloſen notwendig. Dieſe Aufgaben können aber 
unmöglich geleiſtet werden, wenn alles drunter und drüber geht. 
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Entſtehen Unruhen, fo wird die jetzt ſchon unzureichende Volksernährung 
ganz ins Stocken geraten, die arbeitende Bevölkerung wird dem Hungertode aus— 
geliefert ſein, während die Beſitzenden ſich immer noch zu behelfen wiſſen werden. 
Das iſt auch in Rußland fo gekommen, und ſelbſt die Gewaltmethoden des Bol— 
ſchewismus haben daran nichts zu ändern vermocht. Entſtehen Unruhen, ſo werden 
weiter zahlreiche Betriebe ſchließen müſſen, und es wird nicht möglich ſein, das un— 
geheure Heer der Arbeitsloſen zu ernähren. Für die heimſtrömenden Kameraden 
aus dem Felde wird keine Arbeit zu finden ſein, und ſie werden ſich auf eigene 
Fauſt zu helfen verſuchen, wie ſie können. Das wird zu neuen inneren Kämpfen 
Anlaß geben, die weiteres unabſehbares Elend im Gefolge haben werden. 

Kann und ſoll deswegen die Arbeiterklaſſe auf irgendwelche Forderungen ver— 
zichten, die ſie im Intereſſe ihrer künftigen politiſchen und wirtſchaftlichen Freiheit 
ſtellen muß? Wir ſagen Nein! Lieber würde ſie auch die härteſten Folgen für ſich 
ſelber auf ſich nehmen! Die ungeheuren Opfer, die das arbeitende Volk in dieſem 
Kriege gebracht hat, berechtigten es zu weitgehenden Forderungen. Die Demokratie 
iſt auf dem Marſche und nicht mehr aufzuhalten. Ihr Sieg ſchafft die Vorbedingungen 
zur Verwirklichung des Sozialismus. Aber dieſer gewaltige Umbau der Geſell— 
ſchaft kann nicht in Tagen und Wochen vollendet werden, dazu wird noch viel 
Kampf und Arbeit notwendig ſein. 

* Unſere Ziele verlieren wir nicht aus dem Auge, von unſeren Forderungen 
geben wir nichts preis! Aber die Mittel wollen wir, ſolange das nur irgendmöglich 
iſt, ſo wählen, daß ſich die Arbeiterklaſſe dabei nicht ins eigene Fleiſch ſchneidet. Wir 
ſind eine Macht, wenn wir einig ſind, machen wir von dieſer Macht Gebrauch! 
Aber hüten wir uns, leichtfertig und ohne Not ein Chaos hervorzurufen, in dem 
wohl auch unſere Gegner, aber auch wir aufs ſchwerſte leiden müſſen! Darum 
richten wir an euch den Ruf: Tretet in Maſſen ein in die politiſche Organiſation 
der Sozialdemokratie, in die modernen, freien Gewerkſchaften! In dieſen Organi— 
ſationen könnt ihr das vorwärtstreibende Element ſein. Aber hütet euch vor Zer— 
ſplitterung, vor Arbeiterbruderkrieg und vor den Ratſchlägen unverantwortlicher 
Elemente, die euch zu unbeſonnenem Losſchlagen gegen euer eigenes Intereſſe 
verleiten wollen. Folgt nicht den Parolen kleiner Gruppen und unbekannter Draht— 
zieher. Wenn die Arbeiter dahin und dorthin laufen oder gar ſich gegenſeitig zer— 
fleiſchen, ſo kann daraus kein Glück, ſondern nur namenloſes Unglück entſtehen. 

Es geht um euch und eure Kinder! Darum noch einmal: Wahret die Einig— 
keit, die Beſonnenheit, die Diſziplin der Organiſation. Keine ruſſiſchen Zuſtände, 
ſondern das Ganze geſchloſſen vorwärts zu den Zielen der Demokratie und des 
Sozialismus!“ 


Reichstagsabgeordneter Legien, der Vorſitzende der Generalkommiſſion, der 
den Wahlkreis Kiel im Reichstag vertritt, iſt heute dorthin abgefahren; er war 
bisher durch dringendſte Vorarbeiten für die Demobiliſation in Berlin feſtgehalten. 


Der Reichskanzler an das deutſche Volt. 
Amtlich. Berlin, 6. November. (W. T. B.) 
Der Reichskanzler erläßt folgenden Aufruf an das deutſche Volk: 
Präſident Wilſon hat heute auf die deutſche Note geantwortet und mit⸗ 
geteilt, daß ſeine Verbündeten den 14 Punkten, in denen er ſeine Friedens⸗ 
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bedingungen im Januar d. J. zuſammengefaßt hatte, mit Ausnahme 
der Freiheit der Meere, zugeſtimmt haben, und daß die Waffenſtillſtands⸗ 
bedingungen durch Marſchall Foch mitgeteilt werden. Damit iſt die Voraus⸗ 
ſetzung für Friedens⸗ und Waffenſtillſtandsverhandlungen gleichzeitig ge⸗ 
ſchaffen. Um dem Blutvergießen ein Ende zu machen, iſt die deutſche 
Abordnung zum Abſchluß des Waffenſtillſtandes und zur Aufnahme der 
Friedensverhandlungen heute ernannt worden und nach dem Weſten ab⸗ 
gereiſt. 

Die Verhandlungen werden durch Unruhen und diſziplinloſes Verhalten 
in ihrem erfolgreichen Verlauf ernſtlich gefährdet. 

Über vier Jahre hat das deutſche Volk in Einigkeit und Ruhe die ſchwerſten 
Leiden und Opfer des Krieges getragen. Wenn in der entſcheidenden 
Stunde, in der nur unbedingte Einigkeit des ganzen deutſchen Volkes 
große Gefahren für ſeine Zukunft abwenden kann, die inneren Kräfte 
verſagen, ſo ſind die Folgen nicht abzuſehen. 

Aufrechterhaltung der bisher gewahrten Ordnung in freiwilliger Mannes⸗ 
zucht iſt in dieſer Entſcheidungsſtunde eine unerläßliche Forderung, die 
jede Volksregierung ſtellen muß. 

Mag jeder Staatsbürger ſich der hohen Verantwortung bewußt ſein, 
die er in Erfüllung dieſer Pflicht ſeinem Volke gegenüber trägt. 

Der Reichskanzler 
Max, Prinz von Baden. 


Eine Bekanntmachung des Oberbefehlshabers in den Marken. 


Berlin, 7. November. 
Bekanntmachung. 
In gewiſſen Kreiſen beſteht die Abſicht, unter Mißachtung geſetzlicher Be— 
ſtimmungen Arbeiter- und Soldatenräte nach ruſſiſchem Muſter zu bilden. 
Derartige Einrichtungen ſtehen mit der beſtehenden Staatsordnung in Wider⸗ 
ſpruch und gefährden die öffentliche Sicherheit. 
Ich verbiete auf Gund des $ 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand 
jede Bildung ſolcher Vereinigungen und die Teilnahme daran. 
Der Oberbefehlshaber in den Marken. 
v. Linſingen, 
Generaloberſt. 


Die Vorgänge in Kiel, Hamburg und Lübeck. 


(Bericht. „Berliner Tageblatt.“ 

Das Wolffſche Telegraphenbureau veröffentlicht nunmehr den folgenden 

offiziellen Bericht, der die letzte Phaſe der Vorgänge in Kiel betrifft: 
Berlin, 6. November, abends. (W. T. B.) 

Über die Lage in Kiel erfahren wir von zuſtändiger Stelle folgendes: Der 
militäriſche Schutz der Oſtſee durch die Marine iſt lückenlos hergeſtellt. Alle aus⸗ 
laufenden Kriegsſchiffe führen die Kriegsflagge. Die Bewegung unter den Matroſen 
und Arbeitern iſt in ruhigere Bahnen zurückgekehrt. Es erfolgt allmähliche all⸗ 
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gemeine Abgabe der Waffen. Privathäuſer und Geſchäfte bleiben ebenſo wie 
Lazarette und Krankenhäuſer unbehelligt. Die Banken ſind faſt alle in Betrieb. 
Die Verpflegung in den Kaſernen und auf den Schiffen wird in der bisher ge— 
wohnten Weiſe durchgeführt. Die Lebensmittelverſorgung der Zivilbevölkerung 
iſt noch nicht geſtört. Die Betriebe ſind noch im Ausſtand. Die Bevölkerung 
iſt ruhig. 

In Hamburg find die Betriebe ausſtändig. Es iſt zu Diſziplinloſigkeiten 
und gewaltſamen Übergriffen gekommen. Gleiches wird aus Lübeck gemeldet. 
Abgeſehen von Ausſchreitungen in einigen Werken iſt Privateigentum nicht be— 
ſchädigt oder angetaſtet worden. Die Bevölkerung iſt nicht gefährdet. 

Geſtern abend hielten die Unabhängigen Sozialdemokraten in Hamburg, 
einem Privattelegramm zufolge, eine Verſammlung im Geſellſchaftshaus ab, in 
der Reichstagsabgeordneter Dittmann, ſtürmiſch begrüßt, eine Rede über die 
Lage hielt. Er kam dabei auch auf die Forderung nach Abdankung des Kaiſers 
zu ſprechen, die, wie er erklärte, den Unabhängigen nicht genüge, da ſie die Ein⸗ 
führung der ſozialen Republik verlangen. Eine Reſolution begrüßte die Vore 
gänge in Kiel. Nach der Verſammlung fand eine große Straßenkundgebung ſtatt, 
die jedoch ohne Ausſchreitungen verlief. 

Der Reichstagsabgeordnete Hermann Müller als Mitglied des ſozialde mo⸗ 
kratiſchen Parteivorſtandes hat ſich geſtern nach Hamburg und Kiel begeben. 
Der Reichstagsabgeordnete Haaſe von der Unabhängigen Sozialdemokratie iſt 
ebenfalls nach Kiel gefahren. 

Indem wir die vorſtehenden offiziellen Mitteilungen veröffentlichen, möchten 
wir noch einmal die dringende Aufforderung ausſprechen, überall die Ruhe und 
die Ordnung zu bewahren. In Kiel haben die Matroſen und Soldaten ſelber 
Ausſchreitungen gegen das Eigentum und gegen das Leben der Bürger zu ver— 
hüten verſucht, und ſie ſorgen ſelber für einen Ordnungsdienſt. Es iſt indeſſen 
klar, daß auch bei dem ſtärkſten Willen der Führer, das Schlimmſte zu vermeiden, 
in all ſolchen Fällen die Gefahr eine ungeheuere bleibt. Vor allem aber muß jeder 
daran denken, daß jetzt die Waffenſtillſtandsverhandlungen beginnen ſollen und 
daß die Nachricht von Unruhen in Deutſchland die unheilvollſte Wirkung für den 
Verlauf dieſer Verhandlungen haben kann. Es liegt im Intereſſe jedes einzelnen 
in Deutſchland, daß ſich aus dieſen Beſprechungen ein noch möglichſt günſtiges 
Reſultat ergibt. Darum darf in der Welt heute nicht der Eindruck hervorgerufen 
werden, als ſei Deutſchland bereits völlig von Unordnung und Zerrüttung be— 


herrſcht. 


Ruhe in Berlin. 


Zu Kundgebungen iſt es am geſtrigen Tage in Berlin nicht gekommen. Nur 
im Nordoſten der Stadt, in der Gegend des Friedrichshains, und in Neukölln 
waren kleine Gruppen Arbeitsloſer zu bemerken, die die Arbeitermarſeillaiſe ſangen, 
die Straßen paſſanten aber ungeſtört ließen. Am Gewerkſchaftshaus war es voll⸗ 
ſtändig ruhig. Gegen Abend, nach Schluß der Fabriken, verſammelten ſich am 
Gewerkſchaftshaus und deſſen Reſtaurant größere Mengen Arbeiter, die lebhaft 
über die neue Note Wilſons debattierten. Die Hoffnung auf baldigen Waffen⸗ 
ſtillſtand war allgemein, ebenſo aber auch die Abneigung, den inneren Frieden 
durch Demonſtrationen oder Streiks irgendwie zu ſtören. Wie wir hören, ſollen 


91 


die „Unabhängigen“ für heute abend eine Reihe Verſammlungen vorbereiten, 
in denen Liebknecht, Hoffmann u. a. ſprechen werden. 


Die Entſchließung der Sozialdemokratie. 
Parteiausſchuß und Reichstagsfraktion. 


Der Parteiausſchuß und die Reichstagsfraktion der Sozialdemokratie 
haben am geſtrigen Mittwoch in mehrſtündiger Beratung die Geſamtlage durch— 
geſprochen und einmütig folgende Reſolution beſchloſſen: „Fraktion und Partei⸗ 
leitung fordern, daß der Waffenſtillſtand ohne jede Verzögerung durchgeführt 
werde. Die Fraktion und der Parteiausſchuß fordern weiter die Amneſtie für 
militäriſche Vergehen und Straffreiheit der Mannſchaften, die ſich gegen die 
Diſziplin vergangen haben; ſie fordern unverzügliche Demokratiſierung der Re- 
gierung ſowie der Verwaltung Preußens und der anderen Bundesſtaaten. Die 
Reichstagsfraktion und der Parteiausſchuß beauftragen die Parteileitung, dem 
Reichskanzler mitzuteilen, daß die Fraktion und der Parteiausſchuß den von der 
Parteileitung in der Kaiſerfrage unternommenen Schritt entſchieden billigen 
und unterſtützen und eine ſchnelle Regelung dieſer Frage fordern.“ 


Eine Mahnung des bahyeriſchen Miniſteriums. 
Die Vorgänge in Schwerin. 


„Berliner Tageblatt“ berichtet weiter: 

Berlin iſt auch in den heutigen Vormittagsſtunden völlig ruhig geblieben. 
Auf den Plätzen und in den belebten Straßen ſieht man einzelne Militärpoſten, 
feldmarſchmäßig ausgerüſtet, unauffällig poſtiert. Auch die meiſten öffentlichen 
Gebäude find militäriſch geſichert. Hin und wieder begegnet man auch Militär⸗ 
patrouillen. Anſammlungen von Menſchen konnten nirgends beobachtet werden. 
In den Lokalen, in denen Arbeiter zu verkehren pflegen, vor den Fabriken und 
auf den Straßenbahnen konnte man zahlreiche Gruppen von Arbeitern beob— 
achten, die eifrig große Provinzblätter laſen und die darin enthaltenen Berichte 
über die Vorgänge in Hamburg und Kiel eifrig kommentierten. Aufregung hat 
in Arbeiterkreiſen die Beſetzung mehrerer Großbetriebe (Elektrizitätswerke und 
anderer) durch Militär hervorgerufen. Allgemein iſt die Forderung laut geworden, 
daß die Soldaten ſofort aus den Betrieben zurückgezogen werden müßten. In 
einem Falle iſt das heute vormittag auch bereits auf Betreiben der Gewerkſchafts⸗ 
kommiſſion geſchehen. In Gewerfſchaftskreiſen iſt man der Anſicht, daß die; Sol— 
daten nicht in die Betriebe gehören. 

Wie wir hören, ſind die für heute abend in Berlin anberaumten fünf Ver⸗ 
ſammlungen der „Unabhängigen“ mit dem Thema: „Der Jahrestag der ruſſi⸗ 
ſchen Revolution“ polizeilich verboten worden. 

Auf dem Lehrter Bahnhof fahren Züge weder ein noch aus. Das Bahnhofs⸗ 
gebäude iſt von Poſten umſtellt. 

Hamburg, 7. November. 


Nach Hamburg ſind außer den Reichstagsabgeordneten Stolten (Soz.) und 
Blunck (Fortſchr. Volksp.) auch die Abgeordneten Stubbe (Soz.) und Schumann 
von der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften abgefahren. Ihnen ſollte heute 
früh Reichstagsabgeordneter Dr. Quark (Soz.) folgen, vielleicht mittels Flug⸗ 
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zeugs, um recht raſch an Ort und Stelle zu ſein. Die Reichsbank ſteht noch in 
regelmäßiger Verbindung mit den Reichsbankanſtalten in Hamburg und Kiel. 


Schwerin, 7. November. 

Hier ſpielten ſich ähnliche Vorgänge wie in Kiel, Lübeck, Hamburg, Cuxhaven 
und Tilſit ab. Vorläufig haben die Soldaten ſelbſt für die Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Sicherheit Sorge getragen. 

i München, 7. November. 

An die Bevölkerung Bayerns erläßt der Miniſter des Innern folgenden 
Aufruf: „Die Waffenſtillſtandsverhandlungen ſind im Gange und werden baldigſt 
zum Abſchluß kommen. Die Bevölkerung hat während der Kriegsnot Entbehrungen, 
Sorge und Leid ſtarken Herzens in ruhiger Beſonnenheit ertragen. Jetzt gilt es 
erſt recht, Ruhe und Ordnung zu wahren. Innere Unruhen anſtiften, hieße 
den Krieg nochmals beginnen. Die Verluſte, die uns der Krieg gebracht hat, 
würden ſinnlos durch neue vermehrt. Ernſthafte Unruhen würden namentlich 
für ſpätére Zeiten die Lebensmittelverſorgung trotz aller Bemühungen zum Stocken 
bringen. Die Gefahr der Hungersnot wäre unabwendbar. Solche Unruhen 
ſind aber nicht möglich, wenn alle — Männer und Frauen — Ruhe bewahren 
und in ihren Kreiſen für Ruhe ſorgen. Darum tue jeder ſeine Pflicht. Die Be— 
völkerung darf überzeugt ſein, daß ſie gegen jegliche Willkür und Gewalttätigkeit 
den ausreichenden Schutz finden wird, den das ganze Volk von ſeiner Regierung 
erwartet.“ 

Leipzig, 7. November. 

In Leipzig fanden geſtern zwei von „bürgerlichen“ sa einberufene 
große Volksverſammlungen in der Alberthalle des Kriſtallpalaſtes und im Zentral— 
theater ſtatt, die von mehreren tauſend Perſonen beſucht wurden. Redner waren 
Geheimrat Profeſſor Dr. Goetz und Reichstagsabgeordneter Junck. Beide Redner 
ſprachen ſich unter ſtarker Zuſtimmung der Verſammlung gegen die letzte nationale 
Erhebung und gegen das Einwirken des Bolſchewismus in Deutſchland aus. Sie 
betonten, daß der Waffenſtillſtand von der Oberſten Heeresleitung gewünſcht 
worden ſei. Junck ſtand für ſeine Perſon dafür ein, daß Abgeſandte aus dem 
Hauptquartier auf Beſchleunigung der neuen verhandlungsfähigen Regierung 
gedrängt hätten, damit man zum raſchen Ende komme; das ſei nicht ein Gebot 
der nächſten Tage, ſondern der nächſten Stunden. Zur Kaiſerfrage bemerkte 
Dr. Junck, daß der Augenblick nicht geeignet ſei, eine unbedingte Entſcheidung 
herbeizuführen. Das Gottesgnadentum habe der Liberalismus immer abgelehnt; 
hier handle es ſich aber um den Reichsgedanken, und gegen den Partikularis— 
mus bilde nur die ſtarke Perſönlichkeit des Monarchen ein Gegengewicht. Die 
Sozialdemokraten ſollten ſich ſagen, daß der Ausgleich der ſozialen Gegenſätze 
leichter in einer Monarchie als in einer Republik herbeizuführen ſei. Sollten die 
Sozialdemokraten anders entſcheiden, dann müſſe er freilich die Bedenken in der 
Kaiſerfrage zurückſtellen. Die Kaiſerfrage dürfe nicht friedengefährdend ſein. 


Dresden, 7. November. 
Die Menſchenanſammlungen auf dem Altmarkt wiederholten ſich am Mitt— 
woch bis zum Abend. Mehrere Militär- und Zivilperſonen hielten Anſprachen 
an die Menge. Die Soldaten beklagten ſich über angebliche Mißſtände an der 
Front und über mangelhafte Verpflegung, erklärten aber, weiter ihre Pflicht 
tun zu wollen. 
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Wilna, 6. November. (W. T. B.) 

An der Minſker Demarkationslinie wurde, wie die „Litauiſchen Mitteilungen“ 
melden, ein aus Rußland kommender Wagen mit bolſchewiſtiſchen Flugblättern 
beim Verſuch, heimlich über die Grenze zu kommen, gefaßt. Unter den Begleitern 
des Wagens befanden ſich auch einige Verfaſſer der Flugblätter, die jetzt ihrer 
Beſtrafung entgegenſehen. 

Auch heute iſt es uns nicht möglich, eingehendere Darſtellungen von den Vor⸗ 
gängen in Kiel, Hamburg, Lübeck, Wilhelmshaven uſw. zu veröffentlichen, wäh⸗ 
rend die großen Provinzzeitungen aller Parteirichtungen ſpaltenlange Berichte 
darüber bringen. Dieſe Methode der Zenſur, die der reichshauptſtädtiſchen Preſſe 
einen Maulkorb vorhängt, iſt einfach unhaltbar, und man wird vom Reichstag 
erwarten dürfen, daß er ſchleunigſt dieſem Zenſurunfug ein Ende bereiten wird. 


Ein Aufruf der Eiſenbahner. 
Fünf Forderungen. 


Der Vorſtand des Allgemeinen Eiſenbahner-Verbandes erläßt einen Aufruf, 
der ſich an die Volksregierung wendet und ausſpricht, daß „neue Männer und 
neue Formen“ allein nicht genügten. Das neue Regierungsſyſtem müßte ſich 
das Vertrauen des Volkes auch durch „Taten“ erwerben. Darauf warte das in ſeiner 
Nervenkraft aufs äußerſte angeſpannte Volk ſehnſüchtig. Das deutſche Volk, be- 
ſonders die erwerbstätige Bevölkerung und die „Kameraden in Feldgrau“, fordern 
ſofortige Löſung folgender „Lebensfragen“: 

„1. Schwerer als je laſten auf uns drückende Ernährungsſorgen. Jetzt 
endlich beſeitige man ſie durch reſtloſe Beſchlagnahme aller Nahrungsmittel 
und Erſtickung jeder Schleichhandels- und Wuchermöglichkeit. Dabei darf 
niemand geſchont werden.“ 

2. Die Löſung der Siedlungsfrage bedeutet die Grundlage unſerer natio 
nalen Zukunft. Sie duldet deshalb keinen Aufſchub. 

3. Die Gewährung politiſcher Rechte allein verliert ihre Wirkung auf die 
breiten Volksmaſſen, wenn ſich zu ihr nicht die Reform des ſozialen Rechtes 
geſellt. 

4. Vorbedingung für eine gedeihlich; Auswirkung aller politiſchen und 
ſozialen Reform iſt die unverzügliche Inangriffnahme der längſt notwendigen 
Schulenreform. 

5. Namentlich aber ſieht das deutſche Volk mit großer Sorge der Tilgung 
und Verzinſung unſerer Kriegslaſten entgegen. Es will darüber Gewiß⸗ 
heit haben, daß die tragfähigen Schultern nicht geſchont werden. Dieſe Ge⸗ 
wißheit kann ihm allein eine großzügige Finanzreform verſchaffen, welche 
unter Zugrundelegung des direkten Steuerſyſtems die reſtloſe Erfaſſung der 
Kriegsgewinne, eine angemeſſene Vermögensabgabe, die viel ſtärkere Er⸗ 
faſſung des höheren Einkommens, eine ausgebaute Erbſchaftsſteuer und eine 
Beſeitigung ungerechtfertigter Steuervorrechte einſchließt.“ 

Der Aufruf ſchließt mit den Worten: „Nur die Erfüllung ſolcher Forderungen 
kann unſerem Volke die Lebensmöglichkeit verbürgen, die durch unverantwort⸗ 
liche Treibereien aufs ſchwerſte gefährdet wird. Vor letzteren warnen wir unſere 
Berufs- und Volksgenoſſen aufs eindringlichſte. In der ſchwerſten Zeit des deutſchen 
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Volkes hängt von der treuen Pflichterfüllung der Eiſenbahner viel, wenn nicht 
alles ab. An der Regierung iſt es deshalb, ſich ungeſäumt zu ſolchem Programm 
zu bekennen.“ 


Die Lage in Kiel. 
Kiel, 7. November. 

Dem Arbeiter- und Soldatenrat iſt betannt geworden, daß Mannſchaften 
ohne Berechtigung Sachen requirieren. Die Bevölkerung wird deshalb darauf 
aufmerkſam gemacht, daß Quittungen nur dann Gültigkeit haben, wenn dieſe 
mit den Namen Noske und Popp und dem Namen eines der Mitglieder des Sol— 
datenrates unterzeichnet ſind. 

Wie die Kieler „Volkszeitung“ meldet, fand geſtern im Schloßhofe eine Ver— 
ſammlung von Delegierten ſtatt, die über die nächſten Aufgaben Beſchlüſſe faßten. 
Der Soldatenrat erhielt das Recht, ſich durch Zuwahl weiterer Kräfte für die ihm 
erwachſenden Aufgaben zu vergrößern. Es wurde beſchloſſen, eine weitere Muni— 
tionsausgabe nicht vorzunehmen. Die notwendigen Munitionstransporte an 
die Front ſollen erfolgen. Die Verſammlung nahm die von der Regierung er— 
teilte Antwort auf die Bedingungen für die Beendigung der Bewegung ent 
gegen. Die Verſammlung war ſich ferner darüber einig, daß die alten Forma— 
tionen beſtehen bleiben müſſen und der notwendige militäriſche Sicherheitsdienſt 
unter der Leitung; der alten Offiziere, aber unter Kontrolle von Erwählten der 
Soldaten erfolgen ſoll. Die Verſammlung ſtellte auf Antrag und Befürwortung 
Noskes dieſen den oben genannten Popp zur Seite. Heute vormittag um 10 Uhr 
fand auf dem Schloßhofe eine Verſammlung der Deckoffiziere und Unteroffiziere 
ſtatt, die über die Form ihrer Mitarbeit beraten haben. In den erſten Tagen 
der Verwirrung haben viele Offiziere und Matroſen die Stadt verlaſſen und auch 
der Polizeipräſident v. Brüning iſt aus Kiel entflohen. Auch ſonſt iſt der gegen 
wärtige Zuſtand von einzelnen Elementen ausgenutzt worden. So ſind geſtern 
früh die in Sicherheit befindlichen geſchlechtskranken Dirnen ausgebrochen. Es 
iſt natürlich dafür Sorge getragen, ihrer wieder habhaft zu werden. 

Nach Berichten der „Kieler Zeitung“ trat am Mittwoch abend eine vorüber— 
gehende Beunruhigung in der Stadt ein. Die Garniſon wurde alarmiert, an— 
geblich, weil ein Streich gegen die Herrſchaft des Soldatenrates erwogen wurde. 
Am Tannenberg am Kanal ſollten ſich Offiziere mit Geſchützen und Maſchinen— 
gewehren verſammelt haben. Einer Unterſuchung hielt das Gerücht aber nicht ſtand. 
Auch heißt es, daß der kleine Kreuzer „Dresden“ königstreu geblieben ſei und 
ſchußbereit vor dem Hafen liege und daß der Landſturm im Anmarſch gegen Kiel 
ſei. Aus den Wirtſchaften, Kinos und Theatern, von denen ein Teil ſchließen 
mußte, ſowie aus der Verſammlung der unabhängigen Sozialdemokraten wurden 
die Zivilperſonen unter dem Rufe: „Gefahr im Verzuge!“ herausgeholt. Schein— 
werfer ſpielten, vereinzelt fielen Schüſſe und es herrſchte große Aufregung unter 
dem Militär, die ſich aber ſchon nach ſehr kurzer Zeit wieder legte. 

Über den kleinen Kreuzer „Dresden“ ſind Gerüchte im Umlauf, die ſich in 
keiner Weiſe beſtätigen. Nachrichten über die „Dresden“, ihren Kommandanten, 
Prinzen Adalbert von Preußen, und ſeine Beſatzung lagen bis zum Nachmittag 
an maßgebender Stelle nicht vor. Bis Dienstag oder Mittwoch hat das Schiff 
in der Flensburger Föhrde geweilt. Entgegen anderen Anſchauungen kann ge— 
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ſagt werden, daß fi) der Prinz bei ſeiner Mannſchaft der größten Zuneigung 
erfreut. Die uns geſtern auf Anfrage beim Marinelazarett in der Feldſtraße zu⸗ 
teil gewordene Auskunft, daß der Kommandant des Linienſchiffes „König“, Kapitän 
zur See Weniger, geſtorben ſei, bewahrheitet ſich nicht. Kapitän Weniger befindet 
ſich glücklicherweiſe außer Gefahr. 

Wie die „Kieler Zeitung“ ferner meldet, beſtehen in der Bevölkerung Ve 
fürchtungen über die Verpflegung der Marine mannſchaften. Es wird beſonders 
darauf hingewieſen, daß die Vorräte der Schiffe und Kaſernen in einigen Tagen 
zu Ende ſein müſſen und ſich dann ernſte Folgen einſtellen würden. Die Ver 
hältniſſe liegen indeſſen anders. Zur Regelung der Verpflegung iſt der Bezirks⸗ 
leiter der ſozialdemokratiſchen Partei für Schleswig-Holſtein, Heinrich Kürbis 
aus Hamburg-Altona berufen worden, der in den Soldatenrat eintreten wird. 
Er gab einem Vertreter der Zeitung die Erklärung ab, daß für die Verpflegung 
von rund 40 000 Mann geſorgt ſei. Das ſei eine rieſige Aufgabe, die nur bei Auf— 
rechterhaltung völliger Ordnung und Hingabe aller einzelnen Teile der Marine 
ohne Rückſicht auf ihren bisherigen Rang und Dienſtſtellung gelöſt werden könne. 
Befürchtungen ſeien aber überflüſſig, weil das Reichsmarineamt in Berlin die 
Verpflegung der Truppen unter allen Umſtänden ſicherſtellt. Dieſe Beſtimmung 
zeigt, daß die neuen Inhaber der Militärgewalt ſofort die Fäden, die durch den 
Umſturz der bisherigen Ordnung zerriſſen wurden, wieder angeknüpft haben. 

Die „Kieler Neueſten Nachrichten“ melden: Die Beamten und Angeſtellten 
der „Germaniawerft“ haben heute morgen eine Sitzung abgehalten. Es wurde 
mitgeteilt, daß die Beamtenſchaft Sitz und Stimme im Ausſchuſſe des Arbeiter⸗ 
und Soldatenrates erhalten ſolle. Was die Offiziere betrifft, ſo iſt ihnen vom 
Soldatenrat die Erlaubnis erteilt, ſich ungehindert in der Stadt zu bewegen. 
Von einer Schutzhaft iſt Abſtand genommen worden, doch wird den Offizieren 
nahegelegt, in Zivil auszugehen, um Herausforderungen zu vermeiden. Das 
Waffentragen iſt ihnen ſtreng unterſagt, ebenſo jede Tätigkeit gegen den Sol⸗ 
datenrat. Kokarden und Achſelſtücke zu tragen iſt ihnen unbenommen. Die Arbeit 
auf den Werften ruht auch noch. 


Gouvernements⸗Tagesbefehl. 


Kiel, den 7. November. 

Ich bin mit dem heutigen Tage einſtimmig von den Vertrauensleuten 
ſämtlicher der neuen Richtung angeſchloſſenen militäriſchen Formationen zum 
Gouverneur gewählt worden und habe die Geſchäfte als ſolcher mit gleichem 
Zeitpunkt übernommen. 

Mir zur Seite ſteht der „Oberſte Soldatenrat des Befehlsbereichs der Oſtſee⸗ 
ſtation“. Dieſer ſetzt ſich zuſammen aus fünf Mitgliedern, welche aus den 
von den Vertrauensmännern der Truppen gewählten Obmännern hervor⸗ 
gegangen ſind. 

Ich treffe meine Anordnungen in militäriſchen Angelegenheiten im Ein⸗ 
vernehmen mit dieſem Oberſten Soldatenrat. 


1. Sicherungsdienſt. 


Der geſamte Sicherungsdienſt im Bereich des Gouvernements wird in vollem 
Maße wieder aufgenommen und von den Kommandanturen weitergeführt. 
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Die Kommandanturen haben das Weitere zu veranlaſſen und einen entſprechen⸗ 
den Befehl umgehend auszugeben. 
2. Verwaltungsangelegenheiten. 

Gehaltszahlung, Löhnung und Bekleidungswirtſchaft wird in der bis⸗ 

herigen Weiſe geregelt. Die Verpflegung iſt eine einheitliche. 
3. Dienſtregelung. 

Militäriſcher Dienſt findet nicht ſtatt mit Ausnahme des üblichen Wach-, 
Verwaltungs⸗ und Sanitätsdienſtes. Kameraden, die nicht oder noch nicht 
mit Waffen ausgebildet ſind, ſind nur zu ſolchen Arbeiten zu verwenden, die 
im Intereſſe unſeres Allgemeinwohls erforderlich ſind. 

4. Urlaub. 

Garniſonurlaub iſt für alle Kameraden in weitgehendſtem Maße zu er⸗ 
teilen und von den zuſtändigen Dienſtſtellen im Einvernehmen mit den Ver⸗ 
trauensleuten ſelbſtändig zu regeln. 

Über Heimaturlaub folgt noch beſondere Anweiſung. 

Urlaubskarten. Bis zum Zapfenſtreich ſind keine Urlaubstarten erforder— 
lich. Dieſe Regelung gilt für alle Kameraden. 

5. Waffentragen. 

Sämtlichen nicht im Sicherheitsdienſt befindlichen Kameraden iſt das 
Waffentragen verboten. 

6. Vorgeſetztenverhältnis. 

Die Kameraden, welche Dienſtgrade inne haben, ſind nur im Dienſt Vor: 
geſetzte. Die Anrede in der dritten Perſon fällt fort. 

7. Perſonalmeldung. 

Bis zum 15. d. Mts. ſind von ſämtlichen Dienſtſtellen (auch Lazaretten) 
a. d. D. Meldungen über Anzahl der Iſtſtärke getrennt nach dem Beſtand vom 
2. und 13. November an den Soldatenrat einzureichen, damit die Zahl der 
fehlenden Mannſchaften feſtgeſtellt werden kann. Heimatsbeurlaubte find 
beſonders anzuführen. 

8. Arztliches. 

Eine ärztliche Unterſuchung ſämtlicher Kameraden iſt beſchleunigt durch— 
zuführen und eine entſprechende Meldung nach Veranlaſſung dem Oberſten 
Soldatenrat vorzulegen. 

Kameraden! Eingedenk unſerer großen Sache iſt es Pflicht eines jeden 
von uns, mit vollſter Hingabe im Intereſſe unſeres Landes und unſeres Volkes, 
dem wir Freiheit und Gedeihen für die Zukunft ſichern wollen, mitzuwirken! 

Dieſer Befehl iſt ſofort durch die Vertrauensleute allen Kameraden be— 
kanntzugeben. 

Einverſtanden. gez. Noste. 
Der Oberſte Soldatenrat. 


Was wird der Kaiſer tun? 

Der „Vorwärts“ vom 31. X. zur Kaiſerfrage. 

Sinnlos wäre es, in Zeitungsſpalten von einer Angelegenheit zu ſchweigen, 
von der Markt und Gaſſen voll ſind. Vor ein paar Tagen war überall das Gee 
richt verbreitet, der Kaiſer und der Kronprinz hätten auf den Thron verzichtet. 
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Als dieſes Gerücht ſich nicht beſtätigte, wurde allgemein angenommen, es eile 
nur den Tatſachen voraus. Seitdem kann keine Redaktion, keine als irgendwie 
unterrichtet geltende Perſönlichkeit ſich mehr vor den Anfragen retten, in denen 
immer die Worte wiederkehren: „Schon?“ und „Wann?“ 

Man kann von einer ſtillen Bewegung reden, die durch alle Kreiſe des deutſchen 
Volkes geht. Wer hier meint, noch mit den alten Gegenſätzen Ordnung und Um— 
ſturz, Monarchie und Republik operieren zu können, urteilt falſch. Es gibt in dieſer 
Frage im Volk kaum bedeutende Meinungsverſchiedenheiten, und wenn ſie bor 
handeni find, fo gruppieren ſie ſich Wa fans nach dem Schema der verſchiedenen 
Parteirichtungen. 

Der Kaiſer hat im Reich viele politiſche Gegner, und in den letzten Jahren 
iſt die Gegnerſchaft von rechts beſonders ſtark hervorgetreten. Der Wunſch der 
Rechten ging, genau fo wie der der ſozialdemokratiſchen Linken, nach einer ein- 
heitlich feſten Politik, nur daß man ſich den Inhalt dieſer Politik drüben natür⸗ 
lich ganz anders vorſtellte als bei uns. Dort iſt man der Meinung, daß der Kaiſer 
nicht militäriſch, nicht preußiſch, nicht alldeutſch genug geweſen ſei und daß 
er demokratiſchen Forderungen nicht genügend feſten Widerſtand geleiſtet hätte. 
Die Alldeutſchen ſehen ſich enttäuſcht, die Konſervativen fühlen ſich verlaſſen, die 
Stimmung iſt erbittert. Um erregtem Widerſpruch zu begegnen, fügen wir ſo— 
fort hinzu, daß in jenen Kreiſen die monarchiſche Geſinnung und das Treuegefühl 
keineswegs geſchwunden ſind, nur den Monarchen hätte man ſich dort anders 
gewünſcht. 

Will man das beſtreiten? 

Mit uns Sozialdemokraten ſteht es ganz anders. Wir ſind, wie jedermann 
weiß, grundſätzliche Gegner aller ererbten Vorrechte und ſind ſeit je für ihre ener— 
giſche Zurückdrängung eingetreten. Leider hat man uns kein Gehör geſchenkt. 
Man ſtelle ſich einmal vor, die Verfaſſungsreformen, die jetzt eingeführt werden 
und die wir ſchon ſeit 30 Jahren forderten, wären ſchon vor 10 oder 20 Jahren 
zur Durchführung gelangt. Dann wären wir entweder überhaupt nicht in den 
Krieg geraten oder eine Volksregierung hätte die auswärtige Politik vor dem 
Kriege zu verantworten gehabt, eine Volksregierung wäre für die ganze Kriegs⸗ 
politik und die ganze Kriegführung verantwortlich geweſen. Im Falle eines 
unglücklichen Ausganges hätte niemand anders angeklagt werden können als 
dieſe nach dem Willen des Volkes gebildete Regierung. Der Kaiſer wäre gänz⸗ 
lich außerhalb der Debatte geblieben. 

Wir Sozialdemokraten waren alſo, ohne es zu wiſſen und, offen geſagt, ohne 
es zu wollen, die beſten Ratgeber Wilhelms II. Wieviel wäre ihm erſpart ge⸗ 
lieben, wenn man unſeren Vorſchlägen gefolgt wäre! Umgekehrt die Herolde 
der „ſtarken Monarchie“, die Gegner eines bloßen „Schattenkaiſertums“ haben 
ihrem König nicht geholfen, ſie wurden ihm zum Unglück und Verderben. 

Es iſt ſchon ausgeſprochen, daß die Sozialdemokraten dem Kaiſer ihre guten 
Ratſchläge keineswegs in der Abſicht gegeben hatten, ihm zu helfen. Denn zwiſchen 
ihnen und ihm beſtand ſchärfſte, perſönlich erbitterte Gegnerſchaft. Im Gegen⸗ 
ſatz zu allen anderen Monarchen hielt es Wilhelm II. lange Jahre hindurch für 
ſeine Aufgabe, ſich an die Spitze des Kampfes gegen die Sozialde mokratie zu 
ſtellen. Und da die Dinge damals ſo zu ſtehen ſchienen, als ob alle Macht auf 
der einen Seite, der des Kaiſers, alle Ohnmacht aber auf der anderen, jener der 
Sozialdemokratie, ſtünde, mußte dieſer Kampf äußerſt erbitternd wirken. Der 
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Kaiſer hat ſpäter ſeinen Fehler erkannt und ihn zu verbeſſern verſucht. Aber es 
wäre unaufrichtig, zu behaupten, daß es ihm gelungen ſei, die Spuren des alten 
Grolls aus den Arbeitermaſſen zu tilgen. Nur die Ironiker, die die Sache nie 
tragiſch genommen haben, vermögen über ſie hinwegzuſehen. Die anderen, die 
ſie ernſt, allzu ernſt genommen hatten, kommen auch heute noch nicht über ſie 
hinweg. 

Von dem Beſtreben geleitet, ſelber ganz objektiv und leidenſchaftslos zu ur⸗ 
teilen, können wir doch auch noch eine weitere Bemerkung nicht unterdrücken. Sieht 
man von parteipolitiſchen Kämpfen ganz ab, ſo wird man doch finden, daß zwiſchen 
Wilhelm II. und breiten Maſſen des Volkes niemals ein richtiges Verſtehen 
geherrſcht hat. Chlodwig Hohenlohe ſagte einmal, es gebe drei Menſchenraſſen: 
Schwarze, Weiße und Fürſten. In dieſem Sinn erſchien Wilhelm II. immer 
als die Ausprägung einer Beſonderheit, und es blieb keine andere Wahl, man 
mußte ihn entweder für etwas anderes als einen gewöhnlichen Sterblichen, für 
unendlich mehr halten, oder man mußte bei dem Gedanken erſchrecken, daß dieſer 
Mann, den man als Menſchen ſah, eine ſolche Fülle der Gewalt in ſeinen Hän— 
den vereinigen durfte, und ſah kommendes Unheil voraus. 

Für Vernunftmonarchie war da kein Raum, nur für Glaubensmonarchie. 
Wilhelm II. war ſelbſt ein Glaubensmonarch und forderte Glauben an ſich und 
an die Inſtitution, die er vertrat, von ſeinen Untertanen. Doch iſt es ihm nicht 
gelungen, bekehrend zu wirken, der monarchiſche Gedanke hat in den letzten dreißig 
Jahren nicht gewonnen, deſto mehr gelitten, und auch ohne dieſen unglücklichen 
Krieg ſtände Wilhelm II. vor einer geſcheiterten Miſſion. 

Nun dieſer Krieg! Der Kaiſer hat ihn nicht gewollt, er hat aber auch durch— 
aus nicht die richtigen Mittel gefunden, ihn zu verhindern. Die Ermordung des 
öſterreichiſchen Thronfolgers, ſeines perſönlichen Freundes, gab ſeinem Verhalten 
eine unheilvolle Richtung. Für ſeine Weltanſchauung mußte Fürſtenmord mehr 
ſein als gewöhnlicher Menſchenmord. Wir anderen bedauern den gewaltſamen 
Tod eines Gekrönten genau ſo wie den eines armen Landbriefträgers, der auf 
der Straße überfallen worden iſt. Aber noch nie iſt aus der Ermordung eines 
Landbriefträgers ein Weltkrieg entſtanden. 

Als dann der Krieg kam, hat ſich der Kaiſer in dankenswerter Weiſe jedes 
Eingriffs in die militäriſche Leitung enthalten, leider nicht ebenſo jedes Eingriffs 
in das Gebiet der Politik. Dabei hat ſich wiederholt gezeigt, daß er in ſeinem 
Optimismus die wirkliche Sachlage verkannte und ſchlecht gewählte Parolen heraus— 
gab, wie z. B. die des ewigen Gegenſatzes zwiſchen deutſcher und engliſcher Welt⸗ 
anſchauung. Man erinnert ſich, daß der Kaiſer der Sohn einer engliſchen Mutter 
iſt (was ihn in unſern Augen nicht um Millimeterbreite herabſetzt), daß er ſich 
vor Jahren gerühmt hat, Englands faſt einziger Freund in Deutſchland geweſen 
zu ſein und ſeiner Großmutter im Kampfe gegen die Burenrepubliken ſtille Hilfe 
geleiſtet zu haben. 

Ja, wir feiern ein dunkles Jubiläum. Auf den Tag genau ſind es zehn Jahre 
her, ſeit der „Daily Telegraph“ ſein unheilvolles Interview mit dem Kaiſer ver— 
öffentlichte und der Novemberſturm begann. Zwei Wochen wildeſter Erregung 
der Preſſe. Am 10. November Reichstagsſitzung. Baſſermann: „Das geſamte 
Ausland ſpricht von einer Zwieſpältigkeit der deutſchen Politik. Die einmütige 
Meinung des Inlands hallt wider in der ganzen Preſſe, in Tauſenden von Bue 
ſchriften. Sie alle wenden ſich gegen das perſönliche Regiment. Die Konjunktur 
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für Majeſtätsbeleidigungen iſt fo günſtig, daß eine Beſchlagnahme ihrer aller 
wegen der Maſſe nicht möglich iſt. . . . So geht es nicht weiter!“ Wiemer: „Die 
komplizierte Staatsmaſchinerie verträgt keine ungeſchickten Eingriffe. Napoleon I. 
hat einmal geſagt: Ich brauche mehr Kopf und weniger Zunge.“ (Sehr richtig! 
links.) Singer: „Wie kommen wir aus dieſer Politik der Konfuſion heraus? Wir 
geben nichts auf Worte, ſondern wir wollen Taten ſehen. Wir wollen geſetz— 
liche Maßnahmen, die das deutſche Volk vor einer Wiederholung ſolcher Vor— 
gänge ſchützen, dazu iſt eine Verfaſſungsänderung notwendig, die der Volks⸗ 
vertretung die Entſcheidung über Krieg und Frieden gibt. In letzter Linie 
ſind es doch die am Horizont auftauchenden Kriege, deren Gefahr erhöht wird, 
wenn dieſe unverantwortliche Politik weitergeführt wird . .. Weiter müſſen 
wir verlangen, um den Einfluß der Volksvertretung auf die auswärtige Politik 
zu ſichern, daß der Reichstag ſelbſt bei der Ernennung der Miniſter mitzu⸗ 
wirken berufen iſt. In England und Frankreich kennt man keine Miniſter, die 
nicht das Vertrauen des Parlaments beſitzen, ſie werden dort aus der Mehrheit 
ſelbſt genommen. Dieſen Zuſtand in irgendeiner Form auch in Deutſchland herbei— 
zuführen, muß die Aufgabe des Reichstags ſein. . .. Wenn Sie das tun, wird 
es an unſerer Mitarbeit nicht fehlen.“ — v. Heydebrand findet den Vorredner 
nicht konſequent genug und meint ironiſch, er hätte doch gleich die Beſeitigung 
der Monarchie fordern ſollen, ſagt aber dann: „Die Erregung iſt auch in konſer⸗ 
vativen Kreiſen gewaltig . . . Ich ſpreche es offen aus, daß es ſich für uns nicht 
nur um die letzte Veröffentlichung handelt, ſondern um eine Summe von Sorgen, 
Bedenken und Unruhe, die ſich im Lauf der Jahre aufgeſpeichert hat.“ (Sehr 
wahr! rechts.) 

Das war vor zehn Jahren, und auf dieſe Dokumente geſtützt, erheben wir 
Anklage. Nicht gegen den Kaiſer, der ſo war, wie er durch Geburt und Erziehung 
geworden iſt, ſondern gegen das deutſche Bürgertum. Wir hatten ihm unſere 
Hilfe angeboten, um Zuſtände zu beſeitigen, deren unheilvolle Folgen der Mund 
unſeres verſtorbenen Führers prophezeite. Es hat ſie abgelehnt, es geſchah nichts. 
Und dann kam das Schickſal. 

Zehn Jahre ſind vergangen, ſchwere Wolken ſtehen über Schloß Bellevue, 
in dem ein Menſch um den Entſchluß des Handelns ringt. Wir Sozialdemokraten 
waren jetzt vor zehn Jahren nahe daran, ohne es zu wiſſen und zu wollen, ſogar 
auch ihm zu helfen. Man hat uns nicht verſtanden, ja, wir haben ſelber nicht 
ganz verſtanden, um was es ging, hätten wir ſonſt nicht zu Mitteln der Ver⸗ 
zweiflung greifen müſſen!? Nun iſt's vorbei und geſchehen, und nichts kann mehr 
das Raunen und Rauſchen im Volk zum Schweigen bringen: „Was wird der 
Kaiſer tun? — Wann wird er es tun?“ 


Kundgebung der Groß⸗Berliner Konſervativen für Kaiſer und Reich. 
„Tägliche Rundschau“ Nr. 560 teilt mit: 


Im großen Sitzungsſaale des Abgeordnetenhauſes, der einſchließlich der 
Tribünen voll beſetzt war, fand am Donnerstag abend eine Verſammlung der 
konſervativen Bürgervereine und Ortsgruppen Groß-Berlins ftatt, die ſich zu 
einer Kundgebung gegen einen ehrloſen Frieden und für den Kaiſer und das 
Herrſcherhaus geſtaltete. 
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Nach einer kurzen %Unjprade des Verſammlungsleiters, Geheimrats Schmidt, 
ſprach Pfarrer Julius Werner (früher in Frankfurt) über „Der deutſche Chriſt 
und Staatsbürger in dem geiſtigen Entſcheidungskampfe der Gegenwart“. 

Er führte aus, die fo kataſtrophal eingetretene Wandlung berühre auch die 
Stellung des deutſchen Chriſten und Staatsbürgers nach der geiſtigen Seite hin. 
Daraus ergebe ſich für dieſen die Aufgabe, das Ethiſche und Geiſtige mit vollem 
Bewußtſein mit der Politik zu verknüpfen. Dieſe Verknüpfung ſei jetzt ſo nötig 
wie das tägliche Brot. Ein Aufruf zur nationalen Verteidigung kann nur dann 
Erfolg haben, wenn zugleich mit dem letzten Waffengange ein ethiſcher und reli— 
giöſer Aufſchwung einſetzt. 

Zweiter Redner war Reichstagsabg. v. Graefe. 

Er erörterte die Umſtände, die, namentlich in militäriſcher Beziehung, zu 
dem jähen Aufſchwung geführt haben: die unerwartet große zahlenmäßige Über⸗ 
legenheit der Feinde an der Weſtfront, die ſchlechte Stimmung der aus Rußland 
gekommenen Truppen, insbeſondere der dort in Kriegsgefangenſchaft geweſenen 
Soldaten, die vom Bolſchewismus angeſteckt geweſen ſeien. Vor allem aber habe 
die Heimat ſchmählich verſagt, und hier wieder vor allem gerade die Kreiſe, die 
zu klagen und zu jammern gar keine Urſache haben. Die Urlauber, die die Luft 
der Peſthöhle Berlin atmeten und das Treiben gewiſſer Kreiſe in der Tauentzien⸗ 
ſtraße ſahen, konnten ganz naturgemäß nicht in der gleichen guten Stimmung 
zur Front zurückgehen, in der ſie aus dem Felde gekommen waren. Zu dieſen 
üblen Erſcheinungen bei der Truppe kam der Verrat unſerer Bundesgenoſſen, 
wodurch eine erneute Bedrohung der Oſtfront und eine neue Bedrohung der 
Südgrenze und eine Erſchwerung der Ernährungsmöglichkeit ſich ergibt. Und 
im Innern loht die häßliche Flamme des Bolſchewismus auf und droht das ganze 
deutſche Volk zu vergiften, was um ſo gefährlicher iſt, als die Regierung dieſer 
Vergiftung nicht mit der nötigen Energie entgegentritt. In der ruſſiſchen bolſche⸗ 
wiſtiſchen Geſandtſchaft gehen die Verſchwörer ein und aus und wir dulden 
ruhig dieſe bolſchewiſtiſche Propagandazentrale in der Reichshauptſtadt. Das 
Schlimmſte aber ſei, daß weite Teile des deutſchen Volkes ſich nicht über die Be— 
deutung der Wilſonſchen Forderungen klar ſei und die großen Gefahren, die uns 
durch ſie drohen, nicht erkennen. Schon die Forderung auf Abtretung von Elſaß— 
Lothringen und etwa Oberſchleſien an Polen bedeute für uns den Ruin unſeres 
Wirtſchaftslebens. Wilſon weiß, daß er damit unſer einziges Monopol, die Pali: 
induſtrie, vernichtet, unſere Erzgewinnung zerſtört und die Kohlenverſorgung 
unmöglich macht. Nur aus dieſem Grunde verlangt er die Abtretung, nicht etwa 
aus Jutereſſe für die Elſäſſer und Polen. Durch die Annahme der Wilſonſchen 
14 Punkte wird unſer ganzes Wirtſchaftsleben zur Lohnarbeit für das uns jetzt 
feindliche Ausland auf lange, lange Zeit hinaus herabgedrückt, die Zukunft des 
ganzen deutſchen Volkes vernichtet. 

Die Verſammlung nahm dann eine Entſchließung an, in der jeder Waffen— 
ſtillſtand und Frieden, der die Ehre des noch unbeſiegten deutſchen Heeres bere 
letzt und das Deutſche Reich ſeinen Feinden wehrlos ausliefert, mit Entrüſtung 
abgelehnt und in der Monarchie die beſte und zuverläſſigſte Regierungsform 
erblickt wird. Die Verſammelten erklären, daß ſie in Treue zum Kaiſer und an— 
geſtammten Herrſcherhaus ſtehen und zu jedem Opfer bereit ſind, dem deutſchen 
Volke einen ehrenvollen Frieden zu erringen. 
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Die Kaiſerfrage. 
(„Berliner Volks⸗Zeitung“ Nr. 559.) 
Was denkt die Volksregierung? 


In die Zeitſpanne bis zum Eintreffen der feindlichen Waffenſtillſtands⸗ 
bedingungen, die an ſich ſchon eine ſtarke Belaſtungsprobe für unſere Nerven 
bildet, iſt nun auch die Frage hineingeworfen worden, ob die Abdankung des Kaiſers 
und der Thronfolgeverzicht des Kronprinzen unſere Lage erleichtern würde oder 
nicht. Die Zenſur hat verſtändigerweiſe die Erörterung der Frage freigegeben. 
Es geht nicht an, daß die deutſche Preſſe im neuen Volksſtaat bei einer Frage 
den Kopf in den Sand ſteckt, die für unſere Zukunft und Gegenwart von beträcht⸗ 
licher Bedeutung iſt. Wir haben ſchon wiederholt ausgeführt, daß der Kaiſer in 
hohem Maße die Verkörperung der Reichsidee iſt. Im Grunde iſt rechtlich der 
deutſche Kaiſer ein Präſident, gewählt von den Bundesfürſten auf Lebenszeit 
und mit Erbberechtigung für ſeine männlichen Nachkommen. Er war im Reiche 
nie „von Gottes Gnaden“ und die echtpreußiſchen Männer haben daran oft genug 
Anſtoß genommen. Das Kaiſertum iſt in gewiſſem Sinne eine demokratiſche 
Errungenſchaft, und man darf ſchließlich auch nicht vergeſſen, daß es zuſammen 
mit dem Reichstagswahlrechte an einem Tage geboren wurde. Nun wollen ja 
die Anhänger der Abdankungsidee offenbar nicht das Kaiſertum abſchaffen. Wir 
wiſſen nicht, ob Herr Scheidemann in ſeinem Briefe an den Reichskanzler (den 
die „Voſſiſche Zeitung“ gleich im Format einer Denkſchrift geſehen) die Einfüh⸗ 
rung der Republik vorſchlägt. Wir möchten aber annehmen, daß jene Politiker, 
die für eine Abdankung des Kaiſers ſind, nur Wilhelm II. und den jetzigen Kron— 
prinzen nicht haben wollen. Sie hoffen leichter zum Frieden zu kommen, wenn beide 
verzichten. Zunächſt erhebt ſich da die Frage: Was berechtigt die Mitglieder 
der Volksregierung, die alſo denken, zu ihrer Annahme? Hat das Volk nicht 
das Recht, von ſeiner Volksregierung zu erfahren, wie ihre Mitglieder denken 
und auf welche Gründe und welche Anſichten ſie ihre Annahme ſtützen? Es geht 
wirklich nicht an, daß ſich alle dieſe Dinge wie in den ſeligen Tagen der Geheim⸗ 
diplomatie hinter verſchloſſenen Türen abſpielen und das Volk ſchließlich vor eine 
vollendete Tatſache geſtellt wird. Wenn Kaiſer und Kronprinz ein Friedenshindernis 
ſind, ſo ſoll man es ſagen. Im Volke wird man dann Verſtändnis dafür haben, 
daß ſie beide abtreten und ihre Tage als Privatleute beſchließen. Dann muß aber 
Vorſorge dafür geſchaffen ſein, daß jeder reichbedrohende Partikularismus aus⸗ 
geſchaltet wird. Der Reichsgedanke muß dann durch zentraliſtiſche Maßnahmen, 
durch die Stärkung der Stellung des Reichstags uſw. eine ſo tiefe Verankerung 
erfahren, daß alle Gefahren für den Reichsbeſtand ausgeſchaltet ſind. Erfordert 
der Frieden aber nicht, daß Kaiſer und Kronprinz gehen, dann belaſte man die 
gegenwärtige ſchwere Zeit nicht noch mit dieſer Frage. In jedem Falle aber ſage 
man offen, klar und unumwunden dem Volke, wie die Dinge liegen. 

Inzwiſchen kann das Volk nur aus den einzelnen Organen der Mehrheit 
Andeutungen erfahren. Die „Germania“ ſchrieb geſtern morgen: 

„Die Frage heißt nicht, ob nicht bei uns auch ein Kaiſer gehen ſolle wie 
bei anderen Völkern, ſie ſchneidet vielmehr gebieteriſch die Kardinalfrage 
an, ob ein ſolcher Wechſel nicht die deutſche Einheit und Einigkeit gefährdet, 
die uns allen das Heiligſte iſt und ſein ſoll. Wir Deutſche ſind ein von Hauſe 
aus ſtark monarchiſches Volk, ſo daß vor wenig Monaten der „Vorwärts“ 
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noch zugeben mußte, die Mehrheit ſei jo überwiegend für den monarchiſchen 
Gedanken, daß ihr gegenüber die grundſätzliche Anhängerſchaft der Sozial⸗ 
demokratie an die Republik zurücktreten müſſe — eine durchaus demokratiſche 
Auffaſſung, die ſich dem Willen der Majorität fügt. Warum ſollen alſo wir 
uns in Streit und Hader um die Kaiſerfrage ſtürzen, die ſelbſt für das feind— 
liche Ausland ihren Inhalt verloren hat, nun, nachdem der kaiſerlichen Gee 
walt nichts mehr anhaftet von allem, was man als abſolutiſtiſch glaubte emp— 
finden zu müſſen! Die politiſche Macht des deutſchen Kaiſers ſteht heute 
bei uns um nichts größer da als die Macht des Königs von England gegen— 
über ſeinem Parlament, oder als die des Königs von Italien. Dasſelbe Recht 
aber, das dieſe Länder auf die monarchiſche Staatsform haben, müſſen und 
werden auch uns ſelbſt unſere Feinde zugeſtehen; denn ſo verlangen es Recht 
und Gerechtigkeit, die Grundlagen der neuen Weltordnung.“ 

Danach darf man annehmen, daß die Zentrumsmitglieder der Volksregierung 
auf dem Standpunkt ſtehen, daß eine Kaiſerfrage für ſie nicht oder nicht mehr 
beſteht. In ihrem geſtrigen Abendblatt gibt das gleiche Zentrumsblatt an der 
Spitze folgende engliſche Auslaſſung wieder: 

„In einem bemerkenswerten Aufſatze ſpricht der „Daily Chronicle“ von 
engliſchen Beſorgniſſen, die ſich an den amerikaniſchen Kampf gegen das 
deutſche Kaiſertum anknüpfen. Man fürchtet in England mit Recht, daß 
mit dem deutſchen Kaiſertum ein weiteres Stück Autorität und eines der 
letzten Bollwerke gegen den andrängenden europäiſchen kulturgefährdenden 
Bolſchewismus verloren ginge. Völker leben von Ideen, und Reiche werden 
von Ideen zuſammengehalten. Das müſſen wir Deutſche uns vor Augen 
halten, damit wir jenſeits von den Gefühlen der Zuneigung und Abneigung 
nicht vergeſſen, daß mit der Abdankung des Kaiſers das Gefüge des Deutſchen 
Reiches ſich verhängnisvoll lockern und daß vor allem auch ein Damm gegen 
die Gefahren der Plutokratie abgetragen würde.“ 

Die „Germania“ bemerkt dazu aus eigenem: „Freilich, eins iſt notwendig: 
der gegenwärtige Träger der Kaiſerkrone muß ſich bewußt und vorbehalt⸗ 
los zu der neuen inneren Staatsgeſtaltung Deutſchlands bekennen. Nun laſſen 
aber Zeitungsnachrichten erkennen, daß das bereits in überzeugender, eindring— 
licher, feierlicher Form geſchehen iſt. Trifft das zu, fo iſt es ein Gebot der Staats- 
klugheit, mit der Veröffentlichung der kaiſerlichen Kundgebung nicht eine Stunde 
zu zögern.“ 

Es liegt alſo eine kaiſerliche Kundgebung vor. Auch über dergleichen wich— 
tige Dinge erfährt man nur aus gelegentlichen Andeutungen. Das iſt ein unhalt⸗ 
barer Zuſtand! Das Volk verlangt Wahrheit und Klarheit. Die Volksregierung 
verliert die Fühlung mit den Maſſen, wenn ſie in ihren bisherigen Methoden 
fortfährt. 


Die Freifonjerbatibe „Poſt“ über den Kaiſer. 


Wenn man heute den Grund für das namenloſe Unheil, das über Deutſch— 
land und Rußland, über die Fürſten und Monarchien hereingebrochen iſt, auf die 
einfachſte Formel bringen will, dann kann man ſagen, er liegt darin, daß Wil: 
helm II. und Nikolaus II. ſich nicht vertragen konnten. Die Welt hat im Hin— 
blick auf die furchtbaren Folgen, die dieſe Tatſache hatte, nicht gezögert, die In— 
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telligenz beider Kaiſer aufs grauſamſte anzuzweifeln. Daß dem Zaren lein Un 
recht geſchehen war, zeigten die Veröffentlichungen aus ſeinem Tagebuche. Jetzt 
teilt der Kriegsberichterſtatter Dr. Georg Wegener einige Außerungen Kaiſer 
Wilhelms mit, welche ſehr ſeltſam anmuten. Dr. Wegener erzählt, wie er am Abend 
des 3. November im Kriegspreſſequartier an der Weſtfront vom Generalſtab 
aus Spaa die Aufforderung erhielt, den Kaiſer auf einer Fahrt zur Front zu be— 
gleiten. Nach dem Frühſtück im Hofzug hat nun der Kaiſer am Tage vor dem 
Beginn der Revolution in Kiel, alſo fünf Tage vor ſeiner Flucht nach Holland, 
in einer etwa dreiviertelſtündigen, durch keinen dritten Teilnehmer unterbrochenen 
interredung ſich in eingehender Weiſe über die politiſchen Verhältniſſe und 
Fragen ausgeſprochen; er ſagte unter anderem: 

„Die ganze Politik der letzten Wochen vor dem Kriege haben Bethmann 
und Jagow allein gemacht. Ich wußte überhaupt nichts mehr davon. Sie 
haben mich ja durchaus wider meinen Willen nach Norwegen geſchickt. Ich 
wollte die Reiſe nicht machen, da die Geſpanntheit der Lage nach der Er— 
mordung Franz Ferdinands auf der Hand lag. Aber der Reichskanzler ſagte 
mir: Majeſtät müſſen die Reiſe antreten, um den Frieden zu bewahren; 
wenn Majeſtät hier bleiben, gibt es ſicher Krieg, und die Welt wird Euer 
Majeſtät die Schuld daran zuſchieben. — Nun, da bin ich denn gereiſt, und 
während der ganzen Zeit habe ich von meiner Regierung keine Nachrichten 
über die Vorgänge erhalten. Ich erfuhr eigentlich nur aus den norwegiſchen 
Zeitungen, was in der Welt geſchah, ſo auch von dem Fortgang der ruſſiſchen 
Mobilmachungsvorbereitungen. Als ich dann aber das Auslaufen der eng— 
liſchen Flotte hörte, da bin ich auf eigene Fauſt zurückgekehrt. Beinahe hätten 
ſie mich abgefangen. Auf meinen Befehl ſind auch noch die deutſchen Schiffe, 
die in norwegiſchen Häfen lagen, zurückgekommen. Später wäre das nicht 
mehr möglich geweſen.“ 

Profeſſor Wegener erinnerte dann an die neuen Ausſagen des ehemaligen 
ruſſiſchen Kriegsminiſters Suchomlinow, die gerade damals durch die Zeitungen 
gingen und worin er ſeine bekannte Prozeßbekundung über den Befehl zur ruſſiſchen 
Mobilmachung dahin änderte, daß der Zar in der Tat einen Befehl gegeben hatte, 
freilich in ſeiner Weiſe ſo unklar, daß die Miniſter die Auslegung unter eigener 
Verantwortung hätten vornehmen müſſen. Es ſei aber noch keine wirkliche, ſon— 
dern nur eine Mobilmachungsbereitſchaft befohlen worden. Das alles ließ der 
Kaiſer nicht gelten; er blieb bei der erſten Ausſage Suchomlinows, wonach der 
Zar auf ſeine, des Kaiſers, Veranlaſſung den Mobilmachungsbefehl zurückgezogen 
habe; Januſchkewitſch haben den Zaren aber belogen, der Befehl ſei doch aus— 
geführt worden, und zwar in Form einer wirklichen Mobilmachung; es ſei durch— 
aus falſch, nur eine Mobilmachungsbereitſchaft zu behaupten. Und dieſe Mobil⸗ 
machung ſei der letzte Grund zum Ausbruch des Krieges geweſen. Gewollt und 
erzwungen habe ihn die ruſſiſche Kriegspartei am Hofe. Die Vorbereitungen 
gingen ja ſchon bis in das Frühjahr 1914 zurück. Schon ſeitdem wurden die 
ſibiriſchen Regimenter etappenweiſe nach dem Weſten gezogen. Man ſprach 
zu ihnen ſelbſt immer von Manövern, ſo kamen ſie zuerſt in die Gegend der 
Wolga, dann weiter nach Weſten, zuletzt nach Wilna. Da erhielten ſie plötzlich 
ſcharfe Patronen, und es wurde ihnen eröffnet, nun ginge es los. Tatſache iſt ja 
auch, daß ruſſiſche Truppen ſchon vor der Kriegserklärung unſere Grenzen über— 
ſchritten haben. 
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Es ſcheint wirklich, daß es Deutſchlauds Los ſein ſoll, den ruſſiſchen Leidens⸗ 
weg Schritt für Schritt nachzugehen. Das Tagebuch des Zaren und die Anklagen 
des Kaiſers ſtehen ziemlich auf der gleichen Stufe. „Die ganze Politik haben 
Bethmann und Jagow allein gemacht; ich wußte überhaupt nichts mehr davon —“ 
ſprach das derſelbe Mann, der Bismarck fortſchickte, um ſein eigener Kanzler ſein 
zu können, der die Sozialde mokratie allein meiſtern wollte, deſſen Imperator— 
reden die Welt gegen uns einte? „Sie haben mich ja durchaus wider meinen 
Willen nach Norwegen geſchickt“, konnte das derſelbe Herrſcher ſagen, der von ſeiner 
Miſſion die denkbar höchſte Vorſtellung beſaß, der zwiſchen ſich und der Mitwelt 
einen breiten Abſtand legte, der nicht davor zurückſchreckte, politiſche Parteien 
und Erwerbsſtände in verächtlicher Weiſe zu behandeln? 


Prinz Max über die Abdankung des Kaiſers. 


Der frühere Reichskanzler Prinz Max von Baden übergibt uns eine Dar— 
ſtellung der Creigniffe im Oktober und November 1918 bis zum Ausbruch der Re- 
volution. Beſonders bemerkenswert ſind die Mitteilungen über ſeine Verſuche, 
durch Beſchleunigung des Rücktritts des Kaiſers die Kataſtrophe zu vermeiden. 
Er hat dabei mit Nachdruck den Gedanken einer Nationalverſammlung unter 
Heranziehung Deutſch-Oſterreichs vertreten, die über die Staatsform entſcheiden 
ſollte. Wir laſſen die Erklärungen des früheren Reichskanzlers ſolgen: 

Salem, den 30. Juli 1919. 

Ich beabſichtige, demnächſt eine Darſtellung der entſcheidenden Vorgänge 
aus der Zeit vom 1. Oktober bis 9. November 1918 herauszugeben. Die Schilde⸗ 
rung der Vorgänge am 9. November, welche die „Deutſche Tageszeitung“ 
am 27. Juli bringt, und für die Generalfeldmarſchall v. Hindenburg, General⸗ 
oberſt v. Pleſſen, General v. Marſchall, General Graf Schulenburg und Staats⸗ 
ſetretär a. D. v. Hintze die volle Bürgſchaft übernehmen, nötigt mich im voraus 
zu der nachſtehenden Erklärung: Ich hätte gern noch einige Wochen gewartet, 
bis eine Reihe ſchwebender internationaler Fragen geklärt ſind, aber meine 
Gegner machen mir ein längeres Schweigen unmöglich. 


Zur Miſſion von Miniſter Drews im Großen Hauptquartier. 

Im Anſchluß an den Vortrag des Miniſters Drews erhob General Groener 
einen Vorwurf, welchen ſich die Denkſchrift offenbar zu eigen machte: Die Re— 
gierung habe die Verhetzung durch die heimatlichen Blätter und durch die Propa— 
ganda der feindlichen Blätter nicht in genügendem Maße gehindert und dadurch 
der Armee namenloſen Schaden zugefügt. N 

Das iſt eine ſchwere Anklage. Heute will ich darüber nur grundſätzlich ſagen: 

Um der Agitation der Unabhängigen und der feindlichen Propaganda in 
Deutſchland das Rückgrat zu brechen, gab es ſeit dem Eintreffen der Wilſon-Note 
vom 13. Oktober nur ein Mittel: die Abdankung, den freiwilligen und würdigen 
Thronverzicht des Kaiſers. Damals ſtand zu erwarten, daß eine ſolche Opfer 
tat entweder unſere internationale Lage verbeſſerte oder, was das Wahrſcheinlichere 
war, den Präſidenten Wilſon und ſeine Verbündeten als wortbrüchig entlarvt 
und damit das deutſche Volk in einem neuen Zorn gegen die Feinde geeint hätte, 
wenn nicht zum militäriſchen Standhalten, ſo doch zur moraliſchen Abwehr. Dies 
dem Kaiſer klarzulegen, war der Sinn der Miſſion Drews. 
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Die große Stoßkraft hatte die feindliche Propaganda und die unabhängige 
Agitation in Deutſchland nicht aus eigener Kraft erworben, ſondern ſie verdankt 
ſie vor allem der Kriegspolitik, die während vier Jahre, insbeſondere noch im 
Jahre 1918, verfolgt wurde. 

Die Oberſte Heeresleitung wurde wiederholt vor und während der großen 
Offenſive von Gewerkſchaftsführern, Parlamentariern, Gelehrten und einem der 
bekannteſten Großinduſtriellen gewarnt, wie ja auch von gewichtiger militäriſcher 
Seite erklärt worden iſt, daß die pſychologiſche Kataſtrophe und der Zuſammen⸗ 
bruch der Heimat unvermeidlich eintreten würde, wenn am Ende der Campagne 
1918 das Verſprechen „Friede und Sieg in dieſem Jahre“ ſich nicht erfüllen würde. 

Auch das einzig wirkſame Gegenmittel wurde immer wieder und eindring⸗ 
lich angeraten: Auf dem Höhepunkt unſerer militäriſchen Kraft die öffentliche 
und präziſe Verkündigung unſerer Kriegsziele, vor allem die unzweideutige Er— 
klärung über Belgiens Wiederherſtellung, um entweder den Weg zum Frieden 
frei zu machen oder durch die Bloßſtellung des böſen Willens der Feinde ihnen 
die Verantwortung für die Fortſetzung des Krieges vor der ganzen Welt aufzu⸗ 
bürden und damit dem deutſchen Krieg vor der ganzen Welt den Charakter eines 
Volkskrieges zu geben. Dieſe Warnungen wurden weder von der Regierung 
noch von der Oberſten Heeresleitung beherzigt. 

Daß aber die pſychologiſche Kataſtrophe mit einer ſolch ungeheuren Wucht 
hereinbrach, das war nicht nötig. Daran war unſer Waffenſtillſtandsangebot ſchuld, 
das, wie ſich ſpäter herausſtellte, durch die militäriſchen Ereigniſſe vom 29. Sep⸗ 
tember bis 3. Oktober nicht gerechtfertigt war und das ſofort im Inlande und 
Auslande als eine militäriſche Bankerotterklärung wirkte. 

Die Tatſache, daß die kaiſerliche Regierung ſich gerade an den Präſidenten 
Wilſon wandte, hat im Oktober und November zu der überraſchenden Umwälzung 
in der öffentlichen Meinung Deutſchlands verholfen. Das Große Hauptquartier 
beſchloß am 29. September, den Hauptexponenten der angelſächſiſchen Welt 
um die Herbeiführung eines ſofortigen Waffenſtillſtandes zu bitten. Darin lag 
die größte Huldigung, die dem feindlichen Staatsmann während des ganzen Krieges 
zuteil geworden war, eine Huldigung, mit der verglichen Illuſionen und Lobreden, 
die von demokratiſcher Seite über Wilſon aufgehäuft waren, Nichtigkeiten ſind. 

Ohne die Waffenſtillſtandsbitte an Wilſon hätten ſeine im Oktober gegen 
den Kaiſer gerichteten Worte und gleichzeitigen Zuſagen an das deutſche Volk 
niemals die Abdankungskriſe in dieſer Schärfe hervorrufen können. 


Zu den Vorgängen am 9. November im Hauptquartier. 


1. Die in der „Deutſchen Tageszeitung“ veröffentlichte Denkſchrift läßt un⸗ 
erwähnt, daß am 9. November früh 9,15 Uhr Staatsſekretär v. Hintze in der Reichs⸗ 
kanzlei anrief und mitteilte: die Oberſte Heeresleitung hätte ſich entſchloſſen, ſo⸗ 
gleich S. M. zu melden, daß die bewaffneten Streitkräfte im Falle eines Bürger⸗ 
krieges nicht hinter dem Kaiſer ſtehen würden und daß die Armee aus Ernährungs⸗ 
ſchwierigkeiten nicht imſtande ſein werde, einen Bürgerkrieg zu führen. 

2. Die Denlſchrift behauptet, daß die Frage der Abdankung während des 
Vortrages über die militäriſche Lage nicht berührt wurde. Dem widerſpricht 
die Darſtellung des Generals Grafen Schulenburg, welche die „Freiheit“ vom 
5. April veröffentlicht hat. Darin! heißt es: 
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„Ich traf im Vorraum die Generale v. Pleſſen und Marſchall, die mir 
ſagten, daß der Feldmarſchall und Groener jetzt zum Kaiſer führen, um ihm 
die Notwendigkeit ſeiner ſofortigen Abdankung klarzulegen.“ Ich antwortete 
ihnen: „Ihr ſeid hier wohl alle verrückt geworden. Das Heer ſteht zum Kaiſer.“ 
Beide nahmen mich darauf mit zum Kaiſer. 

Graf Schulenburg gibt als Schlußwort des Grvenerſchen Vortrages folgen⸗ 
des wieder: „Es ſei ganz ausgeſchloſſen, mit dem Feinde im Rücken mit dem ge⸗ 
ſchloſſenen Heer kehrtzumachen und es in vierwöchigem Marſch zum Bürgerkrieg 
nach Deutſchland zu führen. Nach ſeiner und des Feldmarſchalls Anſicht, der 
auch ſein Abteilungschef und ebenſo der Generalquartiermeiſter, der General 
intendant und der Chef des Eiſenbahnweſens beiträte, läge die einzige Rettung 
des Vaterlandes in der ſofortigen Abdankung des Kaiſers.“ Später habe der 
Feld marſchall das Wort ergriffen und erklärt, daß „alle Nachrichten, die die Oberſte 
Heeresleitung aus der Heimat und dem Heer hätten, die Notwendigkeit der Ab⸗ 
dankung unumgänglich nötig machen“. 

3. Die Denkſchrift behauptet, daß die „erſte Aufforderung zur Abdankung 
aus der Reichskanzlei erſt gegen Ende des militäriſchen Vortrages eingetroffen 
ſei“. Dieſe Behauptung iſt unrichtig und unbegreiflich. 

Über die Verſuche, welche vom 26. Oktober an unternommen wurden, um 
dem Kaiſer die freiwillige Abdankung nahezulegen, werde ich an anderem Orte 
berichten. Ich erwähne hier nur die Mitteilungen, die vom 7. November ab nach 
Überreichung des Ultimatums der Sozialdemokraten dem Hauptquartier von mir 
aus zugingen. 

Unmittelbar nach dem Abſchiedsgeſuch, das ich dem Kaiſer auf Grund jenes 
Ultimatums einreichte, wurde ein Ergänzungstelegramm folgenden Inhalts ab- 
geſandt: 

Ich erkannte in den Eingangsſätzen die Gefahr an, die ein unter dem Druck 
der Sozialdemokratie erfolgter Thronverzicht des Kaiſers und des Kronprinzen 
für die Dynaſtie und das Reich bedeuteten und die ich durch meine Schritte beim 
Kaiſer und beim Kriegskabinett abzuwenden mich bemüht hatte. Andererſeits 
nannte ich es eine noch größere Gefahr, eine Regierung ohne oder gegen die Sozial⸗ 
demokraten zu bilden. Die könne nur eine Militärdiktatur ſein und müſſe unver⸗ 
meidlich zum Bürgerkrieg und zur Zerſtörung des deutſchen Volktskörpers durch 
den Bolſchewismus führen. Schon der Verſuch, ſie durchzuführen, würde ſcheitern, 
da die Truppen größtenteils zu den Aufrührern übergehen würden. Ich hielt 
es daher für meine Pflicht, eindringlich vor einem ſolchen Schritte zu warnen. 

In der Nacht vom 7. zum 8. November ging noch ein weiteres Telegramm 
an den Kaiſer ab: 

Um die ſozialde mokratiſche Partei regierungsfähig zu erhalten und den Über⸗ 
gang der Maſſen ins radikale Lager zu verhüten, müſſe man den Unabhängigen 
und der Spartakusgruppe das Schlagwort entwinden, deſſen Maſſenſuggeſtion 
nach Bekanntwerden der Waffenſtillſtandsbedingungen an Gewalt noch wachſen 
würde. Ich riet aber nicht, das Ultimatum einfach anzunehmen, ſondern den 
monarchiſchen Gedanken durch eine demokratiſchere Löſung zu retten, als die Sozial— 
demokraten vorſehen. Der Kaiſer müſſe unverzüglich den feſten Willen ausſprechen, 
abzudanken, ſobald der Stand der Waffenſtillſtandsverhandlungen die Ausſchrei⸗ 
bung von Neuwahlen für eine verfaſſunggebende Nationalverſammlung ge— 
ſtatte, der die endgültige Neugeſtaltung der Staatsform des deutſchen Volkes zu— 
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fallen würde, einſchließlich der bisher in das Reich nicht aufgenommenen Volts: 
teile. Bis dahin ſolle der Kaiſer einen Stellvertreter beſtellen. Zur Empfehlung 
dieſer Löſung machte ich geltend, der monarchiſche Gedanke würde bei den Neu— 
wahlen einen Vorſprung erhalten, weil die Initiative zur Feſtſtellung des Volks 
willens von der Krone ausgehen würde. Der Kampf würde von den geſetzloſen 
in legale Bahnen, von der Straße in die Wahllokale abgelenkt, der ruhigen Be: 
völkerung die Möglichkeit der Gegenwirkung gegeben werden. Ich ſchloß mit 
dem Hinweiſe auf die Verſchärfung der Lage im Reiche. In München ſei die Re⸗ 
publik ausgerufen, in Stuttgart ſei die Abdankung des Königs gefordert worden. 

Auch dieſer Appell verlief ergebnislos. Vom 8. November datiert erhielt ich 
das folgende Telegramm im Auftrage des Kaiſers: 

„S. M. hat es völlig abgelehnt, auf die Vorſchläge Seiner Großherzog— 
lichen Hoheit in der Thronfrage einzugehen und hält es nach wie vor für 
ſeine Pflicht, auf ſeinem Poſten zu bleiben.“ 

Darauf führte ich am Abend ein Telephongeſpräch mit dem Kaiſer herbei. 
Es dauerte ungefähr 20 Minuten. Ich gebe den Herren meine Aufklärungen nach 
Notize ni die der im Zimmer anweſende Legationsrat v. Prittwitz gemacht hat: 

„Di Abdankung S. M. ſei notwendig geworden, um den Bürgerkrieg in 
Deutſthland zu vermeiden und die Miſſion als Friedenskaiſer bis zum Schluſſe 
zu erfüllen. Wenn jetzt durch Verzicht des Kaiſers der Bürgerkrieg und Schlim⸗ 
meres verhütet werde, ſo werde ſein Name in der Geſchichte geſegnet ſein. 
Wenn er jetzt nicht erfolge, ſo werde im Reichstag die Forderung nach Ab⸗ 
daukung erhoben werden und durchgehen. Die Haltung der Truppen ſei nicht 
zuverläſſig. Zn Köln fel die Macht in den Händen der A.⸗ und S.⸗Räte. In 
Braunſchweig wehe die rote Fahne auf dem Schloß. In München ſei die Re⸗ 
publik ausgerufen. In Schwerin tage ein A.⸗ und S.⸗Rat. Das Militär habe 
ſich nirgends bewährt. 

Es beſtänden zwei Möglichkeiten: 

Erſtens Abdankung, Ernennung eines Stellvertreters und Einberufung 
einer Nationalverſammlung. 

Zweitens Abdankung, Thronverzicht des Kronprinzen und Regent⸗ 
ſchaft für ſeinen Enkel. 

Das letztere verlange der interfraktionelle Ausſchuß, das erſtere erſcheint 
mir als das Beſſere und biete alle Chancen für die Monarchie. Welche Schritte 
auch immer geſchehen, ſie müßten mit der größten Beſchleunigung unternommen 
merden. Wenn das Opfer erſt erfolge, nachdem ſchon Blut vergoſſen ſei, dann 
habe es keine heilende Wirkung mehr. Falls der Kaiſer dieſen Schritt tue, 
könne mit Hilfe der Sozialdemokratie die Situation gehalten werden. Sonſt 
ſtehe Revolution und Republik bevor. Das freiwillige Opfer ſei erforderlich, 
um den Namen des Kaiſers in der Geſchichte zu erhalten. 

Der Kaiſer war gänzlich unorientiert über die Stellung der Truppen zu ſeiner 
Perſon. Er ſprach von einer militäriſchen Expedition gegen die Heimat und ging 
auf meine Vorſchläge nicht ein. Hätte die Oberſte Heeresleitung dem Kaiſer am 
8. November die Wahrheit über die Armee geſagt, die ſie ihm endlich am 9. No⸗ 
vember früh mitteilte, ſo zweifle ich nicht daran, daß der Kaiſer am 8. abends 
den Thronverzicht ausgeſprochen hätte. 

Erſt am Abend und während der Nacht wurde die Orientierung der von dem 
Kaiſer befohlenen Operation gegen die Heimat erkannt von Solf und von mir, ſowie 
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durch Telephongeſpräche von Oberſt v. Haeften mit General Groener, von Ex— 
zellenz Wahnſchaffe mit Freiherrn v. Grünau. Meiner Erinnerung nach iſt auch 
noch eine Auskunft eines ſozialdemokratiſchen Führers, die um Mitternacht in 
der Reichskanzlei eintraf, ſogleich nach Spa weitergegeben worden. Sie beſagte, 
daß die Abdankungserklärung bis zum frühen Morgen da ſein müſſe, wenn man 
die Arbeiter in den Fabriken zurückhalten wolle. 

Es iſt ausgeſchloſſen, daß die Oberſte Heeresleitung am 8. November über 
den zwiſchen Berlin und Spa in der Abdankungsfrage geführten Meinungsaus— 
tauſch nicht orientiert worden iſt. Sie wußte, welche entſcheidende Bedeutung 
das militäriſche Gutachten für die Entſchlüſſe des Kaiſers haben würde. Sie mußte 
ſich ſagen, daß die Ereigniſſe in Berlin zu ſchnellſten Entſcheidungen drängten. 
Die in der „Deutſchen Tageszeitung“ veröffentlichte Denkſchrift enthüllt, daß 
die Oberſte Heeresleitung bereits am 8. November abends die Undurchführbar— 
keit der von dem Kaiſer befohlenen Operation gegen die Heimat erkannt hatte, 
ja, daß ſie bereits damals Beiſpiele unerhörter Unzuverläſſigkeit von Forma— 
tionen hatte, die als Kerntruppen angeſehen wurden und denen die Aufgabe zu— 
gewieſen war, den Rücken des Großen Hauptquartiers gegen die Aufrührer zu decken. 

Was hat die Oberſte Heeresleitung veranlaßt, am 8. November zu ſchweigen, 
warum wurde nicht wenigſtens noch in der Nacht vom 8. auf den 9., in der ſich 
doch vieles machen ließ, die Aufklärung des Kaiſers in Angriff genommen? 

4. Die Denkſchrift ſpricht von Widerſprüchen zwiſchen den Auskünften der 
Reichskanzlei und des Gouvernements über die militäriſche Lage in Berlin am 
Vormittag des 9. November. Es iſt unmöglich, daß der Ausdruck „Berlin ſlöſſe 
in Blut“ von irgendeinem Herrn der Reichskanzlei gebraucht worden iſt. Hier 
muß ein telephoniſches Mißverſtändnis vorliegen. Wohl iſt es möglich, daß 
die Angaben der Reichskanzlei und des Gouvernements in belangloſen Einzel— 
heiten auseinandergingen. Worauf es ankommt iſt, daß ſie in der entſcheiden 
den Tatſache übereinſtimmten: Die Situation iſt in Berlin mit militäriſchen Macht 
mitteln nicht zu halten. (Vgl. die Denkſchrift des Generals v. Schulenburg: Gleich 
lief die telephoniſche Antwort des Gouverneurs von Berlin ein, die die Mitteilung 
des Reichskanzlers beſtätigte, daß die Truppen übergelaufen ſeien und er ſelbſt 
eine Truppe mehr in der Hand habe.) 

5. Die Denkſchrift läßt die wichtige Tatſache unerwähnt, daß auf Grund 
der Aufklärung über die Armee und auf Grund der Vorſchläge und Nachrichten 
aus Berlin der Kaiſer ſich im Laufe des Vormittags tatſächlich zu dem Entſchluß 
durchgerungen hatte, abzudanken, und zwar vorbehaltlos als Kaiſer und König 
von Preußen. 

Graf Schulenburg berichtet, was auch ein anderer Augenzeuge beſtätigt: 
„Se. Majeſtät war durch dieſe Meldung aufs tiefſte beeindruckt und ſcheinbar 
entſchloſſen, ſeine Perſon zum Opfer zu bringen, um den Bruderkrieg zu ver 
meiden.“ Das muß ungefähr um 11 Uhr geweſen ſein. 

Eine erneute Sinnesänderung trat ein auf Grund der Einwirkung des Ge 
nerals Grafen Schulenburg, der im Gegenſatz zu dem Gutachten der Oberſten 
Heeresleitung erklärte, die Armee ſtehe noch hinter dem Kaiſer und würde aus 
einanderfallen, wenn er nicht als König von Preußen und oberſter Kriegsherr 
bliebe. (Hierbei iſt zu bemerken, daß die Schulenburgſche Auffaſſung von der Hal 
tung des Heeres gleich darauf von den Frontoffizieren ſeiner eigenen Armee wider 
legt wurde.) 
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Der Kaiſer griff den Schulenburgſchen Kompromißvorſchlag auf und ent: 
ſchloß ſich nur, als Kaiſer und nicht als König von Preußen abzudanken. 

Die Denkſchrift verſchweigt, was ebenfalls Graf Schulenburg in ſeinem in 
der „Freiheit“ veröffentlichten Bericht mitteilt, daß der Kaiſer die fofortige Orien— 
tierung des Reichskanzlers über die neue Löſung für notwendig hielt, daß es aber 
General Graf Schulenburg gelang, den bereits in dieſem Sinne an Staatsſekretär 
v. Hintze gegebenen Befehl rückgängig zu machen und dieſe Benachrichtigung 
aufzuſchieben, bis die ſchriftliche Formulierung vorläge und unterzeichnet ſei. Er 
ſelbſt eilte dann ans Telephon, erwähnte gegenüber dem erneuten Drängen der 
Reichskanzlei nichts von der neuen Wendung, ſondern will nach ſeiner eigenen 
Ausſage die Worte gebraucht haben: „Eine ſo wichtige Entſchließung, wie die Ab⸗ 
dankung des Kaiſers könne nicht in wenigen Minuten gefaßt werden. Se. Majeſtät 
hätte ſeinen Entſchluß gefaßt. Er würde ſchriftlich im Augenblick formuliert, und 
die Reichsregierung müſſe ſich gedulden, bis dieſe Erklärung etwa in einer halben 
Stunde in ihren Händen ſein würde.“ t 


Die Vorgänge in Berlin. 7 

Für die Beurteilung meiner Handlungsweiſe ift die Frage entſcheidend, 
welche Kenntnis hatte die Reichskanzlei von dieſen Vorgängen in Spa? Ich 
ſtelle die Reihenfolge der wichtigſten Begebenheiten in Berlin zuſammen: 

Um 9 Uhr 15 traf die telephoniſche Nachricht aus dem Hauptquartier ein: 
„Die Oberſte Heeresleitung habe ſich entſchloſſen, ſogleich Sr. Majeſtät zu melden, 
daß die bewaffneten Streitkräfte im Falle des Bürgerkrieges nicht hinter dem Kaiſer 
ſtehen würden und daß die Armee aus Ernährungsſchwierigkeiten nicht imſtande 
ſein würde, einen Bürgerkrieg zu führen.“ Die Bemerkung Exz. Wahnſchaffes, 
unter dieſen Umſtänden bleibe doch nur die Abdankung, fand keinen Widerſpruch. 

Bald nach 10 Uhr liefen die erſten Nachrichten über verſagende Truppen 
ein: Alexander⸗Regiment, Naumburger Jäger, Jüterboger Artillerie. Für die 
Beurteilung der Lage war das Meutern der Naumburger Jäger von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. Sie waren eigens wegen der erwarteten Unruhen nach 
Berlin gezogen und noch am Abend vorher als zuverläſſigſte Truppe bezeichnet 
worden. Das Beiſpiel der Naumburger Jäger hatte eine demoraliſierende Wirkung 
auf die ganze Garniſon ausgeübt. Die Meldungen über die Entwicklung der Auf- 
ſtandsbewegung wurden ſofort nach dem Hauptquartier weitergegeben. Die 
Möglichkeit einer Gegenwirkung der beſonneneren Elemente in der Sozialdemokratie 
verringerten ſich von Minute zu Minute. Ich habe deshalb ins Hauptquartier 
melden laſſen, es handle ſich nicht um Stunden, ſondern um Minuten. Unſere 
Telephonate wurden in Spa entgegengenommen durch die Herren v. Hintze, 
v. Grünau, Graf Schulenburg, General Groener und, wie ich glaube, auch Herrn 
v. Hirſchfeld. In dieſen Telephongeſprächen, die gegen 11 Uhr ſtattfanden, wurden 
wir immer aufs neue vertröſtet: Eine Entſcheidung ſtände bevor, die Sache ginge 
ihren Gang. Wir ſollten nur noch etwas warten u. dgl. m. 

Der übereinſtimmende Eindruck derſelben in der Reichskanzlei war, daß die 
Dinge im Hauptquartier ſich ſo entwickelten, wie ſie ſich nach dem Vortrag der 
Oberſten Heeresleitung eigentlich naturnotwendig entwickeln mußten, das heißt, 
daß der Kaiſer abdanken würde. Nach 11 Uhr lauteten die Nachrichten beſtimmter, 
Die für mich maßgebenden Telephonmeldungen waren: Die Angelegenheit ſei 
jetzt ſachlich entſchieden, ſie ſeien jetzt bei der Formulierung, der Kaiſer hätte ſich 
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zur Abdankung entſchloſſen, wir würden in einer halben Stunde die Formulierung 
erhalten. 

Ich halte es nach den neuen Darſtellungen für ſehr möglich, daß zur Zeit 
dieſer letzten telephoniſchen Meldung bereits der „Rückfall“ des Kaiſers einge- 
treten war und dieſe Meldung mit dem oben erwähnten Telephonat des Generals 
Schulenburg identiſch iſt, das ich noch einmal hierher ſetzen will: „Eine fo wich— 
tige Entſchließung wie die Abdankung des Kaiſers könne nicht in wenigen Minuten 
gefaßt werden. Se. Majeſtät hätte ſeinen Entſchluß gefaßt. Er werde im Augen- 
blick ſchriftlich formuliert und die Reichsregierung müſſe ſich gedulden, bis die 
Erklärung etwa in einer halben Stunde in ihren Händen ſein werde.“ Selbſt 
wenn die telephoniſche Meldung genau dieſen Wortlaut gehabt hat, den Graf 
Schulenburg hier angibt, ſo konnte die Reichsregierung ſie nicht anders verſtehen 
als dahin, daß der Kaiſer den Entſchluß zur vorbehaltloſen Abdankung gefaßt 
hatte und nur die Form noch geſucht wurde. res 

Die Möglichkeit einer Sinnesänderung konnte von mir nicht in Betracht 
gezogen werden: Waren mir doch die beiden entſcheidenden Tatſachen bekannt, 
die als Grundlage für die Entſchlüſſe des Kaiſers anzuſehen waren: Das Gut⸗ 
achten der Oberſten Heeresleitung über die Haltung der Armee und die Be⸗ 
richte über die Machtverhältniſſe in Berlin. 

Ich wiederhole: Von einer Abdankung nur als Kaiſer und nicht als König 
von Preußen war in den Telephongeſprächen vom 9. November und auch 
vorher mit keiner Silbe die Rede geweſen. Graf Schulenburg hatte es ja er⸗ 
reicht, daß der Kaiſer ſeinen Befehl, den Kanzler ſofort über die neue Wen⸗ 
dung zu orientieren, zurückzog. Von politiſcher Seite aus aber konnte niemand 
von ſelbſt auf dieſen Kompromiß verfallen, der ſtaatsrechtlich ebenſo unmög⸗ 
lich wie politiſch unbillig war. Die Abdankung als Kaiſer und nicht als König 
von Preußen war unvereinbar mit der Verfaſſung. Vor allem aber richtete 
ſich die ganze revolutionäre Bewegung weit mehr gegen die Perſon des Kaiſers 
als gegen die Inſtitution. 

Die Zeit verrann, ohne daß die in Ausſicht geſtellte Formulierung eintraf. 
Telephoniſche Verbindung zu erhalten mißlang wiederholt. In der Kaiſervilla 
war das eine Telephon abgehängt, das andere beſetzt. 

Die Situation in Berlin hatte ſich immer weiter zugunſten der Revolutionäre 
entwickelt. Jeden Augenblick konnte die Abſetzung des Kaiſers durch die Straße 
proklamiert werden. Sie zu verhindern, gab es kein Machtmittel. Ihr konnte 
nur vorgebeugt werden dadurch, daß der Entſchluß zur Abdankung verkündet 
wurde. Sollte noch der geringſte Nutzeffekt zugunſten des Kaiſers und ſeines 
Hauſes eintreten, ſo mußte die Veröffentlichung ſofort erfolgen, nicht der Ab— 
ſetzung nachgeſchickt werden. Die Ankündigung der Kanzlerſchaft Ebert, der Appell 
an das Volk, durch eine verfaſſunggebende Nationalverſammlung ſeine eigene 
Staatsform ſelbſt zu beſtimmen, bot noch eine ſchwache Hoffnung, die revolutio— 
nären Energien in die legalen Bahnen des Wahlkampfes zurückzudrängen. 

Ich ſah mich vor die Wahl geſtellt, entweder abzuwarten und nichts zu 
tun, oder auf eigene Verantwortung zu handeln. 

Ich wußte, daß ich formell nicht berechtigt war, ohne Einverſtändniser⸗ 
klärung des Kaiſers die Veröffentlichung vorzunehmen, aber ich hielt es für 
meine Pflicht, den Entſchluß des Kaiſers bekanntzugeben, ſolange es noch 
einen Sinn hatte. 
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Ich war mir der Schwere der Verantwortung voll bewußt, als ich dem Wolff— 
ſchen Telegraphenbureau die nachſtehende Erklärung zugehen ließ: 

„Der Kaiſer und König hat ſich entſchloſſen, dem Throne zu entſagen. Der 
Reichskanzler bleibt noch ſo lange im Amte, bis die mit der Abdankung des Kaiſers, 
dem Thronverzicht des Kronprinzen des Deutſchen Reiches und von Preußen 
und der Einſetzung der Regentſchaft verbundenen Fragen geregelt find. Er beab— 
ſichtigt, dem Regenten den Abgeordneten Ebert zum Reichskanzler und die Vor— 
lage eines Geſetzentwurfes wegen der ſofortigen Ausſchreibung allgemeiner Wahlen 
für eine verfaſſunggebende deutſche Nationalverſammlung vorzuſchlagen, der es 
obliegen würde, die künftige Staatsform des deutſchen Volkes einſchließlich der 
Volksteile, die ihren Eintritt in die Reichsgrenzen wünſchen ſollten, endgültig 
feſtzuſtellen.“ 

Es war der letzte verzweifelte Verſuch, den Umſturz zu verhindern und der 
Kriſis eine verfaſſungsmäßige Löſung zu geben. 

Er ſcheiterte, weil er zu ſpät kam. 

Noch am 8. November, vielleicht auch am 9. ganz früh, hätte die Ab— 
dankung des Kaiſers und der Aufruf zur Nationalverſammlung möglicher— 
weiſe die Dynaſtie, zum mindeſten die legale Entwicklung retten können. Die 
Verantwortung dafür, daß dieſe rettende Tat unterblieb, tragen in erſter Linie 
diejenigen, 

die unter Angabe militäriſcher Gründe den Kaiſer veranlaßten, am 
29. Oktober ins Hauptquartier zu reiſen und ihn dadurch der politiſchen 
Aufklärung in der Abdankungsfrage entzogen; 

die dieſe Reiſe hinter meinem Rücken vorbereitet und dadurch ein wirk⸗ 
ſames Veto der Reichsleitung verhinderten; 

die den Kaiſer bis zum 9. November in Unkenntnis über die wahre 

Stimmung der Truppen hielten und am 9. November ſich gezwungen 

ſahen, einzugeſtehen, daß die Armee nicht in der Lage war, den Kaiſer 

zu ſchützen. 
gez. Prinz Max von Baden. 


Ein Junkerurteil über Wilhelm II. 

In einem Flugblatt, in dem ſich geſunder Menſchenverſtand mit veralteten 
Anſchauungen ſeltſam miſcht, führt Gerhard v. Bredow, Rittergutsbeſitzer auf 
Bredow (Oſthavelland) u. a. über Wilhelm dem Letzten folgendes aus: 

An dieſen geiſtig unnormalen Menſchen hängte ſich leider die königstreue 
konſervative Partei und hat dadurch zum großen Teil den Sturz der Monarchie 
verſchuldet; denn jetzt nach 30 Jahren Regierung eines vom Größenwahn befal⸗ 
lenen Menſchen konnte ſie nicht mehr vom Volke erwarten, daß es in Erinnerung 
an die Ara Bismarck monarchiſch blieb. Wäre Wilhelm II., wie es richtig war 
und von vielen auf Grund von ärztlichen Gutachten befürwortet wurde, vor 
Jahrzehnten unter Kuratel geſtellt, jo dächten wohl heute viele, die begeiſterte 
Republikaner find, nicht an die Republik . . . Können die Führer der konſerva— 
tiven Partei, die aus Scheu vor dem Träger der Krone nicht wagten, einen un⸗ 
normalen Menſchen von der Regierung zu entfernen, ſich wundern, daß einige 
tauſend Menſchen, die durch den Krieg ſchwer gelitten haben, ſich hinter Lieb⸗ 
knecht ſtellen, einen Menſchen, der ebenſo wie Wilhelm II. in eine Anſtalt ge⸗ 
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hört? Beide beſtechen durch oberflächliches ſchnelles Auffaſſen, und wäre nicht 
der eine auf dem Throne geboren, wer weiß, ob ſie nicht Schulter an Schulter 
gefochten hätten. 


Wilhelm II. als Ratgeber des Zaren. 


Eine Veröffentlichung der „Nordd. Allg. Ztg.“ hat der Welt bereits Kunde 
davon gegeben, daß Wilhelm II. dem Zaren Nikolaus während des ruſſiſch-japa⸗ 
niſchen Krieges wiederholt briefliche Ratſchläge erteilt hat. So hat er dem Zaren 
im Jahre 1906 geraten, das Odium des ſchlechten Friedens von ſich auf das Parla 
ment abzuwälzen, indem er dieſen der neugebildeten Duma zur Annahme vor 
legte. Aber auch ſchon in früheren Stadien des Krieges hat Wilhelm II. Nikolaus 
ſeine Ratſchläge erteilt, wie ein aus dem Jahre 1905 datierter, in engliſcher Sprache 
abgefaßter Brief beweiſt, deſſen Wortlaut jetzt durch die ruſſiſche Revolution be— 
kannt wird. Der Brief iſt ſo umfangreich (zirka 400 Zeilen), daß wir nur einige 
Hauptſtellen im Wortlaut wiedergeben können und den übrigen Inhalt ſkizzieren 
müſſen. 

Der Brief, der die Anrede „Liebſter Niki“ führt, geht von dem Attentat 
auf den Großfürſten Sergius aus. Der Kaiſer ſagt: „Dieſe Schufte von An⸗ 
archijten haben eine dunkle und gemeine Tat begangen ... Ich kann nicht glauben, 
daß dieſe Teufel aus den Reihen Deiner Untertanen hervorgegangen ſeien. Es 
ſind ſicher Ausländer aus Genf.“ Hieran anknüpfend, entwickelt der Kaiſer dem 
Zaren die „europäiſche Meinung“, die ſich übereinſtimmend über die Verhältniſſe 
in Rußland gebildet habe. In das Gewand dieſer „europäiſchen Meinung“ ſind 
dann auch die folgenden Ratſchläge gekleidet, ſo daß dem Zaren die Meinung 
ſeines fürſtlichen Beraters gleichſam als der Standpunkt der geſamten europäiſchen 
Offentlichkeit dargelegt wird. Da heißt es u. a.: 

„Das Reſumee aller dieſer „on dit“ (wörtlich: Man ſagt — gemeint iſt 
eben die öffentliche Meinung Europas) iſt folgendes: „Das Regime Mirſkys 
hat der Preſſe allzu plötzlich viel größere Freiheit gewährt als früher, und 
hat die Zügel, die Pleve ſo ſtraff hielt, allzu ſchnell gelockert.“ 

Daher ſei die Ehrfurcht vor der abſoluten Regierung gemindert worden, wie 
aus einer Reihe von Briefen an den Zaren hervorgehe, und dem Zaren wird der 
Rat erteilt, dieſe Ehrfurcht wieder herzuſtellen. Bei den Leuten habe ſich die 
Überzeugung gebildet, daß ſie vor das Schloß des Zaren hintreten und ihm ihre 
Wünſche vortragen können: 

Deshalb wird die Meinung geäußert, daß es nützlich ſein würde, wenn 
der Zar einige von ihnen, die ein von Truppen umgebenes Viereck bilden 
würden, vor dem Schloß empfangen und ihnen vom Balkon eine Anſprache 
halten würde. Er müßte dabei von der Geiſtlichkeit im Ornat und mit Kreuzen 
und von ſeinem Gefolge umgeben ſein und zu den Leuten wie ein Vater 
ſprechen. Das müßte geſchehen, bevor die bewaffnete Gewalt zu Worte 
käme. Es würde ſehr möglich ſein, auf dieſe Weiſe ein Blutvergießen zu 
vermeiden, oder wenigſtens ſeinen Umfang zu mindern. 

Der Kaiſer meint, daß eine ſolche Rede vom Balkon bis in die entlegenſten 
Gegenden des Reiches ertönen und „eine unzweifelhafte Niederlage der Dema— 
gogen und Agitatoren“ bedeuten würde. — In folgendem ſetzt der Kaiſer dem 
Zaren in der Form ſchonend, in der Sache ſehr beſtimmt auseinander, daß der 
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japaniſche Krieg unpopulär ſei, und da die Verantwortlichkeit für die Nieder— 
lagen dem Herrſcher zugeſchoben werde, zu der Unpopularität des Herrſchers 


und 


ſeiner Dynaſtie beitrage: 

In Europa ſind alle gleichſam durch ein ſtillſchweigendes Übereinkommen 
in dem Punkte einig, daß der Zar perſönlich für den Krieg verantwortlich 
iſt. Der Anfang des Krieges, das Unerwartete des plötzlichen Überfalles, 
die offenbar unzureichende Vorbereitung, all das iſt, wie man ſagt, ſeine 
Schuld. Man ſagt, daß Tauſende von Familien, die ihre Männer durch 
den Krieg verloren haben, für das Blut dieſer den Zaren verantwortlich 
machen und ihre Klagen vor ſeinen Thron vorbringen. 

Der Kaiſer ſetzt dem Zaren auseinander, daß ein populärer Krieg für den 


Herrſcher leicht zu ertragen ſei. „Die Verantwortung für eine unpopuläre Sache 
iſt aber ganz etwas anderes.“ Und dieſer Krieg ſei in allen Klaſſen Rußlands 
unpopulär, ſelbſt bei den Offizieren, hauptſächlich wegen der Mißerfolge der rujfi- 
ſchen Waffen. 


das 
Der 


Im Reſultat dieſer Überlegungen fängt das Publikum an anzudeuten, 
der Zar könne ſelbſt das Oberkommando übernehmen und ſich an die Spitze 
der Truppen ſtellen. . . . Sowohl das europäiſche Publikum, als auch die 
ruſſiſche Nation blickt inſtinktiv auf den Zaren und erwartet, daß er hervor— 
treten und ſein großes Werk hoheitsvoll vollbringen wird. Man erwartet 
von ihm, er möge allen zeigen, daß er, der Selbſtherrſcher ſeines Volkes, 
bereit iſt, deſſen Sorgen und Qualen zu teilen, ſoweit es in ſeiner Macht 
ſteht. Dieſe allgemeine Erwartung hat jemand ſehr geſchickt in folgenden 
Worten ausgedrückt (das Folgende im Urtext franzöſiſch): Der Zar muß 
eine große Tat vollbringen, um ſeine Macht aufs neue zu ſtärken und ſeine 
bedrohte Dynaſtie zu retten. Er muß mit ſeiner Perſon bezahlen (il faut 
qu'il paye de sa personne). 

Im folgenden wird dann wieder die Idee einer feierlichen Proklamation an 
Volk mit allem Pomp erörtert, die vom Moskauer Kreml aus erfolgen ſoll. 
Zar folle nach Moskau fahren, den Adel und die Nobilität in ſeinem präch⸗ 


tigen Palaſt verſammeln und ſich mit einer Rede an ſie wenden: 


Man könnte mit einem Tadel für die veröffentlichten Briefe für die an 
den Zaren gerichteten Schriftſtücke beginnen und ſagen, das ſei eine ſchlechte 
Sitte, die nicht wiederholt werden ſolle. Dann müßten die Reformen, die 
der Zar ſelbſt für ſein Volk nützlich findet, erklärt werden, keinerlei Ver⸗ 
ſprechungen allgemeiner geſetzgebender Verſammlungen, keine Konſti⸗ 
tuante, keinerlei Nationalkonvente, ſondern einfach ein „Habeas corpus 
Akt“ und die Erweiterung der Kompetenzen des Staatsrats. Keinerlei 


Verſammlungs⸗ oder Preſſefreiheit und der ſtrengſte Befehl an alle Zen⸗ 


ſoren, in Zukunft alle Anfeindungen zu vermeiden. Dann muß der Zar 
ſeinen Untertanen ſeinen Willen in bezug auf die Armee kundtun, falls er 
es für möglich und notwendig hält, ſelbſt am Feldzug teilzunehmen ... Nach⸗ 
her muß der Zar, umgeben von ſeiner Geiſtlichkeit mit Kirchenbannern, Kreuzen, 
Weihrauch und Heiligenbildern, auf den Balkon treten und die eben gehaltene 
Rede ſchon als Manifeſt an ſeine treuen Untertanen halten, die unten im 
Hofe verſammelt von den geſchloſſenen Reihen der Truppen mit auf⸗ 
gepflanztem Seitengewehr und blankem Säbel umgeben ſein miiffen ... 


Dann wird das ganze tiefgerührte Volk Dir begeiftert zujubeln, auf die 
Knie fallen und für Dich beten.“ 
Nach den geſtern gefaßten Beſchlüſſen des Reichstages hätte künftig für einen 


derartigen Brief des Kaiſers der Reichskanzler die Verantwortung zu über⸗ 


nehmen. 


* 1 * 


„Neue Wiener Tageblatt“ Nr. 112 veröffentlicht folgende Außerungen Wil 


helms II., welche der „Kommiſſion zur Erhebung der Anklage gegen die am Welt— 
krieg Schuldigen“ als Unterlage zur Anklage dienen: 


8* 


Dieſe Außerungen ſind folgende: 
1. „Wenn ich will, rücke ich in Frankreich ein. England kann ſich gegen 
uns erheben und Hamburg devaſtieren. Ich aber werde in Paris dieſe 


Angelegenheit regeln.“ Geäußert zu Herrn Zorn v. Bulach, geweſener 


. für Elſaß⸗Lothringen im Jahre 1905. 

„Sie haben geſehen, meine Herren, welche Stellung wir in der Welt 
einnehmen. Alſo mit fertig geſtellter Munition, mit geſchärftem Säbel, 
mit den Augen zum Ziel rufen wir: Nieder mit den Peſſimiſten.“ Auße⸗ 
rung geſprochen bei der Enthüllung des Moltkemonuments am 26. Oktober 
1905. 

3. „Es können alle gegen uns kommen. Wir ſind bereit.“ Geäußert 
in Döberitz am 13. Juli 1908. 

4. „Wir müſſen die Ergebniſſe des Krieges kultivieren und unſere Be⸗ 
waffnung fortſetzen. Ich fühle mich als Waffe Gottes, und ohne mich 
weiter zu kümmern, gehe ich meinen Weg.“ Geſprochen in Königsberg, 
25. Auguſt 1908. 

5. „Erobert Paris oder ſterbet alle!“ Truppenbefehl am 30. Auguſt 
1914. 

6. „Ich bin ein Inſtrument des Allerhöchſten! Ich bin ſein Schwert 
und ſein Geſandter auf Erden! Unheil und Tod allen, die meine Miſſion 
nicht anerkennen wollen! Vernichtung allen Feinden des Deutſchen Nei: 
ches.“ Manifeſt an die Oſttruppen im September 1914. 

7. „Wenn ihr gezwungen werden ſolltet Polen zu räumen, ſchonet keine 
Stadt und kein Haus! Macht alles zu Aſche unter euren Füßen.“ Manifeſt 
an die Oſttruppen im Januar 1915. 

8. „Frankreich war ſtets meine Sorge! Es iſt dem Untergange preis— 
gegeben!“ Außerungen zu der Sozialiſtendeputation am 12. Oktober 1915. 

9. „Nach dieſem Kriege werde ich keine Vorſchriften ſeitens der Ver⸗ 
einigten Staaten anerkennen.“ Außerung zum amerikaniſchen Geſandten 
Gerard im Oktober 1916. 

10. „Die eiſerne Fauſt Deutſchlands wird Dir Deine Krone wieder auf⸗ 
ſetzen und niemand wird imſtande ſein, dieſe Dir noch einmal wegzu⸗ 
nehmen. Die Waffen Deutſchlands und die ſeiner Verbündeten werden 
Dich rächen an denjenigen, die es gewagt haben, die Hand gegen Dich 
zu erheben!“ Telegramm an König Konſtantin von Griechenland im Juni 
1917. 

11. „Ich habe Frankreich vernichtet geſehen und habe gleich geſehen, 
wovon unſer Vaterland verſchont geblieben iſt. Wer ſeine Seele ſchwach 
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fühlt, ſoll ſich dieſe Devaſtierungen anſehen. Dann wird er ſich nicht mehr 
zu beklagen haben und mit dem Schickſal zufrieden ſein!“ Geäußert im 
Gemeinderat von Aix-la-Chapelle am 15. Mai 1918. 


Die Forderungen der Mehrheitsſozialiſten. 


Die Parteileitung der ſozialdemokratiſchen Partei hat geſtern noch ein⸗ 
mal die Geſamtlage beſprochen und iſt zu folgendem Beſchluſſe gekommen. 
Es ſollen die Mitglieder des Parteivorſtandes Ebert und Scheidemann be⸗ 
auftragt werden, dem Kanzler folgendes zu erklären: 

Die ſozialdemokratiſche Partei fordert, daß 

1. die Verſammlungsverbote für die geſtrigen Verſammlungen aufge⸗ 
hoben werden, 

2. Polizei und Militär zu äußerſter Zurückhaltung angehalten werden, 

3. die preußiſche Regierung ſofort im Sinne der Reichstagsmehrheit um⸗ 
geſtaltet wird, 

4. der ſozialdemokratiſche Einfluß in der Reichsregierung verſtärkt wird, 

5. die Abdankung des Kaiſers und der Thronverzicht des Kronprinzen 
bis heute mittag bewirkt werden. 

Werden dieſe Forderungen nicht erfüllt, ſo tritt die Sozialdemokratie 
aus der Regierung aus. Gleichzeitig ergeht eine neue Mahnung an die Arbeiter 
zur Beſonnenheit. Weitere Nachrichten ſollen bis heute nachmittag abge⸗ 
wartet werden. 

Dieſer Beſchluß der Parteileitung wurde von der geſtern tagenden Frak⸗ 
tionsſitzung der Sozialdemokratie einſtimmig gutgeheißen. 

Die obige Erklärung der ſozialdemokratiſchen Parteileitung wurde geſtern 
nachmittag kurz nach 5 Uhr dem Reichskanzler Prinz Max zugeſtellt. 

Dieſe Forderungen der Mehrheitsſozialiſten wurden im Laufe des geſtrigen 
Abends in einem Flugblatte der Berliner Bevölkerung bekannt gegeben. Es 
wurde in dem Flugblatte zur Beſonnenheit ermahnt. Weitere Mitteilungen 
würden im Laufe des Freitagnachmittags gemacht werden. 


Einberufung der nach Groß⸗Berlin beurlaubten Offiziere. 
Ein Befehl des Oberkommandos. 


Amtlich. Berlin, 7. November. 

Das Oberkommando erläßt folgenden Befehl: 

„Sämtliche in Groß⸗Berlin auf Urlaub befindliche Offiziere haben ſich 
am Freitag, den 8. November, 12 Uhr mittags — ſoweit möglich feldmarſch⸗ 
mäßig ausgerüſtet — auf der Kommandantur, Berlin C. 2, Schinkelplatz 6, 
Abteilung 5, zu melden.“ 

Oberkommando in den Marken. 


Wie die „Sozialiſtiſche Korreſpondenz“ zu dem Befehl erfährt, iſt der geſtern 
früh veröffentlichte Aufruf des Oberkommandierenden in den Marken, der die 
Bildung von Soldaten- und Arbeiterräten verbietet, ohne Wiſſen der Reichs⸗ 
regierung erfolgt. Auch das Verbot der für geſtern abend einberufenen Verſamm⸗ 
lungen der Unabhängigen Sozialdemokratie zum Gedenktag der ruſſiſchen Revolu⸗ 
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tion wird von der Regierung nicht gebilligt. Es waren Beſtrebungen im Gange, 
das Verbot rückgängig zu machen. 


Die Ruhe in Berlin nicht geſtört. 
Nach dem Bericht des „Berliner Tageblatt“. 


Die Hamburg — Berliner Eiſenbahnſtrecke iſt bis Hagenau⸗Land im Beſitze 
der Demonſtranten. Im Laufe des geſtrigen Nachmittags und des Abends trafen 
in Berlin kleinere Kolonnen von Matroſen und anderen Truppen aus Hamburg 
ein. Sie wurden auf dem Lehrter Bahnhof von den militäriſchen Wachtmann⸗ 
ſchaften in Empfang genommen und in den Moabiter Kaſernen eingeliefert. Die 
Mannſchaften folgten willig, ohne Widerſtand zu leiſten. Als jedoch ein Trupp 
von 250 Mann in der Kaſerne des 4. Gardefeldartillerieregiments von einem 
Offizier hart angefahren wurde, entfernten ſich die Matroſen bis auf 70 Mann 
in die Stadt. Die Truppen des 4. Feldartillerieregiments, die ſie aufhalten ſollten, 
leiſteten zum Teil paſſiven Widerſtand. Die Militärverwaltung hat angeordnet, 
daß Rüſtungswerke und Induſtriewerke nicht militäriſch geſchützt werden ſollen. 
Die Gas⸗ und Elektrizitätswerke der Stadt ſowie die Waſſerwerke find nur mit 
kleineren Militärwachpoſten bis zu 15 Mann Stärke beſetzt. Die Kaſernements 
des Moabiter Stadtviertels wurden geſtern in den ſpäten Nachmittagsſtunden 
militäriſch geſperrt. 

Die auch von uns gebrachte Nachricht, daß die angekündigten fünf Verſamm— 
lungen der Unabhängigen Sozialdemokraten polizeilich verboten worden ſeien, 
ſcheint nur zum Teil bekannt geworden zu ſein. Es hatten ſich infolgedeſſen geſtern 
gegen ½8 Uhr in den Verſammlungslokalen, Habels Brauerei in der Bergmann— 
ſtraße, der Königsbank in der Großen Frankfurter Straße, in den Pharusſälen 
in der Müllerſtraße ſowie in den Sälen zu Neukölln und Lichtenberg, größere 
Menſchenmengen eingefunden. Gegen 8 Uhr abends teilten die Einberufer den 
Verſammelten das polizeiliche Verbot mit und warnten vor Ausſchreitungen 
und Aufzügen durch die Stadt. Die Menge verließ hierauf überall in voll⸗ 
kommener Ruhe die Verſammlungslokale. Es iſt, ſo viel wir hören, zu keinen 
Ausſchreitungen gekommen. Die Polizei und die Garniſon war übrigens geſtern 
abend in ganz Berlin konſigniert. An den Hauptverkehrspunkten waren ſtarke 
Schutzmannspoſten zu Fuß und zu Pferde aufgeſtellt, die aber nirgends in Tätig— 
keit zu treten brauchten. 

In der Frankfurter Allee fanden geſtern Abend in der zehnten Abendſtunde 
große Anſammlungen ſtatt; es handelte ſich offenbar um Perſonen, die von einem 
Verſammlungslokal unverrichteter Sache abgezogen waren. Die Menge wurde 
von Schutzleuten zerſtreut, ohne daß es zu Zuſammenſtößen kam. 

In der Nacht zu heute wurde auch der geſamte Fernſprechverkehr von Berlin 
nach auswärts geſperrt. 

Noch vor Schluß einer Verſammlung der Zentralſtelle für Völkerrecht kam 
es auf dem Alexanderplatz zu einem Zuſammenſtoß zwiſchen Demonſtranten 
und der Polizei. Mehrere Hundert junge Leute hatten ſich angeſammelt und 
folgten den Weiſungen der Schutzleute, auseinanderzugehen, nicht. Bald war 
aber ein Polizeiaufgebot von etwa 50 Mann zur Stelle. Alle waren mit Re— 
volver und Karabiner bewaffnet. Nun wurden die Demonſtranten in die Prenz— 
lauer Straße gedrängt und von reitenden Schutzleuten auseinandergetrieben. 
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Berlin vom Fernverkehr faſt gänzlich abgeſchloſſen. 


Wegen der Vorgänge in Hannover und in den norddeutſchen Seeſtädten 
wurde auf Verfügung der Berliner Eiſenbahnbehörden der Verkehr auf allen 
nach Norden und Weſten führenden Linien faſt gänzlich eingeſtellt. Auf dem Stet: 
tiner Bahnhof verkehren nur die Perſonenzüge nach Eberswalde und Neu⸗ 
ſtrelitz. In Richtung Danzig verkehrt nur mehr der Zug D 13. In der Richtung 
Hannover und Köln iſt der Verkehr gänzlich eingeſtellt, nur die Perſonen⸗ 
züge 202 und 204 ſind aufrechterhalten. Der Verkehr in Richtung Magdeburg 
iſt vollſtändig aufgehoben. Hingegen iſt die Linie nach Güſten noch im Be— 
triebe. Im Laufe des morgigen Tages iſt mit weiteren Verkehrsbeſchränkungen 
zu rechnen. 


Die Unruhen in den norddeutſchen Seeſtädten. 
Amtlich. Berlin, 7. November, abends. 


Von zuſtändiger Stelle wird über die Lage in den nördlichen Provinzen 
folgendes mitgeteilt: 

Die Unruhen haben ſich auf einige weitere Orte ausgedehnt. In Bremen 
wurden auf dem Marktplatz von einem Unabhängigen Sozialiſten, der vor 
wenigen Tagen aus dem Gefängnis entlaſſen worden war, und von einigen Militär⸗ 
perſonen Reden gehalten, die zur Bildung einer ſozialiſtiſchen Republik und eines 
Arbeiter- und Soldatenrates aufforderten. Der Befreiung von Militärgefangenen 
ſchloß ſich die Offnung auch der Zivilgefängniſſe an. In den großen Werken 
iſt alles ruhig, auf den Straßen herrſcht Ordnung, Zwiſchenfälle ſind bisher nicht 
gemeldet. Für den Abend wurde in einer Verſammlung Liebknecht als Redner 
erwartet. In einer Sitzung der Bürgerſchaft ſtand ein ſozialdemokratiſcher An— 
trag auf Einführung des gleichen direkten Wahlrechts zur Erörterung. Der Senat 
ſoll ſich ſeine Entſcheidung vorbehalten haben. 

Aus Hamburg wird gemeldet: Das Zentralbureau des Arbeiter- und Sol— 
datenrates teilt folgendes mit: Sämtliche Amtsgebäude und militäriſchen Ge 
bäude ſind beſetzt, die Nahrungsmittelmagazine werden bewacht. Plünderer 
werden mit fofo rtigem Erſchießen beſtraft. Zurzeit finden Verhandlungen mit 
dem Senat ſtatt. Der Zugverkehr iſt bis auf zwei Züge eingeſtellt. Poſt und Tele 
graphenamt waren bis zur Stunde nicht beſetzt. Die Leitung der Bewegung 
erließ einen Aufruf an die Bevölkerung, Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten. 
Nach vorliegenden Nachrichten iſt dies indes nicht gelungen. Es hat Ausſchrei⸗ 
tungen gegeben. Kleinere Truppenkörper, die ſich verteidigten, wurden durch 
die Maſſen der Aufſtändiſchen gewaltſam gezwungen, ihnen Gefolgſchaft zu leiſten. 
An mehreren Stellen der Stadt ſind Mißhandlungen und Morde vorgekommen. 
Unter anderem drangen Aufſtändiſche in eine Wohnung der Lincolnſtraße, aus der 
auf herumziehende Soldaten geſchoſſen ſein ſollte, und töteten zwei Frauen als 
angeblich Schuldige, indem ſie ihnen die Kehle durchſchnitten. Wahrſcheinlich 
werden alle Theater und Reſtaurants vom 7. November ab geſchloſſen. Die ganze 
Nacht vom 6. zum 7. November fielen in verſchiedenen Gegenden der Stadt ver— 
einzelte Schüſſe. Das „Hamburger Echo“, das jetzt als Organ der Aufſtändiſchen 
unter dem Titel „Die rote Fahne“ erſcheint, veröffentlicht folgende Bekannt⸗ 
machung an die Bevölkerung Hamburgs und Altonas: Alle Zivilperſonen müſſen 
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von heute 7. November ab um 6 Uhr abends von der Straße fein. Jede Zivil⸗ 
perſon, die ſich in der Zeit von 6 Uhr abends bis 7 Uhr morgens auf der Straße 
aufhält, wird erſchoſſen. 

In Cuxhaven iſt es zu keinen ernſteren Unruhen oder Ausſchreitungen ge— 
kommen. 

In Kiel iſt der Stadtkommandant, Kapitän zur See Heine, in der Nacht vom 
5. zum 6. November von einer Patrouille, die Befehl hatte, ihn abzuführen, er— 
ſchoſſen worden, da er ſich angeblich dieſem Befehl widerſetzte. Eine einheit— 
liche politiſche Tendenz, die der Bewegung zugrunde liegen würde, iſt nirgends 
zutage getreten. 

Hannover, 7. November. 

In Hannover iſt es ebenfalls zu Straßendemonſtrationen gekommen, die 
jedoch zu ernſten Ausſchreitungen nicht geführt haben. Die Bewegung iſt von den 
Arbeitern der großen Waggonfabrik ausgegangen; die Arbeiter vieler großer 
Betriebe hatten ſich angeſchloſſen. Nachdem ein Arbeiterrat gebildet worden war, 
ſchritt man auch zur Bildung eines Soldatenrates. An einzelnen Stellen der Stadt 
wehe die rote Fahne, es ſcheint jedoch nicht, daß die Aufſtändiſchen ſo vollſtändig 
Herren der Lage ſind wie etwa in Kiel und Lübeck. 


Oldenburg, 7. November. 

Auf Veranlaſſung von Marineangehörigen aus Wilhelmshaven und Ahl⸗ 
horn hat ſich heute hier ein Soldatenrat gebildet. Landtagsabgeordneter Meyer⸗ 
Wilhelmshaven forderte in der Verſammlung den Rücktritt des Kaiſers und Ab⸗ 
dankung des Großherzogs. Im übrigen ſtellte ſich der Soldatenrat mit ſeinen 
Forderungen auf das von den auswärtigen Soldatenräten aufgeſtellte Programm. 
Die Verſammlung verlief im ganzen ruhig. Ebenſo vollzog ſich ein von etwa 
2000 Soldaten veranſtalteter Umzug durch die Straßen, der ſeinen Ausgang vom 
Schloß aus nahm. Der Großherzog hatte kurz vorher das Schloß verlaſſen. Die 
Militärarreſtanten wurden, mit Ausnahme der Schwerverbrecher, befreit. 


Chemnitz, 7. November. 
Laut „Chemnitzer Volksſtimme“ iſt der Chefredakteur der „Volksſtimme“, 
Reichstagsabgeordneter Nosle, der Vorſitzende des Arbeiter- und Soldatenrats in 
Kiel, vom Arbeiter- und Soldatenrat zum Gouverneur von Kiel beſtimmt worden. 


Große Kundgebungen in München. 
München, 7. November. 

Heute nachmittag fand zu Füßen der Bavaria auf der weit ausgedehnten 
Thereſienwieſe eine Maſſendemonſtration der Münchener Bevölkerung ſtatt. Zu 
dieſer Veranſtaltung hatten ſich Sozialdemokraten und Unabhängige zu einem 
Aktionsprogramm vereint. Alle Betriebe, außer denen des Verkehrs, ruhten 
von mittag an. Alle Geſchäfte hatten geſchloſſen. Schon von 1 Uhr ab ſtrömten 
ungeheuere Mengen Volkes hinaus auf die Wieſe, die früher nur Feſte und Heiter— 
keit geſehen und nun der Schauplatz eines ernſten Schauſpiels wurde. Unab— 
ſehbar rückten die Arbeiterbataillone der verſchiedenen Betriebe an. Männer 
wie Frauen. Um 3 Uhr war der rieſige Platz von Zehntauſenden beſetzt. Ein 
ſehr großer Teil der Münchener Bürgerſchaft hatte ſich mit der geſamten Arbeiter 
ſchaft gleichfalls eingefunden. Vor den Maſſen an dieſer und jener Stelle ſprachen 
dann die Redner der Sozialdemokraten und der Unabhängigen, Abgeordneter 
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Auer, Kurt Eisner und andere. Durch Handerheben und brauſende Rufe wurde 
folgendes Programm angenommen: Sofortiger Rücktritt des Kaiſers und Thron⸗ 
verzicht des Thronfolgers. Vereidigung des deutſchen Heeres auf die Verfaſſung. 
Beſeitigung aller Verfaſſungsbeſtimmungen, die der Freiheit des geſamten deut— 
ſchen Volkes noch entgegenſtehen und Einführung von Verfaſſungsbeſtimmungen, 
die den Ausbau Deutſchlands zu einem demokratiſchen Staate gewährleiſten. Aus 
ſchaltung aller reaktionären Elemente aus der politiſchen Verwaltung und völlige 
Demokratiſierung der Verwaltungsorganiſation. Sofortige Ergreifung aller Maß— 
nahmen, )welche die Ordnung, Sicherheit und Ruhe bei der Heimbeförderung 
der Truppen verbürgen. Schaffung wirkſamſter Garantien für das Beſchwerde— 
recht. Umfaſſende ſoziale und Fürſorgemaßnahmen für die Notleidenden. Arbeits— 
loſenverſicherung und achtſtündiger Arbeitstag. Die nationale Verteidigung wurde 
einſtimmig abgelehnt. Dieſe Reſolution wird ſofort von der Parteileitung der 
bayeriſchen Regierung und der Reichsregierung übermittelt werden. 

Unter Muſik und Rufen begann der größte Teil und die geordneten Bataillone 
der Organiſationen den Umzug durch die Stadt. Rote Fahnen und Plakate wurden 
vorangetragen. Sie enthielten beiſpielsweiſe folgende Aufſchriften: „Wir wollen 
den Frieden“, „Freiheit der Völker, wir wollen keine Sklaven“, „Wir wollen 
Freie ſein und keine Knechte“. Eine Reihe von Plakaten enthielten die Aufſchrift: 
„Nieder mit den Hohenzollern! Nieder mit der Dynaſtie!“ Während ſich der Zug 
der Verbände zum Stadtinnern bewegte, hielten die Mitglieder der Unabhängigen 
noch Anſprachen, die zu ſofortiger revolutionärer Tat aufforderten. Der Demon— 
ſtrationszug ſelber dehnte ſich ſtundenlang hin, ſo groß war die Zahl der Teilnehmer. 
Vor dem Reſidenzſchloß kam es zu erregten Anſprachen unter immer ſich ſteigern— 
den Rufen wie „Nieder mit dem Kaiſer!“ „Nieder mit dem König!“ Obwohl 
die Münchener Garniſonſoldaten ſtrenge Order erhalten hatten, in den Kaſernen 
zu bleiben, ſchloſſen ſich doch Soldaten, offenbar Urlauber, den Umzügen an. 

Im Anſchluß an die Maſſendemonſtration haben revolutionäre und unorgani- 
ſierte Elemente die Führung an ſich zu reißen unternommen. Die Situation 
it ſpät abends bedrohlich und ernſt geworden. Die Maſſen find gemeinſam mit 
Soldaten von Kaſerne zu Kaſerne gezogen und haben ſich mit den Soldaten ver⸗ 
einigt. Arbeiter und Soldaten ſind im Maltheſerbräu zuſammengekommen, um 
über das zu beſchließen, was noch dieſe Nacht von ihrer Seite zu geſchehen habe. 

* * * 

Der Kaiſer iſt telegraphiſch über die Lage, insbeſondere auch über die 
Forderungen der Sozialdemokraten, unterrichtet worden. Eine Antwort iſt 
bisher noch nicht eingetroffen. 


* * 
* 
Reichskanzler Prinz Max von Baden hat ſeinen Rücktritt angeboten. 
* * * 


Der Reichskanzler iſt, entgegen anders lautenden Blättermeldungen, nicht 


ins Große Hauptquartier gefahren, ſondern weilt in Berlin. 
* * 


Das Kriegskabinett trat heute vormittag zu einer Sitzung zuſammen. 


»Die Stellung des Staatsſekretärs Gröber iſt erſchüttert, weil er die Zu⸗ 
ſtimmung zu dem Verbot der Verſammlung am Donnerstag abend gegeben hatte. 


* Siehe Seite 92. 
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Initiativantrag der Mehrheitsparteien. 
Das gleiche Wahlrecht für Männer und Frauen in allen Bundesſtaaten. 


Die Mehrheitsparteien des Reichstages haben ſich geeinigt, in der nächſten 
Reichstagsſitzung folgenden Initiativantrag einzubringen: 

„Die Wahlen zum Reichstag und zu den Volksvertretungen aller Bundes⸗ 
ftaaten finden nach dem geheimen, gleichen und unmittelbaren Wahlrecht, nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl ſtatt. Wahlberechtigt iſt ohne Unter⸗ 
ſchied des Geſchlechts, wer das 24. Lebensjahr vollendet hat. Die Zugehörig⸗ 
keit zur Volksvertretung geht nicht dadurch verloren, daß der Abgeordnete 
ein Amt annimmt oder in ein anderes Amt eintritt.“ 

Das gleiche Wahlrecht einſchließlich des Frauenwahlrechts wird alſo auf dem 
Wege der Reichsgeſetzgebung in allen Bundesſtaaten eingeführt. Die preußiſche 
Verfaſſungsreform iſt dadurch vorläufig erledigt. Es kann ſich in Preußen 
nur noch um einzelne Geſetzgebungsakte handeln, welche die Einführung des Pro— 
portionalwahlrechts und die Einteilung der Wahlkreiſe betreffen. Dieſe Ausfüh 
rungsbeſtimmungen laſſen ſich raſch erledigen, weil ſie nicht an die Bedingungen 
der Verfaſſungsänderung geknüpft ſind. 


Rücktritt des preußiſchen Miniſteriums. 
Zuſammenſetzung des neuen Kabinetts. 


Der Initiativantrag der Mehrheitsparteien hat auch das preußiſche Staats⸗ 
miniſterium beſchäftigt. Das Miniſterium Friedberg wird zurücktreten und 
Friedberg mit der Neubildung des Miniſteriums betraut werden. Das Mini⸗ 
ſterium wird aus je zwei Vertretern der Mehrheitsparteien beſtehen. Die 
jetzigen Miniſter Spahn und Fiſchbeck werden auch in der neuen Regierung bleiben 
Die Sozialdemokratie erhält ein neugebildetes Miniſterium für Wohlfahrts⸗ 
pflege und einen Miniſter ohne Portefeuille. 

Staatsſekretär Bauer plant die Einbringung eines Geſetzentwurfs, der unter 
Aufhebung der Geſindeordnungen den, Landarbeitern das Koalitionsrecht gibt. 


Fraktionsſitzungen im Reichstage. 


Im Reichstag hielten heute die Fraktionen der Fortſchrittler, des Zentrums 
und der Nationalliberalen Sitzungen ab. Die Zentrumsfraktion tagte von früh 
9 Uhr an. Um 11 Uhr wurden die Beratungen wegen der Zuſammenkunft des 
interfraktionellen Ausſchuſſes auf Nachmittag 3 Uhr vertagt. Das Zentrum 
ſtellt ſich nunmehr auf den Standpunkt, daß die Abdankung des Kaiſers die ein— 
zige mögliche Erleichterung in dieſer ſchwierigen Situation ſei. 

Die Nationalliberalen haben ſich in ihrer geſtrigen Fraktionsſitzung ein 
gehend mit der Kaiſerfrage beſchäftigt. Einmütig vertrat man die Anſicht, daß 
das Kaiſertum im Intereſſe der Erhaltung des Deutſchen Reiches aufrechterhalten 
bleiben müſſe. Dagegen ſprach ein erheblicher Teil der Fraktion ſich dafür aus, 
die Perſonenfrage von dem Prinzip zu trennen. Mit anderen Worten, es ſcheint, 
als ob die Nationalliberalen ſich nicht gegen eine Abdankung des Kaiſers wenden 
würden, wenn ſie zur Klärung der politiſchen Sachlage von den anderen Mehr 
heitsparteien gefordert würde. 
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Ein Staatsſekretär für Demobilmachung. 
Diktatoriſche Vollmachten. 


Geſtern fand im Reichswirtſchaftsamt eine Konferenz leitender Unter⸗ 
nehmer und Gewerkſchaftsführer ſtatt. Anweſend waren unter anderen die Herren 
Walther Rathenau, Stinnes, Deutſch, Henrichs, Stegerwald und Legien. Es 
wurde beſchloſſen, die Demobilmachung einer beſonderen Demobilmachungsſtelle 
anzuvertrauen, die in enger Verbindung mit Reichswirtſchaftsamt und Reichs⸗ 
arbeitsamt ſtehen und diktatoriſche Vollmachten haben ſoll. Sie ſoll einem 
eigenen Staatsſekretär unterſtellt werden, der als Leiter der Demobilmachungs⸗ 
ſtelle Vertreter des Reichskanzlers und Mitglied des Kabinetts und des preußiſchen 
Miniſteriums ſein ſoll. 


Rücktritt König Ludwigs? 


Im Reichstage wurde heute mit aller Beſtimmtheit das Gerücht verbreitet, 
daß, nachdem in München die Republik ausgerufen ſei, König Ludwig abgedankt 
habe. Wir ſind im Augenblick, bei der Unterbrechung aller Fernverbindungen, 
nicht in der Lage, dieſe Mitteilung auf ihre Richtigkeit hin zu prüfen. 


Abdankung des Kaiſers? 


Heute um 2 Uhr trat die ſozialdemokratiſche Fraktion von neuem zu⸗ 
ſammen, um zu dem Ergebnis der Sitzung des Interfraktionellen Ausſchuſſes 
Stellung zu nehmen. Die ſozialdemokratiſche Fraktion verharrt unweigerlich 
auf den von ihr geſtern ausgeſprochenen Forderungen. (Im Reichstag wird 
die Nachricht verbreitet, daß der Kaiſer inzwiſchen abgedankt habe.) 


Theodor Wolff in der Abendausgabe des „Berliner Tageblatts“: 


Es iſt 1 uhr vorüber — die Ultimatumsſtunde der Sozialdemokratie — 
und man weiß noch nicht, ob Wilhelm II. abgedankt hat. Es heißt, der Reichs⸗ 
kanzler Prinz Max von Baden, der nicht, wie einige Blätter behaupteten, zum 
Großen Hauptquartier gereiſt iſt, trete von ſeinem Poſten zurück. Vermutlich 
würde dann Ebert Reichskanzler werden, oder Scheidemann. Aber man darf 
wohl noch hoffen, daß eine vollſtändige Regierungskriſe, die den Austritt der nicht 
ſozialdemokratiſchen Staatsſekretäre zur Folge haben würde, in dieſem Augen— 
blick, vor dem Abſchluß des Waffenſtillſtandes, vermieden werden wird. Dieſe 
Hoffnung ſcheint auch deshalb erlaubt, weil das Zentrum, das bisher von Ub- 
dankung durchaus nichts wiſſen wollte, jetzt die Unvermeidlichkeit dieſes Schrittes 
erkennt. Das ſchwer gefährdete Heil des Landes fordert gebieteriſch ſolche Er— 
kenntnis, und nicht minder ſchnelles Handeln und Einigkeit. 

Es ſcheint — und unter den gegenwärtigen Umſtänden muß man es dringend 
hoffen —, daß die Sozialdemokratie mit ihrem Ultimatum einen Erfolg erreichen 
wird. Aber das Urteil über eine politiſche Handlung kann nicht immer vom momen— 
tanen Erfolge oder Mißerfolge abhängig ſein. Wer ſich weigerte, den Begeiſterungs⸗ 
rummel vom Auguſt 1914 mitzumachen, wird ſich erlauben dürfen, auch den Radi⸗ 
kalismus von heute mit Ruhe und Nüchternheit anzuſehen. Haben nicht manche, 
die heute am radikalſten auftreten, im Auguſt 1914 am begeiſtertſten geſchrien? 
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In der Mehrheitsſozialdemokratie, die jetzt einſtimmig die Schuldigen ſucht und 
beſeitigt, ſitzen Leute wie Herr Lenſch und andere, die uns mit unſauberen Worten 
denunzierten, weil ihre annexpionslüſterne, nationaliſtiſche Kriegsſeele uns miß— 
fiel. Wer nicht ſo begierig iſt, ſeine Ideen der Tageskonjunktur anzupaſſen, hält 
in den Tagen der Kriegsmacherei wie in den Tagen radikaler Volksbewegung 
an ſeinen Grundſätzen feſt. 

Um zu wiederholen, was im heutigen Morgenblatt geſagt wurde: Wir ſind 
und waren von der Notwendigkeit, daß der Kaiſer abdanken müſſe, überzeugt. 
Wir ſind nicht überzeugt, daß der Weg, den die Sozialdemokratie gewählt hat, 
der richtige iſt. Die allermeiſten Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Fraktion und 
des Parteivorſtandes ſind Männer, deren Klugheit, Ernſt und redlichen Willen 
niemand, den nicht Leidenſchaft blendet, beſtreiten kann. Sie haben ihr Ultimatum 
beſchloſſen, weil ſie darin das einzige, oder doch das beſte Mittel zur Eindämmung 
der im Lande ſich ausbreitenden gefahrdrohenden Bewegung ſahen. Aber ſie konnten 
ein Ultimatum beſchließen und konnten darin, ſtatt der Abdankung des Kaiſers, 
die ſofortige Einberufung einer konſtituierenden Verſammlung fordern, der 
die Regelung der Kaiſerfrage gleichzeitig mit der Umgeſtaltung der ganzen Ver- 
faſſung zu übertragen ſei. Unmittelbar nach der Verkündung des Waffenſtillſtandes 
konnten an der Front wie im Lande die Wahlen zu dieſer konſtituierenden Ber: 
ſammlung — zu einem Reichstag mit anderem Namen und erweiterten Auf— 
gaben — vor ſich gehen. Man muß wiederholen, daß in dieſer Verſammlung 
ganz zweifellos eine gewaltige Linksmehrheit, eine junge, friſche, reformbegeiſterte, 
aufnahmefähige Mehrheit, vorhanden ſein wird. Dort können dann die Beſchlüſſe 
gefaßt werden, die über den Bau des Reiches, in all' ſeinen Gliederungen, ent— 
ſcheiden ſollen. Jetzt will die Sozialdemokratie ihren Willen zum Geſetz erheben, 
obgleich ſie über keine Mehrheit verfügt. Haben wir dazu das parlamentariſche 
Syſtem geſchaffen, in dem es nur ein Geſetz, das der Mehrheit, und nur einen 
Willen, den Mehrheitswillen, gibt? Wir wollen nicht einen Autokraten, aber 
wir wollen auch nicht hundert und vier. Und wo nicht die Mehrheit entſcheidet, 
beſteht, in wechſelnden Formen, die Autokratie. Nur eine konſtituierende Ver: 
ſammlung führt zugleich zu dem unabweisbar notwendigen Ziele und aus der 
Verwirrung hinaus. Beruft ſie ſchleunigſt ein! 

Was ergibt ſich, wenn der Kaiſer abdankt, ohne daß eine konſtituierende Ver- 
ſammlung den ganzen Rahmen des Reiches neu geordnet hat? Die Sozialdemo— 
kratie hat die Abdankung des Kaiſers und — was eine Selbſtverſtändlichkeit iſt — 
den Thronverzicht des Kronprinzen gefordert, und ſomit würde dem zwölfjährigen 
Sohne des Kronprinzen die Erbſchaft zugeſprochen und ein Regent einzuſetzen 
ſein. Nach der Verfaſſung, die wir heute beſitzen, käme die Regentſchaft dem 
Prinzen Eitel Friedrich zu. Niemand wird behaupten, daß dieſer Prinz ſich 
einer hervorragenden Popularität erfreut. Man würde alſo auch ihn vermutlich 
zum Verzicht bewegen wollen. Wenn er ſich ſträubt, iſt man, da die Verfaſſung 
nicht vorher umgeſtaltet wurde, abermals auf den Ultimatumsweg gedrängt. In 
Bayern und anderswo gärt es bekanntlich auch ſehr ſtark. Es iſt auch nicht recht 
klar, warum es dem König Ludwig allzugut gehen ſollte, nachdem er während 
des Krieges es lange mit Herrn v. Tirpitz und den Annexioniſten gehalten und 
die von der Reichstagsmajorität gewünſchte Erhebung Elſaß-Lothringens zum 
ſelbſtändigen Bundesſtaat, die damals vielleicht noch wirkſam geweſen wäre, ſeinen 
dynaſtiſchen Intereſſen zuliebe, um Elſaß an Bayern anzugliedern, hartnäckig 
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verhindert hat. All dieſe Dinge müſſen gemeinſam geregelt werden, denn ſie 
ſtehen miteinander im engſten Zuſammenhang. Und nur eine konſtituierende 
Verſammlung kann das tun. 

Der Regierung hat in der Kaiſerfrage und in manchen anderen Fragen die 
energiſche Entſchlußkraft gefehlt. Das Kriegskabinett iſt, was ſeine Pflicht war, 
vor allem beſtrebt geweſen, den Frieden herbeizuführen, und es hat, durch zu 
viel Debatten aufgehalten, trotz allen Mahnungen zu ſehr mit der Fortführung 
der inneren Neugeſtaltung geſäumt. Vor vier Wochen habe ich mir geſtattet, dem 
Prinzen Max von Baden die Gründe aufzuzählen, aus denen ſchon damals jedem, 
der die Entwicklung beobachtete, die Abdankung des Kaiſers zu ſeinem eigenen 
Beſten und dem Beſten des ganzen Landes geboten und unvermeidlich ſchien. 
Der Prinz hat zugehört, ſich Einzelheiten erläutern laſſen und begreiflicherweiſe 
ſeine Meinung nicht in deutlichen Worten geäußert, aber man iſt berechtigt zu 
der Auffaſſung, daß auch er die Abdankung für notwendig hielt. Der Widerſtand 
im Kabinett kam von den Herren Gröber und Erzberger her. So wurde der Augen— 
blick zu eindrucksvollem Handeln verpaßt. Jetzt iſt die Regierung durch die Er— 
eigniſſe gedrängt. Sie hat die meiſten Bedingungen der Sozialdemokratie an— 
genommen, ſie wird nun endlich das preußiſche Staatsminiſterium, aus dem 
bisher nur ein unſchuldiges Steinchen herausgelöſt war, neubilden laſſen, Herr 
Dr. Friedberg bildet ein neues preußiſches Kabinett. Wir wiſſen in dieſem Augen⸗ 
blick nicht, ob der Prinz Max von Baden oder ein anderer morgen an der Spitze 
der Regierung ſtehen wird. Aber diesmal wird jede Regierung gut tun, ſich die 
Initiative zu ſichern und die konſtituierende Verſammlung einzuberufen, die 
auch allein noch das Ventil für die große Bewegung im Lande zu wenden ver— 
mag. 

Wenn der Kaiſer abdankt, wie wir hoffen und erwarten, ſo iſt die Einberufung 
dieſer Verſammlung nötig, weil die ganze Verfaſſung in einheitlichem Sinne 
den neuen Verhältniſſen angepaßt werden muß. Wenn der Kaiſer auf ſeiner Weige- 
rung beharren ſollte, wird auch ein Miniſterium Ebert oder Scheidemann den Be— 
ſchluß einer konſtituierenden Verſammlung brauchen, da es kein anderes legales 
Mittel zur Erreichung des Zieles gibt als einen Mehrheitsbeſchluß. Da das Zen⸗ 
trum jetzt auch die Abdankung zu wünſchen ſcheint, könnte man ja ſagen: Die 
Mehrheit ſei nun auch im gegenwärtigen Reichstag vorhanden, man bedürfe der kon— 
ſtituierenden Verſammlung nicht mehr. Aber der Reichstag iſt von geſtern, und 
die Zuſtimmung zu der Abdankung allein ſchafft die nötige Klarheit nicht. Neue 
ſchöpferiſch, und ein Mittelpunkt des Volksvertrauens, wird nur eine jetzt von 
der Front und vom Lande gewählte konſtituierende Verſammlung ſein. Darum 
noch einmal: Beruft ein! 


Die Lage in Berlin. 


Die Ruhe bisher nicht geſtört. 

Da der Telegraphen⸗, Fernſprech- und auch der Fernzugverkehr von und 
nach Berlin eingeſtellt ift, find wir ohne direkte Nachrichten aus dem Reiche ge- 
blieben. Nach Privatmeldungen ſoll in München die Republik ausgerufen ſein, 
und auch auf Magdeburg, Halle und zeitz ſoll die bolſchewiſtiſche Bewegung 
übergegriffen haben. 


124 


Die Haltung der Arbeiterſchaft. 


Bis zum heutigen Mittag iſt die Ruhe in Berlin nirgends geſtört worden. 
Die Arbeiter traten ſämtlich zur gewohnten Zeit in den Fabriken an, verſtändigten 
jedoch die Werkführer ſofort davon, daß, falls bis heute nachmittag die Antwort 
des Kaiſers aus dem Großen Hauptquartier nicht eingetroffen ſei, ſie die Arbeit 
niederlegen würden. In den Induſtrievororten waren ſtarke Patrouillen der 
Gendarmerie ſtändig auf den Straßen, doch iſt es, ſoweit bis mittags bekannt ge 
worden, an keiner Stelle zu Zuſammenſtößen gekommen. Viel Aufſehen erregten 
die Züge von Matroſen durch die Straßen der Stadt. Es waren dies diejenigen 
Marinemannſchaften, die ſich an der Bewegung in Kiel und Wilhelmshaven nicht 
beteiligt haben. Sie wurden zu Kompagnien formiert und trafen im Laufe des 
geſtrigen Nachmittags, von Infanterie begleitet, in Berlin ein, um hier zu über 
nachten. Am heutigen Morgen wurden die Matroſen wiederum nach den Bahn— 
höfen geleitet, um von da aus in entferntere Provinzen überführt zu werden. 
Von da aus findet vorausſichtlich die Entlaſſung der Mannſchaften in ihre Heimat 
ſtatt. 

Die wichtigeren Punkte der Stadt, die Bahnhöfe, das Polizeipräſidium, 
das Schloß und die zum Schloß führenden Brücken ſowie ſämtliche ſtädtiſchen 
Amtsgebäude ſind mit Militär beſetzt, das möglichſt unauffällig in Höfen und 
leeren Läden untergebracht iſt. Auch auf dem Dache des Schloſſes patrouillieren 
Militärpoſten. Ein verſtärktes Schutzmannsaufgebot, darunter Schutzleute zu 
Pferde, hält Patrouillengänge und verhindert unnütze Menſchenanſammlungen. 

Die Soldaten, die die Schloßbrücken paſſieren wollen, werden angehalten 
und müſſen ihre Papiere vorweiſen. Auf den Bahnhöfen drängten ſich heute 
Hunderte von Perſonen, die abreiſen wollten, aber keine Fahrkarten erhielten 
und ſich wieder nach Hauſe begeben mußten. Der geſamte Eiſenbahn⸗Fernver⸗ 
kehr iſt in Berlin geſperrt. Auf den Bahnhöfen ſind Plakate angebracht, die 
folgenden Wortlaut haben: „Der Schnellzug- und Perſonenverkehr von und nach 
Berlin (letzterer, ſoweit er die Grenze des Direktionsbezirks Berlin überſchreitet) 
iſt bis auf weiteres eingeſtellt.“ Der Verkehr auf der Stadtbahn und auf den Vor- 
ortbahnen iſt dagegen nicht geſperrt. Wie weiter mitgeteilt wird, iſt auch der ge— 
ſamte Telegraphen⸗ und Telephonverkehr von Berlin nach außerhalb unter— 
brochen. Bis auf weiteres werden auch Telephonverbindungen mit Nowawes, 
Grünau, Oranienburg, Zehlendorf, Wannſee, Potsdam, Köpenick und Friedrichs— 
hagen nicht mehr hergeſtellt; nur mit Spandau kann geſprochen werden. Der 
Güterverkehr, ſoweit die Lebensmittel- und Kohlenzufuhr nach Berlin in Frage 
kam, vollzog ſich ungehindert. 


Von zuſtändiger Seite wird mitgeteilt: 


Der Telegraphen⸗ und Telephonverkehr nach und von Berlin iſt ſeit geſtern 
abend 10 Uhr auf Anordnung des Oberkommandos in den Marken eingeſtellt 
worden. Dem Reichspoſtamt iſt von dieſer Maßnahme des Oberkommandos Mit 
teilung gemacht worden. Das Reichspoſtamt hat daraufhin den maßgebenden 
Stellen mitgeteilt, daß durch dieſe Maßnahme der Poſtverkehr nach jeder Hin 
ſicht geſperrt werde, und daß große Verkehrsſchwierigkeiten eintreten müßten. 
Die Poſtverwaltung hat aber beſchloſſen, um Poſtſendungen zu ermöglichen, dafür 
Sorge zu tragen, daß, ſoweit Schnell- und Perſonenzüge nicht verkehren, (ile 
güterzüge abgelaſſen werden, die die Poſtſendungen mitbefördern. 
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Die Börſe iſt auf Anordnung des Börſenvorſtandes wegen des unterbrochenen 
Fernverkehrs vorläufig für heute und morgen geſchloſſen. 


Die Verſammlung der Offiziere. 


Auf dem Schinkelplatz vor dem roten Gebäude der alten Bauakademie, 
an deſſen einem Tor jetzt ein großes Schild mit den Worten Königliche Komman⸗ 
dantur Berlin prangt, verſammelte ſich heute in den Vormittagſtunden eine größere 
Menſchenmenge, um den Anmarſch der auf 12 Uhr dorthin befohlenen beur⸗ 
laubten Offiziere von Groß-Berlin mit anzuſehen. Schon lange vor der feſt⸗ 
geſetzten Stunde trafen die Offiziere von allen Seiten her vor dem Gebäude ein, 
die meiſten hatten „übergeſchnallt“, einige waren feldmarſchmäßig, ſogar mit 
dem Torniſter auf dem Rücken erſchienen. Aus einer Droſchke ſtiegen einige Offi⸗ 
ziere mit vielen Gepäckſtücken; ſie wollten zu ihren Truppenteilen nach der Front 
abreiſen, erhielten aber den Befehl, nach der Kommandantur zu kommen und 
ſich dort zur Verfügung zu halten. Auch verwundete, an Stöcken gehende Offi— 
ziere ſah man kommen. Je näher die zwölfte Stunde rückte, um ſo mehr Offiziere 
erſchienen auf dem Schinkelplatz; von den Linden her kamen ſie in Gruppen zu 
zweien und dreien. Die Straße zwiſchen dem Kommandanturgebäude Unter 
den Linden und der roten Bauakademie war dicht von Neugierigen beſetzt. Plötz— 
lich ging eine Bewegung durch die Menge; man hatte Sanitätsmannſchaften 
und Krankenſchweſtern in der Kommandantur verſchwinden ſehen, und gerade 
wollte man die Frage erörtern, was das wohl heißen ſoll, als ein Schutzmanns⸗ 
aufgebot die Menge höflich, aber energiſch zum Auseinandergehen aufforderte. 
Ungeſäumt wurde dem Folge geleiſtet, und bald war der Schinkelplatz von Zivil— 
perſonen geſäubert — nur Offiziere ſah man noch kommen — mehrere hundert 
an der Zahl. Die Offiziere mußten ihre genaue Adreſſe ſowie ihre Telephon⸗ 
nummer angeben und erhielten die Aufforderung, ſich im Falle von Unruhen 
bereit zu halten. 

Zu der militäriſchen Beſetzung von Fabriten wird uns gemeldet, daß 
die in Frage ſtehenden Werke zurzeit noch militäriſch beſetzt ſeien, doch ſei ane 
geblich zu erwarten, daß die militäriſchen Mannſchaften noch im Laufe des heutigen 
Tages zurückgezogen werden würden, um ſo mehr, als die Obmänner in den 
Fabriken erklärt hätten, daß, falls dies nicht geſchehe, ſie bei den Maſſen für 
nichts einſtehen könnten. Man hofft in den Kreiſen der Großinduſtriellen, daß 
es heute noch gelingen werde, einen Generalſtreik auf gütlichem Wege zu 
vermeiden. f 

Es verlautet, daß die Arbeiter in der Berlin-Anhaltiſchen Maſchinenfabrik 
und in der Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft erklärt haben, morgen in den 
Streik treten zu wollen. 

Der Magiſtrat der Stadt Berlin teilt uns mit, daß von der Schulbehörde 
keine Anordnungen getroffen worden ſind, die Schulen zu ſchließen. Es bleibt 
den Schulvorſtehern überlaſſen, gegebenenfalls für die Sicherheit der Kinder zu 
ſorgen. Wie wir hören, haben die Eliſabethſchule, das Wilhelmsgymnaſium und 
das Realgymnaſium in der Kochſtraße den Unterricht heute eingeſtellt. Im Kolleg 
des Profeſſors Röthe erſchien heute ein Student und warf Zettel unter die Hörer— 
ſchaft, in denen zur Beſeitigung der gegenwärtigen Kompromißregierung und 
zum Anſchluß an die Internationale aufgefordert wurde. 
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In Spandau herrſchte heute verhältnismäßig Ruhe. In den Fabriken wurde 
bis in die erſten Nachmittagsſtunden wie ſonſt gearbeitet. Das Aufgebot an mili— 
täriſcher Beſatzung war nicht übermäßig groß; die Ulanenpatrouillen befleißigten 
ſich der größten Vorſicht. 


Die Vorgänge in Kiel. 
Die Forderungen der Arbeiter und Soldaten. 


Die „Kieler Neueſten Nachrichten“ vom geſtrigen Donnerstag veröffentlichen 
die von dem Soldatenrat geſtellten und vom Gouvernement angenommenen 
vierzehn Punkte: 

Freilaſſung ſämtlicher Inhaftierten und politiſch Gefangenen. 
Vollſtändige Rede- und Preßfreiheit. 

Unterlaſſung der Briefzenſur. 

Sachgemäße Behandlung der Mannſchaften durch Vorgeſetzte. 

. Straffreie Rückkehr ſämtlicher Kameraden an Bord und in die Kaſernen. 
. Die Ausfahrt der Flotte hat unter allen Umſtänden zu unterbleiben. 
Jegliche Schutzmaßnahmen durch Blutvergießen haben zu unterbleiben. 
Zurückziehung ſämtlicher nicht zur Garniſon gehörigen Truppen. 

Alle Maßnahmen zum Schutze des Privateigentums werden ſofort vom 
Soldatenrat feſtgeſetzt. 

10. Es gibt außer Dienftifeime Vorgeſetzten mehr. 

11. Unbeſchränkte perſönliche Freiheit jedes Mannes von Beendigung des 
Dienſtes bis zu Beginn des nächſten Dienſtes. 

12. Offiziere, die ſich mit den Maßnahmen des jetzt beſtehenden Soldaten— 
rates einverſtanden erklären, begrüßen wir in unſerer Mitte. Alles übrige hat 
ohne Anſpruch auf Verſorgung den Dienſt zu quittieren. 

13. Jeder Angehörige des Soldatenrates iſt, von jeglichem Dienſt zu be— 
freien. i 

14. Sämtliche in Zukunft zu treffenden Maßnahmen find nur mit Zuſtimmung 
des Soldatenrates zu treffen. 

Dieſe Forderungen ſind für jede Militärperſon Befehle des Soldaten— 
rates. 

Eine am Montag vorbereitete Kundgebung des Arbeiter- und Soldaten— 
rates verzeichnet die Tatſache, daß die politiſche Macht nunmehr unbeſtritten in 
die Hände der Soldaten gelangt ſei. Sie mahnt zu ſtrikter Aufrechterhaltung 
der Ordnung und gipfelt in dem Schluß, daß die Forderungen des Arbeiter— 
und Soldatenrates in der Beſprechung mit dem Generalgouvernement im Bei— 
ſein des Abgeordneten Nosfe ind des Staatsſekretärs Haußmann bereits Er 
folg erzielten. Es wurde folgendes Abkommen erreicht: „Haußmann nimmt 
unſere Forderungen an und verſpricht beſchleunigte Durchſetzung bei der Re— 
gierung. Sofortiges Abbrechen ſämtlicher gegen unſere Bewegung gerichteten 
militäriſchen Maßnahmen. Hinwirkung zum Einlaufen der Flotte. Unter Mit— 
wirkung des Arbeiterrates werden dem Soldatenrat die Akten der noch in Haft 
Befindlichen vorgelegt, um über deren Freilaſſung, mit Ausnahme der wegen 
unehrenhafter Handlungen Verurteilten, zu entſcheiden.“ 


Ein am Donnerstag früh verteiltes Flugblatt hat folgenden Wortlaut: 
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Beſchlüſſe des Soldatenrates. 

„Die Verpflegung wird in der bisherigen Weiſe geregelt. Es iſt Sicherheit 
geſchaffen worden, daß eine ordnungsmäßige Zahlung der Löhnung erfolgt. Den 
Anordnungen der gewählten Soldatenräte der einzelnen Formationen iſt im 
Intereſſe unſerer Sache Folge zu leiſten. Der Arbeitsdienſt in der Gasanſtalt, 
dem Elektrizitätswerk, beim Einladen der Züge mit Lebensmitteln iſt unbedingt 
weiter zu leiſten, bis eine anderweitige Regelung getroffen wird. Einſtimmig 
iſt vom großen Soldatenrat beſchloſſen worden, daß der militäriſche Sicherheits⸗ 
dienſt in der Oſtſee voll aufrecht erhalten wird. Die Ruhe und Ordnung auf 
den Straßen iſt unbedingt zu bewahren. Jedes zweckloſe Schießen hat zu unter: 
bleiben. Der große Soldatenrat fordert, daß jedes unbefugte Waffentragen 
unterbleibt. Munition iſt von den Delegierten zu verwahren. Ziviliſten haben 
ſofort alle Waffen bei der nächſten militäriſchen Dienſtſtelle abzugeben. Patrouillen 
ſollen nur auf Anordnung des Soldatenrates gehen. Alle Anordnungen des Sol— 
datenrates haben die Unterſchrift des Vorſitzenden, der Abgeordneten Noske und 
eines weiteren Mitgliedes des Soldatenrates zu tragen. Der Soldatenrat macht 
es allen Kameraden zur dringenden Pflicht, im eigenſten Intereſſe nur ſolche 
gezeichnete Anordnungen zu befolgen, dieſe aber unbedingt und ſofort. 

Kiel, den 5. November 1918. 0 

gez. Artelt. gez. Noske.“ 


Über die augenblickliche Situation in Kiel berichten die „Kieler Neueſten 
Nachrichten“ das folgende: 

Der Magiſtrat erließ gemeinſam mit dem Arbeiter- und Soldatenrat 
eine Veröffentlichung des Inhalts, daß der Bezug der rationierten Lebensmittel 
wie vordem nur auf Karten erfolgen könne, wer ohne Karten ſolche zu erlangen 
ſuche, mache ſich ſtrafbar. Die Werften arbeiten nicht, und durch die große Zahl 
der Feiernden erhält das Straßenbild eine beſondere Note. Vor und in den Ge— 
bäuden, in welchen die Verwaltungsorgane des Arbeiter- und Soldatenrats tätig 
ſind: im Gewerkſchaftshauſe, der Maſchinenbauſchule und der Marineſtation herrſcht 
ein buntbewegtes Treiben. Am Gewerkſchaftshauſe erfolgte geſtern morgen die 
Ausgabe von Munition an die Militärperſonen, welche dem Ordnungsdienſt 
obliegen. Der Straßenbahnverkehr wurde bisher noch nicht wieder aufgenommen. 
Auch der Perſonenverkehr auf dem Bahnhof iſt noch geſperrt. Poſtzüge und 
Güterzüge verkehren in beſchränkter Zahl. Kinos und Theater blieben vorgeſtern 
geſchloſſen, ſollten jedoch geſtern wieder ihre Pforten öffnen. Für geſtern wurde 
die Ankunft der ſozialde mokratiſchen Reichstagsabgeordneten Haaſe und Ledebour 
erwartet, welche telegraphiſch von Berlin hierher berufen ſein ſollen. 


Die „Friſtverlängerung“ für den Kaiſer. 
Ein Flugblatt der ſozialdemokratiſchen Parteileitung teilt mit: 


Arbeiter, Parteigenoſſen! 
Ein Teil der geſtern von uns aufgeſtellten Forderungen iſt von der Regie⸗ 
rung und den Mehrheitsparteien erfüllt worden. E. EN 
Das gleiche Wahlrecht für Preußen und alle Bundesſtaaten auf Grund⸗ 
lage der Verhältniswahl ſoll ohne Verzug durch Reichsgeſetz e 
werden. 


Die ſofortige Parlamentariſierung der preußiſchen Regierung iſt ge 
ſichert, ebenſo die Verſtärkung des ſozialdemokratiſchen Einfluſſes in der 
Reichsregierung. 

Die Einberufungen zum Militär ſind rückgängig gemacht. 

Noch nicht erledigt iſt die Kaiſerfrage. 


Unſere Forderung auf ſofortigen Rücktritt des Kaiſers und Verzicht des 
Kronprinzen wurde aufgeſtellt unter der Vorausſetzung, daß der Waffen⸗ 
ſtillſtand heute mittag abgeſchloſſen ſein würde. Dieſe Vorausſetzung 
hat ſich nicht erfüllt, weil die deutſche Delegation infolge äußerer Hinder⸗ 
niſſe heute vormittag im feindlichen Hauptquartier nicht eintreffen konnte. 
Der Abſchluß des Waffenſtillſtands würde aber gefährdet durch unſeren 
Austritt aus der Regierung. 

Deshalb haben Parteivorſtand und Reichstagsfraktion die geſtellte Friſt 
bis zum Abſchluß des Waffenſtillſtands verlängert, um erſt das Aufhören 
des Blutvergießens und die Sicherung des Friedensſchluſſes herbeizuführen. 
Sonnabend vormittag treten die Vertrauensmänner der Arbeiter erneut 

zuſammen. 
Arbeiter! Parteigenoſſen! Es handelt ſich alſo nur um einen Aufſchub 
von wenigen Stunden. 
Eure Kraft und eure Entſchloſſenheit verträgt dieſen Aufſchub. 
Berlin, 8. November 1918. 
Der Vorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſclands und die 
Reichstagsfraktion. 


Noch keine Antwort des Kaiſers. 

Unter dieſer Überſchrift ſchreibt das „Berliner Tageblatt“: 

Bis in die ſpäten Abendſtunden war geſtern bei der Regierung in Berlin 
eine Antwort des Kaiſers nicht eingetroffen. Es zeigt ſich, wie erſchwerend auf 
alle Verhandlungen die Abweſenheit des Kaiſers wirkt. Die Regierung hatte, wie 
wir glauben, dem Kaiſer ihre Anſichten mit großer Klarheit und Beſtimmtheit dar 
gelegt. Man nimmt andauernd an, daß Wilhelm II. den Entſchluß, abzudanken, 
entweder bereits gefaßt und nur noch nicht geäußert hat, oder im Laufe des heu— 
tigen Tages faſſen und bekanntgeben wird. Nicht ausgeſchloſſen iſt es, daß er den 
Wunſch gehabt hat, das Eintreffen der Waffenſtillſtandsbedingungen abzuwarten, 
und daß er ſeine Abdankung mit dem Hinweiſe auf dieſe Bedingungen zu begründen 
gedenkt. Das wäre eine durchaus verſtändliche Form. Irgendein ſicheres An— 
zeichen über die Abſichten des Kaiſers liegt aber nicht vor. Die Sozialdemokratie 
hat die von ihr geſtellte Friſt bis zum Abſchluß des Waffenſtillſtandes, der ver— 
mutlich Montag erfolgen wird, verlängert, weil ſie angeſichts der Waffenſtill— 
ſtandsverhandlungen den Vorwurf zu großer Überſtürzung vermeiden will. Wie 
wir ſchon in faſt der ganzen Abendauflage mitgeteilt haben, hat der Kaiſer den 
Prinzen Max von Vaden erſucht, bis auf weiteres die Geſchäfte als Reichskanzler 
weiter zu führen. Man hofft in Regierungskreiſen, daß der Prinz ſein Rücktritts— 
geſuch zurücknehmen werde, wenn der Kaiſer ſich zur Abdankung entſchließt. 
Sollte der Prinz nicht bleiben wollen, ſo würde das ganze Kabinett mit ihm gehen. 
Es würde dann, wie hier bereits geſagt wurde, die Bildung eines Kabinetts unter 
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dem Vorſitz des ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Ebert die wahrſcheinlichſte 
Löſung ſein. 


Die Aufſtandsbewegung, die am Sonntag in Kiel ihren Anfang nahm, hat. 

ſich mit geradezu unglaublicher Schnelligkeit auf immer weitere Teile des Reiches 
ausgedehnt. Bis auf vereinzelte blutige Zwiſchenfälle ſcheint ſich, bisher wenig⸗ 
ſtens, alles auffallend ruhig abgewickelt zu haben. Die in den verſchiedenſten 
Städten ins Leben getretenen Arbeiter- und Soldatenräte haben überall die Haupt⸗ 
verkehrsanſtalten und die Amter beſetzt, und in den meiſten Fällen waren die 
Behörden klug genug, mit den Vertretern einer neuen Staatsordnung und 
Geſinnung zuſammenzuarbeiten, um insbeſondere die Lebensmittelverſorgung 
ſicherzuſtellen. 
„Die Urſachen dieſer großen Volksbewegung reichen natürlich weit zurück. 
Den eigentlichen Anlaß zu dem Ausbruch hat, wie der „Vorwärts bereits geſtern 
mitteilte, ein Gerücht gegeben, wonach die Flotte aus den deutſchen Häfen aus 
laufen ſollte, um einen letzten Verzweiflungskampf mit den Engländern zu be- 
ſtehen, ehe der Waffenſtillſtand abgeſchloſſen werden würde. Soviel wir wiſſen, 
haben nur die ſehr törichten alldeutſchen Außerungen eines Offiziers das Gerücht 
verurſacht. Tatſache iſt, daß die Matroſen ſich in Kiel in geſchloſſenen Maſſen ans 
Land begaben, mit den Arbeitern gemeinſame Sache machten und nun einen 
Arbeiter⸗ und Soldatenrat begründeten. Von Kiel aus haben ſich dann Abord⸗ 
nungen von Matroſen mit raſchem Entſchluß zuerſt in die umliegenden und dann 
in weiter entfernte Städte begeben, um auch hier die Herrſchaft den Arbeiter- und 
Soldatenräten in die Hand zu ſpielen. Man kann nach den bisher vorliegenden 
Mitteilungen ſagen, daß faſt ganz Nordweſt⸗ und Mitteldeutſchland bereits in 
ihren Händen iſt. Im rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrierevier ſcheint dieſe Ent 
wicklung allerdings erſt in ihren Anfängen zu ſtecken. 

Die Arbeiter und Soldaten haben faſt überall eine Reihe von Forderungen 
aufgeſtellt. Man kann nicht ſagen, daß ſie von einem radikalen bolſchewiſtiſchen 
Geiſte getragen ſind. Die militäriſchen Wünſche überwiegen, und nirgends iſt von 
einer Konfiskation des Eigentums oder von einem blutigen Terror die Rede. Aller⸗ 
dings geht man mit drakoniſchen Strafen gegen alle die vor, die ſich nicht ohne 
weiteres den Anweiſungen des Arbeiter- und Soldatenrates fügen, um unter allen 
Umſtänden die Ruhe und die Sicherheit der Bevölkerung zu gewährleiſten. Dieſe 
überſtürzte Entwickelung der Dinge hat die beiden feindlichen Flügel der Sozial⸗ 
demokratie von ſelbſt genähert, da ſie beide durch den Zwang der Verhältniſſe 
plötzlich vor politiſche Aufgaben geſtellt wurden. In München iſt dieſe Einigung 
bereits in aller Form vollzogen worden. Im Gegenſatz zu Rußland, wo der Bol 
ſchewismus eine ausgeſprochene Diktatur des Proletariats durchzuſetzen vermochte, 
hat in den verſchiedenen deutſchen Städten die wohlorganiſierte und diſziplinierte 
Sozialdemokratie von vornherein die Bewegung in die Hand genommen und jo 
mit dazu beigetragen, daß es bisher nirgends zu kataſtrophalen Ereigniſſen ge⸗ 
kommen iſt. Das Kriegskabinett hat ſich bereits wiederholt mit allen dieſen une 
gemein ernſten Vorgängen im Reiche eingehend beſchäftigt und hat, um die Gemüter 
zu beruhigen, Parlamentarier der linken Parteien zu den Aufſtändigen entſandt. 
Es hat den Anſchein, als ob man zumeiſt gewillt iſt, den Forderungen der Arbeiter 
und Soldatenräte in weitgehendem Maße entgegenzukommen, um den bevor⸗ 
ſtehenden Waffenſtillſtand und Frieden nicht durch einen völligen politiſchen Um⸗ 
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ſturz im Deutſchen Reiche zu gefährden. Berlin ſelbſt, das Zentrum aller behörd⸗ 
lichen Organiſationen der Zivil⸗ und Militärge walt, ift bisher von der großen 
Bewegung noch nicht erfaßt worden. Man hat ſehr umfaſſende militäriſche Maß⸗ 
nahmen getroffen, um alle Möglichkeiten im erſten Keime zu erſticken. Wir hoffen, 
daß die Ruhe weiter aufrechterhalten bleiben wird und richten nochmals die dring⸗ 
liche Mahnung an die Bevölkerung alles, was eine Störung der Ordnung be— 
deuten oder herbeiführen könnte, zu vermeiden. 

Beſonders tiefgreifende Wirkungen haben die Vorgänge in München und in 
Braunſchweig gehabt. Hier hat ſich über Nacht ein völliger politiſcher Umſturz 
vollzogen. In Braunſchweig entſandte der Arbeiter- und Soldatenrat eine Depu⸗ 
tation zum Herzog, dem Schwiegerſohn des Kaiſers, und legte ihm eine Ab— 
dankungsurkunde vor. Der Herzog zögerte nicht, ſie zu unterzeichnen und ſie von 
den Miniſtern gegenzeichnen zu laſſen. Hier hat ſich alſo der Umſturz in beinahe 
klaſſiſch ſtaatsrechtlichen Formen abgeſpielt. In München iſt dieſer Umſturz noch 
raſcher vor ſich gegangen. In einer einzigen Nacht riſſen die Arbeiter und Soldaten 
die ganze politiſche Macht an ſich, erklärten Bayern zur Volksrepublik, ſetzten den 
König und die Dynaſtie ab und bildeten ſofort eine neue Regierung, an deren 
Spitze Kurt Eisner trat, der einſt mit fünf anderen Reviſioniſten aus dem Redak— 
tionsverbande des „Vorwärts“ gedrängt wurde und der während des Krieges zu 
den Unabhängigen übergegangen iſt. 

Charakteriſtiſch für die Vorgänge in München war die Tatſache, daß große 
Teile der Bevölkerung, die eben noch wie die Bauernſchaft ihre Treue zum Königs— 
hauſe in beſonderen Kundgebungen verſichert hatten, ohne jedes Zögern zu den 
Republikanern übergingen. Es darf unter dieſen Umſtänden auch nicht über— 
raſchen, daß hier die Arbeiter und Soldaten durch Hinzuziehung der Bauern eine 
breite Grundlage ſchufen. Zu den neuen Männern, die eben noch dem alten Re— 
gime gedient hatten, gehören die bekannten Bauernführer Dr. Heim und Dr. 
Senlittenbauer ſowie der frühere bayeriſche Verlehrsminiſter v. Frauendorffer. 
Die Bewegung, die kaum eine Woche datiert, dürfte noch keineswegs abgeſchloſſen 
ſein, und man wird ſich auf weitere Überraſchungen gefaßt machen müſſen. Bisher 
iſt dieſe Revolution unblutig verlaufen. Alles wird nunmehr darauf ankommen, 
die rückflutenden Soldatenmaſſen bei der Demobilmachung möglichſt ſchnell in 
geordnete Verhältniſſe hineinzubringen, wenn man nicht unabſehbare Kompli— 
kationen dabei ſchaffen will. Vielleicht wird ſich die jetzige Entwickelung, das Zu— 
ſammenarbeiten von Arbeitern und Soldaten in beſonderen Räten, als erſprießlich 
erweiſen. Die militäriſchen Behörden an der Front werden nach Abſchluß der 
Waffenſtillſtandsbedingungen jedenfalls daraus die nötigen Konſequenzen ziehen. 
Das notwendige Mittel zur Ordnung der ganzen weiteren Verhältniſſe im Reiche 
und das Ventil für die beſtehende Spannung würde, wie wir wiederholen wollen, 
die Einberufung einer konſtituierenden Verſammlung fein. 


Die Lage in Berlin. 


Bis in den ſpäten Abendſtunden hinein ſpielte ſich geſtern das Straßenleben 
in Berlin ſcheinbar ebenſo ruhig ab wie in den letzten Tagen. Die Geſchäfte hielten 
faft ausnahmslos ihre Läden bis zum gewohnten Schluß auf. Auffallend war nur 
der außerordentlich ſtarke Verkehr in den Hauptſtraßen, namentlich in der Friedrich— 
ſtraße, Leipziger Straße, Unter den Linden und am Alexanderplatz, wo gegen 
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Abend große Menſchenmengen in gefpannter Erwartung ſich bewegten. Die 
Brücken waren durch Poſten beſetzt. 

Der Lehrter Bahnhof iſt in weitem Umfange von Militär, darunter auch 
Artillerie, umſtellt. Vom Stettiner Bahnhof wurde geſtern ein Militär⸗Sonderzug, 
in dem ſich auch eine Maſchinengewehrabteilung befand, in der Richtung nach 
Swinemünde abgelaſſen. Die in Berlin eingetroffenen Matroſen — zumeiſt ſolche, 
die ſich der Bewegung in den Hafenſtädten nicht angeſchloſſen hatten — beſitzen 
in der überwiegenden Mehrzahl Urlaubſcheine, die von den Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räten ihrer Standorte ausgeſtellt ſind. Man ſchätzt die Zahl der hier eingetroffenen 
Matroſen auf etwa 2000, ſie wurden zum größten Teile im Truppenlager Zoſſen 
untergebracht. 

In den Fabriken wurde überall die gewöhnliche Arbeitszeit eingehalten, 
ein Teil der Großbanken hatte früher als ſonſt geſchloſſen. 

Gegenüber von anderer Seite verbreiteten alarmierenden Gerüchten über die 
Gefährdung der Lebensmittelverſorgung von Berlin, die verſchiedene über— 
ängſtliche Perſonen bereits zu Vorratsankäufen veranlaßt hatte, erklärt uns der 
Berliner Markthallendirektor Spiecker, daß für die nächſten Wochen die Lebens⸗ 
mittelverſorgung Groß-Berlins — vorausgeſetzt, daß Ruhe und Ordnung auf— 
rechterhalten bleiben — auch bei eintretenden Transportſchwierigkeiten geſichert 
ſei. Die Gemeinde Berlin beſitzt einen Vorrat von etwa 150 000 Zentnern Weiß⸗ 
kohl, außerdem für etwa ſechs Wochen Dörrgemüſe und große Mohrrübenvor⸗ 
räte, ebenſo ſind reichlich Kartoffeln vorhanden. Schwierigkeiten könnten ſich 
höchſtens in der Fleiſchzufuhr ergeben. Jedenfalls bot die Zentralmarkthalle das 
gewohnte Bild. 

Eine vorübergehende Stockung iſt infolge der Störungen im Eiſenbahn— 
verkehr in der Milchverſorgung eingetreten. Der Mindereingang an Milch betrug, 
wie der Berliner Magiſtrat mitteilt, geſtern etwa 90 000 Liter. Um wenigſtens 
die kleinſten Kinder und die Schwerkranken mit Milch zu verſorgen, hat die Fett— 
fteile Groß⸗Berlin für heute folgende Belieferung angeordnet: Es werden aus— 
gegeben: auf die „A“-Karten ½ Liter, auf die „B IlRarten ½ Liter, auf die 
„B II“-Karten ¼ Liter, auf die ½-Liter⸗Krankenkarten ¼ Liter, auf die 1-Liter- 
und 3/,eLiter-Rranfenfarten ſowie auf die Karten für werdende Mütter die vollen 
Mengen. Es fallen alſo aus die „C“ Karten und die auf !/, Liter lautenden Kranken— 
karten. Für den Ausfall wird den Kindern im 5. und 6. Lebensjahre ½ Pfund 
Nährmittel (Haferflocken, Grieß, Graupen) verabfolgt. Das Nähere wird alsbald 
bekanntgegeben. 

Der Poſtverkehr hat ſich, wie uns der Oberpoſtdirektor Vorbeck mitteilt, geſtern 
genau ſo abgewickelt wie an anderen Tagen. Das Beamten- und Botenperſonal, 
das eine Zeitlang durch die Grippe ſtark vermindert war, iſt nun vollzählig wieder 
im Dienſte und ſoweit Briefe, Poſtanweiſungen und Pakete uſw. einlaufen, werden 
ſie anſtandslos, ohne Verzögerung beſtellt. 

Der Fernſprechverkehr iſt geſtern nachmittag wieder nach dem ganzen Reiche 
mit Ausnahme von Hamburg, freigegeben worden. Auch nach München werden 
Privattelephongeſpräche wieder zugelaſſen. Die Einſtellung des Telegramm⸗ 
verkehrs wird ſo gehandhabt, daß es ſogar den Landtagsabgeordneten unmöglich 
iſt, durch das Bureau des Hauſes Staatstelegramme an ihre Familien zu ſchicken. 

Im Eiſenbahnverkehr ſind geſtern, wie uns von der Eiſenbahndirektion mit— 
geteilt wird, eine Anzahl D-Züge und Perſonenzüge wieder eingeſtellt worden, 
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um den Reiſenden Gelegenheit zu geben, nach Hauſe zu kommen oder ihre Ge- 
ſchäfte zu erledigen. Die Züge verkehren nach allen Richtungen des Reiches, bis 
auf die Strecken nach Altona, Hannover und Magdeburg. 

Im Gewerkſchaftshaus und deſſen Umgebung herrſchte vollkommene Ruhe. 
Demonſtrationen oder Ausſtände wurden den Gewerkſchaftskommiſſionen bisher 
von keiner Seite gemeldet. 

Oberſt Fröhlich vom Kommando der Berliner Schutzmannſchaft teilt uns auf 
Anfrage mit, daß Demonſtrationen von keiner Seite gemeldet wurden. Kleine 
Anſammlungen, die durch irgendwelche Zufälle veranlaßt wurden, gaben Stoff 
zu allerlei Gerüchten, die ſich bei näherer Unterſuchung als haltlos erwieſen. So 
telephonierte z. B. Profeſſor Reinhardt vom Deutſchen Theater an, ob er angeſichts 
der Krawalle am Monbijouplatz ſpielen laſſen dürfe. Die Nachprüfung ergab, daß 
ein Vater ſeinen Sohn, der ihn beſtohlen hatte, unter Begleitung einer größeren 
Menſchenmenge zur Polizeiwache geführt hatte. Eine andere Meldung an die 
Polizei berichtete, daß an der Neuen Schönhauſer Straße, Ecke der Roſenthaler 
Straße, etwa 1000 Perſonen demonſtrierten. Die Matroſen ſeien dabei, die 
Straßenbahnſchienen aufzureißen uſw. Polizeibeamte des entſprechenden Reviers 
fanden aber nur, daß eine Prügelei zwiſchen zwei Matroſen und eine Anſammlung 
eines Haufens Neugieriger ſtattgefunden hatte. 


Polizeiliche Schließung des Parteibureaus der Unabhängigen 
Sozialdemokratie. 
Das Parteibureau der Unabhängigen Sozialdemokratie in Berlin wurde 
geſtern nachmittag polizeilich geſchloſſen und ihr Parteiſekretär Barth verhaftet. 
Auch der unabhängige Redakteur Däumig wurde auf der Straße verhaftet. 


Berlin, 8. November. (W. T. B.) 
Wie wir erfahren, hat der Oberbefehlshaber in den Marken, General: 
oberſt v. Linſingen, ſeinen Abſchied eingereicht. 


Die Umwälzung in Bayern und Braunſchweig. 
Abſetzung der Dynaſtie in Bayern. 
Ausrufung der Volksrepublik. 
München, 8. November. 

Bayern iſt in der Nacht zum Freitag durch einen Handſtreich eine ſoziale 
Republik geworden. Dieſe Tatſache wurde heute nachmittag in der Sitzung des 
Arbeiter-, Soldaten und Bauernrates durch eine von ihm erwählte Volksregierung 
nach revolutionärem Recht vollzogen und beſtätigt. Heute nachmittag wurde die 
Einigung mit den offiziellen Sozialiſten⸗ und Gewerkſchaftsführern, alſo vor allem 
mit den hinter ihnen ſtehenden großen Arbeitermaſſen, erzielt. Für die Bauern 
garantiert der geſchloſſen zur neuen Republik übergetretene Bauernbund. Die 
tatſächliche Macht gehört der neuen Regierung. Die Soldaten, die anderswo, wie 
zum Beiſpiel in Roſenheim, nicht glatt mitmachten, ließen ſich freiwillig entwaffnen. 
Die Dynaſtie Wittelsbach iſt abgeſetzt. Alle Miniſterien, der Verkehr, alle Be— 
hörden uſw. ſind in den Händen des Rats. Das alte Bayern exiſtiert nicht mehr. 
Im einzelnen wird das folgende berichtet: 
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Wir berichteten ſchon, daß ſich einer großen Demonſtration auf der Thereſien⸗ 
wieſe am Donnerstag nachmittag eine revolutionäre Bewegung in den Abend⸗ 
ſtunden angeſchloſſen hatte. Kurt Eisner, der Führer der Münchener Unabhängigen, 
gab die Parole aus. In wenigen Nachtſtunden geſchah dann alles, die Kaſernen 
wurden von Soldaten und Arbeitern mit ſtürmender Hand genommen, ohne daß 
irgendwie von einem nennenswerten Widerſtand geſprochen werden kann. Die 
Soldaten wurden herausgeholt. Munition und Waffen lagen bereit, wurden ver⸗ 
teilt, und ſchnell hintereinander wurden von Soldatenabteilungen die wichtigſten 
Stellen beſetzt, ſo der Hauptbahnhof, die Telegraphen- und Telephonzentrale, die 
Funkentürme, das Generalkommando und alle Miniſterien. Der Polizeipräſident 
unterſtellte ſich mit ſeinen Mannſchaften dem inzwiſchen im Maltheſer-Bräu ſich 
bildenden Soldatenrat. Im Parxlamentsgebäude trat der Arbeiterrat unter 
dem Vorſitz Kurt Eisners zuſammen. Die Zeitungen wurden ſiſtiert und die 
„Münchener Neueſten Nachrichten“ für die Proklamationen des Arbeiter- und 
Soldatenrats beſchlagnahmt. 

Am heutigen Morgen erſchien in den beſchlagnahmten „Münchener Neueſten 
Nachrichten“ die Proklamation, aus deren Text wir folgende Sätze wiedergeben: 
„Bayern iſt fortan ein Freiſtaat. Eine Volksregierung, die von dem Vertrauen 
der Maſſen getragen wird, ſoll unverzüglich eingeſetzt werden. Eine konſtituierende 
Nationalverſammlung, zu der alle mündigen Männer und Frauen das Wahlrecht 
haben, wird ſo ſchnell wie möglich einberufen werden. Bayern will Deutſchland 
für den Völkerbund rüſten. Die de mokratiſche und ſoziale Republik Bayern hat die 
moraliſche Kraft, für Deutſchland einen Frieden zu erwirken, der es vor dem 
Schlimmſten bewahrt. Die jetzige Umwälzung war notwendig, um im letzten 
Augenblick durch die Selbſtregierung des Volkes die Entwicklung der Zuſtände ohne 
allzu ſchwere Erſchütterungen zu ermöglichen, bevor die feindlichen Heere die 
Grenzen überfluten oder nach dem Waffenſtillſtand die demobiliſierten deutſchen 
Truppen das Chaos herbeiführen. Der Arbeiter-, Soldaten⸗ und Bauernrat wird 
ſtrengſte Ordnung ſichern. Ausſchreitungen werden rückſichtslos unterdrückt. Die 
Sicherheit der Perſonen und des Eigentums wird verbürgt. In dieſer Zeit des 
ſinnloſen wilden Mordens verabſcheuen wir alles Blutvergießen. Jedes Pene 
ſchenleben ſoll heilig ſein. Der Bruderkrieg der Sozialiſten iſt für Bayern be⸗ 
endet. Auf der revolutionären Grundlage, die jetzt gegeben iſt, werden die Arbeiter⸗ 
maſſen zur Einheit zurückgeführt.“ 

Am Morgen las der Bürger Münchens die blutroten Plakate an den Anſchlag⸗ 
ſäulen, die die Abſetzung der Dynaſtie Wittelsbach und die Proklamation der 
Republik verkündeten. Die offizielle Sozialdemokratie, die Bauernbündler und 
ein Teil der liberalen Fraktion ſchloſſen ſich der neuen Regierungsgewalt an. Um 
drei Uhr trat der proviſoriſche Arbeiter-, Soldaten- und Bauernnat zu einer eigent⸗ 
lichen konſtituierenden Verſammlung und zur Geſtaltung der neuen Regierung 
zuſammen. Kurt Eisner eröffnete die Sitzung des proviſoriſchen Parſaments der 
Republik Bayern. Er ſagte u. a.: Über die Teilnahme und Wahl zum Arbeiter-, 
Soldaten- und Bauernrat werden erſt in den nächſten Tagen nähere Beſtimmungen 
ergehen. Niemand hätte noch in den letzten zwei Tagen geglaubt, wie man in 
wenigen Stunden Geſchichte macht und revolutionäre Tatſachen ſchafft. Der 
Strich, der unbedingt unter die ganze Vergangenheit gemacht ſei, könne nicht mehr 
beſeitigt werden. Es ſei ein Stück Überraſchungsſtrategie, mit der das alte Bayern 
aus den Angeln gehoben worden ſei. Wenn wir gewartet hätten, bis der Wahn⸗ 
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ſinn der nationalen Verteidigung, worunter er nicht den Schutz der Grenzen ver⸗ 
ſtehe, eingetreten wäre, wenn wir gewartet hätten, bis Kapitulation und Demo- 
biliſierung in Bayern ein ähnliches Schauſpiel hervorgerufen hätten wie in Oſter⸗ 
reich, dann wären dieſe kataſtrophalen Ereigniſſe über eine ohnmächtige Regierung 
hereingebrochen. Der amerikaniſche Präſident habe überzeugend dargetan, daß er 
nicht geſonnen ſei, mit dem, was man in Berlin jetzt Volksregierung heiße, einen 
Frieden zu ſchließen. Wenn aber nun in Berlin eine revolutionäre Regierung 
entſtehe, deren treibende Kräfte in einſamer und gefährlicher Oppoſition die deutſche 
Kriegführung bekämpft hatten, jo könnten wir vertrauen, daß eine ſolche Regie— 
rung einen beſſeren und anderen Eindruck erwecke und eine günſtigere Stimmung 
bei dem Gegner erzeuge. Es falle ihm nicht ein, in unwürdiger und feiger Art 
um die Gunſt der Gegner zu buhlen, aber die Gunſt ſei nun geſicherter. Bayern 
werde nun ein freier Staat, und eine konſtituierende Nationalverſammlung werde 
die endgültige republikaniſche Verfaſſung Bayerns feſtlegen. Er bitte den Rat, 
eine Regierung zu beſtimmen und mit ſeinem Vertrauen zu beehren, die dem 
Arbeiter-, Bauern- und Soldatenrat verantwortlich ſein werde und nur provi 
ſoriſch, bis die Nationalverſammlung die endgültige Regierung einſetzen werde, 
die Geſchäfte führen ſolle. Sie ſei nach Vorſchlägen und Verhandlungen keines— 
wegs einſeitig gedacht. Der Kampf der Arbeiter gehöre für Bayern der Vergangen- 
heit an. Zum Schluß nannte Eisner die Namen derer, die die neue Regierung 
bilden ſollen, mit einer Ausnahme iſt die alte Einteilung der Miniſterien beibehalten 
und nur ein neues geſchaffen worden: das Staatsminiſterium für ſoziale Un- 
gelegenheiten. In dem Revolutionskabinett übernimmt das Präſidinm und das 
Außere als Symbol des revolutionären Urſprungs Kurt Eisner, das Vizepräſi⸗ 
dium und das Miniſterium für Kultus der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Hoff— 
mann⸗Kaiſerslautern, ein früherer Volksſchullehrer, das Miniſterium für mili— 
täriſche Angelegenheiten (ein Kriegsminiſter ſoll nicht mehr exiſtieren) der ſozial— 
demokratiſche Abgeordnete Roßhaupter. Es gezieme ſich, ſagte Eisner, für eine 
demokratiſche Regierung, daß in der Demokratie ein Ziviliſt die militäriſchen An⸗ 
gelegenheiten leite. Das Innere übernimmt Eisners bisheriger ſchärfſter Gegner 
bei der Wahl für den Reichstag und bei dem Kampf der offiziellen Sozialdemo— 
kratie gegen die Unabhängigen, der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Gerhart Auer. 
Der frühere Verkehrsminiſter Heinrich v. Frauendorffer ſchließt ſich der neuen 
Regierung an. Frauendorffer, der 1912 einer der lächerlichſten Komödien zum 
Opfer gefallen war, übernimmt das Miniſterium des Verkehrs. Die Juſtiz iſt dem 
Sozialpolitiker und Gewerlſchaftsführer, Abgeordneten Johannes Timm über⸗ 
tragen worden. Die Finanzen übernimmt der Univerſitätsprofeſſor Edgar Jaffs. 
Ein einfacher Arbeiter ohne Amt und Würden, der an der Kundgebung in hervor— 
ragendem Maße beteiligt und mit Eisner ſeit den Dezemberunruhen 1918 im 
Gefängnis ſaß, tritt an die Spitze des neuen Miniſteriums für ſoziale Fürſorge: 
es iſt der frühere Maſchinenmeiſter Unterleitner. Zum Polizeipräſidenten der 
Hauptſtadt wurde ein Arbeiter und Soldat, Herr Steiner, gewählt. Darauf ſchlug 
der Abgeordnete und nunmehrige Miniſter Auer das Präſidium des Arbeiter-, 
Soldaten⸗ und Bauernrates vor. Erſter Präſident iſt der Abgeordnete Franz 
Schmidt, Erſter Vize präſident der frühere Handlungsgehilfe Fritz Schröder, der 
ebenfalls im Gefängnis ſaß und an der revolutionären Erhebung beteiligt iſt. Den 
Poſten des Zweiten Vize präſidenten übernimmt der Liberale Dr. OQuidde. Schrift 
führer werden die Abgeordneten Gangdorfer, Vogel, Schlief und Körner. Ab- 
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geordneter Schmidt erklärte die Annahme des Präſidiums. Die vorgeſchlagenen 
Miniſter und das Präſidium des Rates wurden darauf einſtimmig vom Arbeiter-, 
Soldaten- und Bauernrat gewählt. Der Präſident verkündete dann, daß die Pro— 
klamation der Regierung und das genaue politiſche und ſoziale Programm bekannt 
gegeben würde. Jeder Bauer möge ſeiner gewohnten Arbeit nachgehen. Stadt 
und Land werden einig zuſammengehen. Die Umwälzung iſt vollzogen. Jeder, 
der die Neuordnung mißbrauche, plündere oder raube, werde ſtrengſtens beſtraft. 
Alle bisherigen Beamten bleiben in ihrer Stellung. 

Darauf ſchlug der Abgeordnete Auer die Zentrumsmitglieder Dr. Schlitten⸗ 
bauer und Heim im Intereſſe der Volksernährung zu Mitgliedern vor. Der Ab— 
geordnete Gangdorfer vom bayeriſchen Bauernbunde erklärte im Namen aller 
Fraktionsmitglieder, daß es jetzt die Hauptſache ſei, daß Lebensmittel in die Städte 
hineinkommen, der Rat aber müſſe dafür ſorgen, daß keine Hinderniſſe auf dem 
Lande entſtehen. Die chriſtlichen Gewerkſchaften erklärten im Intereſſe der 
Münchener Bevölkerung durch ein verleſenes Telegramm ihre Mitwirkung an der 
Arbeit der neuen Regierung. Die Studenten der Münchener Univerſität haben 
ſich durch eine Abordnung gleichfalls für den Sicherheitsdienſt bereitgeſtellt. Die 
Straßen ſind ruhig, die Geſchäfte ſind geſchloſſen. 

Aus den Großſtädten in Bayern liegen noch keine neueren Nachrichten vor. 
Nur in Nürnberg erklärte der Oberbürgermeiſter in der heutigen Sitzung des 
Magiſtrats, daß ſich die Revolution auf das ganze Land ausgedehnt habe. 
Er ermahnte zur Ruhe und Beſonnenheit, die des Volkes würdig ſei, das jetzt 
ſeine Selbſtbeſtimmung in die Hand zu nehmen im Begriffe ſtehe. Der ſozial— 
de mokratiſche Parteivertreter Treu übernahm nur dann die Garantie für Ruhe 
und Ordnung, wenn die militäriſchen Machthaber ſich nicht durch rohe Gewalt 
entgegenſtellen würden. In München hat die offizielle ſozialde mokratiſche Partei— 
leitung einen Aufruf erlaſſen, in der den Arbeitern die Neuordnung mitgeteilt 
wird und in der ſie zur Mitarbeit am Wohle des Ganzen aufgefordert werden. 
Vom König und ſeiner Familie heißt es, daß er ſich mit ſeiner Familie auf eines 
ſeiner Schlöſſer geflüchtet hat. 


Abdankung des Herzogs von Braunſchweig. 
Braunſchweig, 8. November. 

Nachmittags iſt es in Wolfenbüttel zu blutigen Zuſammenſtößen mit dem 
Militär und den von Braunſchweig in Automobilen herbeigeeilten aufſtändiſchen 
Soldaten gekommen. Dabei wurden ſcharfe Schüſſe gewechſelt. In Braun⸗ 
ſchweig iſt es dagegen zu blutigen Ausſchreitungen bisher nirgends gekommen, 
da der Soldatenrat die Ordnung aufrechterhält. Nachmittags 3½ Uhr trat der 
neugewählte Soldaten und Arbeiterrat zu der erſten gemeinſamen Sitzung giu 
ſammen. Abends 7 Uhr begab ſich eine Deputation des Soldaten- und Arbeiter⸗ 
rates ins herzogliche Reſidenzſchloß und legte dort dem Herzog Ernſt Auguſt ein 
Schriftſtück vor, des Inhalts, daß er für ſich und ſeine Nachkommen auf den 
Thron in Braunſchweig verzichte. Der Herzog hat dieſes Schriftſtück nach kurzer 
Bedenkzeit unterzeichnet und außerdem durch ſeine Miniſter gegenzeichnen laſſen. 
Der Herzog erhielt darauf von DE Deputation die Erlaubnis, ſich noch einige Tage 
in Braunſchweig aufzuhalten. Dann will er ſich auf ſeinem Schloß in Blankenburg 
zur Ruhe ſetzen. 
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Das Reichstagswahlrecht für Braunſchweig. 
Braunſchweig, 8. November. (W. T. B.) 


Die amtlichen „Braunſchweigiſchen Anzeigen“ veröffentlichen folgenden 
Erlaß: „Nachdem ich durch Fühlungnahme mit den verſchiedenſten Bevölkerungs— 
kreiſen die Überzeugung gewonnen habe, daß auch die letzten Vorſchläge zur Um 
geſtaltung des Landtagwahlrechts zur Erhaltung befriedigender Zuſtände im 
Herzogtum nicht geeignet ſind, habe ich mich entſchloſſen, der Landesverſammlung 
die Streichung aller Sonderwahlen vorzuſchlagen, fo daß das Reichstagswahl⸗ 
recht die ausſchließliche Grundlage des geplanten Geſetzes bildet. 

Braunſchweig, den 8. November. 

Ernſt Auguſt. 
v. Wolff. Boden. H. Krüger. 


Die politiſche Neuordnung in Württemberg. 
Stuttgart, 7. November. 


Auch in Württemberg rüſtet man zu einem Syſtemwechſel. An die Stelle des 
Miniſteriums Weizſäcker wird ein parlamentariſches Reformminiſterium treten; 
als Miniſterpräſident iſt, wie ſchon gemeldet, der fortſchrittliche Reichs- und Land- 
tagsabgeordnete Lieſching auserſehen, der zugleich das Miniſterium des Aus— 
wärtigen übernehmen würde. Ein neues Miniſterium, für die Übergangswirtſchaft, 
wird vorausſichtlich der bekannte Kommunalpolitiker Dr. Lindemann, ein Führer 
der württembergiſchen Sozialdemokratie, übernehmen. Als Juſtizminiſter wird 
der Zentrumsführer Abgeordneter Dr. v. Kiene, und als Kultusminiſter der 
nationalliberale Parteiführer Dr. v. Hieber genannt. Der bisherige Miniſter des 
Innern Dr. v. Köhler, ſowie der Finanzminiſter Dr. v. Piſtorius und Kriegs- 
miniſter Generaloberſt v. Marchtaler, ſollen auf ihren Poſten verbleiben. 

Die Bildung der neuen Regierung ſteht nach allem, was man hört, unmittel— 
bar bevor. Das Geſamtminiſterium hat nach einer Meldung des heutigen „Staats— 
anzeigers“ um ſeine Entlaſſung nachgeſucht, und wurde alsdann vom König 
erſucht, bis zur Neubildung des Miniſteriums im Amte zu bleiben. 


Nord: und Nordweſtdeutſchland in den Händen der Arbeiter⸗ 
und Soldatenräte. 


Berlin, 8. November. (W. T. B.) 


Über die Unruhen im Reiche wird von zuſtändiger Stelle folgendes mit— 
geteilt: Die Aufſtandsbewegungen haben ſich weiter ausgedehnt. Es ſind davon 
unter anderem in Mitleidenſchaft gezogen: Hannover. Köln, München, Braun⸗ 
ſchweig und Magdeburg. Hiermit iſt jedoch noch nicht geſagt, daß dieſe Städte 
ganz in der Hand der Aufſtändiſchen ſind. Die Nachrichten ſind naturgemäß nicht 
zuverläſſig und ſind widerſpruchsvoll. In Hannover iſt zum Beiſpiel ein Teil 
der Garniſon feſt in der Hand ihrer Führer und wehrt ſich entſchloſſen gegen die 
Bewegung. Ahnliche Verhältniſſe ſcheinen in Magdeburg, Köln und München 
vorzuliegen. Vom Induſtriegebiet ſind die Meldungen noch nicht klar, es ſcheinen 
aber Verſuche vorzuliegen, an einzelnen Orten Arbeiter- und Soldatenräte zu 
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bilden. Es zeigt ſich jetzt ein gewiſſes planmäßiges Vorgehen. Überall dasſelbe 
Bild: Aus den Hauptzentren Kiel und Hamburg ſind im Laufe des geſtrigen 
Tages immer wieder Züge mit bewaffneten Matroſen und Aufrührern in das 
Land entſandt worden, die verſuchen, in den wichtigſten Städten ſich ſofort der 
Verkehrszentren zu bemächtigen und die Kommandoſtellen aufzuheben. Dann 
wird unter Heranziehung lichtſcheuer Elemente, unter denen ſich eine ganze Reihe 
Fahnenflüchtiger befindet, verſucht, die Truppen zu verſcheuchen, indem ihnen 
vorgeſpiegelt wird, daß es ſich gar nicht um eine revolutionäre Bewegung handele, 
ſondern um militäriſche Reformen. Bei manchen Truppen iſt der Verſuch ge— 
lungen, bei anderen hat er energiſchen Widerſtand gefunden. 

An zahlreichen Stellen iſt bereits durch entſprechende Vorſtellung von Ent— 
ſandten der Regierung ein gewiſſes Einlenken erreicht worden. Die ganze Bewe— 
gung geht — bei aller Unklarheit in Einzelheiten — offenbar von Rußland aus, 
wobei die bisherige Berliner Vertretung der ruſſiſchen Sowjetrepublik ja nach— 
weislich mitgewirkt hat. Wie die ruſſiſche Regierung ſelbſt zugegeben hat, hofft 
ſie ſich dadurch zu halten, daß auch in Deutſchland und demnächſt in ganz Europa 
die bolſchewiſtiſche Idee nochmals zum Aufflammen komme. In dem Bewußt—- 
ſein, daß das deutſche Volk in ſeiner Maſſe für die bolſchewiſtiſchen Ideen nicht 
zu haben iſt, wird planmäßig verſucht, die Unzufriedenen und nach Möglichkeit 
Teile der bewaffneten Macht allmählich auf die ſchiefe Ebene zu bringen, indem 
man ſie zunächſt durch noch nicht terroriſtiſche Reformvorſchläge in Widerſpruch 
mit ihren Pflichten und mit der beſtehenden Volksregierung zu bringen verſucht. 
Allmählich ſollen die Leute dann weiter gedrängt werden bis zu dem bolſchewi⸗ 
ſtiſchen Radikalismus, wie dies in einzelnen Fällen bereits klar erkennbar iſt. Die 
Verführten und Mitläufer ſind nicht im mindeſten bewußt, zu welchen ver⸗ 
hängnisvollen Folgen eine bolſchewiſtiſche Bewegung in Deutſchland notge⸗ 
drungen führen muß, wo die Volksernährung bisher nur mit einer fein geglie⸗ 
derten Organiſation durchführbar war. 

Kiel, 7. November. (W. T. B.) 

Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat hat einen Aufruf an die Bevölkerung Schles⸗ 
wig⸗Holſteins gerichtet, in dem es heißt: Die politiſche Macht iſt in unſerer Hand. 
Es wird eine proviſoriſche Provinzialregierung gebildet, die im Zuſammen⸗ 
arbeiten mit den beſtehenden Behörden eine Neuordnung aufrichtet. Unſer Ziel 
iſt die freie ſoziale Volksrepublik. Unſere Hauptaufgabe wird es zunächſt ſein, 
den Frieden zu ſichern und die Schäden des Krieges zu heilen. Die über den 
Rahmen der Provinzialverwaltung hinausgreifenden Fragen unterliegen ſelbſt⸗ 
verſtändlich nach wie vor der Staats- und Reichsgeſetzgebung. Wir ſind gewillt, 
mit der geſamten Beamtenſchaft, ſofern ſie ſich dem neuen Kurs unterſtellt, in den 
bisherigen Formen zuſammenzuarbeiten. Wir ſind entſchloſſen, jeden Widerſtand 
mit der uns zur Verfügung ſtehenden öffentlichen Gewalt entgegenzutreten. 


Staatsſekretär Konrad Haußmann teilt mit, daß die von den „Kieler 
Neueſten Nachrichten“ gebrachte Behauptung, er habe die Forderungen der Kieler 
Arbeiter und Soldaten angenommen und die beſchleunigte Durchſetzung bei der 
Regierung verſprochen, unzutreffend iſt. 

Roſtock, 8. November. (W. T. B.) 

In Roſtock ſind Soldatenräte gebildet. Die Chauſſee nach Warnemünde iſt 

beſetzt. 
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Bremen, 8. November. 

Die Vorgänge in Hamburg und Kiel haben eine ähnliche Bewegung in Bremen 
und anderen Städten an der Nord- und Oſtſee ausgelöſt. Am 6. November hat 
ſich in Bremen ein Soldatenrat konſolidiert. Sein Führer iſt der Oberſt und 
Garniſonälteſte Lehmann. Am 5. November kamen kurz nach ½6 Uhr in Bremen 
Marine mannſchaften aus Wilhelmshaven an. Sie eilten in die Kaſerne von 
Bremen und forderten die dort liegenden Truppen auf, ſich ihnen anzuſchließen 
und einen Arbeiter⸗Soldatenrat zu bilden. Die Garniſon von Bremen wandte 
ſich an den Stadtkommandanten Oberſt Lehmann, der ſich der Bildung des Soldaten— 
rats nicht widerſetzte. Alsdann zogen die Truppen durch die Stadt. Vor dem 
Tor der Kaſerne wurde eine rote Fahne gehißt. Dem Soldatenzuge ſchloſſen ſich 
in der Stadt die Arbeiter an. Es wurde die Arbeitermarſeillaiſe geſungen. Auf 
dem Marktplatz von Bremen hielt der Zug an, ein Teil davon zog zum Gerichts- 
gebäude und Unterſuchungsgefängnis, um die Gefangenen zu befreien. Auf dem 
Marktplatz wurden mehrfach Anſprachen gehalten, und der Magiſtrat erteilte die 
Genehmigung, daß vom Altane des Rathauſes geſprochen werden durfte. Es 
ſprachen Mitglieder der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei, ein Soldat und 
ein Matroſe. Die Bewegung in Bremen verlief vollkommen ruhig. Der Straßen- 
bahnverkehr konnte aufrecht erhalten werden. Als am Abend die Einſetzung des 
Soldatenrates angekündigt wurde, läuteten die Glocken des Domes. Auf den 
Straßen wurden mehrfach den Offizieren die Achſelſtücke abgeriſſen, bewaffnete 
Patroufllen mit Armbinden und roten Roſetten durchziehen die Stadt und ſorgen 
für Ordnung, Poſt, Telegraph und Telephon ſind geſperrt. Der Hauptbahnhof 
iſt von Maſchinengewehren beſetzt. Die in der Umgebung von Bremen liegenden 
Ortſchaften wurden vom Soldatenrat beſetzt. Zwiſchen dem Garniſonälteſten 
Oberſten Lehmann und den derzeitigen Vertretern des Soldatenrats Matroſen 
Hubert Pörſch, Wehrmann Bernhard Ecks, Landſturmmann Julius Reimann, 
Landſturmmann Schilling iſt folgendes vereinbart worden: 

1. Die militäriſche Gewalt in Bremen wird zur Vermeidung von Blut— 
vergießen von jetzt an ausgeübt von Oberſt Lehmann und den vier obenge⸗ 
nannten Mitgliedern des Soldatenrates. 

2. Waffen und Munition werden von einer Kommiſſion in gemeinſchaft⸗ 
liche Verwahrung genommen. Die Kommiſſion beſteht aus dem Oberleutnant 
Opiſt und dem Matroſen Pörſch, in deſſen Vertretung Wehrmann Cds. è 

3. Die politiſchen Militärgefangenen werden entlaſſen. 

4. Die Verpflegung unterliegt der gemeinſchaftlichen Kontrolle des 
Garniſonälteſten und des Soldatenrats. Der Soldatenrat verpflichtet ſich, 
für Ordnung und Sicherheit zu ſorgen. 

6. Die Mitglieder des Soldatenrates tragen am linken Oberarm eine mit 
dem Stempel des Garniſonkommandos verſehene weiße Binde. 

7. Die Offiziere behalten Degen und Achſelſtücke. 

8. Plünderungen werden ſtandgerichtlich abgeurteilt. 

9. Die Rondeoffiziere bleiben in Miliz. 

10. Vorgeſetzte im Dienſt ſind als ſolche zu beachten. 
11. Den Anordnungen des Soldatenrates iſt auch von den Zivilperſonen 

Folge zu leiſten. 

12. Der öffentliche Verkehr einſchließlich Poſt und Telegraph wird aufe 
recht erhalten. 
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Die Lage in den Fabrifbetrieben und Werften in Bremen iſt ruhig. Es wird 
überall bis 5 Uhr nachmittags gearbeitet. Lohnforderungen ſind zur Zufriedenheit 
der Arbeiter geregelt. 


Bremen, 7. November. (W. T. B.) 


Die „Weſerzeitung“ meldet weiter aus Wilhelmshaven unter dem 6. Novem: 
ber: Hier haben die Matroſen dem Kommandanten jetzt den Gehorſam verwei⸗ 
gert. Aus der Oldenburger Garniſon find einige hundert Mann mit Maſchinen— 
gewehren eingetroffen. Von Wilhelmshaven wurden einige tauſend Matroſen mit 
Extrazügen nach dem Innern Deutſchlands befördert. Gewalttätigkeiten ſind nicht 
vorgekommen, aber ſämtliche Schiffe ſind in der Hand der zurückgebliebenen 
Matroſen. Der unmittelbare Anlaß zu den Unruhen war die Furcht der Soldaten, 
daß die Offiziere ſie wieder auf den Schiffen in eine Seeſchlacht führen ſollten. 
Es ging das Gerücht, die Marine ſei dem Reichskanzler nicht unterſtellt. Man 
fürchtete, daß das Vorhaben der Offiziere die Friedensverhandlungen ſtören 
würde. Von den verſchiedenſten Seiten hört man, daß die Matroſen betont 
haben, wenn der Feind ſich Wilhelmshaven nähern ſollte, würden ſie ihren 
Platz wieder einnehmen, um das deutſche Gebiet bis zum äußerſten zu ver⸗ 
teidigen. 


Bremen, 7. November. (W. T. B.) 


Wie die „Weſerzeitung“ aus Wilhelmshaven meldet, wurde in der Sitzung 
der Delegation im Rathauſe geſtern abend ein Ausſchuß von 21 Mann, der wieder⸗ 
um einen Fünferausſchuß einſetzte, gebildet. Alle wichtigen Nachrichtenſtellen 
werden von Vertrauensmännern der Arbeiter und Soldaten beſetzt. Am Donners— 
tag vormittag fand hier eine große Verſammlung auf dem Militärplatz ſtatt, an 
der etwa 30 000 Mann teilgenommen haben dürften. In verſchiedenen Reden 
wurde zu Beſonnenheit gemahnt. Im Anſchluß wurde eine Entſchließung gefaßt, 
in der die Abſchaffung der Monarchie gefordert wird. Die Verſammlung zog 
dann in geordnetem Zuge durch die Stadt. Der Ausſchuß legte beſonderen Wert 
auf den Fortgang der Lebensmittelverſorgung für die Militär- und Zivil⸗ 
verwaltung. Auf den Werften dürfte die Arbeit am Freitag wieder aufgenommen 
werden. 

Oldenburg, 7. November. (W. T. B.) 

Heute mittag fand hier eine große Verſammlung ſtatt, die von den fogial- 
demokratiſchen Landtagsabgeordneten geleitet wurde; ſie verlief im allgemeinen 
ruhig. Es wurde ein Soldatenrat gebildet. Anſchließend fand ein großer Umzug 
durch die Stadt ſtatt, ohne daß Unruhen dabei vorgekommen wären, weil das 
Militär ſich in allen Teilen zurückhielt. 


Hannover, 7. November. (W. T. B.) 

Nachdem ſich heute morgen die Soldaten und Matroſen des Bahnhofs und 
der militäriſchen Verwaltungsgebäude bemächtigt hatten, herrſchte tagsüber 
verhältnismäßig Ruhe. Der vorläufige Arbeiter- und Soldatenrat hatte nach⸗ 
mittags nach dem Klagesmarkt eine Verſammlung einberufen in der die Reichs⸗ 
tagsabgeordneten Brey und Fiſcher Anſprachen hielten und die Menge zur Auf— 
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung ermahnten. Es wurde beſchloſſen, ſofort 
in Verhandlungen mit den Militär- und Stadtverwaltungen zu treten. Zu Bu 
ſammenſtößen kam es nirgends. 
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Köln, 8. November. (Privat⸗Telegramm.) 
Auch hier hat ſich ein großer Soldatenrat gebildet. Es hat ſich alles in der 
größten Ruhe vollzogen; keinerlei Unruhen ſind vorgekommen. Die Bürger dürfen 
ſich nur bis 9 Uhr abends auf den Straßen aufhalten. 


Eſſen, 8. November. 

Im Ruhrrevier iſt bisher die Ruhe nirgends geſtört worden. Die Arbeit 
auf den Werken iſt nicht unterbrochen. Heute abend trafen in Eſſen Abgeſandte 
der Marinemannſchaften ein, die geſtern nach Köln gekommen waren, und wollten 
auch hier eine große Arbeiterdemonſtration veranſtalten. Die Polizei wird ſich 
paſſiv verhalten, und die Führer der ſozialdemokratiſchen Bewegung erklären, daß 
ſie ſich für die Aufrechterhaltung der Ruhr und Ordnung verbürgen. Gleichfalls 
veranſtalten in Bochum die Sozialdemokraten und die übrige Arbeiterſchaft 
eine Maſſenkundgebung. Auch in Bochum hat die Polizei erklärt, daß ſie nicht 
eingreifen werde. Die Veranſtalter der Verſammlungen erklärten, daß die Ruhe 
nicht geſtört werden würde. Wie verlautet, ſoll auch hier ein Arbeiterrat gebildet 
werden. 


Leipzig, 8. November. 


Auch in Leipzig iſt ein Arbeiter- und Soldatenrat eingeſetzt worden. In 
der Stadt herrſcht abends vollkommene Ruhe. 


Dresden, 8. November. 

In Dresden iſt alles ruhig. In Großenhain ſollen nach einer Meldung der 
„Dresdener Volkszeitung“ 3000 Flieger und Arbeiter der Flugzeugwerke einen 
Soldatenrat gewählt haben, der die Wünſche der Arbeiterſchaft dem Komman— 
danten unterbreitet hat. 


Frankfurt a. M., 8. November. 

Hier hat ſich heute aus dem zweiten Bürgermeiſter Dr. Luppe und ſozial— 
demokratiſchen und fortſchrittlichen Stadtverordneten ein „Bürgerwohlfahrts— 
ausſchuß“ gebildet, der ſich zum Ziele geſetzt hat, die Ordnung und öffentliche 
Sicherheit aufrecht zu erhalten und eine vermittelnde Tätigkeit zwiſchen den In— 
ſtanzen der alten und der neuen Staatsordnung auszuführen. In einer Zuſammen— 
kunft dieſes Ausſchuſſes mit dem Polizeipräſidenten und dem ſtellvertretenden 
kommandierenden General wurden unter Hinzuziehung der Gewerkſchaften fol— 
gende Beſchlüſſe gefaßt: 1. Die auf der Durchreiſe hier verhafteten Matroſen aus 
Kiel werden freigelaſſen. 2. Den Soldaten wird erlaubt, einen Soldatenrat zu 
wählen. 3. Die Polizei enthält ſich jeden Eingriffs in politiſche Angelegenheiten. 
4. Dem Soldaten iſt der Beſuch von politiſchen Verſammlungen geſtattet. 5. Morgen 
mittag 12 Uhr werden ſämtliche Betriebe zum Beſuch einer Demonſtrationsver— 
ſammlung ſtillgelegt. 6. Die Polizei- und Militärbehörden unterſtehen den Anord— 
nungen des Wohlfahrtsausſchuſſes. 

Die Militär- und Polizeibehörden haben ſich mit dieſen Forderungen ein— 
verſtanden erklärt. Der ſtellvertretende kommandierende General des 18. Armee— 
lorps, Generalleutnant Riedel, iſt zurückgetreten. Morgen früh findet die Bil— 
dung eines Arbeiter- und Soldatenrates ſtatt, der dann wahrſcheinlich an die 
Stelle des Wohlfahrtsausſchuſſes treten wird. Die Straßen zeigen ein belebteres 
Bild als ſonſt. Es herrſcht aber völlige Ruhe. 
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Breslau, 8. November. (Privat.) 

In Breslau herrſcht vollkommene Ruhe. Es ſind keinerlei Ausſchreitungen 
vorgekommen. Die ſozialdemokratiſche Partei veranſtaltet am Sonntag in der 
Jahrhunderthalle eine Maſſenkundgebung für den Friedensſchluß und den Volks⸗ 
ſtaat. Redner ſind Stadtverordneter Loebe und Staatsſekretär Bauer, falls er 
die Reiſe nach hier antreten kann. 


Geflüchtete Kriegsſchiffe in Kolberg. 
Berlin, 8. November. (W. T. B.) 

Über die Unruhen im Reich wird von zuſtändiger Stelle weiter folgendes mit- 
geteilt: In Kolberg liefen drei kleinere Kriegsſchiffe ein, die aus Kiel geflüchtet 
ſind. Die Beſatzungen wurden in die Heimat beurlaubt und ſind abgereiſt. In 
Kolberg herrſcht Ruhe. Auch in Swinemünde iſt alles ruhig. Die dortſelbſt liegenden 
Fahrzeuge ſind treu, und es haben ſich keine Soldatenräte gebildet. In Lübeck 
ſcheint der Soldatenrat noch nicht im Beſitz der Gewalt zu ſein. In Braunſchweig 
und Wolfenbüttel ſind die Unruhen bislang ohne Blutvergießen verlaufen, doch 
iſt die Entwicklung noch nicht abgeſchloſſen. Aus Köln liegen Meldungen vor, 
daß der Arbeiter- und Soldatenrat die Kontrolle über alle Soldaten übernommen 
hat. Die Bahnhofskommandantur und alle militäriſchen Waffen ſind durch den 
Gouverneur zurückgezogen worden, der heute mit dem Arbeiter- und Soldatenrat 
verhandelt. Zu Zuſammenſtößen iſt es bisher nicht gekommen. Jedoch macht es 
ſich für die Zivilbevölkerung äußerſt unangenehm bemerkbar, daß die aus den 
militäriſchen und Zivilſtrafanſtalten befreiten Gefangenen, die dort ſehr zahl⸗ 
reich ſind, ſich raubend und plündernd auf die Konfektionsgeſchäfte ſtürzen. 
Bei den Eiſenbahnbedienſteten, auch in den Werkſtätten iſt alles ruhig. Die Bahn⸗ 
höfe find durch den Arbeiter- und Soldatenrat beſetzt. 


* Die Abreiſe des Prinzen Heinrich. 


Es wird erzählt, Prinz Heinrich ſei am Dienstag in einem Automobil mit 
roter Flagge aus Kiel abgefahren. Auf dem Wege nach Gettorf ſei das Auto 
von Matroſen angehalten worden, es ſei ihm jedoch nach kurzen Auseinander⸗ 
ſetzungen geſtattet worden, weiterzufahren. Zwei Matroſen ſeien auf den Tritt⸗ 
brettern des Autos ſtehengeblieben und mitgefahren. Aus der das Auto ume: 
gebenden Volksmenge ſei auf den einen der Matroſen geſchoſſen worden. Der 
Matroſe ſei ins Herz getroffen und tot vom Auto gefallen. Daraufhin ſeien dem 
davonfahrenden Auto von anderen Matroſen Gewehrſalven nachgeſchickt worden. 
Der Aufenthalt des Prinzen iſt nicht bekannt. Die Richtigkeit der ganzen Dar⸗ 
ſtellung vermögen wir nicht zu verbürgen. 


Der Rücktritt des preußiſchen Miniſteriums. 


Das preußiſche Miniſterium iſt geſtern mit Ausnahme der Staatsminiſter 
Dr. Friedberg, Fiſchbeck, Spahn und Scheuch zurückgetreten. Die Staats⸗ 
miniſter Drews, Schmidt, v. Eiſenhardt und Hergt haben ihre Entlaſſung 
erbeten, auch hat der Staatsminiſter v. Waldow erneut ſeine Verabſchiedung 
nachgeſucht. Das Abſchiedsgeſuch des Staatsminiſters v. Breitenbach liegt 
bereits ſeit längerer Zeit im Kabinett. 
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Der Handelsminiſter Fiſchbeck beabſichtigt, wie wir hören, den Gewerkſchafts⸗ 
führer Landtagsabgeordneten Hue und den Vorſitzenden des Generalrats der 
Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereine Hartmann als ſozialpolitiſche Referenten in 
das Handelsminiſterium zu berufen. 


Der Interfraktionelle Ausſchuß. 


Der Interfraktionelle Ausſchuß, der bereits geſtern vormittag zu einer 
Sitzung zuſammengetreten war, hielt geſtern abend nochmals eine längere Be 
ſprechung ab, an der auch einige Mitglieder des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
teilnahmen. Zur Debatte ſtanden die Ereigniſſe im Reich und der Initiativantrag 
der Mehrheitsparteien. Ein endgültiger Beſchluß wurde geſtern abend nicht gefaßt. 
In dem Antrag iſt übrigens, wie wir hören, die Forderung des Frauenwahlrechts 
nicht enthalten. Gegen die Aufſtellung dieſer Forderung haben in erſter Linie die 
Nationalliberalen Stellung genommen. Die Sozialdemokraten beabſichtigen aber, 
einen Antrag auf Einführung des Frauenwahlrechts geſondert einzubringen. 

Die Vereinbarung der Mehrheitsparteien über die demokratiſche Reform in 
den Einzelſtaaten ſoll noch einen Zuſatz dahin erhalten: „Jeder Landtag muß bis 
zum 31. Dezember 1919 Beſtimmungen ſchaffen, welche dem Artikel 20 der Reichs⸗ 
verfaſſung entſprechen.“ È 

Wie die „Mecklenburgiſche Zeitung“ hört, hat der fortſchrittliche Reichstags⸗ 
abgeordnete Sivkovich von dem Arbeiter- und Soldatenrat den Auftrag zur Weiter⸗ 
führung der Verhandlungen erhalten. Wie aus ſicherer Quelle verlautet, iſt in 
Ausſicht genommen, dem Großherzog ein vorläufiges Miniſterium, das in den 
nächſten Wochen ergänzt werden ſoll, vorzuſchlagen. Es ſind für dieſes Miniſterium 
in Ausſicht genommen: 1. die anweſenden Reichstagsabgeordneten, 2. Vertreter 
der Mehrheitsſozialiſten aus Mecklenburg, 3. je ein Vertreter des Arbeiter- und 
Soldatenrates. 


Wilhelm II. 

Unter dieſem Titel ſchreibt die „Berliner Volkszeitung“ vom 9. November: 

„Das iſt das Unglück der Könige, daß ſie die Wahrheit nicht hören wollen!“ 
Es war im September 1848, als zu Sansſouci Johann Jakoby dem Könige Fried— 
rich Wilhelm IV. dieſe zürnenden und mahnenden Worte zurief. Sie treffen nicht 
minder auf Wilhelm II. zu, deſſen Lebenswerk mit dem November 1918 ab— 
geſchloſſen iſt und damit ein 31 jähriges Kaiſertum beendet. Ob der Monarch, der 
ſich jetzt ins Privatleben zurückzieht, an einen ſolchen Ausgang gedacht hat, als er 
am 31. Juli 1914 auf dem Balkon des Berliner Schloſſes beteuerte: „Unſere Hände 
ſind rein“, und mit den Worten ſchloß: „Nun wollen wir kämpfen?“ Die Schuld— 
frage des — vermutlich letzten — deutſchen Kaiſers am Kriege, die Mitſchuld an 
deſſen Ausbruch, an der Nichtverhütung iſt Sache der Geſchichte; ſie wird erſt ent— 
ſchieden werden, wenn in einer ruhigen Zeit das Aktenmaterial vorliegt. Soviel 
aber ſteht feſt: Wilhelm II. hat denen, die ihn in den Krieg getrieben haben, nicht 
genug Widerſtand geleiſtet. Welche Gründe ihn dabei bewogen haben, ob dyna— 
ſtiſche Momente zwecks Sicherung wankender Hausmacht, wie den greiſen Franz 
Joſef in Wien, ob übertrieben empfundene und übel gelohnte „Nibelungentreue“ 
gegenüber dem beleidigten Bundesgenoſſen, ob das beleidigte und bei Wilhelm II. bee 
ſonders empfindlich ausgebildete monarchiſche Gefühl — vermutlich von jedem etwas. 
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Denn das monarchiſche Gefühl war es, das den Enkel Wilhelms I. bis in die 
kleinſte Fiber beherrſchte. Entgegen ſeinem im Grunde ſehr nüchtern und hausbacken 
denkenden Großvater bewegte er ſich ausſchließlich in der mittelalterlich-roman⸗ 
tiſchen Gedankenwelt Friedrich Wilhelms IV. Sein ſtark entwickeltes religiöſes 
Gefühl ließ ihn an das Gottesgnadentum mit beſonderer Inbrunſt glauben. Er 
hielt ſich und alle Fürſten wirklich für Menſchen beſonderer Art; darum ſtand er 
mit jedem Potentaten auf du und du, darum glaubte er, in einem beſonders intimen 
Verhältnis zum lieben Gott zu ſtehen. Aus dieſem Gefühl entſprang die Auf⸗ 
faſſung der ihm gewordenen Miſſion, die Verkündigung: „Herrlichen Zeiten führe 
ich euch entgegen.“ 

Sein Unglück war es, daß er als Menſch mit ſolchen Anlagen zu jung zur 
höchſten Macht gelangte. Noch nicht dreißigjährig, beſtieg er den Thron. Sein 
ſtarkes Selbſtgefühl trieb ihn ſchnell zum Bruch mit den Mitarbeitern ſeines Groß— 
vaters. Nach anderthalb Jahren ſchon erfolgte der Bruch mit Bismarck; es war 
ein ſchwerer Fehler, nicht wegen der Ausſchaltung des Bismarckſchen Syſtems, 
deſſen Mängel gerade von der „Volks-Zeitung“ ſtets mit rückſichtsloſer Schärfe 
bekämpft worden ſind — ohne Rückſicht auf die ihr daraus erwachſenen Folgen. 
Aber es war ein verhängnisvoller Fehler weil Männer und Elemente ans Reichs⸗ 
ruder kamen, deren Amtsführung und deren Handlungen ius Verderben ſteuerten, 
Die Saat, die ſeit 1888 geſät wurde, iſt 1918 furchtbar aufgegangen. Wer hat 
denn unter Wilhelm II. die Geſchicke des Reiches geleitet? Dem General v. Ca: 
privi folgte der greiſe Chlodwig Hohenlohe, der ſich bemühte, zu bremſen, wo es 
anging, ihm der geſchmeidige Bülow, der alle Schwankungen mitmachte, der 
gewiſſenhafte Bethmann, der aber im Bann der „gottgewollten Abhängigkeiten“ 
ſtand und den Anforderungen des 1914 entfachten Weltbrandes nicht gewachſen 
war, um ſo weniger, als er von den eroberungsſüchtigen Kriegstreibern an der 
inneren Front mit wütendem Haſſe verfolgt wurde. 

Allen dieſen „leitenden“ — oder waren es leidende? — Staatsmännern wurde 
ihr Amt verbittert, einmal durch die Impulſität, die Plötzlichkeit Kaiſer Wilhelms II. 
was er wünſchte, was ihm einfiel, mußte ausgeführt werden; man erinnere ſich 
z. B. der Krügerdepeſche, die uns den tiefen Haß Englands zuzog. Dazu kam der 
Einfluß der unverantwortlichen Ratgeber, der Nebenregierungen, die ſein Ohr 
uneingeſchränkt hatten, wenn ſie ihm zu ſchmeicheln verſtanden. In recht unheil— 
voller Weiſe hat ihn jahrelang der Eulenburg-Kreis, die Liebenberger Tafelrunde 
beherrſcht; wieviel Miniſter wurden nicht in den märkiſchen Jagdgründen von 
Liebenberg und Hubertusſtock abgeſägt; oder bei einem anderen „Spezi“, dem 
Fürſten Fürſtenberg in Donaueſchingen auf der Auerhahnbalz. Deutſchland war 
ein konſtitutioneller Staat nur dem Namen nach. In Wirklichkeit wurde es regiert 
von einer Beamtenchierarchie, die in mancher Beziehung verzweifelt dem ruſſiſchen 
Tſchin gleicht, und beherrſcht von den Freunden, den Günſtlingen des Kaiſers. 

Dazu kam ſeine Neigung, Reden zu halten, Schlagworte zu prägen, die viel 
verhießen, oft unüberlegt kränkten und beleidigten. Aber die Beleidigten durften 
ſich nicht wehren; das verhinderte der Majeſtätsbeleidigungsparagraph, deſſen 
unheilvoller Wirkſamkeit ſich auch noch unſere alten Leſer erinnern. Jahre dauerte 
es, bis der Reichstag ſich das Recht erkämpfte, wenigſtens die Reden des Kaiſers 
kritiſieren zu dürfen, die im „Reichsanzeiger“ amtlich veröffentlicht waren. Und 
wie viele Reden und Ausſprüche Wilhelms II. haben die Kritik geradezu heraus⸗ 
gefordert? Als er in dem jetzt ſozialrepublikaniſchen München der Stadt ins Gol- 
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dene Buch ſchrieb: „Suprema lex regis voluntas“ — des Königs Wille iſt das 
oberſte Geſetz; als er erklärte: „Die Sozialdemokratie überlaſſen Sie mir, mit der 
werde ich ſchon fertig werden“; als er von der „Rotte Menſchen“ ſprach, die „nicht 
wert ſeien, Deutſche zu heißen“; als er Schwarzſeher nicht dulden wollte; als er 
den Nörglern riet, den Staub von ihren Füßen zu ſchütteln; als er von der Sozial— 
demokratie als einer „vorübergehenden Erſcheinung“ ſprach. Gewiß, viele der— 
artige Reden hat er als junger Monarch im Überſchäumen des Temperaments 
gehalten; aber er hat ſeine verhängnisvolle Redeluſt auch in reiferen Jahren nicht 
eingedämmt; und auch die Novembertage 1908, die der „Daily-Telegraph“-Affäre 
folgten, und in denen ihm Bülow notgedrungen Mäßigung aufzwang, haben nur 
kurze Zeit gewirkt. 

Ein Monarch wie Wilhelm II. mußte bei den Expanſionspolitikern von der 
alldeutſchen Marke den ſtärkſten Widerhall finden. Es durfte nichts auf der Erde 
geſchehen, vor dem nicht Deutſchland ſeine Stimme erhoben hätte. Dazu der „Platz 
an der Sonne“ — nie wird Bülow ſeinem Herrn ſympathiſcher geweſen ſein, als 
da er dies Wort prägte —, die Landung in Agadir, um nur wieder Beiſpiele anzu⸗ 
führen. Eine ſolche Politik des Überalldabeiſeins, des Überallmitredenwollens 
mußte als Bedrohung empfunden werden; die Antwort war die Einkreiſungs⸗ 
politik Eduards VII. Deutſchland wurde als der Bedroher des europäiſchen, des 
Weltfriedens betrachtet, ſeine Gegner hatten es leicht, die Weltkoalition zuſammen— 
zuſchmieden. Wir verpaßten überall den Anſchluß und verärgerten die Mächte, 
die mit uns gehen wollten — bis 1917, als die alldeutſche Kriegspartei es verſtand, 
den von Wilſon angebotenen Verſtändigungsfrieden zu hintertreiben und den 
uneingeſchränkten U⸗Bootkrieg zu eröffnen, der uns in das Verderben reißen 
ſollte. 

So ſieht die Bilanz aus, mit der Wilhelm II. von der Weltbühne abtritt. Er 
wollte es ſeinen großen Ahnen gleichtun. Dem Großen Kurfürſten, dem großen 
König. Er hat vergeſſen, daß dieſe beiden vor allem große Politiker waren, und 
ein ſolcher iſt er nie geweſen. Er hat zweifellos gute Abſichten gehabt, wollte das 
beſte — nach ſeinen Anſichten und Grundſätzen. Was aber bei gewöhnlichen Sterb— 
lichen genügt — der gute Wille —, wiegt bei einem Manne zu leicht, in deſſen 
Hände das Schickſal eines 70⸗Millionenvolkes gelegt iſt. Heute ſchwankt noch 
ſein Charakterbild, von der Parteien Gunſt und Haß verzerrt — nicht in der Ge— 
ſchichte; dieſe wird ihr Urteil ſpäter fällen. 


Die bolſchewiſtiſche Gefahr für den Frieden. 
Ein Unterwerfungsfrieden als Sicherung für die Entente. 
Haag, 9. November. (Privat.) 

In diplomatiſchen Kreiſen fürchtet man hier im höchſten Grade für die all— 
gemeine Entwickelung des Friedens und die ſich daraus ergebende Geſtaltung der 
internationalen Lage. Zwiſchen den Alliierten und Wilſon ſtehen, wie ich höre, 
folgende Gedankengänge zur Debatte. Wilſon ſelbſt hat in letzter Zeit immer 
dringender die bolſchewiſtiſche Gefahr für ſehr ernſt, auch für die Entente, erklärt. 
Die Alliierten dringen nun mit den verſchiedenartigſten Gründen auf ihn ein, um 
ihm zu beweiſen, daß angeſichts der revolutionären Entwicklung in Deutſchland 
der Gedanke eines Verſtändigungsfriedens im Wilſonſchen Sinne ſich bereits 
überlebt habe. Wilſon ſelbſt hat bereits früher geäußert, daß eine zu lange Dauer 
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des Krieges einen vernünftigen Aufbau der Völkerbeziehungen nach Friedens⸗ 
ſchluß unmöglich machen könne. Dieſer Fall, erklären die Alliierten, ſei nun bereits 
gegeben. Sie wünſchen Wilſon von der Richtigkeit der egoiſtiſchen Berechnung der 
führenden Kaſte in Paris und London zu überzeugen, daß gegenüber allen Völker⸗ 
friedensgedanken Wilſons die Anwendung der Gefahr eines Übergreifens des 
Bolſchewismus in die Ententeländer die wichtigere ſei. Es handle ſich jetzt vor 
allen Dingen um die Beruhigung und Belohnung der breiten Schichten nach 
überſtandenen Kriegsleiden. Sie herbeizuführen, ſei nur dadurch möglich, daß man 
einen außerordentlich vorteilhaften, die höchſte Wohlfahrt der Ententeländer 
ſichernden Frieden herbeiführt. Das einzig mögliche Mittel dazu ſei, daß man 
Deutſchland in eine frohnende tributpflichtige Stellung zu ſeinen ſiegreichen 
Gegnern drückt und aus ihm eine Art europäiſchen Koloniallandes macht ohne 
eigenen Willen, ohne ſelbſtändige politiſche Entſcheidungskraft, aber den Gegnern 
Deutſchlands wirtſchaftlich vollkommen dienſtbar. Daher die unerhörte Annahme 
des eine maximale Kriegsentſchädigung fordernden fünfzehnten Punktes durch 
Wilſon. 
Rotterdam, 9. November. (Privat.) 

Der Pariſer Korreſpondent des „Daily Telegraph“ meldet: „Ich erfahre aus 
zuverläſſigſter Quelle, daß wichtige Ereigniſſe in Vorbereitung ſind, welche die 
Dauer des Krieges merklich abkürzen.“ 


Genf, 8. November. (Privat.) 
Der „Temps“ beſtätigt die Nachricht einer amerikaniſchen Zeitung, daß Wilſon 
nach Europa kommen werde, um am Friedenskongreß teilzunehmen. 


Eine Mahnung Clemenceaus gegen den Volſchewismus? 


Paris, 8. November. (Havasmeldung.) 

Miniſterpräſident Clemenceau kam in den Senat, als deſſen Sitzung ſoeben 
geſchloſſen wurde; er wurde aufs wärmſte begrüßt und erwiderte mit der dringenden 
Aufforderung an alle Franzoſen, einig zu bleiben, denn es ſei ſchwerer, zum 
Frieden zu kommen, als den Krieg zu gewinnen. (Die wohlweislich knapp und 
unklar gehaltene Havasmeldung läßt ahnen, wie weit die urſprünglich von den 
ſozialiſtiſchen Parteien ausgehende Gegenbewegung gegen die franzöſiſchen 
Gewaltpolitiker anſcheinend ſchon andere Formen angenommen hat. D. Red.) 


Eine revolutionäre Kundgebung in Amſterdam. 
Rotterdam, 9. November. (Privat.) 

Geſtern abend fand in Amſterdam nach einer ſozialiſtiſchen Verſammlung zur 
Gedächtnisfeier der ruſſiſchen Revolution eine Kundgebung in den Straßen ſtatt, 
die durch die Polizei auseinandergetrieben wurde. Einige Perſonen pa 
dabei verwundet. misi 

Der „Nieuwe Rotterdamſche Courant“ berichtet drahtlos aus Moskau, daß 
es die niederländiſche Regierung abgelehnt hat, den Geſandten der Sowjet⸗ 
regierung im Haag zu empfangen. Der niederländiſche Geſandte in Petersburg 
iſt abberufen worden. 
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Bern, 8. November. (Schweizer Depeſchen⸗Agentur.) 

Der Bundesrat kann ſich heute der Erkenntnis nicht verſchließen, daß die in 
der Schweiz unter dem Einfluſſe bolſchewiſtiſcher Agenten planmäßig betriebene, 
immer weiter um ſich greifende revolutionäre Propaganda, die die bolſchewiſtiſche 
Gewalttat und den Terror verteidigt und verherrlicht, im Einvernehmen mit der 
ruſſiſchen Sowjetmiſſion in Bern betrieben wird. Der Bundesrat hat daher be— 
ſchloſſen, jeden Verkehr mit der hieſigen Sowjetmiſſion abzubrechen und die 
ſofortige Ausweiſung der Geſandtſchaft verfügt. 


Rücktritt des Kaiſers und Kronprinzen. 


Einberufung einer Nationalverſammlung. 
Amtlich. Berlin, 9. November. 


Der Kaiſer und König hat ſich entſchloſſen, dem Throne zu entſagen. Der 
Reichskanzler bleibt noch ſolange im Amte, bis die mit der Abdankung des 
Kaiſers, dem Thronverzicht des Kronprinzen des Deutſchen Reiches und von 
Preußen und der Einſetzung der Regentſchaft verbundenen Fragen geregelt 
ſind. Er beabſichtigt, dem Regenten die Ernennung des Abgeordneten Ebert 
zum Reichskanzler und die Vorlage eines Geſetzentwurfes wegen der ſofortigen 
Ausſchreibung allgemeiner Wahlen für eine verfaſſunggebende deutſche 
Nationalverſammlung vorzuſchlagen, der es obliegen würde, die künftige 
Staatsform des deutſchen Volkes einſchließlich der Volksteile, die ihren Ein⸗ 
tritt in die Reichsgrenzen wünſchen ſollten, endgültig feſtzuſtellen. 


Berlin, den 9. November 1918. 
Der Reichskanzler: Max, Prinz von Baden. 


Die „Deutſche Tageszeitung“ zum Rücktritt der Hohenzollern: 

Worte reichen nicht aus, der Empörung und dem Schmerze Ausdruck zu geben, 
die weiteſte Kreiſe des deutſchen Volkes bei dieſer Trauerkunde empfinden. Eine 
Geſchichte von mehr als 500 Jahren, das Werk, das unſere Väter mit ihrem koſt— 
baren Blute erkämpft, das unſere Größten für eine Ewigkeit aufgerichtet haben — 
weggewiſcht durch Verrat aus den Reihen des eigenen Volkes, als ſei es nie ge— 
weſen! Deutſchland, das in mehr als vier Jahren mit Ehren und Siegen ohne— 
gleichen einer wirklichen Welt in Waffen ruhmvoll widerſtand, das noch bis geſtern 
unbeſiegt war, von Männern, die den deutſchen Namen tragen, ſeinen Feinden 
preisgegeben, durch Felonie aus den eigenen Reihen niedergebrochen in Schuld 
und Schande. 

Auch wir, die wir aus Gründen des Herzens wie des Verſtandes mit allen 
Faſern an der deutſchen Monarchie hängen, haben deshalb doch Verſtändnis für 
den parlamentariſchen und den republikaniſchen Gedanken. Mit jenem hätten wir 
uns bei aller Gegnerſchaft abgefunden; und daß eines Tages die Auseinander— 
ſetzung mit dem republikaniſchen Drange einer geſchichtsloſen Maſſe kommen mußte, 
iſt uns ſeit langem nicht mehr zweifelhaft geweſen. Um die Frage, welche Regie— 
rungsform für Deutſchland am heilſamſten ſei, konnte man ſich in ehrlichem Kampfe, 
mit gleichen Waffen für beide Teile, auseinanderſetzen. Daß aber die Sozial- 
demokratie in dieſer Lage des Vaterlandes, während den Monarchiſten dadurch 
die Hände gebunden ſind, daß der Feind gegen die Tore des Reiches ſtürmt, 
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der monarchiſchen Mehrheit ihren Willen aufgezwungen hat, das richtet eine Kluft 
innerhalb unſeres Volkes auf, über die es keine Brücken gibt und geben kann. 

Die Schuld und Schande wird aber erſt dadurch vollendet, daß die Minderheit 
der republikaniſchen Erpreſſer mit dem Hauſe Hohenzollern zugleich das Vater⸗ 
land ſelber dem Feinde preisgibt. Das iſt eine Felonie, die tatſächlich „noch nie 
erhört war in der Welt Geſchichten“. Daß Kriegszeiten benutzt wurden, um eine 
Erweiterung politiſcher Rechte zu erringen, iſt nicht ſelten vorgekommen, und auch 
dafür, daß eine Partei aus Haß gegen andere dem Feinde die Tore öffnete, kennt 
die Geſchichte manches Beiſpiel in Stadt- und anderen Kleinſtaaten. Daß aber ein 
ganzes großes Volk in einem Kriege, in dem es nicht um die Intereſſen einer 
Dynaſtie oder Faktion, nicht um einen Landſtreifen oder eine Feſtung, ſondern um 
Ehre, Daſein und Zukunft des ganzen Volkes geht, durch Parteiſucht dem Feinde 
ausgeliefert wird, das iſt hier und heute und im deutſchen Volke zum erſtenmal 
in der Weltgeſchichte geſchehen! Das iſt der „deutſchen“ Sozialdemokratie vor: 
behalten geblieben. Während die Blüte unſeres Volkes noch in Kämpfen von einer 
Größe und einem Grauen ohnegleichen ſtand, hat ſie unſere letzte innere Kraft 
zerbrochen, zeigt ſie dem Feinde unſere Schäden und Blößen, windet unſerem 
Heere die Waffen aus der Hand und gibt das deutſche Volk auf Gnade und Un: 
gnade dem Vernichtungswillen der Feinde preis. Die Sansculotten zogen unter 
den Klängen der Marſeillaiſe gegen den Landesfeind; und die Bolſchewiſten Ruß⸗ 
lands wußten, daß Rußland durch den Frieden mit Deutſchland, das ſelbſt noch 
im ſchwerſten Kampfe an anderen Fronten ſtand, vielmehr gewinnen als ver— 
lieren mußte. Die deutſchen Sozialiſten wußten, daß der Friede ohnehin im Werden 
ſei, und daß es nur noch gelte, Wochen, vielleicht nur Tage lang noch dem Feinde 
eine geſchloſſene, feſte Front zu zeigen, um ihm erträglichere Bedingungen abzu⸗ 
ringen. In dieſer Lage haben ſie die weiße Fahne gehißt. 

Das iſt eine Schuld, die nie vergeben werden kann und nie vergeben wird. 
Das iſt ein Verrat, nicht etwa nur an der Monarchie und am Heere, ſondern am 
deutſchen Volke ſelber, das ſeine Folgen durch Jahrhunderte des Niederganges 
und des Elendes zu tragen haben wird. 

Mag es der Sozialdemokratie noch einige Zeit gelingen, das deutſche Volk 
darüber zu täuſchen, was es ihm koſten mußte, daß ſie in den entſcheidenden Tagen 
vor den Augen der Feinde die letzten Kräfte und Möglichkeiten deutſchen Wider— 
ſtandes zerbrach. Wenn dann tauſend Eiſenhämmer und Tauſende von Web— 
ſtühlen zum Stillſtand verurteilt werden, wenn Millionen fleißiger, arbeits— 
hungriger deutſcher Hände für den Feind fronden, Millionen überhaupt nicht mehr 
lohnende Arbeit und nährendes Brot in der deutſchen Heimat finden werden, 
dann wird — leider zu ſpät! — die Erkenntnis kommen, daß das, was die Sozial— 
demokratie in dieſen Tagen verübte, gewiſſenloſeſter Verrat am arbeitenden 
deutſchen Volke war. Auf ihr Haupt kommt alle Schwere der Bedingungen, 
die unſere Feinde uns nunmehr aufzwingen können. 

Wir dürfen in dieſen ſchwerſten Stunden uns auch die bittere Wahrheit nicht 
verhehlen, daß auch die Krone ſelber an ihrem Grabe geſchaufelt hat, als ſie am 
29. September die Zügel, die ſie viel zu lange hatte am Boden ſchleifen laſſen, 
völlig aus den Händen gab; wir haben ſchon neulich davon geſprochen und ver: 
zichten auf weitere rückſchauende Kritik in dieſem Augenblick, wo ſie die letzten drei 
Hände Erde auf ihren eigenen Sarg warf. Ein Rieſenmaß von Mitſchuld aber 
trifft die bürgerlichen Mehrheitsparteien, die ſich bis zum bitteren Ende von der 
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Politik der Angſt vor der Sozialdemokratie beherrſchen ließen und ſich willenlos 
unter den ſtärkeren Willen der republikaniſchen Minderheit beugten. Ein Teil des 
Fortſchritts hat ja von Anfang an das Verlangen der Sozialdemokratie nach Ab— 
dankung des Kaiſers und des Kronprinzen nicht nur mitgemacht, ſondern von ſich 
aus in ſchnödeſter Weiſe die gleiche Forderung betrieben. Als das ſozialdemo— 
kratiſche Ultimatum bekannt wurde, ging der Freiſinn mit fliegenden Fahnen 
ins republikaniſche Lager über. Die Haltung der Nationalliberalen ergibt ſich 
daraus, daß ſie in der Regierung blieben. Im Zentrum, deſſen Mehrheit zuerſt 
entſchieden gegen die ſozialdemokratiſchen Forderungen war, ſcheinen harte Kämpfe 
ſtattgefunden zu haben, in deren Verlauf der rechte Flügel bald unterlag. Jeden— 
falls hätten die bürgerlichen Mehrheitsparteien noch die volle Möglichkeit gehabt, 
der beſſeren Überzeugung zu folgen und mit der Autorität, die ihnen ihre zweifel— 
loſe Mehrheit geben konnte, der Sozialdemokratie Halt zu gebieten und Staat und 
Volk vor dem Außerſten zu bewahren. Vor allem wird man dabei auch der Arbeit 
gedenken müſſen, die der Prinz-Reichskanzler aus dem Hauſe Zähringen als Toten— 
gräber am Reich und an den Hohenzollern in dieſer kurzen Zeitſpanne geleiſtet hat. 

Die Folgen werden nicht ausbleiben. Politiſche Sünden pflegen ſich noch 
unerbittlicher zu rächen als menſchliche. Die Gironde liegt in den letzten Zügen; 
der „Berg“ naht. Ob die Nationalverſammlung, über die wir uns im Augen— 
blick noch nicht näher auslaſſen können, uns noch vor der Herrſchaft der Revolution 
bewahren kann, iſt bei der Geſtaltung der Dinge in den letzten Tagen überaus 
zweifelhaft. Nur wenn alle ordnungsliebenden Elemente für ſie mutig und ge— 
ſchloſſen zuſammengehen, kann hier vielleicht noch die Rettung vor dem Chaos 
und völligem Untergange kommen. 


Der Austritt der Sozialdemokratie aus der Regierung. 


Sämtliche ſozialdemokratiſchen Mitglieder, Staatsſekretäre Scheidemann 
und Bauer und die Unterſtaatsſekretäre Dr. David, Schmidt und Auguſt Müller 
ſind heute vormittag aus der Regierung ausgetreten. 


Bei den Daimlerwerken in Marienfelde wurde heute vormittag 9 Uhr die 
Arbeit in ſämtlichen Betrieben niedergelegt. Kein Arbeiter hatte bis 11 Uhr das 
Fabrikgebäude verlaſſen, es wurden in den großen Arbeitshallen Verſammlungen 
abgehalten. Auch bei Schwartzkopff wurde um 9 Uhr vormittags die Arbeit ein— 
geſtellt. Die geſamte Arbeiterſchaft verließ in Ruhe und Ordnung ihre Arbeits— 
ſtätte. Der Betrieb ruht augenblicklich völlig. Bei der A. E. G. in Hennigsdorf, 
in der Brunnenſtraße, bei der Apparatefabrik in der Ackerſtraße und in der Tur— 
binenfabrik wird ebenfalls geſtreikt. In den frühen Vormittagsſtunden zogen 
Arbeiter mit roten Fahnen in der Brunnenſtraße durch die Bureaus und verſuchten 
auch die kaufmänniſchen Angeſtellten zur Arbeitsniederlegung zu bewegen. 7000 
bis 8000 Arbeiter, die in der Fabrik der A. E. G. in der Voltaſtraße beſchäftigt 
ſind, legten um 9 Uhr die Arbeit nieder und formierten ſich ſpäter zu einem Zuge, 
der nach dem Zentrum der Stadt ſtrebte. 

Bei Siemens ſind um 10 Uhr die erſten Arbeitseinſtellungen erfolgt. 500 Mann 
aus dem Blockwerk ſind nach der Stadt abmarſchiert. 

Vroon ſozialdemokratiſcher Seite werden folgende Nachrichten verbreitet, die 
im Augenblick nicht nachgeprüft werden können: 


149 


Die ſozialdemokratiſche Partei hat mit den Fabrikvertrauensleuten einen 
engeren Ausſchuß eingeſetzt, der mit der Regierung über die Übernahme der Ge— 
ſchäfte verhandeln ſoll. Es gehören ihm an: Ebert, Scheidemann, Braun, Wuſchick 
und Hölder. Mit den Unabhängigen war eine Verſtändigung nicht möglich, da 
ſie keinen beſtimmten Standpunkt einzunehmen vermochten. Nachdem ſich Jäger— 
bataillone ſchon am Morgen der Bewegung zur Verfügung geſtellt hatten, ſprach 
mittags Reichstagsabgeordneter Wels in der Kaſerne der Gardejäger und des 
Alexander-Regiments. Die Regimenter beſchloſſen den Übergang zur Republik, 
und die verſammelte Mannſchaft ſtimmte in ein Hoch ein auf den freien deutſchen 
Volksſtaat. a 

Die Wilhelmshavener Matrofen ſchicken eine Abordnung im Luftſchiff nach 
Berlin. Der Flugplatz Johannistal iſt von den Arbeitern beſetzt, damit das Luft— 
ſchiff ohne Schwierigkeiten landen kann. 3000 Kieler Matroſen ſind im Anmarſch. 
Da die Schienen teilweiſe aufgeriſſen ſind, werden ſie zu Fuß erſt gegen 3 Uhr 
in Berlin eintreffen. Ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter iſt ihnen entgegen— 
gefahren, um ſich an ihre Spitze zu ſtellen. Um 5 Uhr findet eine große Verſamm— 
lung der Seeflieger und Matroſen bei Aſchinger am Bahnhof Friedrichſtraße ſtatt. 
Auch in ihr wird ein ſozialdemokratiſcher Reichstagsabgeordneter ſprechen. 


Aufforderung zum Generalſtreit! 
Soeben wird folgendes Extrablatt des „Vorwärts“ verbreitet: 


Generalſtreit! 

Der Arbeiter- und Soldatenrat von Berlin hat den Generalſtreik beſchloſſen. 
Alle Betriebe ſtehen ſtill. Die notwendige Verſorgung der Bevölkerung wird auf 
recht erhalten. 

Ein großer (27) Teil der Garniſon hat ſich in geſchloſſenen Truppenkörpern 
mit Maſchinengewehren und Geſchützen dem Arbeiter- und Soldatenrat zur Ver— 
fügung geſtellt. 

Die Bewegung wird gemeinſchaftlich geleitet von der Sozialdemokratiſchen 
Partei Deutſchlands und der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei Deutſch— 
lands. 

Arbeiter, Soldaten, ſorgt für Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung. 

Es lebe die ſoziale Republik. 
Der Arbeiter- und Soldatenrat. 


Der Kaiſer über ſeine Abdankung. 


Der Parteitag der Fortſchrittlichen Volkspartei für Groß-Berlin trat am 
Mittwoch abend zuſammen. Den einleitenden Bericht über die politiſche Lage 
erſtattete, der „Freiſ. Ztg.“ zufolge, Abg. Dr. Mugdan, der zur Kaiſerfrage fol— 
gendes bemerkte: Die Fortſchrittliche Volkspartei wolle in dieſer Zeit nicht neue 
Unruhe und Verwicklung in unſer Volk tragen. — Der Kaiſer ſelbſt hat ſich, wie 
auf dem Umweg über Budapeſter Blätter bekannt wird, mit voller Entſchiedenheit 
auf den Standpunkt geſtellt, daß er gerade mit Rückſicht auf die Erhaltung unſerer 
inneren Ruhe und Ordnung unbedingt auf ſeinem Poſten bleiben müſſe. Danach 
hat der Miniſter des Innern, Dr. Drews, dem Kaiſer über die Scheidemannſche 
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Forderung nach Abdankung des Kaiſers Bericht erſtattet. Bei ſeiner Rückkehr 
aus dem Hauptquartier teilte Dr. Drews mit, daß ſeine Miſſion erfolglos geblieben 
ſei. Scheidemann hatte das Verhalten ſeiner Partei damit begründet, daß, wenn 
Kaiſer Wilhelm nicht abdanken würde, die Unabhängigen Sozialiſten die Thron 
frage aufwerfen und die Einführung der Republik fordern wollten. Die Regie— 
rungsſozialiſten würden dann gezwungen ſein, Schulter an Schulter mit den 
Unabhängigen Sozialiſten zu kämpfen. Der Kaiſer erklärte, daß er mit Rückſicht 
auf die jetzige verworrene Lage freiwillig unter keinen Umſtänden ſeinen Platz 
verlaſſen werde. Er könne Deutſchland im Augenblick des Friedensſchluſſes un— 
möglich der Entente ausliefern. Seine Abdankung würde eine völlige Anarchie 
und ein Überhandnehmen der bolſchewiſtiſchen Ideen zur Folge haben. Für 
ſolche furchtbaren Zuſtände wolle er nicht die Verantwortung übernehmen und 
deshalb im gegenwärtigen Augenblick nicht abdanken. 


Iſt's möglich? 

Hellmuth v. Gerlach ſchreibt in der „Welt am Montag“, daß der deutſche 
Kaiſer Wilhelm II. am 1. Auguſt 1914, abends 9 Uhr, alſo neun Stunden 
nach ſeiner eigenen Kriegserklärung an Rußland, an „Nicki“ das folgende Tele— 
gramm geſchickt hat: 

Ich muß auf das ernſteſte von Dir verlangen, daß Du unverzüg— 
lich Deinen Truppen den Befehl gibſt, unter keinen Umſtänden auch nur 
die leiſeſte Verletzung unſerer Grenzen zu begehen. 


Dritter Teil. 


Der Beginn der Revolution. 


Der 9. November in Berlin. 


Berlin iſt ruhig! 


Auch am geſtrigen Freitag abend iſt es in Berlin nirgends zu Ruheſtörungen 
gekommen. Vor vielen Fabriken im Weichbilde der Stadt und in den Vororten 
fanden am Feierabend Menſchenanſammlungen ſtatt, die jedoch von den Arbeitern 
ſowohl wie von den Schutzleuten und Gandarmen mühelos zerſtreut wurden. Der 
gefürchtete Maſſenſtreik iſt am geſtrigen Abend nicht zum Ausbruch gekommen. 
Seitens der ſozialdemokratiſchen Parteileitung und der Gewerkſchaftskommiſſion 
war am geſtrigen Mittag in den Fabriken noch ein Flugblatt verteilt worden, in 
welchem „weitere Mitteilungen“ noch im Laufe des Nachmittags verſprochen 
wurden. Da jedoch in der interfraktionellen Sitzung, die geſtern mittag ſtattfand, 
ſeitens der Sozialdemokratie gegen eine Friſtverlängerung der Bedenkzeit des 
Kaiſers kein Proteſt erhoben wurde, ſo konnte von einer weiteren Kundgebung 
der Führer an die Arbeiterſchaft Abſtand genommen werden. Infolgedeſſen haben 
die Obmänner und Vertrauensleute in den Fabriken von der Anſage eines Maſſen⸗ 
ſtreiks zum heutigen Sonnabend morgen Abſtand genommen, und es iſt auch nicht 
iu erwarten, daß heute mit der Arbeit aufgehört werden wird, um ſo mehr, als 
zu den meiſten Fabriken am Sonnabend die Lohnauszahlung erfolgt. 

Zu Anſammlungen kam es zwiſchen 7 und 8 Uhr namentlich im Norden der 
Stadt, doch waren dieſe ganz harmloſer Natur. Es handelte ſich dabei um das 
Erſcheinen der Spätabendblätter, und um eine ſolche Zeitung zu erlangen, von 
deren Inhalt man ſich wichtiges verſprach, hatten ſich auf den Straßen und Plätzen 
der Stadt viele Tauſende von Menſchen eingefunden. Die polizeilichen und mili⸗ 
täriſchen Abſperrungen waren derartige, daß das Überſchreiten des Luſtgartens 
und des Schloßplatzes ziemlich ſchwierig war. Die Stimmung der Bevölkerung 
iſt durchaus ruhig. Man hegt das feſte Vertrauen — und dies wird durch die Haltung 
der Arbeiterſchaft gerechtfertigt — daß in Groß-Berlin Ausſchreitungen wie in 
Kiel und Hamburg nicht vorkommen werden. Im übrigen haben die Behörden 
weitgehende Sicherheitsmaßregeln getroffen, die ſich vor allem gegen den Jan⸗ 
hagel richten. Am geſtrigen Abend fuhren ganze Kolonnen von Automobilen 
mit Soldaten durch die Straßen, und bei Einbruch der Dunkelheit marſchierten 
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Maſchinengewehrabteilungen, die während des Tages in den nahegelegenen 
Vororten untergebracht waren, durch Berlin. Sehr ſtark beſetzt und für das Privat— 
publikum völlig unpaſſierbar ſind die Kaſernen, deren Umgebung fortwährend 
Halbzüge Infanterie abpatrouillieren. Die Groß-Berliner Garniſon war auch am 
geſtrigen Abend ebenſo wie die Schutzmannſchaft konſigniert. 

Als Kurioſum ſei noch bemerkt, daß es unſere Kriegsgewinnler mit der Angſt 
zu tun bekommen. Für Automobile wurden für eine Fahrt nach märkiſchen 
Kleinſtädten im Laufe des geſtrigen Tages bis 3000 Mark geboten. 


(Amtlich.) Berlin, 9. November. 

Der Kaiſer und König hat ſich entſchloſſen, dem Throne zu entſagen. 

Der Reichskanzler bleibt noch ſolange im Amte, bis die mit der Abdan⸗ 
kung des Kaiſers, dem Thronverzicht des Kronprinzen des Deutſchen Reiches 
und von Preußen und der Einſetzung der Regentſchaft verbundenen Fragen 
geregelt ſind. 

Er beabſichtigt dem Regenten die Ernennung des Abgeordneten Ebert 
zum Reichskanzler und die Vorlage eines Geſetzentwurfes wegen der ſofortigen 
Ausſchreibung allgemeiner Wahlen für eine verfaſſunggebende deutſche National⸗ 
verſammlung vorzuſchlagen, der es obliegen würde, die künftige Staatsform 
des deutſchen Volkes einſchließlich der Voltsteile, die ihren Eintritt in die 
Reichsgrenzen wünſchen ſollten, endgültig feſtzuſtellen. 

Der Reichskanzler Max, Prinz von Baden. 


* 


Berlin iſt in den Händen des Arbeiter- und Soldatenrates. Er hat die ſoziale 
Republik ausgerufen. Das Oberkommando und das Polizeipräſidium ſind 
vom Arbeiter- und Soldatenrat beſetzt, und über dem königlichen Schloß ſowie 
über dem Brandenburger Tor iſt die rote Flagge aufgezogen. Der größte 
Teil der Garniſon hat ſich dem Arbeiter- und Soldatenrat zur Verfügung 
geſtellt. 

Der Führer der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion, Abg. Ebert, 
iſt mit der Bildung der Reichsregierung beauftragt worden. 


Aufruf! 


Die neue Regierung hat die Führung der Geſchäfte übernommen, um das 
deutſche Volk vor Bürgerkrieg und Hungernsnot zu bewahren und ſeine berech— 
tigten Forderungen auf Selbſtbeſtimmung durchzuſetzen. Dieſe Aufgabe kann 
ſie nur erfüllen, wenn alle Behörden und Beamten in Stadt und Land ihre 
hilfreiche Hand leiſten. 

Ich weiß, daß es vielen ſchwer werden wird, mit den neuen Männern zu 
arbeiten, die das Reich zu leiten unternommen haben, aber ich appelliere an 
ihre Liebe zu unſerem Volke. Ein Verſagen der Organiſation in dieſer 
ſchweren Stunde würde Deutſchland der Anarchie und dem ſchrecklichen Elend 
ausliefern. 
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Helft alſo mit mir dem Vaterlande durch furchtloſe und unverdroſſene 
Weiterarbeit ein jeder auf ſeinem Poſten, bis die Stunde der Ablöſung ge⸗ 
kommen iſt. 

Berlin, den 9. November 1918. 

Der Reichskanzler. 
gez. Ebert. 


Kanzler Ebert ans Volk. 
Berlin, 9. November. 
Mitbürger! 


Der bisherige Reichskanzler Prinz Max von Baden hat mir unter Zu⸗ 
ſtimmung der ſämtlichen Staatsſekretäre die Wahrnehmung der Geſchäfte des 
Reichskanzlers übertragen. Ich bin im Begriff, die neue Regierung im Ein⸗ 
vernehmen mit den Parteien zu bilden und werde über das Ergebnis der Offent⸗ 
lichkeit in Kürze berichten. 

Die neue Regierung wird eine Voltsregierung ſein. Ihr Beſtreben wird 
ſein müſſen, dem deutſchen Volke den Frieden ſchnellſtens zu bringen und die 
Freiheit, die es errungen hat, zu befeſtigen. 

Mitbürger! Ich bitte Euch alle um Eure Unterſtützung bei der ſchweren 
Arbeit, die unſer harrt. Ihr wißt, wie ſchwer der Krieg die Ernährung des 
Volkes, die erſte Vorausſetzung des politiſchen Lebens, bedroht. Die politiſche 
Umwälzung darf die Ernährung der Bevölkerung nicht ſtören. 

Es muß die erſte Pflicht aller in Stadt und Land bleiben, die Produktion 
von Nahrungsmitteln und ihre Zufuhr in die Städte nicht zu hindern, ſondern 
zu fördern. 

Nahrungsmittelnot bedeutet Plünderungen und Raub, mit Elend für alle. 
Die Armſten würden am ſchwerſten leiden, die Induſtriearbeiter am bitterſten 
getroffen werden. 

Wer ſich an Nahrungsmitteln oder ſonſtigen Bedarfsgegenſtänden oder 
an den für ihre Verteilung benötigten Verkehrsmitteln vergreift, verſündigt 
ſich aufs ſchwerſte an der Geſamtheit. 

Mitbürger! Ich bitte Euch alle dringend: Verlaßt die Straßen! Sorget 
für Ruhe und Ordnung. 5 


Berlin, 9. November 1918. 
Der Reichskanzler: Ebert. 


Sorgt für Nahrungsmittel! 

Es ſind geſtern viele Motorwagen der Kraftfahrtruppen requiriert worden. 
Alle dieſe Wagen müſſen ſofort nach der Potsdamer Straße 262 zurückgebracht 
oder mindeſtens telephoniſch „Nollendorf 4010“ angemeldet werden. Wenn 
die Lebensmittelverſorgung nicht vollkommen verſagen und dadurch ſchwerſtes 
Unheil über die Berliner Bevölkerung gebracht werden ſoll, müſſen alle mili⸗ 
täriſchen Wagen ſofort abgeliefert werden. 

Der Reichskanzler: Ebert. 
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Bildung eines Volksausſchuſſes für Groß⸗Berlin. 


Der Magiſtrat Berlin macht folgendes bekannt: „Auf Veranlaſſung des Ver 
liner Magiſtrats ſind Vertreter der beiden ſozialdemokratiſchen Organiſationen und 
der Gewerkſchaften aller Richtungen zu einem Volksausſchuß zum Schutze der 
gemeinnützigen Einrichtungen von Groß-Berlin zuſammengetreten. Der Volks- 
ausſchuß wird auf Wunſch der einzelnen Gemeinden die Bewachung der Lebens— 
mittelvorräte, der Lebensmittelkartenausgaben, der Markthallen, der Gas-, Waſſer⸗ 
und Elektrizitätswerke und der öffentlichen Kaſſen übernehmen. Die unbewaffneten 
Beauftragten des Volksausſchuſſes werden durch eine rote Armbinde kenntlich 
ſein. Es darf erwartet werden, daß ſie bei ihrer ſchwierigen Tätigkeit die weit— 
gehendſte Unterſtützung der Bevölkerung finden werden. Die vom Volksausſchuß 
bewachten Anlagen werden in entſprechender Weiſe kennbar gemacht werden. 
Vorſitzender des Ausſchuſſes iſt Stadtrat Saſſenbach. Das Bureau befindet ſich im 
Berliner Rathaus, Zimmer 49e. Die in der Gründungsſitzung anweſenden Vertreter 
der beteiligten Organiſationen haben ihre Mitarbeit davon abhängig gemacht, 
daß die Anlagen nicht zu gleicher Zeit durch Polizei oder Militär bewacht werden. 
Ferner iſt beſchloſſen worden, den Oberbürgermeiſter Wermuth zu bitten, bei den 
geeigneten Stellen auf die große Gefahr hinzuweiſen, die mit der Anſammlung 
von Polizei und Militär auf den Straßen und Plätzen und in öffentlichen Gebäuden 
verbunden iſt. Gewerkſchafts- und Parteimitglieder, die ſich dem Volksausſchuß 
zur Verfügung ſtellen wollen, werden gebeten, ſich in ihrem Verbandsbureau 
oder Parteibureau ſofort zu melden.“ 


An die landwirtſchaftlichen Körperſchaften Deutſchlands. 
Die „Deutſche Tageszeitung“ veröffentlicht folgenden Aufruf: 


Die Ernährung des deutſchen Volkes iſt aufs ſchwerſte gefährdet, wenn 
Unruhen auf dem Lande ausbrechen. Ihrer Aufrechterhaltung ſtehen 
ſchon jetzt die größten Schwierigkeiten entgegen. Sie werden bei Eintreten 
der Demobilmachung und bei Rücktehr der Truppen in außergewöhn⸗ 
lichem Maße ſich noch ſteigern. Es iſt jetzt oberſte Pflicht aller Behörden 
wie aller Teile der Bevölkerung, unſere Ernährungswirtſchaft im Intereſſe 
des Volksganzen in vollſtem Umfange aufrechtzuerhalten. Jede Störung 
der Ordnung auf dem Lande muß mit allen Mitteln verhindert werden. 
Soll die Landwirtſchaft lieferungsfähig bleiben, ſo muß die Sicherung 
ihrer Betriebe voll gewährleiſtet werden. Dieſe Aufgabe fällt in erſter 
Linie den Behörden zu; ſie kann aber nur erfolgreich durchgeführt werden, 
wenn auch die Landwirtſchaft ſelbſt durch ſofortige Bildung von Orts⸗ 
oder Gemeindeausſchüſſen für den nötigen Schutz ihrer Betriebe und 
der geregelten Lieferung ſowie für die tatkräftige Abwehr aller eigen— 
mächtigen Eingriffe in dieſelben ſorgt. Jedes Zuwarten kann verhängnis⸗ 
voll werden. 

Wir fordern deshalb die landwirtſchaftliche Bevölkerung auf, ſofort 
mit der Bildung ſolcher Orts- oder Gemeindeausſchüſſe vorzugehen. 
Dieſe Ausſchüſſe müſſen gebildet werden von Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern. Sie müſſen getragen ſein von dem Vertrauen aller ländlichen 
Kreiſe; ſie dienen keiner Sonderorganiſation und treten außer Wirk⸗ 
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ſamkeit, ſobald die derzeitige Notlage beſeitigt iſt. Auch die Zuziehung 
von Vertretern der nichtlandwirtſchaftlichen Bevölkerung iſt dringend 
erwünſcht. 

Die Orts⸗ oder Gemeindeausſchüſſe haben bei der ausgiebigen Erfaſſung 
der für die Geſamtheit erforderlichen Lebensmittel, wie beſonders auch bei 
der nachdrücklichen Bekämpfung des unheilvollen Schleichhandels mitzu⸗ 
wirken. Sie ſollen auch dafür Sorge tragen, daß die landwirtſchaftlichen 
Betriebe, die zurzeit ohne Leiter ſind, zum Zweck ordnungsgemäßer Weiter⸗ 
führung der Wirtſchaft beraten und unterſtützt werden. Sie ſollen gleich⸗ 
zeitig eine Hilfsorganiſation bilden zum Schutze der Perſonen und zur 
Sicherung des Eigentums. Sie ſollen auch nach der Rückkehr der Truppen 
bei Lohnſtreitigkeiten und bei Fragen, die das Arbeitsverhältnis betreffen, 
eine ausgleichende Tätigkeit entfalten. 

Bei der Begründung dieſer Ausſchüſſe wird man ſich ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, ſoweit die Arbeitgeber in Frage kommen, in erſter Linie mit an 
diejenigen Männer zu halten haben, die jetzt ſchon in den beſtehenden 
landwirtſchaftlichen Organiſationen, insbeſondere in den Genoſſen⸗ 
ſchaften und landwirtſchaftlichen Vereinen führend tätig ſind. Die Heran⸗ 
ziehung der Vertreter aus den Arbeitnehmerkreiſen wird am beſten dieſen 
ſelbſt zu überlaſſen ſein, um auch den Anſchein zu vermeiden, als ob von 
ſeiten der Arbeitgeber ein unzuläſſiger Einfluß hierbei ausgeübt werden 
könnte. 8 

Wir richten dieſen Appell an die berufenen Vertretungen der deutſchen 
Landwirtſchaft in den einzelnen Bundesſtaaten und Provinzen mit der 
dringenden Bitte, mit Rückſicht auf den ſchweren Ernſt der Lage mit größter 
Beſchleunigung an die Ausführung dieſer Maßnahmen heranzutreten und 
auf dem Lande auf ſolche Weiſe einen ausgebreiteten Wohlfahrts- und 
Ordnungsdienſt zu organiſieren. Die landwirtſchaftlichen Vertretungen 
werden an ihre Einzelregierungen bzw. provinzlichen Verwaltungen mit 
dem Erſuchen heranzutreten haben, dieſen aus der Mitte der Landwirtſchaft 
freiwillig hervorgehenden Einrichtungen weitgehendſte Unterſtützung im 
Intereſſe der Allgemeinheit zuteil werden zu laſſen. 

Daß bei Bildung der Orts- bzw. Gemeindeausſchüſſe auf beſondere 
lokale Verhältniſſe entſprechend Rückſicht zu nehmen iſt, braucht nicht be⸗ 
ſonders ausgeführt zu werden. 


Es darf angenommen werden, daß das Kriegsernährungsamt die Er⸗ 
richtung derartiger Orts- und Gemeindeausſchüſſe für durchaus zweck⸗ 
dienlich und notwendig erachtet und daß es ſich weitgehendſt bei der 
Regelung der Ernährungswirtſchaft der Mitarbeit dieſer Ausſchüſſe de: 
dienen wird. 


Kriegsausſchuß der deutſchen Land wirtſchaft: 
Deutſcher Landwirtſchaftsrat. Bund der Landwirte. Vereinigung der deutſchen 
Bauernvereine. Deutſche Landwirtſchafts-Geſellſchaft. Reichsverband der deutſchen 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften. Generalverband der deutſchen Raiffeifene 
genoſſenſchaften. Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte. 
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Die rote Fahne. 


Der „Berliner Lokalanzeiger“ iſt heute zum erſten Male unter dem Namen 
„Die rote Fahne“ erſchienen. Seine Redaktion iſt von Anhängern der Spartakus⸗ 
gruppe beſetzt, die links von den Unabhängigen ſtehen. 

Berlin, 9. November. Die Büros der „Telegraphen-Union“ wurden heute 
abend von einer Abordnung des Arbeiter- und Soldatenrates beſetzt. 


Breslau, 9. November. Roſa Luxemburg iſt am Freitag nachmittag aus 
dem Breslauer Gerichtsgefängnis entlaſſen worden. 


Scheidemann proklamiert die Republik. 


Von der Terraſſe des Reichstags hielt Scheidemann folgende Anſprache: 

Das deutſche Volk hat auf der ganzen Linie geſiegt. Das Alte, Morſche iſt 
zuſammengebrochen. Der Militarismus iſt erledigt. Die Hohenzollern haben ab— 
gedankt! Es lebe die deutſche Republik! Der Abgeordnete Ebert iſt zum Reichskanzler 
ausgerufen worden. Ebert iſt damit beauftragt worden, eine neue Regierung zu— 
ſammenzuſtellen. Dieſer Regierung werden alle ſozialiſtiſchen Vereinigungen 
angehören. Jetzt beſteht unſere Aufgabe darin, dieſen glänzenden Sieg, dieſen 
vollen Sieg des deutſchen Volkes nicht beſchmutzen zu laſſen. Deshalb bitte ich Sie, 
ſorgen Sie dafür, daß keine Störung der Sicherheit eintrete! Wir müſſen ſtolz 
ſein können in aller Zukunft auf dieſen Tag. Nichts darf exiſtieren, was man uns 
ſpäter wird vorwerfen können. Ruhe, Ordnung und Sicherheit, das iſt das, was 
wir jetzt brauchen. Dem Oberkommandierenden in den Marken und dem Kriegs— 
miniſter Scheüch werden je ein ſozialiſtiſcher Beauftragter beigegeben. Der Ab- 
geordnete Genoſſe Göhre wird alle Verordnungen des Kriegsminiſters Scheich 
gegenzeichnen. Alſo es gilt von jetzt ab die Verkündungen, die unterzeichnet ſind 
von Ebert, und die Kundmachungen, die unterzeichnet ſind mit dem Namen Göhre 
und Scheüch, zu reſpektieren. Sorgen Sie dafür, daß die neue, ſtolze Republik, 
die wir errichten werden, nicht durch irgend etwas gefährdet werde. Es lebe die 
deutſche Republik! 
Ferner hat der Vorſtand der Sozialdemokratie Deutſchlands ſowie der Arbeiter⸗ 
und Soldatenrat folgende Kundgebung mittels Flugblatt erlaſſen: 

Der freie Volksſtaat iſt da! 

Kaiſer und Kronprinz haben abgedankt! 

Fritz Ebert, der Vorſitzende der ſozialdemokratiſchen Partei, iſt Reichs⸗ 
kanzler geworden und bildet im Reiche und in Preußen eine neue Regierung 
aus Männern, die das Vertrauen des werktätigen Volkes in Stadt und Land, 
der Arbeiter und Soldaten haben. Damit iſt die öffentliche Gewalt in die Hände 
des Volkes übergegangen. Eine verfaſſungsgebende Nationalverſammlung 
tritt ſchnellſtens zuſammen. 

Arbeiter, Soldaten, Bürger! Der Sieg des Volkes iſt errungen, er darf 
nicht durch Unbeſonnenheiten entehrt und gefährdet werden. Wirtſchaftsleben 
und Verkehr müſſen unbedingt aufrecht erhalten werden, damit die Volte: 
regierung unter allen Umſtänden geſichert wird. 

Folgt allen Weiſungen der neuen Volksregierung und ihren Beauftragten. 
Sie handelt im engſten Einvernehmen mit den Arbeitern und Soldaten. 


Hoch die deutſche Republik! 
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Oberkommando und Polizeipräſidium beſetzt. 


Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat meldet durch „W. T. B.“: Das Polizeipräſi⸗ 
dium ſowie das Oberkommando ſind in unſerer Hand. — Die Befreiung unſeres 
Genoſſen Däumig ſteht bevor. 

Vom Norden her drang ein Zug von mehreren hundert Perſonen, darunter 
eine Abteilung Soldaten der vom Soldatenrat bereits beſetzten Maikäferkaſerne, 
gegen das Polizeipräſidium vor. Unterwegs ſchloſſen ſich neue Mengen an, ſo daß 
beim Eintreffen des Zuges der Alexanderplatz binnen weniger Minuten mit einer 
unüberſehbaren Menge beſetzt war. 

Von allen Seiten wurde nun der Sturm auf das Polizeipräſidium begonnen. 
Vom Präſidenten war einige Zeit vorher der Befehl gegeben worden, ſämtliche 
Türen des Gebäudes zu ſchließen. di 

Mit dem Gewehrkolben wurde an die Türen gehämmert. Nichts rührte ſich. 
Aus der Menge fielen Rufe: „Schlagt die Fenſter ein!“ Im ſelben Augenblick 
klirrten die Scheiben, und eine Reihe von Schüſſen wurde gegen die Fenſter abge— 
geben. Um Blutvergießen zu vermeiden, wurden ſchließlich die Türen geöffnet, 
und eine Abordnung Bewaffneter drang in das Gebäude. Das Gefängnis wurde 
geöffnet und 650 Gefangene befreit. 

Die Bewaffneten nahmen den Schutzleuten das Verſprechen ab, keinen 
Widerſtand zu leiſten, und der Polizeipräſident verließ darauf mit den höheren 
Beamten das Gebäude, das von dem Anführer der Aufſtändiſchen beſetzt wurde. 

Gegen zwei Uhr nachmittags zog von der Straße Unter den Linden her ein 
ſtarker Trupp die Wilhelm-Straße entlang, um die öffentlichen Dienſtſtellen zum 
Niederlegen ihrer Tätigkeit zu zwingen. In die Reichskanzlei drangen Be⸗ 
waffnete, fanden die Räume aber bereits verlaſſen. a 


Als die Truppen übergingen. 


Die „Nat.⸗Ztg.“ meldet über die Vorgänge am Sonnabend mittag: 

Um 10 Uhr vormittag waren die Sozialdemokraten im Reichstag zur ent- 
ſcheidenden Sitzung zuſammengetreten. Um 11½ Uhr ſtürzten die Teilnehmer 
in großer Aufregung aus dem Saal. Es war beſchloſſen worden, ſofort aus der 
Regierung auszutreten und ſich mit den Unabhängigen Sozialiſten zu verſtändigen, 
um auf weiter Baſis eine aktionsfähige Regierung zu bilden. Scheidemann und 
Ebert begaben ſich unverzüglich, von mehreren anderen Genoſſen begleitet, ins 
Reichskanzlerpalais, um dem Prinzen Max von Baden von den gefaßten Be- 
ſchlüſſen Mitteilung zu machen. Inzwiſchen war die amtliche Nachricht von der 
Abdankung des Kaiſers eingetroffen. Im Fraktionszimmer der Sozialdemokraten 
herrſcht inzwiſchen reges Leben. Die Arbeitsſtelle für die Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räte hat ſich hier gebildet. Deputationen aus den verſchiedenen Kaſernen treffen 
ein und melden ihren Anſchluß an die Bewegung. Jeder einzelne von ihnen 
wird mit brauſendem Jubel begrüßt. Der Jubel wächſt zum Sturm, als Offiziere 
mit roten Binden am Arm erſcheinen. Unter den erſten von ihnen befindet ſich 
ein Major. Gegen 2 Uhr kehrt Scheidemann vom Kanzler zurück. Auch ihn hat 
die Ruhe verlaſſen. Er ſprudelt hervor: Ebert iſt zum Kanzler deſigniert und wird 
die neue Regierung bilden. Die Verhandlungen mit den Unabhängigen ſind im 
Gange. Ein anderer Genoſſe berichtet, daß Cohn, Dittmann und Vogtherr von den 
Unabhängigen bereits in der Reichskanzlei weilen. Die Sozialdemokratie zieht 
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ſich zu kurzer Beratung in ihr Zimmer zurück. Die Vertrauensmänner der Soldaten, 
die anweſend find, wohnen der Beſprechung bei. Man erfährt bald, daß das Jäger— 
bataillon 4 und die Kaiſer⸗Alexander⸗Gardegrenadiere übergegangen find. 
Sie ſind die erſten. Nur kurze Zeit ſpäter kommt von den übrigen Formationen die 
gleiche Kunde. 


Eine Schilderung des Arbeiter- und Soldatenrates. 


Berlin, 9. November. Heute morgen um 9 Uhr traten die Arbeiter der größten 
induſtriellen Betriebe in den Generalſtreik. In Zügen, denen rote Fahnen voran— 
getragen wurden und an deren Spitze bewaffnete Soldaten aller Waffengattungen 
ſchritten, eilten ſie von allen Vororten dem Innern der Stadt zu. Die erſten Züge 
kamen von der Acker- und Brunnenſtraße nach dem Innern der Stadt. Anfangs 
wurden die Soldaten und Offiziere aufgefordert, die Kokarden und Achſelſtücke 
zu entfernen; in weitgehendem Maße geſchah es freiwillig. Eine allgemeine Ver: 
brüderung der Matroſen, Soldaten und Arbeiter vollzog ſich. Man drang in 
die Kaſernen ein und fand auch hier begeiſterte Aufnahme bei den Soldaten. Die 
militäriſchen Beſatzungen der Fabriken hatten mit den Arbeitern gemeinſam die 
Werkſtätten verlaſſen und handelten mit ihnen gemeinſam. Soweit bis jetzt bekannt, 
kam es nur bei der Beſetzung der ſogenannten „Maikäferkaſerne“ zu einem Yu= 
ſammenſtoß zwiſchen den Maſſen und der bewaffneten Macht. Aber auch hier 
waren es nur zwei Offiziere, die ſchoſſen. Drei Tote und ein Verwundeter ſind zu 
beklagen. Die Inbeſitznahme der meiſten öffentlichen Gebäude und Anſtalten 
vollzog ſich ohne Schwierigkeiten, nachdem klar war, daß das Militär zum Volke 
übergegangen war. Der Zug der ſtreikenden Arbeiter der Geſellſchaft für draht— 
loſe Telegraphie kam gegen ½2 Uhr vor dem Reichstage an. Eine Abteilung 
Jäger beſetzte die Freitreppe, vor der die Menge ſich ſammelte. Abgeordneter 
Scheidemann hielt die an anderer Stelle mitgeteilte Anſprache. Von einem 
Laſtkraftwagen ſprachen der Abgeordnete Vogtherr und einige Soldaten. 

Gegen 12 Uhr kam ein Demonſtrationszug zur Maikäferkaſerne, der von den 
Soldaten mit Jubel begrüßt wurde. Sie riefen, man ſolle ſie herauslaſſen, ſie 
ſeien eingeſperrt und würden von der Wachmannſchaft aus Weißenſee verhindert, 
die Kaſerne zu verlaſſen. Mit Hilfe der beim Zuge befindlichen bewaffneten Soldaten 
erbrach man die Türen; vor einer der letzten fielen Schüſſe, die ein Offizier abgab. 
Genoſſe Erich Haberſaath, ein Führer der Berliner Jugendbewegung (Metall— 
arbeiter bei Schwartzkopff, 26 Jahre alt), ein Arbeiter der A. E. G. und ein Arbeiter 
von Schwartzkopff ſind tot, ein anderer Arbeiter leicht verwundet. Haberſaath 
wurde zu einem Arzt gebracht, der aber nur noch den Tod feſtſtellen konnte. Ein 
Teil der „Maikäfer“ ſchloß ſich den Demonſtranten an, ein anderer Teil, meiſt 
verwundet, blieb in der Kaſerne, während der Reſt mit gefülltem Ruckſack () „auf 
Urlaub“ nach Hauſe fuhr. 


Maſſenverſammlung im Zirkus Buſch. 


Geſtern abend fand eine Maſſenverſammlung im Zirkus Buſch ſtatt, zu der 
abends durch Flugblätter, erſchienen im ehemaligen „Lokal-Anzeiger“, eingeladen 
wurde. In der Einladung hieß es, eingeladen ſei „das revolutionäre Arbeiter— 
proletariat in Bluſe und Feldgrau.“ 
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Die Moabiter Gefangenen befreit. 


Die Mannſchaften des Alexander-Regiments haben das Strafgefängnis in 
Moabit geſtürmt und die Gefangenen befreit. — Außerdem wurden 700 Militär⸗ 
gefangene befreit. 


Die Revolution in Potsdam. 


Auch in Potsdam hat ſich ein Arbeiter- und Soldatenrat gebildet. Auf den 
Straßen herrſcht reges Leben, aber überall merkwürdige Ruhe. Die Bildung des 
Arbeiter⸗ und Soldatenrates iſt in der Kaſerne des 1. Garde-Regiments zu Fuß 
erfolgt. 


Die Zeit vom 10.15. November. 


Der bolſchewiſtiſche Gedanke im Fortſchreiten. 
Die Republik in München. 
Bericht der „Täglichen Rundſchau“. 

Über die Unruhen im Lande liegen heute eine größere Anzahl amtlicher Nach⸗ 
richten vor, von denen wir aber einleitend bemerken wollen, daß ſie den vollen 
Ernſt der Lage nicht wiedergeben. Außer den bereits geſtern genannten Orten 
haben ſich der bolſchewiſtiſchen Bewegung angeſchloſſen: Braunſchweig, wo, wie uns 
ein eigener Bericht aus Braunſchweig meldet, auf dem Schloſſe des Welfenherzogs 
die rote Fahne gehißt iſt, nachdem dort am Freitag früh Marines und Landſoldaten 
vom Herzog empfangen wurden. Die Bewegung kam am Freitag nachmittag 
in Braunſchweig zum Ausbruch und dürfte heute dort fortſchreiten. Nach Braun— 
ſchweig hat ſich auch Blankenburg angeſchloſſen ſowie Düſſeldorf, Leipzig, ferner 
Magdeburg, Köln, Roſtock. (Die Chauſſee nach Warnemünde iſt beſetzt.) Der 
amtlichen Darſtellung zufolge iſt in Hannover ein Teil der Garniſon feſt in der Hand 
ihrer Führer und wehrt ſich gegen die Bewegung. Ahnliche Verhältniſſe ſcheinen, 
ſo ſagt die amtliche Darſtellung, in Magdeburg, Köln und München vorzuliegen. 
Vom Induſtriegebiet find die Meldungen noch nicht klar, es ſcheinen aber Ver— 
ſuche vorzuliegen, an einzelnen Orten Arbeiter- und Soldatenräte zu bilden. 

In München iſt eine Republik ausgerufen worden, ohne daß etwas über eine 
Abdankung des Königs verlautet wäre. Vielleicht überlegen es ſich die Bayern 
noch einmal, ehe ſie die Wittelsbacher fortſenden. Unſer Korreſpondent in München 
drahtet uns: 

München, 3. November. (Eigener Drahtbericht der „Täglichen Rundſchau“.) 
Von Donnerstag abend bis Freitag morgen iſt das Königreich Bayern durch die 
Gruppe der Unabhängigen in eine Republik umgewandelt worden. Nach der 
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großen Volktsdemonſtration auf der Oktoberwieſe vollzog ſich das, was pſycho⸗ 
logiſch zu erwarten war: die Verwandlung einer Volksevolution in eine Volks⸗ 
revolution, die aber — das muß geſagt werden — von bedauerlichen Aus⸗ 
ſchreitungen in Kaſernen und Plünderung verſchiedener Läden abgeſehen — 
einen ruhigen Charakter trug. Das Militär bemächtigte ſich des Bahnhofs⸗ 
und des Telegraphengebäudes, der Tram bahnbetrieb, der Telephon⸗ und Tele: 
graphenverkehr wurde eingeſtellt. Ferner bemächtigte man ſich der „Münchner 
Neueſten Nachrichten“ und der „München⸗Augsburger Abendzeitung“. Als die 
Münchener Bevölkerung am Freitag erwachte, ſtand ſie vor der vollzogenen 
Tatſache der Umwandlung Bayerns in eine Republik. Das militäriſche Quartier 
des Arbeiter- und Soldatenrates war im Maltheſer Bräu aufgeſchlagen, das 
politiſche im Landtag, der noch in der Donnerstagnacht Kurt Eisner, den früheren 
„Värwärts“⸗Redakteur, zum Präſidenten erklärte. Die politiſche Umwandlung 
vollzog ſich Freitag nachmittag im Landtag, wo der geſamte Arbeiter- und 
Soldatenrat verſammelt war, ferner die geſamte ſozialdemotratiſche Landtags⸗ 
fraktion, die liberalen Abgeordneten Hübſch, Schmidt und Hohl und ſämtliche 
Bauernbündler. Kurt Eisner erklärte, daß Bayern zur Republik umgewandelt 
worden ſei und daß eine Einigung zwiſchen der geſamten Arbeiterſchaft, den 
Unabhängigen und der Sozialdemokratie, herbeigeführt wurde. Er teilte die 
neue Regierung mit, die ſich wie folgt zuſammenſetzt: 

Präſident und Miniſter des Außern: Kurt Eisner, Kultusminiſter und 
Vizepräſident: Hoffmann, militäriſche Angelegenheiten: Roßhaupter, Mini⸗ 
ſterium des Innern: Auer, Verkehrsminiſterium: v. Franendorf, Juſtizmini⸗ 
ſterium: Timm, Finanzminiſterium: Prof. Jaffé, Miniſterium für ſoziale 
Angelegenheiten: Unterleitner; Polizeipräſident von München: Steiner. Ins 
Präſidium wurde auch der Pazifiſt Profeſſor Qnidde berufen. 

Eine Anzahl Erlaſſe und Kundgebungen wurde im Laufe des Nachmittags 
bekanntgegeben, die vor allem zur Ruhe und Ordnung mahnen und das Ver⸗ 
ſprechen enthalten, daß die Ernährung der Bevölkerung geſichert ſei. Größere 
Ausſchreitungen ſind nicht vorgekommen. Kurt Eisner, der erſte Präſident 
Bayerns, hat erklärt, daß dieſe Umwandlung für alle Zukunft feſt gegründet 
ſei. Naturgemäß laufen allerhand unkontrollierbare Gerüchte um, ſo über 
den Anmarſch von Truppen, über den Aufenthalt des Königs. Von den beiden 
Frauentürmen Münchens weht die rote Fahne. 

Die Soldaten in den Kaſernen regieren ſich durch Soldatenräte. Offiziere, 
die ſich nicht widerſetzen, dürfen ihren Dienſt weiter verſehen. Die Bauern 
verbürgen ſich für Lebensmittelverſorgung. Weiter wird gemeldet, daß der 
Polizeipräſident im Einvernehmen mit dem Arbeiter- und Soldatenrat unter 
gewiſſen Verpflichtungen ſeine Amtsführung weiter verſieht. 

In einem amtlichen Berichte heißt es ferner: 

Es zeigt ſich jetzt ein gewiſſes planmäßiges Vorgehen. Überall dasſelbe Bild: 
Aus den Hauptzentren Kiel und Hamburg ſind immer wieder Züge mit bewaff⸗ 
neten Matroſen und Aufrührern in das Land entſandt worden. Dieſe verſuchen 
in den wichtigſten Städten ſich ſofort der Verkehrszeutren zu bemächtigen und 
die Kommandoſtellen aufzuheben. Dann wird unter Heranziehung lichtſcheuer 
Elemente, unter denen ſich eine ganze Reihe Fahnenflüchtiger befindet, verſucht, 
die Truppen zu verſeuchen, indem ihnen vorgeſpiegelt wird, daß es ſich gar nicht 
um eine revolutionäre Bewegung handele, ſondern um militäriſche Reformen. 
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Bei manchen Truppen ift der Verſuch gelungen, bei anderen hat er Widerſtand 
gefunden. An zahlreichen Stellen iſt bereits durch entſprechende Vorſtellung von 
Entſandten der Regierung ein gewiſſes Einlenken erreicht worden. Die ganze 
Bewegung geht — bei aller Unklarheit in Einzelheiten — offenbar von Rußland 
aus, wobei die bisherige Berliner Vertretung der ruſſiſchen Sowjetrepublik ja 
nachweislich mitgewirkt hat. Wie die ruſſiſche Regierung ſelbſt zugegeben hat, 
hofft ſie ſich dadurch zu halten, daß auch in Deutſchland, und demnächſt in ganz 
Europa, die bolſchewiſtiſche Idee nochmals zum Aufflammen komme. In dem 
Bewußtſein, daß das deutſche Volk in ſeiner Maſſe für die bolſchewiſtiſchen Ideen 
nicht zu haben iſt, wird planmäßig verſucht, die Unzufriedenen und nach Möglich— 
keit Teile der bewaffneten Macht allmählich auf die ſchiefe Ebene zu bringen, indem 
man ſie zunächſt durch noch nicht terroriſtiſche Reformvorſchläge in Widerſpruch 
mit ihren Pflichten und mit der beſtehenden Volksregierung zu bringen verſucht. 
Allmählich ſollen die Leute dann weiter gedrängt werden bis zu dem bolſche⸗ 
wiſtiſchen Radikalismus, wie dies in einzelnen Fällen bereits klar erkennbar iſt. 
Die Verführten und Mitläufer ſind ſich nicht im mindeſten bewußt, zu welchen 
verhängnisvollen Folgen eine bolſchewiſtiſche Bewegung in Deutſchland notge— 
drungen führen muß, wo die Volksernährung bisher nur mit einer fein gegliederten 
Organiſation durchführbar war. 

Über die Unruhen im Reich wird von zuſtändiger Stelle weiter folgendes mit- 
geteilt: 

In Kolberg liefen drei kleinere Kriegsſchiffe ein, die aus Kiel geflüchtet 
ſind. Die Beſatzungen wurden in die Heimat beurlaubt und ſind abgereiſt. In 
Kolberg herrſcht Ruhe. Auch in Swinemünde iſt alles ruhig. Die dortſelbſt liegenden 
Fahrzeuge find treu, und es haben ſich keine Soldatenräte gebildet. In Lübeck 
ſcheint der Soldatenrat noch nicht im Beſitz der Gewalt zu ſein. In Braunſchweig 
und Wolfenbüttel ſind die Unruhen bislang ohne Blutvergießen verlaufen, doch 
iſt die Entwicklung noch nicht abgeſchloſſen. Aus Köln liegen Meldungen vor, 
daß der Arbeiter- und Soldatenrat die Kontrolle über alle Soldaten übernommen 
hat. Die Bahnhofskommandantur und alle militäriſchen Wachen ſind durch den 
Gouverneur zurückgezogen worden, der heute mit dem Arbeiter- und Soldatenrat 
verhandelte. Zu Zuſammenſtößen iſt es bisher nicht gekommen. Jedoch macht es 
ſich für die Zivilbevölkerung äußerſt unangenehm bemerkbar, daß die aus den 
militäriſchen und Zivilſtrafanſtalten befreiten Gefangenen, die dort ſehr zahlreich 
ſind, ſich raubend und plündernd auf die Konfektionsgeſchäfte ſtürzen. Bei den 
Eiſenbahnbedienſteten, auch in den Werkſtätten, iſt alles ruhig. Die Bahnhöfe 
ſind durch den Arbeiter- und Soldatenrat beſetzt. 

Aus Wilhelmshaven liegt noch eine Darſtellung der Bremer „Weſerzeitung“ vor: 

Danach wurde in der Sitzung der Delegation im Rathauſe ein Ausſchuß von 
21 Mann, der wiederum einen Fünferausſchuß einſetzte, gebildet. Alle wichtigen 
Nachrichtenſtellen werden von den Vertrauensmännern der Arbeiter und Sol⸗ 
daten beſetzt. Am Donnerstag vormittag fand eine große Verſammlung auf dem 
Militärplatz ſtatt, an der etwa 30 000 Mann teilgenommen haben dürften. In 
verſchiedenen Reden wurde zur Beſonnenheit gemahnt. Danach wurde eine Ente 
ſchließung gefaßt, in der die Abſchaffung der Monarchie gefordert wird. Die 
Verſammlung zog dann in geordnetem Zuge durch die Stadt. Der Ausſchuß legte 
beſonderen Wert auf den Fortgang der Lebensmittelverſorgung für die Militär⸗ 
und die Zivilverwaltung. 
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Die „Weſer⸗Zeitung“ meldet weiter aus Wilhelmshaven unter dem 6. No- 
vember: 

Hier haben die Matroſen dem Kommandanten jetzt den Gehorſam verweigert. 
Aus der Oldenburger Garniſon ſind einige hundert Mann mit Maſchinengewehren 
eingetroffen. Von Wilhelmshaven wurden einige tauſend Matroſen mit Extra— 
zügen nach dem Innern Deutſchlands befördert. Gewalttätigkeiten find nicht 
vorgekommen, aber ſämtliche Schiffe ſind in der Hand der zurückgebliebenen 
Matroſen. Der unmittelbare Anlaß zu den Unruhen war die Furcht der Soldaten, 
daß die Offiziere ſie wieder auf den Schiffen in eine Seeſchlacht führen ſollten. 


Arbeiter, Soldaten, Parteigenoſſen! 


Berlin und Umgegend iſt in Euren Händen! Heute, Sonntag, früh haben 
ſämtliche Betriebe, Kaſernen, Truppenformationen ſowie Lazarette ihre 


Delegierten zum Arbeiter- und Soldatenrat 


zu wählen. Auf je 1000 Perſonen kommt ein Delegierter. In den Betrieben haben 
auch ſelbſtverſtändlich die Arbeiterinnen Stimmrecht und können gewählt 
werden. Kleinere Betriebe unter 500 Perſonen wählen je einen Delegierten 
und dieſe Delegierten beſtimmen dann auf je 1000 Wähler einen ſolchen für den 
Arbeiter- und Delegiertenrat. Für jedes Bataillon einen Delegierten, desgleichen 
für jede kleinere ſelbſtändige Formation und für jedes Lazarett je einen Dele⸗ 
gierten. Dieſe gewählten Delegierten treten nachmittags 5 Uhr im Zirkus Buſch 
als proviſoriſche Regierung der ſozialen Republik Deutſchlands zuſammen. 


Auf, Geſinnungsſfreunde, zur erſten Wahl im freien Deutſchland! 
Auf Geſinnungsfreunde ans Werk! 


Im Auftrage: H. G. v. Beerfelde, Paul Brichmann, Adolf Hoffmann, 
Paul Hoffmann, Richard Herbſt. 


Befehl an alle Groß-Berliner Truppen. 


Die gewählten Vertreter aller Groß-Berliner Truppen haben einen Aktions⸗ 
ausſchuß gebildet. Der Aktionsausſchuß iſt die Spitze der ausführenden Militär⸗ 
gewalt, die er unabhängig von irgendwelchen Meinungsverſchiedenheiten der 
Arbeiterräte und irgendwelchen Parteizwiſtigkeiten ſolange ausübt, bis die 
einzuberufende Nationalverſammlung andere Beſtimmung getroffen hat. 

Der Aktionsausſchuß hat ſich der ſozialiſtiſchen Regierung zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt; den Anordnungen desſelben iſt unbedingt Folge zu leiſten. 

Der ſtändige Sitz des Ausſchuſſes iſt das Kriegsminiſterium, Leipziger 
Straße. A 
Erſte Befehlsausgabe für alle Truppen, Formationen und militäriſche 
Behörden: Montag vormittag 11 Uhr im Hofe des Kriegsminiſteriums. 

Der Aktionsausſchuß der Groß-Berliner Truppen: 
Hans Coler. Aug. Dibbern. Chriſt. K. Finzel. Richard Hepner. Curt Jugelt. 
Fritz Kretſchmer. Brutus Molkenbuhr. Oskar Schäfer. Erich Schulz. Friedr. 
Trippe. Hugo Wels. Gerh. Wilken. Hans Wolf. 
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Die Reichsregierung ſtimmt der Bildung des Aktionsausſchuſſes der Groß⸗ 
Berliner Truppen zu und fordert die Truppen auf, deſſen Befehlen Folge zu 
leiſten. 

Berlin, den 10. November 1918. 

Der Reichskanzler: Ebert. 


Die Bildung des Soldatenrates. 


Sonnabend abend um 9½ Uhr wurde im großen Sitzungsſaale des Reichs⸗ 
tages die erſte Sitzung des Arbeiter- und Soldatenrats eröffnet. Barth als 
Vorſitzender begrüßte den ſiegreichen Aufſtand des Berliner Proletariats und 
huldigte dem Verhalten der Berliner Garniſon, die ſich auf die Seite des Volkes 
geſtellt und den faſt unblutigen Sieg der Revolution herbeigeführt hat. Die 
Stimmung der Verſammlung iſt begeiſtert und kampfesfreudig. Geſtern wurde 
folgender Aufruf verbreitet: 


Der geſtern zuſammengetretene Soldatenrat hat die innere militäriſche 
Leitung übernommen. Seinen Befehlen iſt unbedingt Folge zu leiſten. 
Kameraden! Wir haben gemeinſam im Felde geſtanden und geblutet. 
Gemeinſam werden wir Deutſchland einer glücklichen Zukunft entgegen⸗ 
führen. Haltet unſerem Volke und ſeiner Aufgabe unbedingte Treue. 
Wir arbeiten Hand in Hand mit den Arbeitern und ſeiner Regierung. 
Ihr erhaltet in kurzer Zeit regelmäßige Befehle. 


Der Soldatenrat: J. A.: Beerfelde, Denecke, Steinicke, Gelber, Lempert, Barth, 
Cohen, Höche, Bäcker, Bernhagen, Strobel, Bergmann, Hans Paaſche. 


Kraftfahrer. 


Um die Volksernährung und die Transporte von Kohlen uſw. nicht in 
Frage zu ſtellen, haben ſich ſämtliche Kraftwagenführer von Heereskraftwagen 
mit den ihnen anvertrauten Perſonen-⸗ und Laſtkraftwagen, ſoweit ſie nicht 
im Auftrage des Arbeiter- und Soldatenrates ihrer Dienſtſtelle fahren, ſofort 
bei dem Arbeiter- und Soldatenrat ihrer Dienſtſtelle zurückzumelden. 

Alle Wagengeſtellungen erfolgen lediglich mit Genehmigung des Arbeiter⸗ 
und Soldatenrates für die Organiſation des geſamten Kraftfahrweſens für 
Deutſchland, Berlin W. 35, Magdeburger Strafe 25. Telephon: Lützow 7035 
und 7036. 


Arbeiter⸗ und Soldatenrat für die Organiſation des geſamten Kraftfahrweſens 
für Deutſchland: 
Bubenheim. Schröder. Bloch. 


Wiederaufnahme der Arbeit Dienstag früh. 


Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat hat beſchloſſen, daß die Arbeit in ſämt⸗ 
lichen Betrieben am Dienstag früh wiederaufzunehmen iſt. 


Lebensmittel- und Druckereibetriebe nehmen N heute, Montag früh die 
Arbeit wieder auf. 
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Eine Proklamation des Arbeiter- und Soldatenrats. 


(W. T. B.) Berlin, 10. November. Heute nachmittag fand im Zirkus Buſch 
die erſte Verſammlung des Berliner Arbeiter- und Soldatenrats ſtatt, nachdem 
am Vormittag die Soldaten in den Kaſernen und Lazaretten und die Arbeiter in 
ihren Betrieben gewählt hatten. Trotzdem nur die gewählten Vertreter zugelaſſen 
waren, füllte ſich der Zirkus Buſch faſt bis in die oberen Galerien. Genoſſe Barth 
eröffnete die Sitzung. In das Präſidium wurden die Genoſſen Barth als 1. Vor⸗ 
ſitzender, Oberleutnant Walz als 2. Vorſitzender und Müller und Molkenbuhr als 
Schriftführer gewählt. Ebert verkündete unter ſtürmiſchem Beifall, daß der Bruder-⸗ 
ſtreit zwiſchen der Sozialdemokratiſchen Partei und den Unabhängigen begraben 
worden ſei. Nach weiteren Reden Haaſes über die Notwendigkeit der Einigung, 
Liebknechts, des Hauptmanns v. Beerfelde, Müllers, wurde beſchloſſen, in den 
Arbeiter⸗ und Soldatenrat, der bis zum Zuſammentritt ſämtlicher Arbeiter- und 
Soldatenräte Deutſchlands die Führung der Geſchäfte übernehmen ſoll, folgende 
Vertreter der Unabhängigen Sozialiſten zu wählen: Barth, Müller, Eckhardt, 
Wegmann, Neuendorf und Ledebour, folgende Vertreter der Sozialde mokratiſchen 
Partei: Heller, Gühlich, Ruſch, Bügel, Hiob und Mainz. Als Vertreter der Soldaten 
wurden gewählt: Molkenbuhr, Beerfelde, Gerhardt, Hertel, Lempert, Haaſe, 
Walz, Bathuſch, Bergmann, Köhler, Echtmann und Wimpel. Die Einigung der 
beiden Parteien war im weſentlichen auf die Räte der Soldaten zurückzuführen, 
die ſtürmiſch eine Einigung der beiden Parteien verlangten. Zum Schluß der 
Sitzung wurde nachſtehende Proklamation des Arbeiter- und Soldatenrats quia 
geheißen: 


An daß werktätige Volk! 


Das alte Deutſchland iſt nicht mehr. Das deutſche Volk hat erkannt, daß 
es jahrelang in Lug und Trug gehüllt war. 

Der vielgerühmte, der ganzen Welt zur Nachahmung empfohlene Mili⸗ 
tarismus iſt zuſammengebrochen. Die Revolution hat von Kiel ihren 
Siegesmarſch angetreten und hat ſich ſiegreich durchgeſetzt. 

Die Dynaſtien haben ihre Exiſtenzen verwirkt. Die Träger der Krone 
ſind ihrer Macht entkleidet. 

Deutſchland iſt Republik geworden, eine ſozialiſtiſche Republik. Sofort 
haben ſich die Gefängnis⸗, Arreſt⸗ und Zuchthausmauern für die wegen 
politiſcher und militäriſcher Verbrechen Verurteilten und Verhafteten ge— 
öffnet. Die Träger der politiſchen Macht ſind jetzt Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räte. In allen Garniſonen, in denen keine Arbeiter- und Soldatenräte 
beſtehen, wird ſich die Bildung ſolcher Räte raſch vollziehen. Auf dem 
flachen Lande werden ſich Bauernräte zu demſelben Zwecke bilden. 

Die Aufgabe der proviſoriſchen Regierung, die von dem Arbeiter— 
und Soldatenrat Berlin beſtätigt iſt, wird in erſter Linie ſein, den 
Waffenſtillſtand abzuſchließen und dem blutigen Gemetzel ein Ende zu 
machen. 

Sofortiger Friede iſt die Parole der Revolution. Wie auch der Friede 
ausſehen wird, er iſt beſſer als die Fortſetzung des ungeheuren Maſſen⸗ 
ſchlachtens. 


165 


Die raſche und konſequente Vergeſellſchaftung der kapitaliſtiſchen Pro: 
duktionsmittel iſt nach der ſozialen Struktur Deutſchlands und dem Reife⸗ 
grad ſeiner wirtſchaftlichen und politiſchen Organiſation ohne ſtarke Er⸗ 
ſchütterung durchführbar. 

Sie iſt notwendig, um aus den blutgetränkten Trümmern eine neue Wirt⸗ 
ſchaftsordnung aufzubauen, um die wirtſchaftliche Verſklavung der 
Volksmaſſen, den Untergang der Kultur zu verhüten. 

Alle Arbeiter, Kopf- und Handarbeiter, welche von dieſem Ideal erfüllt 
ſind, welche aufrichtig für ſeine Verwirklichung eintreten, ſind zu ſeiner 
Mitarbeit berufen. 

Der Arbeiter- und Soldatenrat iſt von der Überzeugung durchdrungen, 
daß in der ganzen Welt ſich eine Umwälzung in der gleichen Richtung vor⸗ 
bereitet. Er erwartet mit Zuverſicht, daß das Proletariat der anderen 
Länder ſeine ganze Kraft einſetzen wird, um eine Vergewaltigung des 
deutſchen Volkes bei Abſchluß des Krieges zu verhindern. 

Er gedenkt mit Bewunderung der ruſſiſchen Arbeiter und Soldaten, 
die auf dem Wege der Revolution vorangeſchritten ſind, er iſt ſtolz, daß 
die dentſchen Arbeiter und Soldaten ihnen gefolgt ſind, und damit den 
alten Ruhm, Vorkämpfer der Internationalen zu ſein, wahren. Er 
ſendet der ruſſiſchen Arbeiter- und Soldatenvereinigung ſeine brüderlichen 
Grüße. 

Er beſchließt, daß die deutſche republikaniſche Regierung ſofort die 
völkerrechtlichen Beziehungen zu der ruſſiſchen Regierung aufnimmt, und 
erwartet die Vertretung dieſer Richtung in Berlin. Durch den entſetzlichen, 
über vier Jahre währenden Krieg iſt Deutſchland auf das fürchterlichſte 
verwüſtet. Unerſetzliche materielle und moraliſche Güter ſind vernichtet. 
Aus dieſen Verwüſtungen und Zerſtörungen neues Leben hervorzurufen, 
iſt eine Rieſenaufgabe. 

Der Arbeiter- und Soldatenrat iſt ſich deſſen bewußt, daß die revolutionäre 
Macht Verbrechen und Fehler des alten Regimes und der beſitzenden Klaſſen 
nicht mit einem Schlage gutmachen, daß ſie den Maſſen nicht ſofort eine 
glänzende Lage verſchaffen kann. Aber dieſe revolutionäre Macht iſt die 
einzige, die noch retten kann, was zu retten iſt. Die ſozialiſtiſche Republik 
iſt allein imſtande, die Kräfte des internationalen Sozialismus zur Herbei⸗ 
führung eines demokratiſchen Dauerfriedens auszulöſen. 

Es lebe die deutſche ſozialiſtiſche Republik. 

Auf Antrag Müller wurde die Wahl und die Beſtätigung der proviſoriſchen 
Regierung anerkannt. Mit einem begeiſtert aufgenommenen Hoch auf die 
internationale Sozialdemokratie gingen die Vertreter des Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rates auseinander. 


„Rat der Voltsbeauftragten.“ 


Nach der Verſammlung im Zirkus Buſch tagte das politiſche Kabinett und 
konſtitulerte ſich als Körperſchaft mit gleichen Rechten, als Rat der Volks⸗ 
beauftragten. Den Vorſitz führten Ebert und Haaſe mit gleichen Rechten. Über 
die Beſetzung der fachmänniſchen Miniſterien hat der Rat der Volksbeauftragten 
Beratungen gepflogen, die noch nicht zum Abſchluß gekommen ſind. 
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Otto Wels erſter Kommandant von Berlin. 


Zum erſten Kommandanten von Berlin wird der Abgeordnete Wels er: 
nannt. Oberſt Schwerk bleibt zweiter Kommandant. Das Mitglied des Soldaten⸗ 
rates Dr. Breſin wird der Kommandantur, der Abgeordnete Schöpflin dem 
Oberkommando in den Marken zugeteilt. 


Kriegsminiſter Scheüch. Unterſtaatsſekretär Göhre. 


Die Verpflegung der Weſtfrontkameraden. 
Berlin, 10. November. Der Reichskanzler erläßt folgenden Aufruf: 


An alle! 


Die Verpflegung unſerer Kameraden an der Weſtfront iſt in größter 
Gefahr. Gerade im gegenwärtigen Augenblick muß ſie unbedingt aufrecht⸗ 
erhalten werden. Das ſind wir unſeren Kameraden ſchuldig. 

Jede Plünderung oder Beſchlagnahme ruhender oder auf dem Trans⸗ 
port befindlicher Verpflegungs⸗ und Futtermittel, die für das Feldheer 
beſtimmt ſind, jede Ablenkung oder Verzögerung von Transporten, jede 
Unterbrechung der Verladearbeiten bei den bisher mit dem Verpflegungs⸗ 
nachſchub betrauten militäriſchen Stellen muß daher unter allen Umſtänden 
unterbleiben. 

Setzt Euch mit aller Kraft für dieſe Aufgabe ein. 

Der Reichskanzler. 
gez. Ebert. 


An die Arbeiter- und Soldatenräte. 


Das Volk muß verhungern, wenn der Bahntransport geſtört wird. Das 
geſchieht aber durch jeden Eingriff unzuſtändiger Stellen in den Bahnbetrieb 
und die Bahnverwaltung. 

Geſtern ſind an verſchiedenen Orten von Arbeiter- und Soldatenräten ſolche 
Eingriffe vorgenommen worden, z. B. in den Betrieb von Rangierbahnhöfen 
und in die Kaſſenführung von Bahnſtationen. Das darf nicht wieder vorkommen! 
Wiederholungen müſſen zur Arbeitsverweigerung unſerer braven Eiſenbahner 
und zum Stillſtand jedes geregelten Bahnverkehrs führen. 

Berlin, den 10. November 1918. 

Der Reichskanzler. 


Die Umwälzung im Reiche. 


Die Umwälzung iſt in faſt allen größeren Städten des Reiches zu nahezu 
derſelben Zeit vor ſich gegangen, nachdem ſie von den Hanſeſtädten ihren Ausgang 
genommen hatte. In Kiel, Hamburg, Bremen und den übrigen Städten an der 
Waſſerkante iſt inzwiſchen faſt vollſtändig Ruhe eingetreten, und die neue Ord— 
nung, der ſich ſowohl die zivilen als die militäriſchen Behörden, zumeiſt ohne Wider— 
ſtand, unterworfen haben, beginnt ſich zu befeſtigen. In Hamburg wurden geſtern 
bereits alle Theater, Unterhaltungslokale, Kinos und Cafés wieder eröffnet und die 
Polizeiſtunde, wie früher, auf ½12 Uhr feſtgeſetzt. In allen Städten herrſchen 
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die Arbeiter- und Soldatenräte, die nunmehr auch die alten Gewerkſchaften und 
Parteiorganiſationen zu ſich hinzuziehen beginnen. Namentlich der Lebensmittel 
organiſation wird volle Aufmerkſamkeit zugewendet. Plünderungen und Dieb- 
ſtähle werden ausnahmslos mit dem Tode durch Erſchießen bedroht. Es ſind geſtern 
in Hamburg fünf Soldaten, die unrechtmäßig „requiriert“, erſchoſſen worden. 
In den Kaſernen von Hamburg haben ſich die Soldaten wieder eingefunden, um 
ihre Verpflegung zu empfangen. Sie haben ihre Vorgeſetzten, darunter auch einige 
Leutnants, ſelber gewählt. Der Dienſt des Bezirkskommandos wurde dom Soldaten— 
rat übernommen. Neue Einziehungen finden nicht mehr ſtatt. Der ſtellvertretende 
Kommandierende General von Falck, der unter den Soldaten ſehr unbeliebt war, 
hat ſich geflüchtet. Auch in Altona und Wandsbek ſind Lebensmittelkommiſſionen 
des Arbeiter- und Soldatenrates zuſammengetreten. Von heute ab ſollen alle Züge 
wieder verkehren, die Berliner Züge allerdings nur bis Wittenberge. Die Wieder- 
aufnahme der Arbeiten auf allen ſtillgelegten Betrieben wird vorausſichtlich anfangs 
nächſter Woche erfolgen. Die Hamburger Regierung bleibt beſtehen und der Sicher— 
heitsdienſt wird der Polizei wieder übertragen. 


In Köln 


hat ebenfalls der Arbeiter- und Soldatenrat die Macht vollkommen inne. Die Sti m⸗ 
mung in der Stadt iſt ruhig, obwohl einige Plünderungen von Geſchäften vorge— 
kommen ſind. Soldaten und Ziviliſten mit Ordnerarmbinden verhindern jede 
Verkehrsſtörung und Menſchenanſammlung. Die Straßenbeleuchtung wurde zur 
Herabminderung der Unſicherheit ſehr verſtärkt. Ein Aufruf des Arbeiter- und Gol 
datenrates beſagt: „Der Soldatenrat iſt gebildet. Wer plündert oder ſchießt, wird 
feſtgenommen und aufs ſchwerſte beſtraft.“ In der Nacht hatte der Soldatenrat 
durch Funkſpruch alle Truppenteile von Köln, Stadt und Land, aufgefordert, je 
zwei Vertreter zur Sitzung des Soldatenrates zu entſenden. Um 9 Uhr trat der 
Rat im Rathaus zuſammen. 

Auch in Mannheim hat ſich ein Arbeiter- und Soldatenrat gebildet, der die 
Kommandantur und das Bahnhofsgebäude beſetzt hat. Für Montag iſt ein General: 
ſtreik angeſagt. Die Straßen ſind von einer nach Tauſenden zählenden Menſchen— 
menge angefüllt. Man ſieht viele militäriſche Abordnungen mir roten Fahnen. 

Auch Aachen iſt ſeit Sonnabend in der Gewalt des Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rates. Die Umwälzung vollzog ſich ganz glatt. Gleiches wird aus verſchiedenen 
anderen deutſchen Städten wie Deſſau, Bernburg u. a. gemeldet. In Schweidnitz 
wurde die Bewegung durch Waffengewalt vorläufig unterdrückt. Das iſt jedoch 
die einzige Meldung dieſer Art. 


Ruhe im Induſtrierevier. 


Im ganzen Induſtrierevier, von Dortmund bis Duisburg, ſind die Bahnhöfe 
von Mitgliedern der Arbeiter- und Soldatenräte beſetzt, die die Militärperſonen 
entwaffnen. In Eſſen hat ſich neben dem Soldatenrat, auf Veranlaſſung der 
Stadtverwaltung, ein Vertrauensausſchuß der Bürgerſchaft gebildet. Dieſer teilt 
mit, daß ſämtliche in Eſſen in Haft befindliche Militärgefangenen bereits in Frei 
heit geſetzt wurden. Soweit bis jetzt feſtgeſtellt werden konnte, iſt Sonnabend 
morgen in allen Betrieben die Arbeit fortgeſetzt worden. Im ganzen Induſtrie⸗ 
gebiet iſt es nirgends zu ernſteren Ausſchreitungen oder zur Arbeitseinſtellung 
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gekommen. Erſt im Laufe des Sonnabendvormittag hat die Arbeiterſchaft der 
Kruppſchen Werke, ebenſo wie die der übrigen Induſtriewerke und Zechen, die 
Arbeit eingeſtellt. Dagegen ſoll auf Anordnung des Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rates ſowie der ſozialdemokratiſchen Partei und der Gewerkſchaften am Montag 
früh die Arbeit in vollem Umfange wieder aufgenommen werden. Heute nach— 
mittag fand auf dem Bismarckplatz eine Maſſenkundgebung ſtatt, an der etwa 
40 000 Männer und Frauen teilnahmen. 

Auch in Gelſenkirchen, Bochum und Krefeld wurden Arbeiter- und Soldaten— 
räte gebildet. In Bochum entwaffneten Soldaten aus Köln die Wache auf dem 
Schützenfeld und öffneten die Waffenkammer des Bezirkskommandos. Dann 
wurden die Militärgefangenen befreit. Im übrigen wurde die Ruhe bewahrt. 


Dresden. 

Dresden ſteht ſeit Freitag nacht im Zeichen der Revolution. Auch hier hat 
ſich ein Soldaten- und Arbeiterrat gebildet, der die Leitung der Garniſon Dresden 
übernommen hat. Sämtliche Militär- und Zivilbehörden arbeiten in ihrer bisherigen 
Zuſammenſetzung unter Aufſicht des Arbeiter- und Soldatenrates weiter, der 
ſich verpflichtet hat, mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln Ausſchreitungen 
und Plünderungen zu verhindern. In den Soldatenrat iſt auch, im Intereſſe der 
Wiederherſtellung geordneter Verhältniſſe, ein Hauptmann des Stellvertretenden 
Generalkommandos eingetreten. Die Menge war ſtellenweiſe außerordentlich er— 
regt, ſo daß Gewalttätigkeiten befürchtet wurden. Nachdem jedoch die Wachen 
der Kaſernen ohne Widerſtand den Demonſtranten übergeben waren, trat Beruhi— 
gung ein. Der König, der ſich im Schloß Wachwitz bei Dresden befinden ſoll, hat 
den Befehl gegeben, jedes Blutvergießen zu vermeiden. In einem Aufruf wird 
der Rücktritt des Königs, gleiches Wahlrecht in ſämtlichen Vertretungskörpern, 
Abdankung der Erſten Kammer, gleiche Verpflegung für Soldaten und Offiziere 
und Amneſtie gefordert. Unbedingte Diſziplin ſoll die Loſung ſein. Sämtliche 
Forderungen des Arbeiter- und Soldatenrates find vom Oberkommando angenom— 
men worden. Heute vormittag fand eine Sitzung des Soldatenrates im Beiſein 
des Kommandierenden Generals ſtatt. Die Straßen ſind von einer rieſigen Menſchen— 
menge erfüllt, unter der die Uniform vorherrſcht. Die Soldaten tragen keine 
Waffen mehr und haben Kokarden und Achſelſtücke abgenommen. Im übrigen 
iſt das Straßenbild ruhig. 


Leipzig. 

Auch in Leipzig fab ſich, ohne daß es zu Blutvergießen kam, das General 
kommando zur Kapitulation genötigt. Während auf der Straße die Offiziere von 
militäriſchen Patrouillen entwaffnet wurden, wurde in den Kaſernen ein Soldaten— 
rat gewählt. Der Soldatenrat trat im Generalkommando zuſammen. Man berief 
Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten zur Information nach dem General— 
kommando. Inzwiſchen hatte ſich ein proviſoriſcher Arbeiterrat aus der Partei— 
leitung der Unabhängigen Sozialdemokraten gebildet. In ſeinem Auftrage traten 
die Herren Lipinski und Reichstagsabgeordneter Geyer in Verbindung mit dem 
Soldatenrat und verhandelten gemeinſam mit Soldatenrat und den Offizieren des 
Generalkommandos. Sie ſtellten folgende Bedingungen: 1. völlige Übergabe 
der Kommandantur und der militäriſchen Gewalt an den Arbeiter- und Soldatenrat; 
2. völlige Übergabe ſämtlicher militäriſcher Depots, enthaltend Lebensmittel, 
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Munition und militäriſches Material; 3. Unterwerfung der Offiziere unter die 
Befehlsgewalt des Soldatenrats. Die Offiziere der Kommandantur, die Generale 
v. Schweinitz und v. Kaufmann, geſtanden die beiden erſten Punkte zu, den letzten 
Punkt wollten ſie nicht bewilligen. Der Soldatenrat und die Vertreter des Arbeiter— 
rates beſtehen auf ihren Forderungen. Nach Übergabe der militäriſchen Gewalt 
durch das Generalkommando wurde die Verpflegungsfrage der Truppen geregelt. 
Aus dem Soldatenrat und dem Arbeiterrat wird je ein engerer Ausſchuß gewählt, 
die zuſammen die eigentliche Macht in Händen haben werden. Die Poſt iſt beſetzt, 
die Abrüſtung der Polizei iſt vollzogen. Arbeiter- und Soldatenrat verfügen über 
die tatſächliche Macht, ſie verfügen über ſämtliche Verbindungsmittel. Morgen 
treten ſämtliche Betriebe außer den Betrieben der Lebensmittelverſorgung und des 
Verkehrs in den Generalſtreik. Eine Proklamation des Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rates wird ergehen. Die Durchführung der ſozialiſtiſchen Republik iſt alſo in Leipzig 
in die Wege geleitet. 

Auch aus Weimar und Eiſenach liegen uns Nachrichten vor, nach denen die 
dort gebildeten Arbeiter- und Soldatenräte die Macht erlangt haben. 


Die Umſturzbewegung in Württemberg, 


beſonders in Stuttgart, hat mit dem vollſtändigen Siege der Revolutionäre 
geendet. Sämtliche Kaſernen wurden beſetzt, die Kaiſerbilder hinausgeworfen, 
teilweiſe auch die Waffen unbrauchbar gemacht. Das Generalkommando und die 
ſtädtiſchen Behörden haben ſich bereit erklärt, den Anweiſungen des Arbeiter- und 
Soldatenrates zu folgen. Die Militärgefangenen wurden befreit. Sodann erfolgte 
die Proklamierung der Republik. Ferner proklamierte der Soldatenrat das Ver⸗ 
eins⸗ und Verſammlungsrecht an die Soldaten, Aufhebung des Diſziplinarſtrafrechts 
der Vorgeſetzten und ſeine Übertragung auf die Soldatendelegierten, Abſchaffung 
der Kriegsgerichte und Entfernung des Vorgeſetzten auf Mehrheitsbeſchluß ihrer 
Untergebenen. Die ſozialdemokratiſchen Organiſationen veröffentlichen einen 
Aufruf, in welchem ſie die Abdankung des Kaiſers und des Kronprinzen mitteilen, 
die Einführung der Republik, die ſchleunige Herbeiführung des Friedensſchluſſes, 
die Aufhebung aller auf dem Beſitz aufgebauten politiſchen Vorrechte, die Neu⸗ 
wahlen der Volksregierung, die ſofortige Aufhebung des Belagerungszuſtandes 
und der Zenſur fordern. Im übrigen herrſcht auch in Stuttgart Ruhe. Der König 
von Württemberg hat die Entlaſſungsgeſuche der Miniſter genehmigt und die Neu 
bildung der Regierung im Sinne der Mehrheitsparteien des Landtages beſtätigt. 
Es wird abzuwarten ſein, ob dieſer Verfügung des Königs noch irgendeine 
Wirkung zukommen wird. Die Arbeiterſchaft von Stuttgart ſtreikt. In den 
Straßen herrſcht rieſige Bewegung. Große Volksmaſſen ſtrömen nach dem fonig- 
lichen Schloß. 

Aus Karlsruhe liegt bisher bloß die Meldung vor, daß der Großherzog dort 
einen Aufruf an das Volk erlaſſen hat, in dem er darauf hinweiſt, daß Baden ſich 
bisher der volkstümlichſten Einrichtungen erfreute und deshalb am allerwenigſten 
Grund zu übereilten Entſchlüſſen vorliege. Er ordnet gleichzeitig Verfaſſungs⸗ 
änderungen an. 
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Sie wollen nicht Ruhe halten! 
ſo ſchreibt der „Vorwärts“ Nr. 311 vom 11. November: 


1 

Sie wollen nicht Ruhe halten, die Bankrotteure des alten Regimes. Die muſter⸗ 
hafte Disziplin, mit der ſich die Umwälzung am roten Sonnabend vollzog, iſt den 
„Stützen der Ordnung“ ein Dorn im Auge. Und ſo haben ſie das feige und nieder— 
trächtige Treiben, das ſie gleich nach dem Volksſiege begannen, am geſtrigen Sonntag 
in verſtärktem Maße fortgeſetzt. Die Linden, ein Teil der Friedrichſtraße, die 
Gegend am Schloß und am Reichstag waren die Schauplätze fortwährender 
Kämpfe. 

Der Schloßplatz war abgeſperrt, weil der Marſtall von den wahnſinnigen 
Mordbuben, die ſich in ihm verſchanzt hatten, noch nicht geſäubert war. Die Um 
gebung mußte freigehalten werden, weil mit einem plötzlichen Wiederbeginn der 
Schießerei zu rechnen war. Unaufhörlich ſtrömten an den Abſperrungslinien die 
Menſchenmaſſen herzu und beſichtigten aus der Entfernung die Spuren des Kampfes 
vom Sonnabend. 

Schon früh um 8 Uhr waren von der Kuppel des Aſchingergebäudes am Bahn⸗ 
hof Friedrichſtraße Schüſſe auf das Publikum abgegeben worden. Gegen 1 Uhr 
mittags breitete ſich dieſe geheimnisvolle Schießerei über den größten Teil der Linden 
und die benachbarten Teile der Friedrichſtraße aus. Einzelne Schüſſe ſowie ganze 
Salven ſchlugen in die harmloſe Volksmenge ein, die der ſchöne Novemberſonntag 
mit ſeinem faſt ſommerlich ſtrahlenden und wärmenden Sonnenſchein nach dem 
Stadtinnern gelockt hatte. Unſere Truppen rückten mit Maſchinengewehren und 
Geſchützen vor die betreffenden Gebäude, konnten aber nicht viel ausrichten, da von 
den hinterhältigen Schützen nichts zu erſpähen war. 

Ahnliche Szenen ſpielten ſich am Schloß und am Reichstagsgebäude ab. Aus 
dem Hauſe an der Sommerſtraße, das dem Ingenieurverein gehört, fielen etwa 
um 1/,1 Uhr mehrere Schüſſe. Sie wurden nach dem Reichstagsgebäude abge— 
feuert, vor dem um dieſe Zeit eine Verſammlung des Bundes „Neues Vaterland“ 
unter freiem Himmel ſtattfand. Die Menge geriet in ungeheure Erregung, als die 
neue Gewalttat bekannt wurde. Herbeigerufenes Militär verſuchte in das Haus 
einzudringen, um ſich der Täter zu bemächtigen. Mit Maſchinengewehren, die auf 
dem Reichstagsgebäude aufgeſtellt waren, wurde das Haus beſchoſſen. Schließlich 
gelang es, eines der Schießer habhaft zu werden und ihn unſchädlich zu machen. 
Die übrigen konnten nicht aufgefunden werden; ſie waren anſcheinend über 
die Dächer geflüchtet. Noch lange wurde nach ihnen auf den Nachbarhäuſern 
geſucht. 

Die „Linden“ mußten in ihrem weſtlichen Teil auf lange Zeit vom Verkehr 
freigehalten werden, weil auch hier die Häuſer, aus denen geſchoſſen worden war, 
gründlich abgeſucht wurden. Gegen Abend gab es dann noch am Gendarmen⸗ 
markt und am Werderſchen Markt Schießereien. 

Man geht wohl nicht fehl, wenn man in den feigen Buben, die aus ſicheren 
Verſtecken heraus auf unſchuldige Spaziergänger feuern und unter der friedlichen 
Berliner Bevölkerung völlig ſinnloſe Blutbäder anzurichten ſich beſtreben, all— 
deutſches Geſindel, Offiziere, Kadetten und Jugendwehr, vermutet. (Dieſes 
Geſindels hat ſich einige Wochen ſpäter Scheidemann, Noske bedient, um rebelliſche 
Arbeiter niederzukartätſchen. Der Herausgeber.) 
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Das Oberkommando erläßt folgende Bekanntmachung: 


Mitbürger! Noch immer wird an einzelnen Stellen der Stadt auf Organe 
der gegenwärtigen Reichsleitung und Bürger in Zivil und Waffenrock 
geſchoſſen. Es geht das Gerücht, daß die Schüſſe von Perſonen ausgehen, 
die glauben, das alte Regiment verteidigen zu ſollen. Demgegenüber wird 
feſtgeſtellt, daß bereits vor Tagen von allen militäriſchen Stellen, insbe⸗ 
ſondere auch dem Oberkommando in den Marken, befohlen iſt, mit allen 
Mitteln die gegenwärtige Reichsleitung zu unterſtützen und die Ruhe 
unbedingt zu wahren. Dieſer Befehl wird hiermit noch nachdrücklich wieder⸗ 
holt. Es wird ferner das Gerücht verbreitet, daß Truppen im Anmarſch 
auf Berlin ſeien, um die alten Zuſtände wiederherzuſtellen. Demgegen⸗ 
über wird feſtgeſtellt, daß an dieſen Gerüchten kein wahres Wort iſt. 

Berlin, den 10. November 1918. 


Für das Oberkommando in den Marken: 
von Lettow. gez. Schöpflin, M. d. R. 


Die Fliegerabteilung Johannisthal verbreitete geſtern folgendes Extrablatt: 

„Kameraden! Um Ordnung und Sicherheit in den Straßen Berlins 
wiederherzuſtellen und zu ſichern, bedürfen wir der geſamten in Berlin be— 
findlichen Kameraden. Alle Angehörigen des Heeres und insbeſondere von der 
Marine werden gebeten, ſich heute während des ganzen Tages an öffeni— 
lichen Plätzen und Straßen zu zeigen, um weitere Order von Marineangehörigen 
in Empfang zu nehmen.“ 

Auch die ehemalige Garde⸗-Nachrichten⸗Erſatz⸗Abteilung Treptow hat geſtern 
nachmittag 2 Uhr einen Soldatenrat gebildet, der ſich die Aufgabe ſtellt, für Ruhe 
und Diſziplin der Truppen zu ſorgen. 

Während alſo die geborſtenen „Stützen der Ordnung“ alles daranſetzen, um 
in dieſen ſchweren Tagen Tumult, Verwirrung und Unheil zu ſtiften, ſind die 
Träger der neuen Regierungsgewalt unermüdlich am Werk, der Einwohnerſchaft 
Berlins die öffentliche Sicherheit zu erhalten. 

Das Schießen in den Straßen wurde größtenteils von der Zivilbevölkerung, 
die mit Waffen in den Straßen ging, verurſacht. Eine Veranlaſſung zur Beun— 
ruhigung liegt nicht vor. Es waren größtenteils nur Schüſſe, die in die Luft gefeuert 
wurden. Bisher wurde nur eine geringe Anzahl von Unglücksfällen gemeldet. 

Die Nachricht der „B. Z.“ über angebliche Vorgänge im Zentralhotel er⸗ 
weiſen ſich bei näherer Prüfung als unrichtig. Die Direktion bittet feſtzuſtellen, 
daß vom Zentralhotel keine Schüſſe abgegeben worden ſind und königstreue Offi— 
ziere dort keinerlei Verſteck geſucht haben. Der Betrieb des Zentralhotels wird 
aufrechterhalten. Das Hotel iſt mit einer Wache beſetzt. Auf den Türmen des Hotels 
find Maſchinengewehre aufgeſtellt. Das letztere iſt auch bei dem Continental: 
hotel der Fall. 


Der rote Sonntag. 
Straßenkämpfe in Berlin. 
Die „Tägliche Rundſchau“ Nr. 577 berichtet: 
Der geſtrige Sonntag, der zweite Tag der Berliner Revolution, iſt nicht ohne 
Kampf vergangen. Königstreue Offiziere haben Unter den Linden und in der 
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Friedrichſtraße den Kampf mit dem Volke aufgenommen und es iſt wieder zu 
mehrfachen Feuergefechten gekommen. Wir erfahren darüber: N 

Bereits am vorgeſtrigen Abend und in der Nacht zum Sonntag war auf Sicher— 
heitspoſten und Patrouillen der Roten Garde aus Häuſern der Friedrichſtraße, 
am Friedrichsbahnhof geſchoſſen worden, ſo daß eine Abſperrung dieſes Straßen— 
zuges ſtattfinden mußte. Am geſtrigen Sonntag morgen, gegen 1/,9 Uhr, knatterten 
plötzlich wieder die Maſchinengewehre, die im Innern und auf den Dächern des 
Viktoriacafes und des Café Bauer aufgeſtellt waren. Ebenſo entbrannte ein 
lebhafter Kampf vor dem Reſtaurant Aſchinger und am Zentralhotel am Bahnhof 
Friedrichſtraße. Von den Kuppeln dieſer beiden Gebäude herab tackten die Maſchi⸗ 
nengewehre auf das zahlreiche Publikum, das in voller Panik und Schreien flüchtete. 
Mehrere Züge Rote Garde erwiderten das Feuer auf die Bedienung der Hand— 
geſchütze. So wogte das Feuergefecht bis ½10 Uhr morgens, zu welcher Zeit die 
Soldaten weſentliche Verſtärkung durch Abteilungen von Matroſen und Panzer- 
autos erhielten. Nun wurde das Aſchingergebäude geſtürmt, merkwürdigerweiſe 
aber fand man keinen der Verteidiger mehr vor. Faſt zu gleicher Zeit wurde wieder— 
um von den Dächern des Viftoriacafés, der königlichen Bibliothek und des Aſtoria— 
cafés Feuer gegeben, es gelang jedoch den Soldaten, in die Gebäude einzudringen 
und eine Anzahl junger Leute, anſcheinend Offiziere und Kadetten, gefangenzu— 
nehmen. Später, gegen ½1 Uhr mittags, entſpann ſich wiederum ein Feuer— 
gefecht aus dem Hauſe der Deutſchen Ingenieure an der Ecke der Sommer- und 
Dorotheenſtraße und den anliegenden Gebäuden. Das Maſchinengewehrfeuer 
war ſo ſtark, daß die dort angreifenden Kompagnien Roter Garde, die gleichfalls 
mit Maſchinengewehren arbeiteten, die Angreifer nicht zu überwältigen vermochten. 
Erſt als Geſchütze aufgefahren wurden, trat Ruhe ein, doch war es nicht möglich, 
ſich der dort verſchanzten Offiziere zu bemächtigen, die plötzlich verſchwunden 
waren. Auch hier wurden eine Anzahl verwundeter Soldaten mittels Kranken— 
autos fortgebracht. Um Mittag war es leidlich ruhig. Wilde Gerüchte waren in 
der Stadt verbreitet. 


Auch auf dem Platz vor dem Marſtall kam es heute wiederum zu einem Feuer— 
gefecht. In dieſem Gebäude befinden ſich noch Schützenneſter, die Lebensmittel 
und Munition durch unterirdiſche Gänge vom Schloß oder anderswoher erhalten. 
Die Verteidiger feuerten gegen 8½ Uhr morgens fortwährend mit Maſchinen— 
gewehren auf die Paſſanten, ja ſie drangen ſogar durch den unterirdiſchen Gang 
in das Schloß ein und beſetzten einen Teil desſelben, um von da aus über den Schloß— 
platz auf die Rote Garde zu ſchießen. Auch vom Zeughauſe und Alten Muſeum 
aus lam es wiederholt zu Gefechten. Hier gelang es aber den Feldſoldaten, einzu— 
dringen, die Verteidiger waren jedoch ſpurlos verſchwunden. Die Umgebung dieſer 
Kampfſtellen weiſt eine große Anzahl von Schußſtellen auf. So der Dom und das 
Schloß, von deren Mauern an vielen Stellen der Kalk abgefallen iſt. Der Marſtall 
iſt noch weit mehr verwüſtet. Sein Mauerwerk zeigt große Lücken durch Schüſſe 
mit Maſchinengewehren. Im Luſtgarten ſtehen Geſchütze mit Bedienung, die 
Mündung der Kanonen iſt auf das Schloß gerichtet. 


Anſprache unter Maſchinengewehrfeuer. 


Am geſtrigen Sonntag mittag gegen 12 Uhr hatten ſich am Bismarckdenkmal 
vor dem Reichstagsgebäude etwa 3000—4000 Menſchen eingefunden, die durchweg 


173 


den beſſeren bürgerlichen Kreiſen angehörten, um hier die ſofortige Auflöſung des 
Reichstages und die Wahl einer Nationalverſammlung zu fordern. Sanitätsrat 
Dr. Magnus Hirſchfeld hielt an die Verſammelten eine Anſprache, in der er ſchilderte, 
daß Kaiſer Wilhelm II. gehofft habe, an der Spitze ſeiner Truppen durch das Bran: 
denburger Tor als Sieger einzuziehen. Dieſe Hoffnung ſei aber eine trügeriſche 
geweſen. Geſtern, an dem denkwürdigen 9. November, zog auch ein Sieger durch 
das Brandenburger Tor, das freigewordene deutſche Volk mit der roten Fahne 
der Republik. In Zukunft dürfe es nie wieder heißen: „Der Wille des Königs 
iſt oberſtes Geſetz“, ſondern: „Alles durch das Volk für das Volk.“ Neben dem 
de mokratiſchen Volksſtaat wollen wir die ſoziale Republik, d. h. Zuſammengehörig⸗ 
keit, Gemeinſamkeit, Wechſelſeitigkeit. Jeder für alle und alle für jeden. Der Redner 
forderte dann die Beſeitigung der wirtſchaftlichen und perlönlichen Verkehrsbeſchrän⸗ 
kungen zwiſchen den Völkern, das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker über ihre 
ſtaatliche Zugehörigkeit und Regierungsform. In Zukunft ſolle es nur heißen: 
„Menſchen aller Länder, vereint euch.“ Vertrauen wir der neuen republi⸗ 
kaniſchen Regierung, helfe jeder, daß Ruhe und Ordnung gehalten bleiben. Die 
Rede ſchloß mit einem ſtürmiſch aufgenommenen Hoch auf die freie deutſche 
Republik. 

Bei den letzten Worten des Redners ſetzte ein lebhaftes Maſchinengewehr⸗ 
feuer aus dem Hauſe der Deutſchen Ingenieure an der Ecke der Dorotheen= und 
Sommerſtraße ein, das von der Roten Garde ſofort erwidert wurde. Kaiſertreue 
Offiziere hatten ſich dort verſchanzt. Die Verſammelten ſtoben in wilder Panik 
auseinander, während mehrere Kompagnien Roter Garde gegen die Angreifer 
vorgingen. Eine große Anzahl Soldaten wurde durch das Maſchinengewehrfeuer 
getroffen und durch Autos in die Lazarette gebracht. Später hielt Sanitätsrat 
Dr. Magnus Hirſchfeld noch unter fortdauerndem Maſchinengewehrfeuer auf der 
anderen Seite des Reichstagsgebäudes eine zweite Anſprache an mehrere Tauſend 
Perſonen, die gleichfalls ſtarken Beifall fand. 


Internierung der Kriegsgefangenen. 


Sämtliche Kriegsgefangenen einſchließlich der ruſſiſchen ſind ſofort aufzu⸗ 
greifen und dem nächſten Gewahrſam (Kaſerne, Internierungslager) zuzuführen. 
Es wird im Intereſſe der öffentlichen Ordnung dringend gebeten, dieſe Weiſung 
ſtrengſtens durchzuführen. 

Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat: 


Der Sicherheitsausſchuß. 


Der Soldatenrat als militäriſcher Leiter. 

(W. T. B.) Berlin, 10. November. Der heute zuſammengetretene Soldaten⸗ 
rat hat die innere militäriſche Leitung übernommen. Seinen Befehlen iſt un⸗ 
bedingt Folge zu leiſten. i 

Kameraden! 

Wir haben gemeinſam im Felde geſtanden und geblutet. Gemeinſam 

werden wir Deutſchland einer glücklichen Zukunft entgegenführen. Haltet 
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unſerem Volke und ſeiner Aufgabe unbedingte Treue. Wir arbeiten Hand in 
Hand mit den Arbeitern und ſeiner Regierung. 
Ihr erhaltet in kurzer Zeit regelmäßige Befehle. 
Der Soldatenrat: 
J. A.: Beerfelde, Denecke, Steinicke, Gelberg, Lempert, Barth, Cohen, Höche, 
Baecker, Vernhagen, Strobel, Bergmann, Hans Paaſche. 


Die Offiziere ſollen ihren Dienſt weiter verſehen. 
(W. T. B.) Der Kriegsminiſter und der Unterſtaatsſekretär Göhre haben 
folgenden Erlaß an die ſtellvertretenden Generalkommandos gerichtet: 

Im Intereſſe des Allgemeinwohls muß von jedem Offizier verlangt werden, 
daß er auch unter den jetzigen Verhältniſſen ſeinen Dienſt nach beſten Kräften 
weiterverſieht. Die Sicherheit und Ordnung ſowie die Volksernährung 
können nur gewährleiſtet werden, wenn alle Kräfte hierzu vereinigt werden. 
Allen Befehlen des ſtellvertretenden Generalkommandos iſt auch weiterhin 
Folge zu leiſten. Über Bildung von Soldatenräten folgt Weiſung. 


Die Gardeſchützen auf der Fahrt nach Berlin entwaffnet. 


Leipzig, 10. November. Auf der Durchfahrt nach Berlin-Lichterfelde wurde 
hier das Garde-Schützenbataillon durch den Arbeiter- und Soldatenrat angehalten. 
Nach anfänglicher Weigerung wurde, ohne daß es zu Zuſammenſtößen kam, die 
Entwaffnung vorgenommen. 


Rat geiſtiger Arbeiter. 


(W. T. B.) Berlin, 11. November. Im Anſchluß an den Arbeiter- und Sol⸗ 
datenrat hat ſich am 10. November im Reichstag ein „Rat geiſtiger Arbeiter“ 
konſtituiert. Er wirkt für die kulturpolitiſchen Ideale auf dem Boden der ſozialiſti⸗ 
ſchen Republik. Wer mitwirken will, melde ſich ſchriftlich: „Rat geiſtiger Arbeiter“, 
Reichstag, Zimmer 15b. 

Dr. Kurt Hiller, Siegfried Jacobſohn, Major Kieſel, Rudolf Leonhard, 

Leo Matthias, Dr. Herbert Müller, Dr. Helene Stöcker, Frank Thieß, 
Armin T. Wegner. 


Ein roter Studentenrat. 
(W. T. B.) An die Studenten der Univerſität Berlin. 


Die Univerſität iſt geſchloſſen. Die Angelegenheiten der Studierenden nimmt 
ein proviſoriſch gebildeter Studentenrat im Reichstag wahr. Studenten und 
Studentinnen, die im Sinn des Arbeiter- und Soldatenrates zur Ausübung organi— 
ſatoriſcher Tätigkeit zur Arbeit in Betrieben und Verwaltungen bereit ſind, melden 
ſich ſofort im Reichstagsgebäude, Erdgeſchoß, Zimmer 19. 

Der Studentenrat. 
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Das Zuſtandekommen der neuen Regierung. 


Der „Vorwärts“ verbreitete geſtern in den Abendſtunden folgendes Extra⸗ 
blatt: 

Die Einigung zwiſchen den beiden ſozialdemokratiſchen Parteien iſt voll⸗ 
zogen. ; 

Ebert — Haaſe — Scheidemann — Dittmann — Landsberg und Barth 
werden die neue Regierung bilden. 


(W. T. B.) Die Verhandlungen zwiſchen der ſozialdemokratiſchen Partei 
und der Unabhängigen Sozialdemokratie zwecks Bildung einer gemeinſamen 
Regierung ſind ſoeben zum Abſchluß gelangt. 


Der Vorſtand der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei hat an den 
Vorſtand der Sozialde mokratiſchen Partei ein Schreiben gerichtet, das die Be⸗ 
dingungen für den Eintritt der Unabhängigen Sozialdemokratie in das Kabinett 
enthält. 


Dies Schreiben lautet: 


An den Vorſtand der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands. 

Auf Ihr Schreiben vom 9. November 1918 erwidern wir folgendes: 

Die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei iſt bereit, um die revolutio⸗ 
nären ſozialiſtiſchen Errungenſchaften zu befeſtigen, in das Kabinett unter 
folgenden Bedingungen einzutreten: 

Das Kabinett darf nur aus Sozialdemokraten zuſammengeſetzt ſein, die 
als Volkskommiſſare gleichberechtigt nebeneinander ſtehen. 

Für die Fachminiſter gilt dieſe Beſchränkung nicht; ſie ſind nur techniſche 
Gehilfen des entſcheidenden Kabinetts. 

Jedem von ihnen werden zwei Mitglieder der beiden Sozialdemokratiſchen 
Parteien mit gleichen Rechten zur Seite geſtellt. Aus jeder Partei eins. 

Eine Friſtbeſtimmung wird an den Eintritt der Unabhängigen Sozial⸗ 
demokraten in das Kabinett, in das jede Partei drei Mitglieder entſendet, nicht 
geknüpft. 

Die politiſche Gewalt liegt in den Händen der Arbeiter- und Soldatenräte, 
die zu einer Vollverſammlung aus dem ganzen Reiche alsbald zuſammen⸗ 
zuberufen ſind. N 

Die Frage der konſtituierenden Verſammlung wird erſt bei einer Konſoli⸗ 
dierung der durch die Revolution geſchaffenen Zuſtände aktuell und ſoll deshalb 
ſpäterer Erörterung vorbehalten bleiben. 

Für den Fall der Annahme dieſer Bedingungen, die von dem Wunſche 
eines geſchloſſenen Auftretens des Proletariats diktiert ſind, haben wir unſere 
Mitglieder Haaſe, Dittmann und Barth in das Kabinett delegiert. 


Der Vorſtand der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei. 


Die Sozialdemokratiſche Partei hat die in dieſem Schreiben vorgelegten Be— 
dingungen angenommen, worauf die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei 
ihre Zuſtimmung zum Eintritt in das Kabinett erklärte. Die Sozialdemokratiſche 
Partei hat die Abgeordneten Ebert, Landsberg und Scheidemann als Miniſter 
in Ausſicht genommen. Das Kabinett wird alſo aus Barth, Dittmann, Ebert, 
Haaſe, Landsberg und Scheidemann beſtehen. 
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Die Staatsſekretäre bleiben vorläufig. 


Berlin, 11. November. 

Die Staatsſekretäre und die Chefs der Reichsbehörden find von der Reichs— 
regierung mit der vorläufigen Weiterführung der Geſchäfte beauftragt worden. 
Das Eindringen unbefugter Perſonen in die Geſchäftsräume der Reichs— 
behörden und die Übernahme amtlicher Geſchäfte durch ſolche Perſonen iſt 
nicht geſtattet. 

Die Reichsregierung. 
Ebert. Haaſe. 


Der neue Vollzugsausſchuß des A.⸗ und S.⸗Rates. 
Alle Behörden bleiben in Tätigkeit. 
An die Einwohner und Soldaten Groß- Berlins! 


Der von den Arbeiter- und Soldatenräten Groß-Berlins gewählte Vollzugsrat 
des Arbeiter- und Soldatenrats hat ſeine Tätigkeit aufgenommen. 

Alle kommunalen Landes-, Reichs⸗ und Militärbehörden ſetzen ihre Tätig⸗ 
teit fort. Alle Anordnungen dieſer Behörden erfolgen im Auftrage des Boll: 
zugsrats des Arbeiter- und Soldatenrats. Jedermann hat den Anordnungen 
dieſer Behörden Folge zu leiſten. 

Alle ſeit Beginn der Revolution im Bereiche Groß-Berlins proviſoriſch 
gebildeten Körperſchaften, auch ſolche, die den Namen Arbeiter- und Soldatenrat 
führen und beſtimmte Verwaltungsmaßnahmen ausgeführt haben, treten ſofort 
außer Kraft. 

Alle weiteren Anordnungen und Verfügungen werden von den zuſtändigen 
zivilen und militäriſchen Stellen ſchnellſtens erlaſſen werden. 

Alle Bekanntmachungen und Verfügungen des Vollzugsrats werden von 
den beiden Vorſitzenden Richard Müller und v. Beerfelde unterzeichnet 
werden. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats: 
Emil Barth, v. Beerfelde, Bergmann, Felix Bernhagen, Otto Braun, Franz 
Buchel, Cohen, Erich Däumig, Heinrich Denecke, Paul Eckert, Chr. K. Finzel, 
celberg, Guſtav Gerhardt, Gierth, Guſtav Heller, Ernſt Jülich, Georg Ledebour, 
Maynitz, Brutus Molkenbuhr, Richard Müller, Paul Neuendorf, Hans Paaſche, 
Walter Portner, Colin Roß, Oskar Ruſch, Otto Strobel, Waltz, P. Wegmann. 


Anordnung über den Straßenverkehr am Abend. 


Mitteilung vom Arbeiter- und Soldatenrat. Das Verbot des Aufenthalts 
auf der Straße nach 8 Uhr abends iſt aufgehoben. Allerdings wird erwartet, daß 
ſich niemand zwecklos auf der Straße zeigt, und daß diejenigen, die ihr Beruf 
zwingt, zu ſpäter Nachtſtunde die Straßen zu paſſieren, ſich unverzüglich nach Hauſe 
begeben. Das Schießen an gewiſſen Stellen der Stadt, das nur durch die zweck— 
loſen Putſchverſuche hervorgerufen wird, die mit der Sache an ſich gar nicht in 
Verbindung ſtehen, wird ſchnell aufhören, da die Organiſation der militäriſchen 
Polizei in den nächſten Stunden, ſpäteſtens aber bis morgen voll funktionieren 
wird. 
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Der Arbeiter- und Soldatenrat gibt ferner bekannt: Theater und Kinos 
ſpielen bis 10½ Uhr. Spaziergänge nach 8 Uhr find verboten. 

Von den neuen zuſtändigen Stellen wird darauf hingewieſen, daß ebenſo 
wie die Betriebe der Lebensmittelverſorgung und Eiſenbahnen auch die Kohlen⸗ 
verſorgung in keiner Weiſe geſtört werden darf. 


Achtung! Einwohner Berlins! 


Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates hat alle Behörden 
beauftragt, ihre Tätigkeit unter ſeiner Kontrolle weiterzuführen. Niemand 
hat daher das Recht, Requiſitionen irgendwelcher Art vorzunehmen. Etwaigen 
Reqniſitionsverſuchen iſt mit aller Entſchiedenheit, unter Umſtänden mit Fu: 
hilfenahme des Sicherheitsdienſtes, entgegenzutreten. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates: 
Müller. Beerfelde. 


Die neue Regierung und die Fachminiſter. 


Amtlich. Berlin, 11. November. (W. T. B.) 
Die Staatsſekretäre und die Chefs der Reichsbehörden ſind von der Reichs⸗ 
regierung mit der vorläufigen Weiterführung der Geſchäfte beauftragt worden. 
Das Eindringen unbefugter Perſonen in die Geſchäftsräume der Reichsbehörden 
und die Übernahme amtlicher Geſchäfte durch ſolche Perſonen iſt nicht geſtattet. 
Die Reichsregierung. 
Ebert. Haaſe. 


Viktor Adler f. 

Der Führer der deutſch⸗öſterreichiſchen Sozialdemokratie und jetzige Miniſter 
des Auswärtigen in der neuen Wiener Nationalregierung iſt plötzlich geſtorben. 
Er befand ſich in ſehr hohem Alter. Die Sozialdemokratie, und nicht bloß die in 
Oſterreich, hat mit Adler einen ihrer intelligenteſten Führer verloren. 


Ein Volkskommiſſariat für die öffentliche Sicherheit 
hat mit dem heutigen Tage die Polizeigeſchäfte für Groß-Berlin übernommen. 
In einem Aufruf werden die Arbeiter, Bürger und Soldaten dringend zur Auf— 
rechterhaltung der Ordnung aufgefordert. Wer beim Plündern, Rauben, Ein⸗ 
bruch oder groben Angriffen auf die perſönliche Sicherheit betroffen wird, 
wird ſofort erſchoſſen. 

Die Zivilbevölkerung wird aus Rückſichten auf die öffentliche Sicherheit 
aufgefordert, von 8 Uhr abends ab die Straßen zu meiden. Die Militärpatrouillen 
ſind angewieſen, bei Durchführung dieſer Anordnung tolerant zu verfahren, jedoch 
auf unbedingte Befolgung ihrer Anweiſungen zu beſtehen. 

Alle Verordnungen des Volkskommiſſars für die öffentliche Sicherheit, Eich⸗ 
horn, gelten auch für die vier Präſidialbezirke der Vorortgemeinden. 

Wer nach 8 Uhr die Straßen Berlins durchaus paſſieren muß, muß ſich mit 
einem Ausweis des Arbeiter⸗ und Soldateurats verſehen, der im Reichstagsgebäude 
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ausgeſtellt wird. Die bisher gültigen Ausweiſe gelten nicht mehr. Wie verlautet, 
iſt eine Milderung dieſes Gebotes bald zu erwarten. 

Die geſamte Berliner Schutzmannſchaft hat ſich dem Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rat unterſtellt. In einem Aufruf an den Anſchlagſäulen, der neben der Unterſchrift 
des Volkskommiſſars für die öffentliche Sicherheit die des Polizeioberſten Froehlich 
und des Verbandes der Berliner Schutzleute trägt, werden die Beamten aufgefordert, 
ſich heute früh an ihren Dienſtſtellen einzufinden. Wie wir erfahren, ſind die Be— 
amten ſämtlich der Aufforderung gefolgt. Die Beamten tragen eine rote Armbinde, 
ſind unbewaffnet und tun Dienſt im Verein mit den Soldaten und Arbeitern. — 
Laut Anweiſung des neuen Polizeipräſidenten werden Waffenſcheine und Aus⸗ 
weiſe nur noch an Militärperſonen ausgegeben. Ziviliſten werden nicht mehr 
mit Gewehren bewaffnet! 


Aufhebung der Zenſur. 
Volle Vereins- und Verſammlungsfreiheit. 
Berlin, 11. November. (W. T. B.) 


Im Einverſtändnis der für die Vororte gebildeten Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räte habe ich die Leitung der Polizei des Landespolizeibezirks Berlin übernom⸗ 
men. Die Zenſur und alle die Vereins- und Verſammlungsfreiheit beſchrän⸗ 
lenden Vorſchriften ſind hiermit aufgehoben. Alle Gaît: und Schankwirtſchaften 
haben gleichmäßig um ½12 Uhr abends zu ſchließen. Alle bisherigen ſonſtigen 
geſetzlichen und polizeilichen Beſtimmungen bleiben bis auf weiteres in Kraft. 
Das unbefugte Tragen von Waffen ſeitens der Zivilbevölkerung iſt verboten. 
Zuwiderhandelnde ſetzen ſich ſtrengſter Beſtrafung aus. Sämtliche Beamten 
der Polizei des Landespolizeibezirts Berlin und der Feuerwehren bleiben bis 
auf weiteres in ihren Amtern. Ihren Anordnungen iſt unbedingt Folge zu 
leiſten. Ich bitte die Groß-Berliner Bevölkerung, im Hinblick auf das eigene 
Wohl und das Wohl des Ganzen dieſe Anordnungen gewiſſenhaft zu befolgen 
und dazu beizutragen, daß Sicherheit und Ordnung gewahrt bleiben. 

Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat 
gez. Eichhorn, 
Voltsbeauftragter für die öffentliche Sicherheit. 


Der dritte Revolutionstag in Berlin. 
Nach einem Bericht des „Berliner Tageblatts“. 
Der 8⸗Uhr⸗Schluß des Verkehrs. 

Das Polizeipräſidium teilt uns mit, daß die Verfügung über die Räumung 
der Straßen um 8 Uhr abends bis auf weiteres aufrechterhalten wird. 

Die Große Berliner Straßenbahn hat entſprechend dieſer Verfügung abends 
um 9 Uhr die letzten Wagen nach den Depots einberufen. Schon kurze Zeit danach 
war der Verkehr ganz unterbunden. Der Verkehr wurde geſtern tagsüber noch 
ziemlich befriedigend aufrechterhalten, doch ſtand die techniſche Leitung vor einer 
ungeheuer ſchweren Aufgabe. Die Sperrung einzelner Straßenzüge hatte eine 
Reihe von Unterbrechungen zur Folge, wodurch zeitweiſe lange Stauungen ein— 
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traten. Die Wagen waren in den ſpäten Nachmittagſtunden derart überfüllt, daß 
die Fahrgäſte fogar auf den Trittbrettern ſtanden, um überhaupt ihr Ziel zu ere 
reichen. 

Die Direktion der Hoch- und Untergrundbahn läßt auf Grund einer Vee 
ſprechung mit einem Vertreter des Polizeipräſidenten Eichhorn von 8 Uhr abends 
bis zum gewohnten Schluß die Züge nur halbſtündig laufen. Sie ſieht ſich zu dieſer 
Maßnahme gezwungen, weil es infolge der Abſperrungen dem Fahr- und Arbeits⸗ 
perſonal unmöglich gemacht werde, an die Arbeitsſtellen zu kommen. Zahlreiche 
Reſtaurationen und Cafés hatten geſtern nachmittag ihre Lokale offengehalten. 
Namentlich der Beſuch der Weinlokale war ſehr ſtark. Obwohl eine beſtimmte 
Sperrſtunde nicht feſtgelegt war, ſo ſchloſſen doch, mit Rückſicht auf den Befehl, 
daß die Straßen um 8 Uhr abends geräumt werden ſollen, faſt alle Lokale ſchon 
um 8 Uhr ihre Pforten. 

Die Berliner Theater, Kinotheater und die Vergnügungslokale blieben geſtern 


geſchloſſen. 


Die ſtädtiſche Verwaltung Berlins dem A.⸗ und S.⸗Rat unterſtellt. 
Folgender Aufruf wird an die Bevölkerung Berlins verbreitet: 
Bürger und Bürgerinnen Berlins! 


Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat hat mit dem heutigen Tage die Ver⸗ 
waltung der Stadt Berlin übernommen. Der Herr Oberbürgermeiſter, der 
Herr Bürgermeiſter und der Magiſtrat ſowie der Herr Stadtverordneten⸗ 
vorſteher haben erfreulicherweiſe ihr Weiterwirken an den bisherigen 
Stellen zur Verfügung geſtellt. Wir Unterzeichneten erwarten mit Beſtimmt⸗ 
heit, daß auch die übrigen Beamten und Ehrenbeamten unſerer Stadt 
zur ungeſtörten Aufrechterhaltung der ſtädtiſchen Wirtſchaft in allen ihren 
Verzweigungen ihre Mitwirkung nicht verſagen werden. 

Mitbürger! Von dem geregelten Fortgang aller Arbeiten im größten 
Gemeinweſen Deutſchlands hängt nicht nur das Geſchick der Berliner Be⸗ 
völkerung, ſondern zum nicht geringen Teil auch das Wohl der Bevölkerung 
im Reich ab. In eure Hand iſt damit die Sicherung der Errungenſchaften 
dieſer großen Zeit gelegt. Helft alle an dieſem Werk mit. 

Berlin, den 11. November 1918. 

Volksbeauftragte für die Stadt Berlin. 
Hugo Heimann. Hermann Weyl. Bernhard Bruns. Kurt Roſenfeld. 


Nach dem Bericht des „Berliner Tageblatt“ herrſchte Ruhe in Berlin. Der 
Geſchäftsverkehr wickelte ſich regelrecht ab, und nur der ungewöhnlich ſtarke An⸗ 
drang in den Straßen, das Rattern der mit roten Fahnen geſchmückten Automobile 
ſpiegelten äußerlich die großen Ereigniſſe wider, unter deren Eindruck jetzt die 
Reichshauptſtadt ſteht. Nachmittags änderte ſich aber das friedliche Bild. An 
verſchiedenen Punkten der Stadt fluteten plötzlich große Menſchenmengen flucht— 
artig durch die Straßen. Gleichzeitig vernahm man das Knattern der Maſchinen⸗ 
gewehre und Gewehrſchüſſe. Es war oft ganz unerwartet zu Feuergefechten auf 
Grund meiſt falſcher Gerüchte gekommen. 
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Uns liegen hierüber folgende Berichte vor: Unter den Linden fielen am Nach⸗ 
mittag wieder einige Schüſſe. Die Folge davon waren ſtrenge Abſperrungsmaß— 
nahmen. Nur die Überquerung von der Wilhelm- zur Dorotheenſtraße war frei— 
gegeben, aber auch hier ermahnten die Poſten die Paſſanten, nicht lange auf dem 
Übergang zu verweilen. Die Schützen, die in einigen Fällen aus Dachluken auf die 
Straße feuerten, ſind noch nicht überall ermittelt. 

Zu einem harten Kampf kam es in der fünften Nachmittagsſtunde an der 
Friedrichsgracht. Aus den Dachluken des Hauſes, in dem ſich die Räume der 
Firma Heimann u. Bittner befinden, fielen Schüſſe. Offiziere und Kadetten 
ſollten ſich angeblich dort feſtgeſetzt haben. Das Haus wurde geſtürmt. 

Auch aus dem Gelände einer Großbank in der Behrenſtraße fielen in der 
ſechſten Stunde einige Schüſſe. Die Straße wurde von der Mauerſtraße bis zur 
Hedwigskirche geſperrt. Vielfach führten wilde Gerüchte zu Anſammlungen. So 
hieß es plötzlich, daß ſich in der Reichsbank einige hundert Offiziere verſchanzt 
hätten. Eine große erregte Menge zog daraufhin nach dem Gebäude, erfuhr aber 
bald, daß an dem Gerücht nichts Wahres ſei. Ernſtere Gefahren barg das Verhalten 
zweier Ziviliſten, die aus einem Wohnhaus am Halleſchen Tor aus Revolvern 
Schüſſe abgaben. Die beiden Männer konnten beim Verlaſſen des Hauſes feſtgenom— 
men werden. Von Schießereien, zufälligen und beabſichtigten, wird noch aus einigen 
Teilen im Stadtinnern berichtet. Todesopfer ſind hier, ſoweit bisher Meldungen 
vorliegen, nicht zu beklagen. 

Der äußere Oſten und Nordoſten der Stadt, die Gegend des Friedrichshains, 
blieb geſtern von den Unruhen völlig verſchont. Zu einem größeren Gefecht kam es 
nachmittags am Alexanderplatz. Kurz vor 3/,4 Uhr fielen vereinzelte Schüſſe, 
deren Ausgangspunkt anfänglich nicht feſtzuſtellen war. Der ſtark belebte Platz 
wurde augenblicklich geräumt, der ganze Verkehr abgeleitet, eine Maßnahme, 
die ſich als ſehr richtig erwies, denn gleich darauf ſchlugen neue Kugeln ein. Da 
entdeckte man ihren Urſprung auf dem Georgenkirchturm. Hier hatte ſich ein 
Maſchinengewehrneſt feſtgeſetzt. Sofort wurde das Feuer von der Straße aus 
ſcharf erwidert, Kugeln ſchlugen wiederholt in den Kirchturm ein. Erſt nach etwa 
20 Minuten ſchwieg der in luftiger Höhe eingerichtete Poſten, wahrſcheinlich 
infolge Munitionsmangels. In vielen umliegenden Häuſern hatten die von oben 
her einſchlagenden Geſchoſſe Schaden angerichtet, die Bewohner blieben aber un: 
verſehrt, da die Poſten Sorge trugen, daß ſich niemand an den Fenſtern ſehen 
ließ. Eine Anzahl der Schützen bei den Kämpfen beſtand aus Mitgliedern der 
Jugendwehr. Zehn von ihnen wurden verhaftet. Die jungen Leute ſagten bei ihrer 
Vernehmung aus, daß ſie die Gewehre und Karabiner, als Liebknecht dieſe am Re— 
volutionsabend an das kämpfende Volk verteilen ließ, dort erhalten hätten, ebenſo 
Munition. Die Schloßfreiheit, der Luſtgarten, der Schloßplatz bis zum Marſtall, 
der Platz vor dem Zeughauſe und vor der neuen Wache waren im weiteren Um— 
kreiſe durch Soldatenketten abgeſperrt und für Paſſanten unzugänglich. In der 
zehnten Stunde waren die Straßen gemäß der erlaſſenen Verfügungen faſt men⸗ 
ſchenleer. Die Brennpunkte früherer Kämpfe waren von ſtarken Poſten beſetzt, 
Maſchinengewehre ſtanden bereit und brachten den Wenigen, die noch verſpätet 
ihren Wohnungen zuſtrebten, den Ernſt der Stunde bei. In die unheimliche Ruhe 
ſchrillte da und dort plötzlich ein Pfiff hinein. Alarm! „Paſſanten in die Neben— 
ſtraßen“ — fo ſchallten Iaute Rufe. Im Augenblick find auch die wenigen Nachzügler 
verſchwunden und gleich darauf fallen irgendwo Schüſſe. Maſchinengewehre 
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erwidern — nach Minuten ſchon iſt alles wieder ſtill. In der Gegend der Neuen 
Wache und des Opernhanſes knatterte es ſehr oft; junge Menſchen in der Uniform 
der Jugendkompagnien, die ſich noch herumtreiben, werden kurzerhand verhaftet 
und den Wachen zugeführt. Aber im allgemeinen herrſcht Ruhe, alle Fenſter 
ſind dunkel ... 


In den Vororten. 


In Charlottenburg hat vorläufig der Magiſtrat noch die ſelbſtändige Ver⸗ 
waltung inne, doch ſind die Lebensmitteldeputationen und die Sparkaſſe von 
Soldaten des A.- und S.-Rates geſchützt. 

In Schöneberg iſt ein Bürger- und Arbeiterausſchuß gebildet worden, der 
ſich aus Vertretern der beiden bürgerlichen Parteien und der beiden ſozialdemo— 
kratiſchen Parteien zuſammenſetzt. Dem Ausſchuß gehören u. a. Oberbürgermeiſter 
Dominicus und Polizeipräſident v. Lüdinghauſen an. Der Ausſchuß ſteht in enger 
Fühlung mit dem Soldatenrat, der ihm bei der Aufrechterhaltung der Ordnung 
und der Sicherung der Lebensmittelverſorgung der Arbeiter ſowie der ſtädtiſchen 
Gebäude und Kaſſen unterſtützt. 

In Wilmersdorf beſetzte geſtern vormittag eine Abordnung des A.- und 
S.⸗Rates das Rathaus. Es hat ſich auch dort ein Ausſchuß gebildet, dem neben 
den höheren Kommunalbeamten Mitglieder des A.- und S.-Rates angehören. 

In Tempelhof haben geſtern die Bevollmächtigten der beiden ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Parteien und des Soldatenrates vom 1. Garde-Trainerſatzbataillon, 
ſowie die ſozialdemokratiſchen Gemeindevertreter und der Vorſteher, Bürger⸗ 
meiſter Wieſener, einen gemeinſamen Aufruf an die Bevölkerung mit der Ermahnung 
zur Ruhe und Ordnung und Innehaltung der Vorſchriften über die Sicherung 
der Lebensmittelverſorgung erlaſſen. 

In Neukölln fanden ſich zu der Magiſtratsſitzung auch Mitglieder des Arbeiter⸗ 
und Soldatenrates ein, die dann mit dem Magiſtrat eine gemeinſchaftliche Sitzung 
abhielten. Die Abgeordneten des Arbeiter- und Soldatenrates zeigten ein Schreiben 
des Neuköllner Polizeipräſidenten Becherer vor, in welchem dieſer erklärte, daß 
er die Gewalt in die Hände des Arbeiter- und Soldatenrates übergeben habe. Auch 
der Magiſtrat hat ſich der Kontrolle des Arbeiter- und Soldatenrates unterworfen. 

Ferner hat ſich der Arbeiter- und Soldatenrat Niederbarnim konſtituiert und 
die Mitverwaltung des Kreiſes im Landratsamt am Friedrich-Karl-Ufer über⸗ 
nommen. In einer Bekanntmachung heißt es: „Wir appellieren an alle Beamten, 
an deren Verhältnis ſich zunächſt nichts ändert, wie an alle Mitbürger im Kreiſe, 
uns im Intereſſe der Volksſache nach Kräften zu unterſtützen. Wir bedürfen der 
Mithilfe aller. Es gelten hinfort in e e nur ſolche Anweiſungen 
und Verordnungen, die von uns gegengezeichnet ſind.“ 


Geplante Fortführung des Opernhauſes und eee 
auf genoſſenſchaftlicher Grundlage. 
Bildung eines Künſtlerrats. 

Im Opernhauſe ſowohl wie im Schauſpielhauſe fanden geſtern vormittag 
Verſammlungen des geſamten künſtleriſchen Perſonals ſtatt, in denen nach dem 
Vorbild der Arbeiterräte ein Künſtlerrat gewählt wurde, der den Auftrag bekommen 
hat, ſich mit der neuen Regierung in Verbindung zu ſetzen über die Fortführung 
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der beiden Theater auf genoſſenſchaftlicher Grundlage. Für das Opernhaus 
ſind in dieſen Rat gewählt worden: die Herren Blech, Jadlowker und Dr. Strauß, 
für das Schauſpielhaus die Herren Dr. Bruck, Mannſtädt und Patry. Der bisherige 
Generalintendant iſt gebeten worden, zur Klärung der Übergangsverhältniſſe mit 
dem Hausminiſterium Fühlung zu nehmen. 

Das bisherige Bild: und Filmamt iſt von dem Soldatenrat übernommen 
worden. Als Kommiſſar für die Filmzenſur, ſoweit eine ſolche noch erforderlich 
iſt, iſt, wie vom W. T. B. gemeldet wird, vom Reichskanzler Ebert der Genoſſe 
Leopold eingeſetzt worden. — Geſtern fand im Filmklub eine Verſammlung von 
Intereſſenten der Filmbranche ſtatt. Grund der Einberufung war, daß beunruhigende 
Gerüchte umliefen, es ſollten der „Ufa“ eine Monopolſtellung von der neuen 
Regierung eingeräumt werden. — Die Verſammlung wählte proviſoriſch ſieben 
Perſonen, die zur Wahrung der Intereſſen der geſamten Filminduſtrie und deren 
Angeſtellten mit der Regierung in Verbindung zu treten hat. — Für die nächſten 
Tage iſt eine Vollverſammlung aller Arbeitgeber und Arbeitnehmer der Kino— 
branche geplant. 


Kaiſerin und Prinzeſſinnen unter dem Schutz des A.⸗ und S.⸗Rates. 


Seit der Bildung des Arbeiter- und Soldatenrates in Potsdam iſt das Neue 
Palais ſeinem Schutze unterſtellt. Die Kaiſerin, die Kronprinzeſſin und die 
anderen Prinzeſſinnen mit ihren Kindern befinden ſich dort in voller Sicherheit. 
Die Kaiſerin hat einem Vertreter des Soldatenrates ihren Dank für den bisherigen 
Schutz ausgeſprochen und hat ſich dem weiteren Schutz des Soldatenrates an— 
vertraut. Die Gerüchte, wonach die Kronprinzeſſin von Zwillingen entbunden 
worden ſei und die Kaiſerin ſich in Holland befinde, ſind falſch. — Der älteſte Sohn 
des Kronprinzen ſoll, wie uns gemeldet wird, von Fliegeroffizieren im Automobil 
in Sicherheit gebracht worden ſein. 


Die Ausweiskarten. 


Die Ausweiſe des Arbeiter- und Soldatenrates für Erwerbstätige werden 
heute mittags von 12 Uhr ab, von der Zentrale für Sicherheitsdienſt im Berliner 
Polizeipräſidium, Zimmer 153, ausgegeben. Arzte, die nach der vorgeſchriebenen 
Sperrſtunde noch die Straßen aufſuchen müſſen, können ſich durch ihre Legi: 
timationskarten ausweiſen. 

* * 

In den Nachmittagsſtunden wurde folgender Befehl verbreitet: 

„Die Truppen der Groß-Berliner Garniſon haben ſich von hente abend 

6 Uhr an zur Verfügung der Verkehrsinſpektion des Aktionsausſchuſſes der 

geſtern neu gebildeten Regierung zu halten! 

Der Aktionsausſchuß. Verkehrsinſpektion. 
Zimmermann. ggz. Behringer. 
* 

Amtlich wird mitgeteilt: Der Befehl eines angeblichen Arbeiter- und Soldaten— 
rates, daß die Offiziere bis ſechs Uhr beſtimmten Anzug haben müßten, iſt völlig 
zu unrecht von unverantwortlicher Seite gegeben. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenausſchuſſes. 
Richard Müller. v. Beerfelde. 
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Bekanntmachung an die Kriegsgefangenen. 


Der Aktionsausſchuß erläßt die folgende Bekanntmachung an die Kriegs- 

gefangenen, Wachtmannſchaften und Arbeitgeber: f 

1. Die Kriegsgefangenen verbleiben in ihren Arbeitsſtellen. 
2. Die Kriegsgefangenen erhalten vom Montag, 11. November ab die Löhnung 
der freien deutſchen Arbeiter. 
3. Sie ſind wie bisher zur Arbeit verpflichtet. Wer nicht arbeitet, hat keinen 
Anſpruch auf Verpflegung. 
4. Der Arbeitgeber iſt wie bisher verpflichtet, die geſchloſſenen Verträge 
einzuhalten. 

5. Die Wachtmannſchaften der Kriegsgefangenen bleiben bewaffnet und haben 
mit den gleichen Mitteln wie bisher die Ordnung unter den Kriegsgefangenen 
aufrecht zu erhalten. 

6. Nach Arbeitsſchluß verbleiben die Kriegsgefangenen in ihren Unterkunfts⸗ 
räumen. 

Berlin, 11. November 1918. 

Aktions⸗Ausſchuß. 
Goler, Wels, Wolf, Kretſchmer. 


Fälſchungen von Veröffentlichungen des A.⸗ und S.⸗Rates. 


Berlin, 11. November. (Amtlich.) 

Es ſind verſchiedentlich Aufrufe mit der Unterſchrift des A.- und S.-Rates 
unberechtigterweiſe veröffentlicht worden. Aufrufe des A.- und S. Rates, die 
nicht die Unterſchriften von Beerfelde und Richard Müller tragen, ſind bis auf 
weiteres nur noch auf dem Gebiete des Ernährungsweſens geſtattet. 

Berlin, 11. November. (Amtlich.) 

Der Befehl eines angeblichen Arbeiter- und Soldatenrates, daß die Offiziere 
bis 6 Uhr beſtimmten Anzug haben müßten, iſt völlig zu Unrecht von unverant⸗ 
wortlicher Seite gegeben. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenausſchuſſes. 
Richard Müller. von Beerfelde. 


Der A.⸗ und S.⸗Rat an die Berliner Bevölkerung. 


Bürger und Bürgerinnen Berlins! 

Der Arbeiter- und Soldatenrat hat mit dem heutigen Tage die Verwaltung 
der Stadt Berlin übernommen. Der Herr Oberbürgermeiſter, der Herr Bürger— 
meiſter und der Magiſtrat ſowie der Herr Stadtverordnetenvorſteher haben er- 
freulicherweiſe ihr Weiterwirken an den bisherigen Stellen zur Verfügung geſtellt. 
Wir Unterzeichneten erwarten mit Beſtimmtheit, daß auch die übrigen Beamten 
und Ehrenbeamten unſerer Stadt zur ungeſtörten Aufrechterhaltung der ſtädtiſchen 
Wirtſchaft in allen ihren Verzweigungen ihre Mitwirkung nicht verſagen werden. 

Mitbürger! Von dem geregelten Fortgang aller Arbeiten im größten Ge- 
meinweſen Deutſchlands hängt nicht nur das Geſchick der Berliner Bevölkerung, 
ſondern zum nicht geringen Teil auch das Wohl der Bevölkerung im Reiche ab. 
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In eure Sand ift damit die Sicherung der Errungenſchaften dieſer großen 
Zeit gelegt. 
Helft alle an dieſem Werk mit. 
Berlin, den 11. November 1918. 
Volksbeauftragte für die Stadt Berlin: 
Hugo Heimann. Hermann Weyl. Bernhard Bruns. Kurt Roſenfeld. 


Zur Sicherſtellung der Lebensmittelverſorgung. 


Der Arbeiter- und Soldatenrat teilt mit: 

Arbeiter! Bürger! Zur Sicherſtellung der Lebensmittelverſorgung iſt es 
unbedingt erforderlich, daß rationierte Lebensmittel nur auf Karten berab: 
folgt und entnommen werden. Zuwiderhandlungen verletzen die Intereſſen 
der Allgemeinheit und gefährden den Kampf des Volkes um ſeine beit 
Sie werden daher auf das allerſtrengſte geahndet werden. 


Berlin, den 11. November 1918. 
J. A. des Arbeiter⸗ und Soldatenrates. 
Der Ernährungsausſchuß. 
Em. Wurm. 


Der Eiſenbahnverkehr und die Nahrungsmittelverſorgung Berlins. 


Über den Eiſenbahnverkehr von Berlin am heutigen Montag wird von unter— 
richteter Seite folgendes berichtet: 

Soweit es der Güterverkehr und die Lebensmittelzufuhr nach Berlin zuläßt, 
iſt beabſichtigt, im Laufe des Tages wieder nach den einzelnen Richtungen von 
Berlin aus Züge verkehren zu laſſen. Es iſt beabſichtigt, Perſonenzüge nach Königs⸗ 
berg, Poſen, Breslau, Dresden, Halle, München, Frankfurt (Main), Hannover, 
Hamburg, Neuſtrelitz und Angermünde verkehren zu laſſen. Bei den augenblicklich 
obwaltenden Verhältniſſen iſt es natürlich nicht möglich, im voraus die genauen 
Abfahrtszeiten der Züge anzugeben. Darum wird den Reiſenden empfohlen, 
ſich die genauen Abfahrtszeiten von den in Frage kommenden Bahnhöfen angeben 
zu laſſen. Der Güterverkehr, insbeſondere die Nahrungsmitteltransporte, 
werden vor allen anderen Transporten durchgeführt werden. Es iſt daher er— 
forderlich, den Perſonenverkehr auf das äußerſte Maß zu beſchränken. Den Reiſenden 
kann daher nicht dringend genug geraten werden, jede aufſchiebbare Reiſe im In— 
tereſſe der Lebensmittelverſorgung vorläufig zu unterlaſſen. 


„Der Tag“ vom 11. November 1918, Nr. 577 ſchreibt: 

Der König von Sachſen hat, wie ein Privattelegramm meldet, bisher nicht 
abgedankt. Sein Bruder befindet ſich noch in Dresden. Auch das Miniſterium 
hat noch nicht abgedankt. Demgegenüber beſagt eine Mitteilung des „Vorwärts“ 
aus Dresden: Der ſächſiſche König iſt abgeſetzt. Der revolutionäre Arbeiter— 
und Soldatenrat von Groß-Dresden erläßt einen Aufruf an das Volk, in dem 
geſagt iſt: „Der König iſt ſeines Thrones entſetzt. Die Dynaſtie Wettin hat auf⸗ 
gehört zu exiſtieren. Die Erſte Kammer iſt aufgelöſt. Auch die Zweite Kammer 
beſteht nicht mehr. Es werden ſofort Neuwahlen auf der Grundlage des allge⸗ 
meinen, gleichen und direkten Wahlrechts für Männer und Frauen ausgeſchrieben.“ 
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In Weimar wurde Freitag nach einer Soldatenverſammlung das großherzog⸗ 
liche Schloß umſtellt. Sonnabend nachmittags ſtellten die Sozialdemokraten beim 
Miniſterium den Antrag, den Großherzog unverzüglich zur Abdankung zu bewegen. 
Die Verhandlungen mit dem Großherzog waren ſehr dramatiſch und dauerten 
bis in die ſpäten Abendſtunden. Endlich erklärte Großherzog Wilhelm Ernſt unter 
der Bedingung, daß für ihn und ſeine Familie die perſönliche Sicherheit gewähr— 
leiſtet würde, auf den Thron für ſich und ſeine Nachkommen verzichten zu wollen. 
Auf ſeinen Wunſch, im Schloß zu Weimar bis auf weiteres wohnen bleiben zu dürfen, 
wurde ihm unter Hinweis auf ſeine infolge ſeiner Unpopularität gefährdete per⸗ 
ſönliche Sicherheit empfohlen, in einer kleineren Stadt des Landes Wohnung 
zu nehmen. Wilhelm Ernſt wird zunächſt im Schloß zu Allſtedt Wohnung nehmen, 
um ſpäter auf ſeine Güter Racot in Poſen und Heinrichsau bei Breslau überzu⸗ 
ſiedeln 

In Darmſtadt wurde in einer Sitzung des Arbeiter- und Soldatenrats Heſſen 
zur Republik ausgerufen und der Großherzog von Heſſen für abgeſetzt erklärt. 

Der Großherzog von Oldenburg iſt nach einer Meldung des Hamburger 
Arbeiter- und Soldatenrates abgeſetzt worden und hat für ſich und ſein Haus ver— 
zichtet. Miniſter Scheer iſt zum Miniſterpräſidenten ernannt worden. 

In Waldeck⸗Pyrmont ſind vom Arbeiter- und Soldatenrat Verhandlungen 
über den Thronverzicht des Fürſten eingeleitet worden. 

In Mecklenburg⸗Strelitz wurde der Reichstagsabgeordnete Stubbmann (Ham⸗ 
burg) mit der Kabinettsbildung betraut; er iſt bereits in Strelitz eingetroffen. 
Auch in Mecklenburg⸗Schwerin iſt eine Einigung erzielt worden. Die Kabinetts⸗ 
bildung ſteht unmittelbar bevor. 

Im Weſten. Der Arbeiter- und Soldatenrat in Straßburg hat eine Kundgebung 
an die Straßburger Bürger erlaſſen. Es haben ſich keine Zwiſchenfälle ereignet. 
Im Gemeinderat haben die Stadtverordneten den ſozialde mokratiſchen Abgeord- 
neten Peirotes zum Bürgermeiſter und das liberale Gemeinderatsmitglied Neun⸗ 
reiber zum ſtellvertretenden Bürgermeiſter gewählt. 

In Mainz hat ein Arbeiter- und Soldatenrat die Leitung der Geſchäfte über⸗ 
nommen. 

Der Preſſeausſchuß des Kölner Arbeiter- und Soldatenrates teilt mit: Der 
Kölner Gouverneur ließ dem Arbeiter- und Soldatenrat wiſſen, daß ſich die Lage 
durch den Rücktritt des Kaiſers geändert habe. Der Gouverneur ſei bereit, den 
Arbeiter⸗ und Soldatenrat anzuerkennen und gemeinſam mit ihm zu arbeiten. 
Unterdeſſen hat auch der Kölner Polizeipräſident mit ſeinem Apparat ſeine Unter⸗ 
ſtützung zugeſagt, desgleichen haben die chriſtlichen Gewerkſchaften Vertrauens⸗ 
leute als Ordner zur Verfügung geſtellt. Der Oberbürgermeiſter teilte mit, daß 
die Soldaten ſehr zahlreich von der Front zurückkehren. Die Demobiliſierung 
ſcheine in der denkbar ſchlimmſten Form einzutreten. Alle Faktoren, die Arbeit⸗ 
geber, die Behörden und die Arbeiterſchaft müßten zuſammenarbeiten, um der 
Gefahr Herr zu werden. 

Im Oſten beginnt die Bewegung gleichfalls Wurzeln zu ſchlagen. Königsberg, 
Allenſtein, Inſterburg, Gumbinnen, Oſterode, Lötzen, Poſen und andere Städte 
ſind in der Hand der Arbeiter- und Soldatenräte. In Königsberg wurde beſchloſſen, 
in den nächſten Tagen eine Abordnung nach Berlin zu ſchicken, um namentlich 
bezüglich der Oſtgrenzen⸗Sicherungen Befehle zu erhalten. Oberbürgermeiſter 
Körte iſt abgeſetzt, von Batocki hat ſich zur Verfügung des Rates geſtellt. In 
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Allenſtein macht ſich cin Zurückfluten bon Nannſchaften aus anderen Garniſonen 
be merkbar. Der Arbeiter- und Soldatenrat hält es aus dieſem Grunde für erforder⸗ 
lich, daß die Entlaſſungen und Beurlaubungen direkt von den Truppenteilen zu 
erteilen ſind. In Poſen hat der Arbeiter- und Soldatenrat Fühlung mit den Polen 
genommen. Abgeſehen von kleineren Ausſchreitungen werden überall Ruhe und 
Ordnung aufrechterhalten. 

Thorn ſteht unter der Leitung des Arbeiter- und Soldatenrats. Die Um⸗ 
wälzung iſt ohne Blutvergießen vor ſich gegangen. Zur Unterſtützung des Mlilitärs 
iſt geſtern eine Bürgerwehr gebildet worden. 

In Dromberg, Graudenz und Kulmſee wurden Arbeiter- und Solbatentate 
gebildet. In Danzig haben ſich die Führer der Arbeiterpartei in Verhandlungen 
mit der Militärbehörde und der Regierung verbürgt, für Ruhe und Ordnung zu 
ſorgen. 


Wilhelm II. in Holland. 


Telegraphiſche Meldung. 

Amſterdam, 11. November. Wie die Blätter berichten, iſt der Hofzug mit 
dem Exkaiſer um 9 Uhr 45 Min. vormittags in Maaſtricht angekommen. Der Bahn— 
ſteig war vollkommen abgeſperrt. Vor dem Bahnhof hatte ſich eine rieſige Menſchen- 
menge angeſammelt. Auf dem Bahnhof befanden ſich der Bürgermeiſter und andere 
amtliche Perſonen ſowie der deutſche Konſul. Unter dem Publikum, unter dem viele 
Belgier waren, kam es zu feindlichen Kundgebungen. Der Exkaiſer war vom 
General v. Falkenhayn und anderen hohen Offizieren, Gefolge und Dienerſchaft 
begleitet. Ein zweiter Zug mit weiterem Gefolge und den Hofautomobilen folgte 
etwas ſpäter. Der Hofzug kam um 3 Uhr 15 Min. nachmittags in Maarn an, wo der 
Exkaiſer von ſeinem Gaſtherrn Grafen Godard Aldenburg Bentinck erwartet wurde. 
Außerdem waren der Generalmajor Onen, der Kommiſſar der Königin in der Pro— 
vinz Utrecht und andere amtliche Perſonen anweſend. Von Maarn ſetzte der Ex— 
kaiſer die Fahrt nach dem Bentinckſchen Schloſſe „Huis te Amerongen“ mit Auto- 
mobilen fort. — Nach dem hieſigen Preßbureau Vas Diaz ſind die Bedingungen, 
unter denen ſich der Exkaiſer in Maarn aufhalten wird, ungefähr dieſelben wie für 
Internierte; obwohl dieſe Bedingungen aus Höflichkeit gegen die Perſon des Ex— 
kaiſers nicht veröffentlicht werden, könne man tatſächlich von ſeiner Internierung 
in Holland ſprechen. 


Das neue preußiſche Kabinett. 
Mehrheitsſozialiſten und Unabhängige. 
Das „Berliner Tageblatt“ Nr. 580 vom 12. November ſchreibt: 


Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats hat zu Mitgliedern des 
politiſchen Kabinetts für Preußen folgende Genoſſen ernannt: 
Paul Hirſch und Heinrich Stroebel als Vorſitzende, ferner Otto Braun, 
Eugen Ernſt, Adolf Hoffmann. Ein ſechſtes Mitglied tritt noch hinzu. 
Mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des bisherigen Landwirtſchafts— 
miniſteriums ſind die Genoſſen Otto Braun und Adolf Hofer, mit der Wahr— 
nehmung der Geſchäfte der inneren Verwaltung die Genoſſen Paul Hirſch 
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und Emil Eichhorn, mit der Wahrnehmung der Geſchäfte der Groß-Berliner 

Polizei Genoſſe Eugen Ernſt, mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des bis— 

herigen Finanzminiſteriums Genoſſe Dr. Albert Südekum, mit der Wahr⸗ 

nehmung der Geſchäfte des bisherigen Kultusminiſteriums die Genoſſen 

Adolf Hoffmann und Konrad Haeniſch beauftragt. 

Die Vervollſtändigung der Regierung erfolgt baldigſt. 

An die Stelle der Parlamentariſierung Preußens tritt hiernach die Entſcheidung 
des Arbeiter- und Soldatenrats. Mit Ausnahme der Abgeordneten Paul Hoff— 
mann, Hue und Leinert find ſämtliche Sozialdemokraten, die bisher im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe ſaßen, in die Regierung berufen worden. Von ihnen gehören 
die Abgeordneten Ströbel, Adolf Hoffmann und Adolf Hofer den Unabhängigen 
an, während Paul Hirſch, Otto Braun und Konrad Häniſch ſich zur alten Sozial 
demokratie rechneten. Zu ihnen kommen Eugen Ernſt und Emil Eichhorn, die bisher 
kein Mandat innehatten, ſowie der Reichstagsabgeordnete Albert Südekum. Die 
Verteilung auf die einzelnen Reſſorts entſpricht ungefähr dem Intereſſenkreiſe 
der neuen Miniſter. Über die beiden Miniſterien des Handels und der Juſtiz, die 
bisher in den Händen der parlamentariſchen Miniſter Fiſchbeck und Spahn lagen, 
ift noch nichts entſchieden. Ebenſo bleibt noch die Beſetzung des Verkehrsminiſteriums, 
deſſen Miniſter v. Breitenbach bereits demiſſioniert hat, offen. 


Von der Berliner Preſſe. 


Mit dem Beginn der Revolution waren vom Arbeiter- und Soldatenrat der 
„Lokal⸗Anzeiger“ für die Liebknechtſche Spartakusgruppe, die „Nordd. Allg. Ztg.“ 
für die Haaſeſchen Unabhängigen, die „Berliner Allg. Ztg.“ und die „Berliner 
Volks⸗Ztg.“ ebenfalls für die Unabhängigen Sozialiſten beſchlagnahmt worden, 
indem die alte Redaktion ihres Amtes entſetzt und eine neue Redaktion, beſtehend 
aus Sozialiſten der betr. Färbung, die Leitung der betr. Zeitungen übernahm. 
Der „Lokal-⸗Anzeiger“ erſchien Sonnabend abend und Sonntag vormittag unter 
dem Titel „Die Rote Fahne“, worin zum Bürgerkrieg aufgefordert wurde. Ebert 
hat darauf das Erſcheinen des Blattes verhindert. Angeblich ſoll von heute ab der 

„Lokal⸗Anzeiger“ wieder unter ſeinem alten Namen und unter der Leitung der 
ehemaligen Redaktion erſcheinen, desgleichen die „Nordd. Allg. Ztg.“, die am Sonn⸗ 
tag unter dem Namen „Die Internationale“ herausgegeben wurde. Dagegen 
ſollen die ſchon ehemals demokratiſchen Blätter „Voſſ. Ztg.“ und „Berl. Allg. Ztg.“ 
zunächſt weiter für die Richtung Haaſe⸗Ledebour tätig ſein. Leiter der „Allg. Ztg.“ 
iſt der unabhängig⸗ſozialiſtiſche Reichstagsabgeordnete Vogtherr, Leiter der „Volks⸗ 
zeitung“ der unabhängig⸗ſozialiſtiſche Schriftſteller Dr. Breitſcheid. 


Die Feuergefechte in Berlin halten heftig an. 


Leider hat das Schießen noch immer nicht aufgehört. Nachdem geſtern vor⸗ 
mittag faſt überall Ruhe herrſchte, entwickelte ſich gegen ½4 Uhr nachmittags in 
der Friedrichſtraße ein heftiges Gefecht. Abends gegen 9 Uhr wurde wieder unter 
den Linden heftig geſchoſſen, desgleichen am Halleſchen Tor, dort ſogar mit Artillerie. 
Es kann als ſicher gelten, daß Offiziere nicht mehr, vielleicht überhaupt nie be: 
teiligt waren. Es ſcheint ſich um das Treiben ganz unverantwortlicher Ruheſtörer 
zu handeln. 
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Die erſte Sitzung des Soldatenrates. 
Ein Kommentar der „Berliner Volkszeitung“. 


Wie ein Sturmwind hat die Revolution die ſtaatsrechtlichen Grundlagen 
des alten Deutſchen Reiches hinweggefegt. Auch über die parlamentariſche Form 
des politiſchen Lebens iſt die Entwicklung mit Rieſenſchritten hinausgegangen. Die 
ſozialiſtiſche Republik ſteht vor völlig neuen Geſetzen, die mit ihr geboren ſind. In 
ſpontaner Bewegung ſchuf ſich der Sozialismus abſeits von dem ſchwerfälligen Appa⸗ 
rat der Reichstagswahlen überall ſein neues Organ für die öffentliche Meinung: 
die Arbeiter- und Soldatenräte. Sie entſtanden planlos, ſcheinbar wie zufällig, 
und oft zu mehreren nebeneinander. So bildete ſich in Berlin faſt gleichzeitig ein 
Soldatenrat von den Anhängern der Sozialdemokratie unter dem Vorſitz von Arthur 
Molkenbuhr und mit der Gefolgſchaft faſt aller größeren Berliner Truppenverbände, 
ein anderer Soldatenrat im Reichstag unter der Leitung der Unabhängigen; da— 
neben Scharen bewaffneter Soldaten, die ſich um die Spartakusgruppe ſcharten. 

Erſt die Sonntagsverſammlung im Zirkus Buſch, die Wahlen in den Fabriken 
und Kaſernen und die geſtrige Sitzung im Reichstag brachten eine Klärung der 
Lage und eine ſtraffere Organiſation des einheitlichen Arbeiter- und Soldatenrats. 
Nicht viel anders lagen die Dinge bei der Regierung. Auf der einen Seite ſtand 
der noch von der alten Volksregierung beſtimmte Reichskanzler Ebert und die 
Mehrheitsſozialiſten. Ihnen gegenüber die Unabhängigen und Spartakusleute 
mit dem gleichen Anſpruch auf die Macht. Ihr Verhältnis zu den allerorts ſich bil— 
denden Arbeiter- und Soldatenräten war das denkbar unklarſte. Auch hier hat 
erſt die Verſammlung im Zirkus Buſch Klarheit geſchaffen: Die politiſche Gewalt 
liegt in den Händen der Arbeiter- und Soldatenräte, die alsbald zu einer Voll⸗ 
verſammlung aus dem ganzen Reiche zuſammenzuberufen ſind. Ihnen gegenüber 
ſpielt die Regierung lediglich die Rolle eines Rates der Volksbeauftragten, auf 
deſſen Zuſammenſetzung der Arbeiter- und Soldatenrat bereits einen Druck aus 
geübt hat. 

Die ſo geſchaffene politiſche Form der ſozialiſtiſchen Volksrepublik iſt etwas 
Neues, dem man mit den bisherigen ſtaatsrechtlichen Begriffen nur vergleichs— 
weiſe beikommen kann. So berührt ſich die ſozialiſtiſche Republik inſofern mit dem 
parlamentariſchen Syſtem, als die Regierung vom Volkswillen vollſtändig abhängig 
iſt. Aber gleichzeitig fehlt ihr ein Organ, das als Ausdruck des wirklichen Volks- 
willens gelten kann. Denn die Arbeiter- und Soldatenräte ſtellen eben immer 
nur eine Vertretung des Willens beſtimmter einzelner Volkskreiſe dar. Sie 
wollen auch nichts anderes ſein. Eben weil ſie die öffentliche Meinung eines reinen 
Arbeiterſtaates darſtellen. ; 

Schweren Herzens haben die Mehrheitsſozialiſten in dieſem Punkte nach— 
gegeben, um den Eintritt der Unabhängigen in die Regierung zu ermöglichen. Sie 
willigten in eine vorläufige Verſchiebung der Wahlen zur konſtituierenden Ver: 
ſammlung, die vielleicht ſehr lange dauern kann. Das Ideal der Mehrheitsſozialiſten 
iſt der reine Volksſtaat, zwar mit ſozialiſtiſcher Wirtſchaftsverfaſſung, aber baſierend 
auf dem demokratiſchen Gedanken des allgemeinen gleichen Wahlrechts und der 
Mehrheit. Werden ſie dauernd darauf verzichten? Es ſcheint, als ob die Antwort 
auf dieſe Frage weſentlich mehr als von der Haltung der Unabhängigen von der 
Stellungnahme des Arbeiter- und Soldatenrats abhängt. In dieſer Hinſicht 
aber iſt es nicht ohne Intereſſe, feſtzuſtellen, daß der Arbeiter- und Soldatenrat 


189 


immer deutlicher die Neigung zeigt, von den doktrinären Streitigkeiten der ſozia⸗ 
liſtiſchen Gruppen abzurücken. Hatte der Arbeiter- und Soldatenrat ſchon bei 
der Einigung der ſozialiſtiſchen Gruppen für die Regierungsbildung mit ſanftem 
Druck nachgeholfen, ſo iſt für die in ihm herrſchende Stimmung der „Ruf nach 
Einigkeit“ in der geſtrigen erſten Sitzung des Soldatenrates im Reichstag noch 
bezeichnender. Was den Rednern des geſtrigen Soldatenrats vorſchwebte, iſt der 
große Gedanke der freien Volksgemeinſchaft, ohne das dieſer offenbar ſchon 
deutlich die feſten Züge des einen oder anderen ſozialiſtiſchen Gruppenprogramms 
trägt. Wenn dies aber ſo iſt — und man kann es nach dem Geſagten hoffen, — 
ſo darf man vielleicht auch die Erwartung ausſprechen, daß die große Idee der demo⸗ 
kratiſchen Freiheit in der demnächſt zu erwartenden Vollverſammlung den Sieg 
davon trägt. Das aber würde dann bedeuten. daß dieſe Vollverſammlung ſelbſt 
den Wunſch hat, ſobald als möglich in eine auf allgemeinen gleichen Wahlen be— 
ruhende konſtituierende Verſammlung einzumünden. Dies würde den zweiten 
und größeren Sieg des ſozialiſtiſchen Gedankens bedeuten: den Sieg über ſich ſelbſt. 
Die Demokratie würde dauernd abgedankt haben, wenn die Wahlen für dieſe 
konſtituierende Verſammlung auch nur unerheblich verzögert würden. 


Der Verlauf der Sitzung. 

L Für geſtern mittag war die erſte Sitzung des Soldatenrats im Reichstag 
einberufen geweſen, um die geſtern im Zirkus Buſch gefaßten Beſchlüſſe und Wahlen 
zu revidieren und rektifizieren, da ein großer Teil der Wahlberechtigten nicht in die 
Lage gekommen war, das Wahlrecht auszuüben. Ein Vertreter der „National⸗ 
Zeitung“, der einzige Journaliſt, der den Verhandlungen beizuwohnen in der Lage 
war, ſchreibt über den Verlauf der Sitzung: 

„Bei Betreten der Journaliſtentribüne des Reichstages bot ſich ein eigenartiges, 
in dieſem Hauſe nie zuvor geſchautes Bild. Sämtliche Sitze des Sitzungsſaales 
waren von Soldaten beſetzt, während die Tribünen vollkommen unbenutzt geblieben 
waren. Ich kam mir als einziger deutſcher Journaliſt ſehr verwaiſt auf den weiten 
Tribünenräumen vor. Vor dem Pult des Präſidenten war ein rotes Tuch ge: 
ſpannt, die Schriftführerſitze hatten Soldaten eingenommen, die Bänke für die 
Bundesratsmitglieder waren ſelbſtverſtändlich leer, und auch die für die Staats⸗ 
ſekretäre reſervierten Plätze waren bis auf einen unbenutzt; auf ihm ſaß Ledebour. 
Kurz vor 12 Uhr eröffnete der Abgeordnete Cohn die Sitzung. Als aus dem Sitzungs⸗ 
ſaale viele Rufe gegen ihn laut wurden, erklärte er, er ſei als Vorſitzender nichts 
anderes als Kamerad unter Kameraden und nicht Parteimann. Mit dem zum 
Schriftführer gewählten Abgeordneten Molkenbuhr erklärte ſich das Haus für ein⸗ 
verſtanden. Als erſter Redner ergriff der Hauptmann v. Beerfelde das Wort, 
um ſich dem Hauſe vorzuſtellen. Dann erklärte der Redner: In einer Stunde, 
in der es um das Sein des Deutſchen Reiches geht, in einer Stunde, die ſchwerer 
als irgendeine andere während des ganzen Krieges iſt, müſſen wir Vertrauen zu den 
Gewählten haben. Schlagt mir den Kopf ab, wenn ich es dumm mache, aber es 
brennt an allen Seiten, und wir müſſen darum einig ſein! Der Arbeiter- und 
Soldatenrat muß diktatoriſch die Vollzugskraft in die Hand nehmen und nur 
ſo können wir aus dem Elend, das uns bedroht, herauskommen. In ſichtlich erregter 
Stimmung berichtete der Redner über ein von dem Grafen Karolyi aus Budapeſt 
eben eingetroffenes Telegramm, in dem der ungariſche Miniſterpräſident erklärt, 
mit uns durch Dick und Dünn auf das große Ziel der Völkerbefreiung gehen zu 
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wollen. (Bravo!) Als nach der Rede Beerfeldes der Vorſitzende um Gehör für 
den Abgeordneten Ledebour bat, erhob ſich heftiger Widerſpruch im Saale, und 
nur ſchwer gelang es dem Vorſitzenden, der immer und immer wieder die Glocke 
ſchwingen mußte, Ruhe zu verſchaffen. 

Ledebour bat nun, ihm, auch wenn er kein Soldat ſei, das Wort zu geſtatten. 
(Lebhafte Zwiſchenrufe: „Nein.“) „Ich habe doch,“ ſo führte der Redner aus, 
„als Vertreter des Vollzugsausſchuſſes des Arbeiter- und Soldatenrates“ auch das 
Recht, hier zu ſprechen. Wenn dies der Herr Vorſitzende Ihnen geſagt hätte, ſo 
hätten Sie gewiß keinen Widerſpruch gegen mich erhoben. Wir müſſen uns gegen— 
ſeitig näherkommen. Ich möchte dringend davor warnen, Nebenorganiſationen 
zu gründen, das führt zur vollkommenen Desorganiſation. Es würde auch den 
Eindruck erwecken, als ob bezweckt wäre, die Autorität des Arbeiter- und Soldaten— 
rats zu untergraben. Der Vollzugsrat iſt gewählt. (Zwiſchenrufe: Von wem?) 
Wir werden große und ſchwere Kämpfe führen müſſen zur Aufrechterhaltung 
der revolutionären Errungenſchaft, und da dürfen Sie nicht mit kleinlichen For— 
malitäten kommen. Die geſtrige Wahl im Zirkus Buſch beſteht zu Recht, doch muß 
eine Mandatsprüfungskommiſſion alle Mandate auf die Frage hin nachprüfen, 
ob tatſächlich auf je tauſend Arbeiter und Soldaten je ein Delegierter gewählt 
worden iſt. (Lebhaftes Bravo!) 

Der Vorſitzende erklärte, daß es ſich bei den heutigen Beſprechungen und bei 
dieſer erſten impoſanten Sitzung der Soldatenräte keineswegs um eine Sonder⸗ 
organiſation handeln könne, und deshalb mußte heute eine Sitzung ordnungs— 
gemäß einberufen werden, um zu einem definitiv gültigen Reſultat zu gelangen. 

Als nächſter Redner ergriff der frühere Kriegsberichterſtatter Colin-Roß das 
Wort. Gegenüber der Gefahr, die uns der Abgeordnete Ledebour vor Augen 
geführt hat, indem er ſagte, daß wir der Reattion leicht in die Hände arbeiten können, 
wenn wir nicht einig bleiben, muß ich feſtſtellen, daß Offiziere und Mannſchaften 
einig ſind. Wir wiſſen, was wir wollen. Wir waren draußen und haben geblutet 
und haben uns niemals zerſpalten. Uns allen iſt immer klar vor Augen geſtanden, 
was wir wollen. Das wußten wir immer. Die Gefahr in Verlin iſt nicht die 
Reaktion, ſondern der Bürgerkrieg. So weit ſind wir durch die Unfähigkeit 
der Politiker gekommen. Sie haben das deutſche Volk in die größten Gefahren 
geſtürzt. Wir wollen keine Parteipolitik. (Stürmiſche Bravorufe.) Ihr habt 
die Macht, die Parteipolitik noch heute fernzuhalten. Heute noch! Es handelt ſich 
nicht um Sozialdemokraten und Unabhängige, in denen es wieder Spaltungen gibt. 
Dieſe Spaltungen führen uns rettungslos ins Chaos. (Stürmiſche Bravorufe.) 
Die Gefahr, daß wir gegeneinander gehetzt werden, iſt groß genug. Wir müſſen 
denen vertrauen, die die Revolution hervorgerufen haben. Wir, die wir draußen 
waren, konnten es ja nicht. Schon in der erſten Nacht war die Gefahr, daß Sol⸗ 
daten gegeneinander gehetzt werden. Es darf aber nicht dazu kommen, daß man 
von Truppen der Sozialdemokraten, von Truppen der Unabhängigen oder von 
Truppen der Spartakusleute ſpricht. Wir haben nicht geblutet, damit uns die Poli— 
tiker jetzt mißbrauchen. (Bravo!) Die Berliner Garniſon muß den Soldatenrat 
reſpektieren. Wir müſſen jetzt einig ſein. Die heutige Verſammlung muß den 
Bürgerkrieg verhindern; aber ſo einfach iſt die Sache nicht. Die Bedingungen 
find furchtbar ſchwer. Kommt es nicht zur abſoluten Einigkeit unter den Soldaten, 
dann tritt der furchtbare Fall ein, daß die Entente mit uns überhaupt keinen 
Frieden ſchließt, daß ſie bei uns einmarſchiert. (Stürmiſcher, minuten langer Beifall.) 
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Soldat Gottſtein: Wir müſſen die Garantie haben, daß jeder einzelne voll⸗ 
ſtändig auf dem Boden der ſozialen Revolution ſteht. Und keiner der Gewählten 
darf ſich bei ſeiner Arbeit von perſönlichen Stimmungen leiten laſſen. Ich fs 
deshalb vor, die geſtern Gewählten en bloc wiederzuwählen. N 

Der Vorſitzende erklärt: Den Vorſchlägen des Kameraden Gottſtein tum 15 
mich anſchließen. Es muß hier jeder heraus, der nicht Soldat und Sozialiſt iſt. 

Der Soldat Walz erklärte, daß heute um 3 Uhr nachmittags die ſechs neuen 
Miniſter eine Beratung im Reichskanzlerpalais mit dem Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rat haben. 

Gegen ½3 Uhr wurde die Verſammlung, die einen durchaus würdigen Verlauf 
nahm, und das Bild der Einheit und Geſchloſſenheit bot, beendigt. 


Telegramm der Volksregierung an die Oberſte Heeresleitung. 


(W. T. B.) Berlin, 12. November. Die Volksregierung iſt von dem Wunſche 
beſeelt, daß jeder unſerer Soldaten nach den unſäglichen Leiden und den unerhörten 
Entbehrungen in kürzeſter Zeit nach der Heimat zurückkehrt. Dieſes Ziel iſt aber 
nur zu erreichen, wenn die Demobiliſierung nach einem geordneten Plane vor 
ſich geht. Falls einzelne Trupps willkürlich zurückfluten, ſo gefährden ſie ſich ſelbſt, 
ihre Kameraden und die Heimat auf das ſchwerſte. Ein Chaos mit Hunger und Not 
müßte die Folge ſein. 

Die Volksregierung erwartet von euch ſtrengſte Selbſtzucht, um unermeßlichen 
Schaden zu verhüten. 

Wir erſuchen die Oberſte Heeresleitung, das Feldheer von vorſtehender Er— 
klärung der Volksregierung in Kenntnis zu ſetzen und folgendes anzuordnen: 

1. Das Verhältnis zwiſchen Offizier und Mann hat ſich auf gegenſeitigem 

Vertrauen aufzubauen. Willige Unterordnung des Mannes unter den 
Offizier und kameradſchaftliche Behandlung des Mannes durch den Yor 
geſetzten ſind hierzu Vorbedingung. 

2 Das Vorgeſetztenverhältnis des Offiziers bleibt beſtehen. Unbedingter 
Gehorſam im Dienſt iſt von entſcheidender Bedeutung für das Gelingen 
der Zurückführung in die deutſche Heimat. Militäriſche Diſziplin und Ordnung 
im Heere müſſen deshalb unter allen Umſtänden aufrechterhalten werden. 
Die Soldatenräte haben zur Aufrechterhaltung des Vertrauens zwiſchen 
Offizier und Mann beratende Stimme in Fragen der Verpflegung, des 
Urlaubs, der Verhängung von Diſziplinarſtrafen. Ihre oberſte Pflicht iſt 
es, auf die Verhinderung von Unordnung und Meuterei hinzuwirken. 

4. Gleiche Ernährung für Offiziere, Beamte und Mannſchaften. 
5. Gleiche Zuſchüſſe zu den Löhnungen. Gleiche Feldzulage für Offiziere 
und Mannſchaften. 
6. Von der Waffe gegen Angehörige des eigenen Volkes iſt nur in der Not: 
wohr oder zur Verhinderung von Plünderungen Gebrauch zu machen. 
Ebert, Haaſe, Scheidemann, Dittmann, Landsberg, Barth. 
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Waffen und Rangabzeichen ſind beizubehalten. 


Berlin, 12. November. (W. T. B.) 
Die Regierung hat an den Staatsſekretär des Reichsmarineamts folgendes 
Telegramm überſandt: 
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Wir bitten, für die geſamte Marine anzuordnen, daß die militäriſche Diſzi⸗ 
plin, Ruhe und ſtraffe Ordnung in der Marine unter allen Umſtänden aufrecht⸗ 
zuerhalten ſind, daß daher den Befehlen der militäriſchen Vorgeſetzten bis 
zur erfolgten Entlaſſung unbedingt zu gehorchen iſt, und daß eine Entlaſſung 
von Marineangehörigen aus der Marine nur auf Befehl der militäriſchen 
Vorgeſetzten zu erfolgen hat. Die Vorgeſetzten haben ihre Waffen und Rang⸗ 
abzeichen beizubehalten. Wo ſich Soldatenräte oder Vertrauenskommiſſionen 
gebildet haben, haben ſie die Offiziere in ihrer Tätigkeit zur Aufrechterhaltung 
von Zucht und Ordnung zu unterſtützen. Alle Beſchädigungen von Schiffen, 
militäriſchen Einrichtungen und Kriegsmaterial müſſen unterbleiben. Alle 
Kräfte haben mitzuarbeiten, damit die Bedingungen des Waffenſtillſtandes 
beſchleunigt und reſtlos durchgeführt werden. Die Marine möge ſich bewußt 
ſein, daß von ihrer gewiſſenhaften, pflichttreuen Mitwirkung bei der Aus— 
führung des Waffenſtillſtandes alles abhängt. Wir bekommen Frieden nur, 
wenn wir die uns auferlegten Bedingungen des Waffenſtillſtandes getreulich 
erfüllen. 

Ebert, Haaſe, Scheidemann, Landsberg, Dittmann, Barth. 


Aufhebung des Belagerungszuſtandes. 
Neue ſoziale Geſetze. 
(W. T. B.) Berlin, 12. November. (Amtlich.) Der Rat der Volksbeauftragten 


veröffentlicht folgenden Aufruf: 


An das deutſche Volk! 
Die aus der Revolution hervorgegangene Regierung, deren politiſche 


Leitung rein ſozialiſtiſch iſt, ſetzt ſich die Aufgabe, das ſozialiſtiſche Programm 
zu verwirklichen. Sie verkündet ſchon jetzt mit Geſetzeskraft folgendes: 


1. Der Belagerungszuſtand wird aufgehoben. 

2. Das Vereins- und Verſammlungsrecht unterliegt keiner Beſchränkung, 
auch nicht für Beamte und Staatsarbeiter. 

3. Eine Zenſur findet nicht ſtatt. Die Theaterzenſur wird aufgehoben. 

4. Meinungsäußerung in Wort und Schrift iſt frei. 

5. Die Freiheit der Religionsübung wird gewährleiſtet. Niemand darf 
zu einer religiöſen Handlung gezwungen werden. 

6. Für alle politiſchen Straftaten wird Amneſtie gewährt. Die wegen 
ſolcher Straftaten anhängigen Verfahren werden niedergeſchlagen. 

7. Das Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt wird aufgehoben, mit 
Ausnahme der ſich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden 
Beſtimmungen. 

8. Die Geſindeordnungen werden außer Kraft geſetzt, ebenſo die Ausnahme⸗ 
geſetze gegen die Landarbeiter. 

9. Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen Arbeiterſchutzbeſtimmungen 
werden hiermit wieder in Kraft geſetzt. 


Weitere ſozialpolitiſche Verordnungen werden binnen kurzem veröffent⸗ 
licht werden. Späteſtens am 1. Januar 1919 wird der achtſtündige Maximal⸗ 
arbeitstag in Kraft treten. 
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Die Regierung wird alles tun, um für ausreichende Arbeitsgelegenheit 
zu ſorgen. Eine Verordnung über die Unterſtützung von Erwerbsloſen 
iſt fertiggeſtellt. Sie verteilt die Laſten auf Reich, Staat und Gemeinde. 

Auf dem Gebiete der Krankenverſicherung wird die Verſicherungspflicht 
über die bisherige Grenze von 2500 M. ausgedehnt werden. 

Die Wohnungsnot wird durch Vereitſtellung von Wohnungen bekämpft 
werden. 

Auf die Sicherung einer geregelten Volksernährung wird hingearbeitet 
werden. 

Die Regierung wird die geordnete Produktion aufrechterhalten, das 
Eigentum gegen Eingriffe Privater ſowie die Freiheit und Sicherheit der 
Perſon ſchützen. Alle Wahlen zu öffentlichen Körperſchaften ſind fortan 
nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen Wahlrecht auf Grund 
des proportionalen Wahlſyſtems für alle mindeſtens 20 Jahre alten männ⸗ 
lichen und weiblichen Perſonen zu vollziehen. 

Auch für die konſtituierende Verſammlung, über die nähere Beſtimmung 
noch erfolgen wird, gilt dieſes Wahlrecht. 

Berlin, den 12. November 1918. 

Ebert. Haaſe. Scheidemann. Landsberg. Dittmann. Barth. 


Die „Tägliche Rundſchau“ bemerkt dazu: 

Die ſozialiſtiſche, aus der Revolution hervorgegangene Diktatur macht raſche 
Arbeit. Sie will den ſozialiſtiſchen Staat einführen, bevor noch eine geſetzgebende 
Verſammlung, eine Vertretung des ganzen Volkes vorhanden iſt. Der Reichstag 
iſt in die Verſenkung verſchwunden und wird offenbar nicht weiter bemüht werden. 
Er ſcheint damit einverſtanden zu ſein, denn nirgends iſt eine Regung ſpürbar, 
daß die gewählten Vertreter des deutſchen Volkes ihr Recht der Beratung und Be- 
ſchlußfaſſung neuer Geſetzentwürfe fordern. Herr Fehrenbach, der klerikal-demo⸗ 
kratiſche Präſident des Reichstages, ruft die Verſammlung zu keiner Sitzung; im 
Sitzungsſaale des Reichstages tagt der Soldaten- und Arbeiterrat, in ſeinen Wandel⸗ 
hallen iſt ein Feldlager der Revolutionstruppen entſtanden. Über den Reichstag 
hinweg aber dekretiert der Rat der Volksbeauftragten Geſetze in einer Stunde, 
die im Reichstage ganze Tagungen erfordert hätten. Auch die Wahl einer konſti⸗ 
tuierenden Verſammlung wird in Ausſicht genommen und das Wahlrecht für ſie 
vorgeſchrieben; aber dieſe Nationalverſammlung findet, wenn ſie einmal zuſammen⸗ 
tritt, ein abgeſchloſſenes Geſetzgebungswerk, einen neuen Staat vor, ſo daß ſie 
eigentlich nach dem Zwecke ihrer Einberufung fragen könnte. Ihre Stellungnahme 
zum achtſtündigen Maximalarbeitstag iſt eine ganz andere, wenn ſie deſſen Ein— 
führung beſchließen kann oder wenn ſie ihre Meinung über den bereits eingeführten 
Achtſtundentag abgeben ſoll. An der Aufhebung der Geſindeordnung und der Ge— 
ſetze für die Landarbeiter haben doch nicht nur die Arbeiter der Großſtädte, als deren 
Vertreter die Beauftragten der Volksregierung in der Hauptſache ſprechen, In- 
tereſſe, ſondern vor allem das Land und die Landwirtſchaft. Ihnen wird aber das 
neue Geſetz einfach diktiert, wie in den Zeiten des Abſolutismus, ohne daß ein 
Vertreter der Landwirtſchaft gehört worden wäre oder mitberaten oder gar mit- 
beſchloſſen hätte. — Die Aufhebung des Belagerungszuſtandes und der Zenſur 
wird allgemein begrüßt werden, ebenſo die Wiederherſtellung des Vereins- und 
Verſammlungsrechtes. Ob ihre Ausdehnung auf Beamte und Staatsarbeiter 
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mit der Aufrechterhaltung der Ordnung gerade in dieſer Zeit vereinbar ift, wird 
ſich zeigen. Das Einſcharren der jämmerlichen Zenſur, an der das alte Syſtem 
um ſo krampfhafter feſthielt, je offenkundiger ihre ſchädlichen, vergiftenden Wir⸗ 
kungen zutage lagen, je mehr ſie das Gegenteil ihrer Beſtimmung tagtäglich zum 
Schaden des Volkes erreichte, wird von niemandem bedauert werden. Sie hat 
ihr Werk zur Beförderung des Umſturzes, zur Vorbereitung des Zuſammenbruches 
getan und wird heute von denen verabſchiedet, denen ſie ein wertvoller, wenn auch 
ſtets mißachteter und bekämpfter Helfershelfer war. Wertvoller iſt das erneute 
Verſprechen der Diktatur, daß ſie Freiheit und Sicherheit der Perſon ſichern und 
das Eigentum gegen Eingriffe Privater ſchützen will. Nicht aber, wie es ſcheint, 
gegen die Eingriffe des Staates bzw. der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft. Die Bereit— 
ſtellung der Wohnungen kann nicht anders gemeint ſein als durch Eingriffe des 
Staates in das Eigentumsrecht der Beſitzenden. — Und nunmehr, da die Verwirk— 
lichung des ſozialiſtiſchen Programms begonnen hat, da Verſammlungs-, Vereins-, 
Preſſe⸗ und Redefreiheit gewährt iſt, tritt an das Bürgertum die Pflicht heran, 
ſich zu wehren, zu den neuen Maßregeln Stellung zu nehmen und ſeine Intereſſen 
wahrzunehmen, wenn auch ſeine geordnete Vertretung, der Reichstag, mundtot 
gemacht iſt und die Nationalverſammlung noch lange auf ſich warten laſſen wird. 


Die Angeſtellten und die A.⸗ und S.⸗Räte. 
Anweiſungen für die Wahlen. 


Berlin, 12. November. (W. T. B.) 
Folgende Anweiſungen für die Wahlen der Angeſtelltenvertreter zum ört— 
lichen Arbeiter- und Soldatenrat werden von zuſtändiger Seite veröffentlicht: 
1. Die Angeſtellten eines Betriebes mit mehr als 500 Angeſtellten wählen 
auf je 1000 Angeſtellte einen Delegierten in den Arbeiter- und Soldatenrat. 
Jedes angefangene Tauſend gilt als voll, wenn die Zahl 500 überſchritten iſt. 

2. Die Angeſtellten in Betrieben mit weniger als 500 Angeſtellten wählen 
auf jedes angefangene Hundert eine Vertrauensperſon. Die gewählten 
Vertrauensperſonen verſtändigen ſich über die Wahl von Delegierten zum 
Arbeiter⸗ und Soldatenrat nach Maßgabe der unter Ziffer 1 gegebenen 
Beſtimmungen. i 

3. Wählbar und wahlberechtigt find alle Angeſtellten des Betriebes beiderlei 
Geſchlechts. 

Zur Vertretung der Intereſſen der Angeſtellten iſt in allen Betrieben mit 
mindeſtens 20 Angeſtellten ein Betriebsangeſtelltenrat von mindeſtens 5 Mit— 
gliedern zu wählen. In Betrieben mit mehr als 100 Angeſtellten entfällt auf 
20 Angeſtellte 1 Vertreter und 1 Erſatzmann bis zur Höchſtzahl von 15 Vertretern 
und 15 Erſatzleuten. Wahlberechtigt und wählbar ſind alle Angeſtellten beiderlei 
Geſchlechts. 


Die Waffenſtillſtandsbedingungen. 


Amtlich wird folgender Auszug aus den Waffenſtillſtandsbedingungen bekannt 
gegeben: 
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15. 


16. 
da 


18. 


„Inkrafttreten 6 Stunden nach Unterzeichnung. 
Sofortige Räumung von Belgien, Frankreich, Elſaß⸗Lothringen binnen 


14 Tagen. Was an Truppen nach dieſer Zeit noch übrig bleibt, wird ine 
terniert oder kriegsgefangen. 


Abzugeben: 5000 Kanonen, zunächſt ſchwere, 30 000 Maſchinengewehre, 


3000 Minenwerfer, 2000 Flugzeuge. 


Räumung des linken Rheinufers, Mainz, Koblenz, Köln beſetzt vom Feind 


auf Radius von 30 Kilometer Tiefe. 


Auf rechtem Rheinufer 30—40 Kilometer Tiefe neutrale Bone. Räumung 


in 11 Tagen. 


Aus linkem Rheinufer nichts hinwegführen, alle Fabriken, Eiſenbahnen 


uſw. intakt belaſſen. 


5000 Lokomotiven, 150 000 Waggons, 10 000 Kraftwagen abzugeben. 
. Unterhalt der feindlichen Beſatzungstruppen durch Deutſchland. 
Im Oſten alle Truppen hinter Grenze vom 1. Auguſt 1914 dep vii 


Termin dafür nicht angegeben. 


Verzicht auf Verträge von Breſt-Litowſk und Bukareſt. 
Bedingungsloſe Kapitulation von Oſtafrika. 
Rückgabe des Standes der Belgiſchen Bank, des ruſſiſchen und rumäniſchen 


Goldes. 8 


Rückgabe der Kriegsgefangenen ohne Gegenſeitigkeit. 
Abgabe von 100 U-Booten, 8 leichten Kreuzern, 6 Dreadnoughts: die übrigen 


Schiffe desarmiert und überwacht von Alliierten in neutralen oder alliierten 
Häfen. i 
Die Sicherheit der freien Durchfahrt durch das Kattegat, Wegräumung 
der Minenfelder, Beſetzung aller Forts und Batterien, von wo aus dieſe 
Durchfahrt behindert werden könnte. 

Blockade bleibt beſtehen. Deutſche Schiffe dürfen weiter gekapert werden. 
Alle von Deutſchland für Neutrale verhängten Beſchränkungen der Schiff⸗ 
fahrt werden aufgehoben. 

Waffenſtillſtand dauert 30 Tage. 


Hierzu wird amtlich unterm Datum des 10. November mitgeteilt: 

Heute morgen fand eine Beſprechung der Staatsſekretäre ſtatt. Nach Bekannt⸗ 
gabe der Bedingungen des Waffenſtillſtandes wurden die Bedingungen angenommen. 
Entſprechende Weiſungen ſind der Friedensdelegation gegeben worden. 

Vorige Nacht iſt folgende Note an den Staatsſekretär Lanſing nach Waſhington 
gefunkt worden: 


Herr Staatsſekretär! Überzeugt von der Gemeinſamkeit der demokratiſchen 


Ziele und Ideale, hat ſich die deutſche Regierung an den Herrn Präſidenten 
der Vereinigten Staaten mit der Bitte gewandt, den Frieden wiederherzu— 
ſtellen. Dieſer Friede ſollte den Grundſätzen entſprechen, zu denen Präſident 
Wilſon ſich ſtets bekannt hat. Er ſollte eine gerechte Löſung aller ſtreitigen 
Fragen und eine dauernde Verſöhnung der Völker zum Zwecke haben. Der 
Präſident hat ferner erklärt, daß er nicht mit dem deutſchen Volk Krieg führen 
und es in ſeiner friedlichen Entwicklung nicht behindern wolle. 


Die deutſche Regierung hat die Bedingungen für den Waffenſtillſtand 


erhalten. 
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Nach einer Blockade von 50 Monaten würden dieſe Bedingungen, in 
beſondere die Abgabe der Verkehrsmittel und die Unterhaltung der Beſatzungs⸗ 
truppen bei gleichzeitiger Fortdauer der Blockade die Ernährungslage Deutſch⸗ 
lands zu einer verzweifelten geſtalten und den Hungertod von Millionen 
Männern, Frauen und Kindern bedeuten. 

Wir mußten die Bedingungen annehmen. 

Wir machen aber den Präſidenten Wilſon feierlich und ernſt darauf aufmert 
ſam, daß die Durchführung der Bedingungen im deutſchen Volke das Gegen— 
teil der Geſinnung erzeugen muß, die eine Vorausſetzung für den Neuaufbau 
der Völkergemeinſchaft bilden und einen dauerhaften Rechtsfrieden verbürgt. 
Das deutſche Volk wendet ſich daher in letzter Stunde nochmals an den 
Präſidenten mit der Bitte, auf eine Milderung der vernichtenden Bedingungen 
bei den alliierten Mächten hinzuwirken. 

Der Staatsſekretär des Auswärtigen Amts: 
Solf. 


Verwirklichung des ſozialiſtiſchen Programms. 
Der Vollzugsrat. 


Im Herrenhauſe hat ſich geſtern der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rats konſtituiert. Dieſe Körperſchaft beſteht aus 28 Mitgliedern, 14 Soldaten 
und 14 Arbeitern. Die Mehrheitsſozialiſten und die unabhängigen Sozial⸗ 
demokraten find mit je 7 Mitgliedern vertreten. Trotz dieſer Zahlengleichheit 
meint man, daß die Grundſätze und Anſchauungen der ſozialdemokratiſchen 
Mehrheit im Vollzugsrat überwiegen werden. Es muß im Zuſammenhang 
damit bemerkt werden, daß die Soldaten ſchon bei den Wahlen am Sonntag 
die gemäßigte Richtung vertraten und ihr zum Siege verhalfen. Sie haben 
der Spartakusgruppe gegenüber erklärt, daß ſie, falls keine Einigung erzielt 
werden könne, allein vorgehen würden. Unter dieſen Umſtänden haben die 
Spartakusgruppe und ebenſo die Unabhängigen zunächſt darauf verzichten 
müſſen, die Macht an ſich zu reißen, wozu die Spartakusleute trotz ihrer ge⸗ 
ringen Zahl alle Vorbereitungen getroffen hatten. Die Verhältniſſe liegen 
nun heute ſo, daß die Mehrheitspartei ſich durchgeſetzt hat und ihre Grundſätze 
und Ziele nun im Vollzugsrat in die Praxis umſetzen wird. Die politiſche 
Reichsleitung wird dem Vollzugsrat für ihre Regierungshandlungen verant⸗ 
wortlich ſein. Unter anderem wird die Regierung keine Beſetzung von höheren 
Staatsämtern vornehmen können ohne die Zuſtimmung des Vollzugsrates. 
Dieſer ſtellt alſo eine Art Hauptausſchuß dar, nur hat er ganz andere Macht⸗ 
befugniſſe als dieſe Körperſchaft des alten Parlaments. Der Vollzugsrat wird 
täglich Sitzungen abhalten und es ſich zur Aufgabe machen, gemeinſam mit 
der Regierung die brennendſten Lebensfragen zu löſen, denen Deutſchland 
zur Zeit gegenüberſteht: die Wiederherſtellung der Ordnung und Schaffung 
eines feſten, ſicheren und zuverläſſig arbeitenden Staatsorganismus, Löſung 
der Ernährungsfragen, Demobiliſierung, Friedensſchluß und Überleitung in 
die Friedenswirtſchaft. Sobald dieſe dringenden Aufgaben, die unbedingt 
ſchnell gelöſt werden müſſen, in der Hauptſache erledigt ſind, ſollen die Wahlen 
zur Nationalverſammlung in Angriff genommen werden. 
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Die Exekutive. 

Für die Bearbeitung ihrer Dienſtgeſchäfte hat die Reichsregierung nachfolgende 
Geſchäftsverteilung vorgeſehen: 

Ebert, Inneres und Militäriſches. 

Haaſe, Außeres und Kolonien. 

Scheidemann, Finanzen. 

Dittmann, Demobiliſierung, Verkehrsweſen, Rechtspflege, Volksgeſundheit. 

Landsberg, Preſſe- und Nachrichtenweſen, Kunſt und Literatur. 

Barth, Sozialpolitik. 

* 

Der Prinzregent von Anhalt hat für den minderjährigen Herzog und die ganze 
herzogliche Familie auf den Thron verzichtet und die Regentſchaft niedergelegt. 

Fürſt Leopold IV. zur Lippe hat dem Throne entſagt. 

Württemberg. Die für geſtern nachmittag anberaumte Einberufung der 
Zweiten Kammer iſt nach einem Drahtbericht unſers Korreſpondenten bis auf 
weiteres verſchoben worden. Der ſtändiſche Ausſchuß wird auch weiterhin fun— 
gieren. Infolge der neuerdings eingetretenen Umbildung der bisherigen rein 
ſozialiſtiſchen Regierung durch Aufnahme von drei Vertretern bürgerlicher Parteien 
in die proviſoriſche Regierung iſt eine Beruhigung in den bürgerlichen Kreiſen 
eingetreten. Von der Revolutionsregierung ſind die Vertreter der Sozialdemokratie 
Blos, Heymann, Dr. Lindemann und Schreiner geblieben, ebenſo der Vertreter 
der Unabhängigen Criſpin, während von den bürgerlichen Parteien in die Regierung 
eingetreten ſind die Reichstagsabgeordneten Lieſching (Vp.) als Finanzminiſter, 
Kiene (Zentr.) als Juſtizminiſter und Baumann (natl.) als Ernährungsminiſter. 
Finanzminiſter Dr. v. Piſtorius iſt von ſeinem Amt zurückgetreten. Mit ihm ver⸗ 
liert das Amt einen anerkannt ſachkundigen und weitſchauenden Finanztechniker 
und hervorragenden Kenner des württembergiſchen Steuerweſens. 

Baden. Aus Mannheim wird gemeldet: Das Aktionskomitee des Arbeiter— 
und Soldatenrats hat die Ausrufung der ſozialiſtiſchen Republik in Baden be⸗ 
ſchloſſen. — Die neue badiſche proviſoriſche Volksregierung hat die Einrichtung der 
Arbeiter- und Soldatenräte begrüßt und gutgeheißen, und die Soldatenräte haben 
ſich als Landesausſchuß badiſcher Arbeiter- und Soldatenräte konſtituiert. Sie 
haben die militäriſche Gewalt in den Händen und ſtellen ſich hinter die vorläufige 
Regierung. 

Oſten. In Marienburg, Liegnitz und Graudenz wurden Soldatenräte ge⸗ 
bildet. Auch in Frankfurt a. O. wurde ein Arbeiter- und Soldatenrat gebildet. 
— In Poſen iſt Bürgermeiſter Dr. Wilms zurückgetreten. Die Geſchäfte des Ober⸗ 
bürgermeiſters hat vorläufig Rechtsanwalt und Stadtverordneter von Drwenſki über⸗ 
nommen. — In Glogau hat ſich, nachdem in der Nacht vorher Plünderungen durch 
Militär und Zivil vorgekommen waren, am Sonntag früh der Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rat der Kommandantur Glogau unter Abſetzung der Offiziere bemächtigt. Er ſtellte 
zur Aufrechterhaltung des Ernährungsweſens und des Wirtſchaftslebens die Ordnung 
wieder her und organiſierte das Militär auf demokratiſcher Baſis. Der Landrat iſt 
geflohen. — Der Breslauer Oberbürgermeiſter Matting hat ſein Amt niedergelegt. 


* 


Berlin am Abend macht jetzt einen recht ſtillen Eindruck. Das Bild einer 
mittleren Provinzſtadt, ſo etwa kennzeichnet ſich die Verkehrsbewegung des geſtrigen 
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Dienstags. Die ſanfte Einladung der Behörde, des Abends hübſch zu Hauſe zu 
bleiben, hatte gewirkt, obwohl ſie nicht in die Form eines ſtrengen Befehls gekleidet 
war. Es wird gut ſein, ſie öfter zu wiederholen, ſolange die Verhältniſſe nicht 
ganz geklärt ſind. Da immerhin Zwiſchenfälle möglich ſind, bei denen der ruhige 
Bürger zu Schaden kommen kann, tut er am beſten, abends der Straße fernzubleiben. 
Die Straßenbahn zeigte bereits um 8 Uhr abends eine ſchwache Beſetzung. Die 
Brennpunkte des Berliner Verkehrs, wie Alexanderplatz, Lindenkreuzung, Friedrich— 
ſtraße, Potsdamer Platz, hatten eine ganz erheblich niedrigere Beſuchsziffer als 
ſonſt. Obgleich das klare, kalte Novemberwetter zu einem erfriſchenden Abend— 
ſpaziergang aufforderte, blieben die Straßen für Berliner Begriffe leer. Der Ver— 
kehr verſagte nicht, ebbte aber überall zuſehends ab. Die große Mehrzahl der Straßen- 
gänger waren Feldgraue, die vor 10 Uhr, dem gebotenen Zapfenſtreich, verſchwanden 
In der Friedrichſtraße hatten die großen Cafés und Bierlokale ſchon um 8 Uhr 
geſchloſſen. Der Beſuch der Cafés am Potsdamer Platz, die ſonſt regelmäßig über— 
füllt ſind, war auffällig ſtark herabgemindert. In den Straßen ſchlenderten aller— 
wegen Patrouillen, vornehmlich Matroſen, mit aufgepflanztem Seitengewehr, die 
ſich ſcheinbar gar nicht um das Publikum kümmerten. Um 10½ Uhr, nach Schluß 
der Theater, zeigte die Verkehrswelle eine Zunahme, um 11½ Uhr ſchloſſen beftim- 
mungsgemäß die Gaſtwirtſchaften. Aber ſchon lange vorher hatte ſich das Publikum 
auf den Weg nach Hauſe begeben. Berlin, das ſonſt ſo lebensluſtige, nachtſchwärme— 
riſche, geht frühzeitig zu Bett. 

Potsdamer Offiziere im Arbeiter- und Soldatenrat. Der Potsdamer 
Arbeiter- und Soldatenrat veranſtaltete geſtern nachmittag am Stadtſchloß im Pots— 
damer Luſtgarten eine öffentliche Verſammlung. Nachdem der Vorſitzende des 
Arbeiterrats Wilhelm Staab über die politiſche Lage geſprochen, nahmen die dem 
Rate angehörigen Offiziere das Wort. Rittmeiſter von Alvensleben erklärte, daß 
er ſich der unaufhaltſamen Bewegung angeſchloſſen habe, um für das Vaterland 
zu retten, was zu retten iſt. Er fordert Vertrauen zu den Offizieren, die ſich mit 
ihren Worten zu aufrichtiger Teilnahme an der Tätigkeit des Rates verpflichteten. 
Auch Rittmeiſter Graf von Pleſſen ſprach im ſelben Sinne und fand Zuſtimmung. 
Sämtliche Redner mahnten zur Ruhe, Ordnung und Zuverſicht, und vom Haupt— 
redner wurde auch die Frage der Errichtung einer Bürgerwehr angeſchnitten, die 
gemeinſam mit der Polizei für die Aufrechterhaltung der Ordnung vorgehen ſoll. 
Ein Feldwebel fordert zur Stärkung der Diſziplin bei den Mannſchaften und Ach 
tung der dienſtlichen Befehlshaber auf, um die erforderliche Truppenzahl zuſammen— 
zuhalten. Mit einem Hoch auf das Vaterland wurde die Verſammlung, die von 
mehreren tauſend Menſchen beſucht war, geſchloſſen. — Der Magiſtrat in 
Potsdam macht bekannt, daß die Jugendwehr heute aufgelöſt wird. Die 
Ausrüſtungen müſſen bis morgen bei der Regierung in Potsdam abgegeben 
werden. 

Wiederaufnahme der Univerſitätsvorleſungen. Der Rektor der Univerſität 
Berlin bittet uns um Aufnahme folgender Mitteilung. Im Einvernehmen mit 
der Regierung, die auch hinſichtlich der Univerſität den lebhaften Wunſch hegt, 
daß alle Arbeiten ihren geordneten Fortgang nehmen, wird bekanntgegeben, daß 
die Vorleſungen an der Univerſität am Donnerstag, 14. d. M., wieder aufgenommen 
werden. 
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Abjegung des Hamburger Senats. 
Hamburg, 13. November. (W. T. B.) 

Der Hamburger Arbeiter- und Soldatenrat veröffentlicht folgende Bekannt⸗ 
machung: „Der Arbeiter- und Soldatenrat hat die politiſche Gewalt im Hamburger 
Staatsgebiet übernommen. Senat und Bürgerſchaft beſtehen nicht mehr. Das 
hamburgiſche Staatsgebiet bildet künftig einen Beſtandteil der Deutſchen Volks- 
republik. Die Beamten bleiben auf ihren Poſten. Die Gehälter werden fort— 
gezahlt. Das Privateigentum wird geſchützt. Plünderungen werden ſtandrechtlich 
abgeurteilt. 


Die Erklärung König Ludwigs. 
München, 13. November. (W. T. B.) 
Die Korreſpondenz Hoffmann meldet: Dem Miniſterium des Volksſtaates 
Bayern ging folgende Erklärung zu: > 

„Zeit meines Lebens habe ich mit dem Volk und für das Volk gearbeitet. 
Die Sorge für das Volk meines geliebten Bayerns war ſtets mein höchſtes 
Streben. Nachdem ich infolge der Ereigniſſe der letzten Tage nicht mehr in 
der Lage bin, die Regierung weiterzuführen, ſtelle ich allen Beamten, 
Offizieren und Soldaten die Weiterarbeit unter den gegebenen Verhältniſſen 
frei und entbinde ſie des mir geleiſteten Treueides. 

Am 13. November. Ludwig.“ 

Auf dieſe Kundgebung wurde folgende Antwort erteilt: 

„Der Miniſterrat des Volksſtaates Bayern nimmt den Thronverzicht Lud— 
wigs III. zur Kenntnis. Es ſteht dem ehemaligen König und ſeiner Familie 
nichts im Wege, ſich wie jeder andere Staatsbürger frei und unangetaſtet 
in Bayern zu bewegen, ſofern er und ſeine Angehörigen ſich verbürgen, nichts 
gegen den Beſtand des Volksſtaates Bayern zuunternehmen. 

Der Miniſterrat des Volksſtaates: 
Kurt Eisner, Auer, v. Frauendorfer, Jaffe, Roßhaupter, Timm, Unterleitner.“ 


Wie wir zuverläſſig erfahren, wird, einem Privat-Telegramm aus München 
zufolge, die proviſoriſche Regierung des bayeriſchen Volksſtaates noch vor der Wahl 
und Einberufung einer Nationalverſammlung, alſo mit Hilfe des Arbeiter⸗ und 
Soldatenrates, tiefgreifende geſetzgeberiſche Reformen, vor allem auf dem Ge⸗ 
biete des Schul⸗ und Erziehungsweſens, vornehmen. Dies ſteht in einigen Wider⸗ 
ſprüchen zu den bereits abgegebenen Erklärungen. 

Die Regierung des Volksſtaates Bayern teilt in einer Bekanntmachung mit, 
daß keine Beſchlagnahme von Bank⸗ und Sparkaſſenguthaben beabſichtigt fei 
und fügt hinzu: „Zur Beruhigung der Beteiligten wird hierdurch ferner bekannt 
gegeben, daß alle Gehaltsanſprüche der in öffentlichen Dienſten ſtehenden Beamten 
ſowie die Penſionsanſprüche der Beamten und ihrer Hinterbliebenen völlig un⸗ 
berührt bleiben.“ 


Abdankung des Königs von Sachſen. 
(Telegramme.) 


Dresden, 13. November. (W. T. B.) 
Dem vereinigten revolutionären Arbeiter⸗ und Soldatenrat in Groß⸗ 
Dresden ging ſoeben folgendes Schreiben zu: 
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Dresden, 13. November 1918. 
An den Arbeiter⸗ und Soldatenrat, Dresden, Ständehaus. 

Auf die heute früh mündlich an Se. Exzellenz den Herrn Finanzminiſter 
gerichtete Anfrage teile ich mit, daß Se. Majeſtät der König auf den Thron 
verzichtet hat. Gleichzeitig hat Se. Majeſtät alle Offiziere, Beamte, Geiſt⸗ 
liche und Lehrer von dem ihm geleiſteten Treueid entbunden und ſie gebeten, 
im Intereſſe des Vaterlandes auch unter den veränderten Verhältniſſen 
ihren Dienſt weiter zu tun. 

Der Miniſter des Innern: 
Dr. Koch. 


Kaſſel, 13. November. (W. T. B.) 
Nach einem Privat⸗Telegramm des „Kaſſeler Tageblattes“ aus Arolſen hat 
Fürſt Friedrich von Waldeck und Pyrmont auf die Regierung freiwillig verzichtet. 


Eine bürgerlich⸗ſozialiſtiſche Regierung in Anhalt. 


Deſſau, 13. November. 

Nach dem geſtrigen Thronverzicht iſt heute über die Bildung der neuen Re⸗ 
gierung verhandelt worden. Die Regierungsgewalt geht auf einen Staatsrat 
über, der aus vier Sozialdemokraten, einem Nationalliberalen, einem Frei⸗ 
ſinnigen und einem bürgerlichen Demokraten beſteht. Der Vorſitzende dieſes 
Kabinetts, das den Charakter eines Liquidationsminiſteriums hat und den Übergang 
in die neue deutſche Republik herbeiführen ſoll, iſt Abgeordneter Wolfgang Heine, 
der Vertreter des erſten anhaltiſchen Wahlkreiſes im Reichstage. Das Programm 
des Staatsrats lautet: Auflöſung des Landtags, ſofortige Ausſchreibung von 
Wahlen für eine verfaſſungsgeſetzgebende Verſammlung nach dem allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrecht für Männer und Frauen über zwanzig Jahre unter 
Anwendung des Verhältniswahlrechts. 


Die myſteriöſe „Fliegerdiviſion Bremen“. 


Hannover, 13. November. 
Eine „Fliegende Diviſion, Bremen“ verſendet folgenden Bericht: 

„Bei Razziajagden, die von ſeiten unſerer Truppe unternommen worden 
ſind, um dem Einbrecher- und Plünderertum endlich einmal Herr zu werden, 
wurden in der Nacht vom 11. zum 12. November 1918 34 Perſonen von den 
Sicherheitspatrouillen unſeres Kommandos eingebracht. Bei einem Kampf 
am Raſchplatz mit dem Verbrechertum wurden unter ſämtlichen Handfeuer— 
waffen auch Maſchinengewehre eingebracht. Es konnte jedoch durch die „Flie— 
gende Diviſion, Bremen“ die Lage ſchnell wieder hergeſtellt werden und der 
Anführer mit mehreren ſeiner Komplizen nebſt zwei Automobilen feſtgelegt 
werden. Bei den ſtündlichen, verſtärkten Patrouillengängen lohnte ſich die 
Arbeit. Es wurden ſchwere Verbrecher, die bis an die Zähne bewaffnet 
waren und heftigen Widerſtand entgegenſetzten, von uns entwaffnet und 
eingebracht. In der Kochſtraße in Linden kam es zu einer Schießerei zwiſchen 
Leuten der Bande und der Sicherheitspatrouille, wobei auch ein angeblicher 
Matroſe verhaftet wurde. Der engere Vorſtand des Kommandos Bremen 
beſchloß einſtimmig, ſich feſt an die Vereinbarungen zu halten, die in den 
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nordweſtdeutſchen Städten, fo auch in Hannover, gegen ſchwere Verbrechen 

feſtgelegt worden ſind. Es wurden am Dienstag morgen um 7 Uhr auf dem 

Waterlooplatze 1. Iffland aus Hannover, 2. Artur Ellbick aus Solingen 

i. Rhld., 3. Flugzeugmatroſe Chriſten, Linden, Kochſtraße 5, ſtandrechtlich 

erſchoſſen. Wir, fliegende Diviſion, Bremen, ſind und bleiben der Anſicht, 

daß wir unſeren ehrlichen Kampf zur Befreiung des Volkes von der Diktatur 
und zur gleichzeitigen Erledigung dieſer ſchädlichen Elemente nur durch ſtrikte 

Durchführung unſerer Vereinbarungen behaupten können, ſomit die geſamte 

Sicherheit des Volkes und des wirtſchaftlichen Lebens uns erhalten und neu 

aufbauen können. 

Hannover, den 12. November 1918. 
; Fliegende Diviſion, Bremen.“ 

So notwendig der Kampf gegen die Unordnung und das Verbrechen ohne 
Zweifel iſt, muß doch angeſichts dieſer „ſtandrechtlichen Erſchießungen“ gefragt 
werden, wer dieſer „Fliegenden Diviſion“ das Recht zu ihrem Vorgehen gegeben 
hat. Der hannoverſche Arbeiter- und Soldatenrat konnte darüber keine Aus⸗ 
kunft geben, ſteht der ganzen Sache vielmehr völlig fern. Wie kommt alſo eine 
Truppeneinheit aus Bremen dazu, in Hannover Ordnung ſchaffen zu wollen? 


„Ein freies Hannover“. 


Die deutſch⸗hannoverſchen Reichstagsabgeordneten Freiherr v. Schele⸗ 
Schelenburg, Ludwig Alpers, Graf v. Bernſtorff-Wehningen, Colshorn, Freiherr 
v. Wangenheim⸗Wale erlaſſen an „alle Hannoveraner“ einen Aufruf, in dem ſie 
„im freien Deutſchland ein freies Hannover“ fordern. Unter den gleichberechtigten 
deutſchen Bundesſtaaten müſſe auch Hannover-Land die ihm gebührende Stellung 
wieder einnehmen und Hannovers Schickſal müſſe geleitet werden von einer Re— 
gierung, die ſich entſprechend dem Willen des Volkes zuſammenſetze. 


Kämpfe an der oberſchleſiſchen Grenze. 


Breslau, 13. November. (T. U.) 

Ini oberſchleſiſchen Induſtriegebiet iſt der militäriſche Grenzſchutz verſtärkt 
worden. In dem polniſchen Grenzorte Modrzejow bei Myslowitz wurden am 
Sonntag nachmittag die dort ſtationierten deutſchen Grenzwachen von polniſchen 
Soldaten aufgehoben. Als einige Soldaten der deutſchen Grenzwache noch Waffen 
mit herübernehmen wollten, verſuchten die polniſchen Soldaten, ſie daran zu hindern. 
Erſt als ein Maſchinengewehr auf die Polen gerichtet wurde, ließen ſie die deutſchen 
Soldaten frei. 

In Sosnowice wurden am Montag die deutſchen Militär- und Zivilbehörden 
von den Polen aufgehoben. Die Eiſenbahnverbindung nach Kattowitz wurde 
durch aufgeriſſene Gleiſe geſperrt. Schwere Kämpfe zwiſchen deutſchen Soldaten 
und der polniſchen Übermacht entwickeln ſich in Bendzin. 


Keine Beſchlagnahme von Bank- und Sparkaſſenguthaben. 


Berlin, 13. November. (W. T. B.) 
Immer wieder verlautet, dem Drange des Publikums zu Abhebungen bei 
den Bankhäuſern und Sparkaſſen liege zu einem großen Teil die Befürchtung 
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zugrunde, künftig das Verfügungsrecht über die Einlagen zu verlieren. Die Re- 
gierung legt Wert darauf, ſolchen gänzlich unbegründeten Mutmaßungen mit aller 
Entſchiedenheit entgegenzutreten. In keiner Weiſe wird eine Beſchlagnahme 
von Bank- und Sparkaſſenguthaben oder ſonſtigen Depots irgendwelcher Art be: 
abſichtigt oder auch nur erwogen. 


Wir brauchen eure Hilfe! 


2000 ſozialiſtiſch geſchulte und politiſch organiſierte Genoſſen und Arbeiter 
mit militäriſcher Ausbildung haben den Schutz der Revolution zu übernehmen. 
Stellt euch zur Verfügung! 

Ihr ſollt Waffen erhalten und ſtändig dem Vollzugsrat des Arbeiter- und 
Soldatenrates zur Verfügung ſtehen. Für eure Löhnung und Verpflegung ſoll 
geſorgt werden! Kommt, meldet euch im Laufe des kommenden Mittwochs (13. No- 
vember) im Gewerkſchaftshauſe. Nachweis der Zugehörigkeit zu einer der beiden 
ſozialdemokratiſchen Parteien und zu einer Gewerkſchaft ſowie der militäriſchen 
Ausbildung iſt erforderlich. 

n Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates. 
Richard Müller. Molkenbuhr. 


Keine beſondere Rote Garde. 
Ein Beſchluß des Vollzugsrates. 
Berlin, 13. November. (W. T. B.) 

In Erwägung, daß durch die Bildung einer beſonderen Roten Garde in Zivil⸗ 
kleidung außerhalb der beſtehenden Truppenkörper bei den Soldaten der Berliner 
Garniſon ein Mißtrauen in die revolutionäre Zuverläſſigkeit der Truppen aus— 
gedrückt ſei, während andererſeits die Truppen in einſtimmigem Beſchluß ihrer 
Vertreter im Arbeiter- und Soldatenrat ſich bereit erklärt haben, jederzeit auf 
Anordnung des Vollzugsrats des Arbeiter- und Soldatenrates zur Verteidigung 
der revolutionären Errungenſchaften und zur Befeſtigung der ſozialiſtiſchen Republik 
Blut und Leben zu laſſen, beſchloß der Vollzugsausſchuß: Die Bildung einer 
Roten Garde iſt vorläufig einzuſtellen. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates. 
Richard Müller. Molkenbuhr. 


Die Reſſortverteilung im Rat der Volksbeauftragten. 


Die Verteilung des Arbeitsgebietes im Rat der Volksbeauftragten iſt vor— 
läufig wie folgt: Ebert, Inneres und Militär; Haaſe, Außeres und Kolonien; 
Scheidemann, Finanzen; Dittmann, Demobiliſierung und öffentliche Geſund— 
heitspflege; Landsberg, Preſſe- und Nachrichtendienſt; Barth, Sozialpolitik. 


Aufruf zur Bildung von Bürger-Ausſchüſſen. 


Die Erfahrungen der letzten Zeit beweiſen, daß das deutſche Bürgertum als 
ſolches ſelbſt den ſchwerſten inneren Umwälzungen tatenlos gegenüberſteht. 

In dieſer entſcheidenden Stunde fordern wir das deutſche Bürgertum auf, 
zur ſofortigen Bildung von Bürger-Ausſchüſſen überall in Deutſchland zu ſchreiten. 
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Dieſe Bürger⸗Ausſchüſſe haben in Fühlung mit der Reichsleitung und den beſtehenden 
Arbeiter⸗ und Soldatenräten in erſter Linie folgende Aufgabe zu löſen: 
Wahrung der bürgerlichen Rechte und der vollen Gleichberechtigung des 


Bürgertums bei allen ſtaatlichen Maßnahmen. 
Zur Bildung eines ſolchen Bürger-Ausſchuſſes für Groß-Berlin haben wir 
bereits die nötigen Schritte getan. 
Hanſa⸗Bund: Dr. Rießer. 


Beſchlagnahme des Kronfideikommißvermögens. 


Berlin, 13. November. (W. T. B.) 

Die preußiſche Regierung erläßt folgende Bekanntmachung betreffend 
Beſchlagnahme des preußiſchen Kronfideikommißvermögens: „Sämtliche zum 
preußiſchen Kronfideikommißvermögen gehörigen Gegenſtände werden hier⸗ 
durch mit Beſchlag belegt. Die Verwaltung wird dem preußiſchen Finanz⸗ 
miniſterium übertragen. Das nicht zum Kronfideikommißvermögen gehörige, 
im Sondereigentum des Königs und der königlichen Familie ſtehende Ver⸗ 
mögen wird hierdurch nicht berührt. 


Erweiterung des Kabinetts. 


Kautsky als Unterſtaatsſekretär. 

Als ſechſtes Mitglied tritt in das preußiſche Kabinett zu den Abgeordneten 
Hirſch, Braun und Haeniſch von der ſozialdemokratiſchen Partei und den Abgeord⸗ 
neten Ströbel und Adolf Hoffmann von der unabhängigen ſozialde mokratiſchen 
Partei der Berliner Rechtsanwalt Dr. Kurt Roſenfeld (U. Soz.). 

In das preußiſche Miniſterium des Innern, das von dem Sozialdemokraten 
Paul Hirſch geleitet wird, tritt als Unterſtaatsſekretär der unabhängige Sozial⸗ 
demokrat Dr. Rudolf Breitſcheid. 

In das Auswärtige Amt, das der unabhängige Sozialdemokrat Haaſe leitet, 
und in dem der ſozialdemokratiſche Unterſtaatsſekretär Dr. David arbeitet, ſoll als 
zweiter Unterſtaatsſekretär der bekannte Theoretiker Karl Kautsky eintreten. Die 
Ernennung wird noch einige Zeit auf ſich warten laſſen, da Kautsky erſt in den 
Verband des Reiches aufgenommen werden muß, weil ſein Geburtsort im 
tſchechiſchen Teil Böhmens liegt. 


Die Reichs⸗Arbeitsloſenfürſorge. 
Die Unterſtützung der Gemeinden. 

Über die näheren Beſtimmungen, die das Geſetz über die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge treffen wird, erfahren wir folgendes: 

Zur Unterſtützung von Gemeinden oder Gemeindeverbänden auf dem Ge⸗ 
biet der Erwerbsloſenfürſorge werden Reichsmittel bereitgeſtellt. Die Gemeinden 
ſind verpflichtet, eine Fürſorge für Erwerbsloſe einzurichten. Der Fürſorge darf 
nicht der Charakter der Armenpflege beigelegt werden. Den Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden wird von dem Geſamtaufwand für die Erwerbsloſenfürſorge 
vom Reich 1 und von den zuſtändigen Bundesſtaaten 12 erſetzt. Nichtleiſtungs⸗ 
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fähigen Gemeinden kann eine Erhöhung der Reichsbeihilfe bewilligt werden. 
Zuſtändig für die Gewährung der Erwerbsloſenunterſtützung ift die Gemeinde 
des Wohnorts des Arbeitsloſen. Perſonen, die während des Krieges zur Auf 
nahme von Arbeit in einen anderen Ort verzogen ſind, ſollen möglichſt nach ihrem 
früheren Wohnort zurückkehren und ſind nach ihrer Rückkehr an den früheren Wohn⸗ 
ort dort zu unterſtötzen. Die Fürſorge ſoll nur arbeitsfähigen und arbeitswilligen, 
über 15 Jahre alten Perſonen zuteil werden, die infolge von Erwerbsloſigkeit 
als Folge des Krieges ſich in bedürftiger Lage befinden. Der Begriff der Hilfs— 
bedürftigkeit iſt näher definiert. Ein kleiner Beſitz von Spargroſchen oder einer 
Wohnungseinrichtung darf für die Beurteilung der Bedürftigkeit nicht in Betracht 
gezogen werden. Die Erwerbsloſenunterſtützung iſt auf die Dauer von höchſtens 
drei Monaten zu gewähren. Art und Höhe der Unterſtützung, die Feſtſtellung 
einer kurzen Karenzzeit von höchſtens einer Woche für die Erwerbsloſen mit Aus 
nahme der Kriegsteilnehmer und anderer Einzelbeſtimmungen ſind dem Ermeſſen 
der Gemeinde überlaſſen. Es iſt jedoch für eine ausreichende Unterſtützung zu 
ſorgen, die mindeſtens den nach der Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzten und 
nach der Zahl der Familienmitglieder für den Ernährer als angemeſſen zu erach— 
tenden Ortslöhnen entſprechen muß. An Stelle von Geldunterſtützung können 
auch Sachleiſtungen treten. Ausſchließungsgründe für den Bezug der Unter— 
ſtützung und Mißbrauch der Einrichtung, Nichtbefolgung der Kontrollvorſchriften uſw. 


Deutſchöſterreich und die neue Regierung. 
Telegrammwechſel zwiſchen Haaſe und Bauer. 


Wien, 13. November. (W. T. B.) 


Die „Soziale Korreſpondenz“ meldet: Der Unterſtaatsſekretär Bauer hat an 
den Volksbevollmächtigten Haaſe in Berlin folgendes Telegramm gerichtet: 

Indem ich Sie zur Übernahme Ihres neuen Amtes in ſo geſchichtlicher Stunde 
herzlichſt beglückwünſche, teile ich Ihnen mit, daß die proviſoriſche National— 
verſammlung Deutſchöſterreichs einſtimmig beſchloſſen hat, Deutſchöſterreich für 
eine demokratiſche Republik zu erklären, die ein Beſtandteil der großen deutſchen 
Republik iſt und bleiben ſoll. Durch dieſen Beſchluß ſeiner proviſoriſchen Ver— 
tretung hat Deutſchöſterreich ſeinen Willen kundgetan, ſich mit den anderen deutſchen 
Stämmen, von denen es vor 52 Jahren gewaltſam getrennt wurde, wieder zu 
vereinigen. Wir bitten Sie und die deutſche Regierung, dieſe Beſtrebungen des 
deutſchen Volkes in Oſterreich zu unterſtützen und in direkte Verhandlungen mit 
uns über die Vereinigung Deutſchöſterreichs mit der deutſchen Republik und 
über die Teilnahme an der Geſetzgebung und Verwaltung des Deutſchen Reiches 
einzutreten. Wir bitten Sie, uns Gelegenheit zu geben, uns mit Ihnen über alle 
Fragen der Friedensverhandlungen ins Einvernehmen zu ſetzen und dieſe Ver— 
handlungen in engſter Freundſchaft miteinander zu führen. Wir bitten Sie ſchließ— 
lich, auch unſerer ſchweren augenblicklichen Not Ihre Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 
Da ſich die neuen flawiſchen nationalen Staaten, die aus dem Zuſammenbruch 
Oſterreichs hervorgegangen ſind, gegen uns vollſtändig abſperren, leiden wir bittere 
Not an Kohle und Lebensmitteln. Das deutſche Volk in Oſterreich, und ins— 
beſondere die deutſchen Arbeiterklaſſen ſind überzeugt, daß die neue Regierung 
der deutſchen Republik uns in dieſen Stunden der Not beiſtehen wird. 
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Was wir brauchen, iſt an zuſtändiger Stelle bekannt. Wir bitten Sie, Ihren 
Einfluß dafür einzuſetzen, daß wir die unentbehrliche Aushilfe an Kohle und 
Lebensmitteln raſch und ſchnell bekommen. Ich hoffe, daß die alten freundſchaft— 
lichen und parteigenöſſiſchen Beziehungen, die uns verbinden, es uns erleichtern 
werden, die engſte und dauernde Verbindung zwiſchen Deutſchland und Deutſch— 
öſterreich herzuſtellen. 

Mit herzlichen Grüßen 
Otto Bauer. 


Eine Kundgebung an das preußiſche Volk. 
„An das preußiſche Volk! 


Preußen iſt wie das Deutſche Reich und die anderen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten durch den Volkswillen zum freien Staat geworden. 

Aufgabe der neuen preußiſchen Landesregierung iſt, das alte, von Grund 
auf reaktionäre Preußen ſo raſch wie möglich in einen völlig demokratiſchen 
Beſtandteil der einheitlichen Volksrepublik zu verwandeln. 

über die zukünftigen Staatseinrichtungen Preußens, ſeine Beziehungen 
zum Reich, zu den anderen deutſchen Staaten und zum Ausland wird eine 
verfaſſunggebende Verſammlung entſcheiden. Ihre Wahl erfolgt auf Grund⸗ 
lage des gleichen Wahlrechts für alle Männer und Frauen nach dem Verhältnis⸗ 
wahlſyſtem. 

Bis zum Zuſammentritt dieſer verfaſſunggebenden Verſammlung hat eine 
vorläufige Regierung, die getragen iſt vom Vertrauen der Arbeiter- und 
Soldatenräte, die Geſchäfte übernommen. Sie ſieht ihre erſte Aufgabe darin, 
im engen Zuſammenhang mit der neuen Reichsleitung für die Ordnung und 
Sicherheit im Lande und für die Volksernährung zu ſorgen. Sie iſt dabei 
angewieſen auf das Verſtändnis und den guten Willen der Bevölkerung im 
allgemeinen und insbeſondere auf die gewiſſenhafte Mitarbeit aller Beamten 
des Staates und der Selbſtverwaltungskörperſchaften. Alle Beamten, die ſich 
der neuen Regierung zur Verfügung ſtellen, ſind ausdrücklich in ihren Rechten 
beſtätigt und auf ihre Pflichten hingewieſen worden. 

Von den zahlreichen Aufgaben, vor die ſich das neue, freie Preußen jetzt 
und in der Zukunft geſtellt ſieht, ſeien nur dieſe hervorgehoben: 

Durchführung der uneingeſchränkten Koalitionsfreiheit für alle Staats⸗ 
arbeiter und Beamten. Gründliche Reform der Beſoldungs- und Lohnver⸗ 
hältniſſe der Arbeiter und Beamten einſchließlich der Penſionäre und Alt⸗ 
penſionäre, und bis zur endgültigen Regelung die Gewährung ausreichender 
Teuerungszulagen. 

Ausbau aller Bildungsinſtitute, insbeſondere der Volksſchule. Schaffung 

der Einheitsſchule. Befreiung der Schule von aller kirchlichen Bevormundung. 
Trennung von Staat und Kirche. 
Demokratiſierung aller Verwaltungskörperſchaften. Beſeitigung der Guts⸗ 
bezirke. Völlig gleiches Wahlrecht beider Geſchlechter für alle Gemeinde⸗ 
vertretungen in Stadt und Land. Entſprechende demokratiſche Umgeſtaltung 
der Kreis- und Provinzialverwaltungskörper. 

Raſcheſter Ausbau und Entwicklung aller Verkehrsmittel, insbeſondere 
der Eiſenbahnen und Kanäle. 
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Hebung und Moderniſierung von Induſtrie und Landwirtſchaft. Vergeſell⸗ 
ſchaftung der dazu geeigneten induſtriellen und landwirtſchaftlichen Großbetriebe. 

Umgeſtaltung der Rechtspflege und des Strafvollzugs im Geiſte der Demo: 
kratie und des Sozialismus. Reform des geſamten Steuerweſens nach den 
Grundſätzen ſtrengſter ſozialer Gerechtigkeit. 

Es iſt eine ernſte und ſchwere Zeit, in der die neue Regierung an ihre 
Arbeit gehen muß. Bedrückend iſt die Fülle der Aufgaben, vor die ſie ſich 
geſtellt ſieht. In den vier Jahren des furchtbaren Krieges haben ſich die 
menſchlichen und materiellen Kräfte des Landes erſchöpft. Nur durch ein⸗ 
mütiges Zuſammenſtehen des geſamten Volkes kann der Untergang abgewendet 
werden. Nur ſo können wir denen, die jetzt aus dem Felde zurückkehren ſollen, 
zwar nicht ihre Leiden und Opfer vergelten, wohl aber die Fortſetzung dieſer 
Leiden erſparen. Nur ſo können wir das Geſpenſt des Hungers bannen, das 
vornehmlich unſere Frauen, Kinder und Kranken ſchon jetzt auf das ſchwerſte 
bedroht. 

Was wir alle haben wollen: Freiheit, Frieden und Brot, kann nur ge: 
ſichert werden, wenn das wirtſchaftliche Leben in Stadt und Land aufrecht⸗ 
erhalten bleibt. 

Darum ſteht zuſammen, helft mit zum Wohl des Ganzen! 

Berlin, den 13. November 1918. 

Die preußiſche Regierung. 
Hirſch, Ströbel, Braun, Eugen Ernſt, Haeniſch, Adolf Hoffmann. 


Dazu bemerkt das „B. T.“: 
Bemerkenswert iſt es, daß die beiden einzigen bürgerlichen Miniſter Fiſchbeck 
und Spahn den Aufruf nicht unterzeichnet haben. 


Kein Umſturz in den Kommunalverwaltungen. 


Berlin, 13. November. Die preußiſche Regierung (gez. Hirſch, Stroebel) hat 
an alle Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten folgendes Telegramm ge— 
richtet: In einer Reihe von Stadtgemeinden iſt die Stadtverordnetenverſammlung 
und ſind die Deputationen aufgehoben und an ihre Stelle ſind für die geſamte 
Gemeindeverwaltung die zur Durchführung der Revolution gebildeten Organe 
geſetzt worden. — Ein derartiges Vorgehen widerſpricht den grundlegenden Erlaſſen 
der neuen Zentralorgane in Reich und Staat; es gefährdet aufs höchſte den ruhigen 
Fortgang der Volksernährung, der Unterſtützung bedürftiger Familien, der Kran— 
kenfürſorge und aller ſonſtigen kommunalen Aufgaben. — Selbſtverſtändlich können 
grundlegende Anderungen in der Organiſation einzelner Gemeindeverwaltungen 
nur infolge einheitlichen geſetzgeberiſchen Vorgehens erfolgen. Nachdem am 
geſtrigen Tage der Rat der Volksbeauftragten ein beſtimmtes Programm für 
Wahlen zu öffentlichen Körperſchaften vorgeſehen hat, bleibt bis zu deſſen Durch— 
führung die bisherige Organiſation in allen Stadtgemeinden und ſonſtigen Kom— 
munalverbänden beſtehen. 

(W. T. B.) Berlin, 13. November. (Amtlich.) Aus Anlaß mehrere Einzel— 
fälle hat die Reichsregierung entſchieden, daß Arbeiter- und Soldatenräte nicht 
befugt ſind, Zahlungen aus Regierungskaſſen und Kreiskaſſen anzuweiſen und zu 
erheben, ebenſo ſind die Arbeiter- und Soldatenräte nicht befugt, bisherige Ge— 
bühren ſelbſtändig zu erhöhen. 
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Der Sitz des Vollzugsrates des A.⸗ und S.⸗Rates. 


Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates hat ſeinen Sitz im Herren⸗ 
hauſe, Zimmer 8. Die Tagesbefehle an die Soldaten werden hinfort von einem 
Mitgliede des Vollzugsrates gegengezeichnet werden. Im Reichstage beſteht bin- 
jort kein Soldatenrat mehr. 

Die Befugniſſe der Offiziere werden ſchon in allernächſter Zeit neu geregelt 
werden. In den militäriſchen Zentralbehörden werden, wie man annimmt, die 
Offiziere auch weiterhin an beratender Stelle bleiben. In den Regimentern und 
ſonſtigen Truppenverbänden denkt man jedoch daran, Soldaten, ohne Rückſicht 
auf ihren Grad, nur unter Berückſichtigung ihrer Tüchtigkeit und Geeignetheit, zu 
Kommandeuren zu machen. 

Im Abgeordnetenhaus beſtehen ſeit geſtern Auskunftsſtellen: 1. für Dele⸗ 
gierte der Soldatenräte der Groß-Berliner Truppenteile; 2. für Angehörige Vere 
liner Truppenteile, die nicht Delegierte von Soldatenräten ſind; 3. für Angehörige 
von nicht Berliner Truppenteilen. Die Beratungsſtellen ſind im vollen Umfange 
geöffnet von morgens 8 bis abends 8 Uhr; nachts iſt nur beſchränkter Betrieb. 


Bekanntmachung des Demobilmachungsamts. 


Zur Überführung des deutſchen Wirtſchaftslebens in den Frieden iſt eine 
oberſte Reichsbehörde unter der Bezeichnung „Reichsamt für die wirtſchaftliche 
Demobilmachung“ (Demobilmachungsamt) errichtet worden. 

Das Demobilmachungsamt gibt folgendes bekannt: 

Alle von den deutſchen Kriegsminiſterien, ſtellvertretenden General: 
kommandos, Gouvernements und Kommandanturen erlaſſenen Bekannt⸗ 
machungen über die Regelung kriegswirtſchaftlicher Verhältniſſe (3. B. Be⸗ 
ſchlagnahmen, Höchſtpreiserlaſſe uſw.) bleiben im Intereſſe der wirtſchaft— 
lichen Demobilmachung zunächſt in Kraft. 

Ihre Abänderung und Aufhebung ſowie die nötigen allgemeinen Aus 
nahmen werden unverzüglich von dem Demobilmachungsamt, Berlin, Verl. 
Hedemannſtr. 10, oder in ſeinem Auftrag erlaſſen werden. 

Die Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung bleibt beſtehen und handelt im Auftrage des 
De mobilmachungsamtes. 

Das Reichsdemobilmachungsamt 
Koeth. 


Kontrolle der Verwaltungsbehörden. 


Die neue preußiſche Regierung hat folgenden telegraphiſchen Erlaß an alle 
Ober⸗ und Regierungspräſidenten gerichtet: 

Aus den Kreiſen der Verwaltungsbehörden ſind Anfragen hierher ergangen, 
in welchen Formen ſich die Zuſammenarbeit mit den Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räten ſowie den etwa entſtandenen Bauernräten am zweckmäßigſten voll⸗ 
ziehen ſoll. Auf dieſe Anfragen iſt zu erwidern, daß die Vertreter des As und 
S.⸗ bzw. Bauernrates als Kontrollinſtanz den einzelnen Verwaltungs⸗ 
behörden, insbeſondere alſo den Oberpräſidien, Regierungen, Landrats⸗ 
ämtern zur Seite zu treten haben und bei allen wichtigeren Verhandlungen 
zuzuziehen ſind. Die Form dieſer Zuziehung wird ſich vom Standpunkte 
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gegenſeitiger loyaler Unterſtützung im einzelnen leicht finden laſſen, wenn 
dabei das Ziel unbedingter Fernhaltung jeder Störung der öffentlichen Ord— 
nung und Sicherheit im Auge behalten wird. 
Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. 


Der Ernährungsdittator für Groß-Berlin. 


Berlin, 13. November. In allen die Ernährung von Groß-Berlin betreffenden 
Angelegenheiten gelten nur die Anordnungen, die von dem Bevollmächtigten für 
das Ernährungsweſen, Emanuel Wurm, unterzeichnet ſind. Sonderverordnungen 
irgendwelcher anderen Stellen ſind ungültig. 

Berlin, 13. November. 


Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats. 
Molkenbuhr. Richard Müller. 


Vorſtehendes veröffentliche ich mit dem Bemerken, daß hiernach die Mit- 
teilung des Vollzugsausſchuſſes des Soldatenrats, Magiſtrat und Gemeindebehörde 
ſeien verpflichtet, die Lebensmittelkarten auf Ausweiſe von den zuſtändigen 
Soldatenräten auszuhändigen, ungültig iſt. Vielmehr gilt lediglich die von mir 
erlaſſene Vorſchrift über Lebensmittelkartenausgabe für Soldaten, die an den 
Säulen angeſchlagen iſt. 

Berlin, 13. November 1918. 


Für den Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates. 
Der Bevollmächtigte für das Ernährungsweſen. 
Wurm. 


Berlin, 13. November. (W. T. B.) 
Für das ausgeſchiedene Mitglied des Vollzugsrates des Arbeiter- und Sol- 
datenrates v. Beerfelde iſt das Mitglied des ehemaligen Aktionsausſchuſſes der 
Grof-Berliner Truppen, Gefreiter Friedrich Trippe, in den Vollzugsrat ein— 
getreten. 
Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates. 
Molkenbuhr. Richard Müller. 


Die Stellung der chriſtlichen Gewertſchaften zur neuen Lage. 


Der am 13. November zuſammengetretene Ausſchuß des Geſamtverbandes 
der chriſtlich-nationalen Gewerkſchaften Deutſchlands erklärt u. a.: 

Mit aller Entſchiedenheit fordert der Ausſchuß von den derzeitigen Macht⸗ 
habern die unverbrüchliche Hochachtung der demokratiſchen Grundſätze, die ſie 
zu ihrer eigenen Legitimation anführen und zur Grundlage jeder Regierungs⸗ 
form gemacht wiſſen wollen. 

Die ſchnelle Einberufung einer konſtituierenden deutſchen Nationalverſamm⸗ 
lung iſt erſtes Erfordernis. Die Vorarbeiten dafür ſind unverzüglich in Angriff 
zu nehmen. Die Wahlen zur Nationalverſammlung haben nach den Grundſätzen 
des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts unter Anwendung 
der Verhältniswahl und Sicherung voller Wahlfreiheit zu erfolgen. 
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Durchſchlagende Maßnahmen ſind zu treffen zur Sicherung der perſönlichen 
Freiheit und der Ausübung der ſoeben verkündeten ſtaatsbürgerlichen Freiheiten: 
der Verkehrs-, Preß⸗, Rede- und Verſammlungsfreiheit ſowie der religiöſen und 
ſtaatsbürgerlichen Überzeugung und Betätigung. 

Mit der Verkündung der ſtaatsbürgerlichen Freiheiten in der Reichshaupt⸗ 
ſtadt iſt ihre Ausübung weder in Berlin noch im Reiche allgemein gewährleiſtet. 

Gewaltſame Eingriffe Privater in das Eigentum, Unterbindung und Störung 
von Verwaltung und Juſtiz, ungeſetzliche Beeinträchtigung von Kirche und Schule 
ſind ſtrengſtens hintanzuhalten ... 

Den neuen deutſchen Volksſtaat erwarten wir als ein wahrhaft demo⸗ 
kratiſches, echt freiheitliches, einheitliches Reich, deſſen ſtärkſte Wurzeln in der 
friedliebenden Geſinnung und in der geiſtigen und materiellen Arbeitstüchtigkeit 
des deutſchen Volkes liegen, und in dem bei einer weitgehend ſozialiſierten Wirt⸗ 
ſchaftsordnung nicht mehr die Ware, ſondern der Menſch im Mittelpunkte des 
Denkens und Geſchehens ſteht. 

Jetzt, wo das deutſche Volk infolge der politiſchen Umwälzung, der ungiin 
ſtigen Waffenſtillſtandsbedingungen und des plötzlichen Zurückflutens der Millionen— 
heere in den nächſten Wochen und Monaten vor den größten und ſchwierigſten 
Aufgaben ſeiner Geſchichte ſteht, fordern wir unſere Mitglieder und Anhänger 
in allen Landesteilen auf, ſich allen Behörden und derzeitigen Machthabern 
zur Mitarbeit zur Verfügung zu ſtellen, damit wir möglichſt bald zu geordneten 
Zuſtänden kommen. 

In allen Stadt- und Landkreiſen werden Abrüſtungsausſchüſſe eingeſetzt 
werden müſſen, die ſich aus Behörden, den Leitern der Arbeitsnachweiſe und Ver— 
tretern der Arbeitgeber- und Arbeiterorganiſationen zuſammenzuſetzen haben, um 
überall den heimkehrenden Kriegern Arbeits-, Verdienft- und Unterkunftsmöglich— 
keit zu ſchaffen. 

Beſondere Aufmerkſamkeit iſt dabei den Kriegsbeſchädigten zuzuwenden. 

In den landwirtſchaftlichen Gemeinden und Gemeindeverbänden ſind pari⸗ 
tätiſche Ausſchüſſe von Landwirten und Landarbeitern zu bilden zur Erfaſſung aller 
verfügbaren Nahrungsmittelvorräte und zur Sicherung der weiteren Volksernährung. 

Die leitenden Regierungsſtellen werden aufgefordert, dieſe gewaltigen Auf— 
gaben ohne Verzug zu organiſieren. 

Ohne weitgehende Mitarbeit aller Gewerkſchaften ſind dieſe Aufgaben nicht 
zu löſen. Die Arbeiter- und Soldatenräte find als Parteiorganiſation nicht die 
geeigneten Körperſchaften, die beruflichen Intereſſen der Arbeiter gegenüber den 
Unternehmern und der Regierung ausreichend wahrzunehmen. Wir werden jede 
Regierung bekämpfen, die die Berufsvereine der Arbeiter und Angeſtellten aller 
gewerkſchaftlichen Richtungen nicht als die maßgebende Vertretung der Arbeit— 
nehmer in ſozialen und wirtſchaftlichen Angelegenheiten anerkennen oder ſie gar 
von der Mitarbeit ausſchalten will. 

An unſere Mitglieder ergeht die dringende Aufforderung, unter allen 
Umſtänden den gewerkſchaftlichen Organiſationen die Treue zu bewahren. 


Achtſtunden⸗Arbeitszeit in den ſtädtiſchen Betrieben. 


Der Magiſtrat hat in ſeiner heutigen Sitzung beſchloſſen: Die achtſtündige 
Arbeitszeit wird in allen ſtädtiſchen Betrieben und Anſtalten vom 1. Dezember 
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ab eingeführt. Die einzelnen Verwaltungen werden mit der ſofortigen Aus⸗ 
führung dieſes Beſchluſſes beauftragt. Soweit im Intereſſe der Überleitung Aus⸗ 
nahmen geboten ſind, unterliegt dies der Beſchlußfaſſung des Magiſtrats. Für die 
Guter bleiben beſondere Beſtimmungen vorbehalten. 


Die Spartakusgruppe als ſelöſtündige Partei. 
Die Konſtitnierungsverſammlung. 
Berlin, 13. November. (W. T. B.) 

Die Spartakus⸗Gruppe, die bisher der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen 
Partei angehörte, beabſichtigt, ſich in einer öffentlichen Verſammlung, die am 
Donnerstag, 14. November, abends in den Sophienlälen in Berlin ſtattfindet, 
als ſelbſtändige politiſche Partei zu konſtituieren. Vermutlich werden als Redner 
Karl Liebknecht und Roſa Luxemburg auftreten. 


Die „Unabhängigen“ an die Internationale. 
Berlin, 13. November. (W. T. B.) 
Die unabhängige ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands erläßt folgende 
Kundgebung: 
An die Internationale! 
Arbeiter! Parteigenoſſen! 


Die große, geſchichtliche Tat iſt vollbracht, die deutſche Revolution iſt 
nicht mehr bloß ein Gegenſtand der e ſie iſt lebendige Wirklichkeit 
geworden! 

In wenigen Tagen erhob ſich im ganzen Reich die Arbeiterſchaft in ein⸗ 
mütigem Zuſammenwirken mit Soldaten und Matroſen, feſt entſchloſſen, koſte 
es, was es wolle, die drückende Gewaltherrſchaft abzuwerfen. In kühnem 
Sturmlauf, die prächtigen Mannſchaften der Marine voran, bemächtigte ſich 
das arbeitende Volk Deutſchlands der Regierungsgewalt. 

Sicherung des Friedens, Wiederaufrichtung der zerſtörten Volkswirt⸗ 
ſchaft, Aufbau der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft, das ſind jetzt unſere großen 
Aufgaben. Unſer Volk blutet aus unzähligen Wunden, die die verbrecheriſche 
Politik der beſitzenden Klaſſen und ihrer Regierungsmänner geſchlagen haben. 
Nur durch Zuſammenfaſſung aller Kräfte kann es gelingen, auf den Trüm⸗ 
mern eine neue Welt, eine Welt der Freiheit und Brüderlichkeit entſtehen zu 
laſſen. 

Der harte Waffenſtillſtandsvertrag erſchwert dieſes Werk ungemein. Die 
deutſchen Politiker, die dem ſchmachvollen Frieden von Breſt-Litowſk zu⸗ 
ſtimmten, haben kein Recht, ſich zu beklagen, daß die Entente ſie in gleicher 
Weiſe behandelt. Wir aber haben mit der ganzen Wucht, die uns unſere inter: 
nationale ſozialiſtiſche Geſinnung verleiht, dieſen Friedensvertrag, ebenſo wie 
den von Bukareſt, bekämpft. Blutenden Herzens empfanden wir damals, daß 
wir noch nicht ſtark genug waren, dieſe Gewaltakte zu verhindern. Aber das 
Verlangen, das Unrecht wieder gutzumachen, ſtärkte unſere Kraft bis zur 
höchſten, revolutionären Energie. Jetzt, wo die Welt vom Alpdruck des preußiſch⸗ 
deutſchen Militarismus befreit iſt, iſt es an Euch, den Kampf zu führen gegen 


14” 211 


VA 


die Geivaltpolitit in Euren Ländern, zu verhindern, unſere Revolution zu 
erſticken, den Keim für neue Kriege zu legen. Wir beugen uns heute der Not 
der Stunde, wenn wir auch die drückendſten Bedingungen, die uns auferlegt 
werden, annehmen. 

Wir appellieren aber an Eure Klaſſenſolidarität, an Euer Gerechtigkeits⸗ 
gefühl, an Eure ſozialiſtiſche Geſinnung. Und wir ſind gewiß, Ihr werdet 
Eure Macht ſo ſtärken, daß eine Vergewaltigung von Brüdern nicht mehr 
ſtattfinden kann. Folgt Ihr uns, dann hat die Stunde des Kapitalismus in 
der ganzen Welt geſchlagen. 


Es lebe der internationale Sozialismus! 
Die Solidarität aller Völker! 


Die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands. 


Ernſt Däumig. Wilhelm Dittmann. Hugo Haaſe. Adolf Hofer. Guſtav 
Laukant. Georg Ledebour. Robert Wengels. Luiſe Zietz. 


Die Stellung der Parteien. 


Im Namen der konſervativen Parteileitung bittet Abg. v. Heydebrand in 
der „Kreuzztg.“ ſeine Parteifreunde, „trotz der Bitterkeit und Sorge, die jetzt ihr 
Herz erfüllt, der furchtbaren Notlage des Vaterlandes eingedenk, alles zu tun, 
was in ihren Kräften ſteht, um die auf Erhaltung von Ruhe, Ordnung und Sicher⸗ 
heit des Lebens und des Privateigentums gerichteten Beſtrebungen der gegen 
wärtigen Regierung zu unterſtützen. Insbeſondere bitte ich alle Parteifreunde, 
daß ſie in dieſen ſchweren Tagen und Wochen, ſelbſt mit den größten eigenen 
Opfern, die Ernährung des Volkes, von der jetzt alles abhängt, durch Abgabe und 
Bereitſtellung deſſen, was der einzelne nur irgend zu leiſten vermag, ſichern helfen.“ 


Die „Germania“ veröffentlicht Kundgebungen der Zentrumsfraktionen des 
Reichstages und des Abgeordnetenhauſes, in denen es heißt: 

Wir beanſpruchen feierlich Achtung und Gleichberechtigung unſerer Grund— 
ſätze. Wir machen Gebrauch von dem Rechte der Freiheit des Wortes und dem 
Verſammlungsrecht. Die Zentrumspartei wird alle, die ſich zu ihren Grund⸗ 
ſätzen bekennen, im entſcheidenden Augenblick an die Wahlurne rufen. Heute 
aber gilt es, für Ruhe, Sicherheit und Ordnung im Lande zu arbeiten, um 
die geregelte Führung der Staatsgeſchäfte zu ermöglichen. Dabei muß jedem 
die Wahrung ſeiner politiſchen und religiöſen Überzeugung geſichert ſein. 
Wir bitten unſere Parteifreunde im ganzen Lande: Beratet die Lage! Bereitet 
die Wahlen vor! Klärt auf und belehrt die Frauen! 

In der Kundgebung der Zentrumsfraktion des Abgeordnetenhauſes heißt es: 

Die gegenwärtige Zeit verlangt, wie von jedem Staatsbürger, ſo auch von 
uns in Preußen, daß wir alles tun, um Ruhe und Ordnung im Staats- und 
Wirtſchaftsleben aufrechtzuerhalten, damit Hungersnot und Blutvergießen 
ferngehalten werden. 


Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat an die Entente. 


Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats hat folgenden Aufruf an 
die Völker Frankreichs, Italiens, Englands und Amerikas gerichtet: 
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Vier Jahre lang hat der Weltkrieg die Völker in zwei feindliche Lager ge- 
ſchieden. Millionen von Menſchenleben ſind vernichtet worden, Kulturgüter 
ohne Zahl ſind der Zerſtörung anheimgefallen. In allen Völkern lebt die 
brennende Sehnſucht nach Frieden. In Deutſchland waren es die Militär⸗ 
kaſte und die herrſchenden Gewalten, die in den Krieg hineingetrieben haben 
und die in unerſättlicher Eroberungsgier von Frieden nichts wiſſen wollten. 
Mit eiſernem Zwange hielt die Militärdiktatur das deutſche Volk im Innern 
im Bann. Unter unſäglichen Opfern und Verfolgungen hatten die zu leiden, 
die den Kampf für Frieden und Freiheit auf ihre Fahne geſchrieben hatten. 

Der Übermut und die Herrſchſucht der Herrſchenden drohte das deutſche 
Volk der vollſtändigen Vernichtung zu überliefern. In letzter Stunde raffte 
es ſich auf und warf das unerträgliche Joch von ſich. Die Arbeiter und Gol: 
daten waren es, die in wenigen Tagen der fluchbeladenen Hohenzollern⸗ 
herrſchaft und dem ganzen dynaſtiſchen Syſtem Deutſchlands ein Ende 
machten. Die Arbeiter und Soldaten waren es, die die Militärdiktatur zer⸗ 
ſchmetterten und die Regierung beſeitigten, die die Verantwortung für die 
Kriegspolitik Deutſchlands trug. Arbeiter und Soldaten ſind es, die die Freie 
heit Deutſchlands erkämpft haben. 

Arbeiter und Soldaten ſind es, die dringend den Frieden haben wollen. 

Die anderen Völker haben von dem freiheitlichen Deutſchland nichts mehr zu 
befürchten. Wie die Gewaltpolitik im Innern, ſo ſoll auch die Gewaltpolitik 
nach außen in Deutſchland für immer dahin ſein. Niemals wieder ſoll der 
deutſche Militarismus ſein Haupt erheben. Ein friedliches Zuſammenleben 
der Völker, ein allen erſprießlicher Wirtſchaftsverkehr, ein auf dauerndem 
Frieden und wirklicher Freiheit aufgebauter Völkerbund iſt das Ziel der 
deutſchen Arbeiter und Soldaten. 
Die Wiederherſtellung des aus tauſend Wunden blutenden Deutſchlands, 
die Neuordnung ſeines Wirtſchafts⸗ und Staatslebens, die Erlöſung des Volkes 
von Hunger, Entbehrungen und anderen Nöten kann aber nicht geſchehen, 
wenn ihm von den Regierungen der Entente unerträglich harte Waffen⸗ 
ſtillſtands⸗ und Friedensbedingungen auferlegt werden. Wir appellieren 
daher an das Gerechtigkeits- und Solidaritätsgefühl der uns bisher feindlichen 
Völker und reichen ihnen über die Schützengräben hinweg die Bruderhand. 
Wir bitten ſie, bei ihren Regierungen ſelbſt zu wirken, daß das deutſche Volk 
nicht völlig zum Hungertode und politiſcher Ohnmacht verurteilt werde. 

Wir bitten die Völker, mit ihrer ganzen Kraft dafür einzutreten, daß 
der Friede, der da kommt, ein Friede brüderlicher Verſtändigung ohne 
jede Eroberungen und Unterdrückungen werde, ein Friede, der jedem Volke 
das Recht der Selbſtbeſtimmung und der freiheitlichen Entwicklung läßt. 

Ihr Arbeiter Frankreichs, Englands, Italiens uſw. habt oft verſprochen, 
daß ein ſolcher Friede euer Ziel ſei. Laßt jetzt euer Verſprechen zur Tat 
werden. Tretet dafür ein, daß die Waffenſtillſtandsbedingungen, die 
Deutſchland dem wirtſchaftlichen Ruin und dem völligen Hungertode preis— 
geben, gemildert werden. Tretet dafür ein, daß ein Friede zuſtande 
kommt, der den Aufbau einer neuen glücklicheren und friedlicheren Welt 
ermöglicht. Ein Friede, der künftiges Völkermorden unmöglich macht. 

Als Vertreter des Vollzugsrats der Arbeiter- und Soldatenräte erheben 
wir unſere Stimme und bitten euch, dafür einzutreten, daß das deutſche Volk 


213 


durch eure Regierungen nicht zu einem Sklavendaſein verurteilt wird. Wir 
haben uns unſere Freiheit im Innern erkämpft und wollen in Zukunft im 
Rate der Völker als gleichberechtigte Mitarbeiter ſitzen. 

Es lebe der Friede! Es lebe die Freiheit! 

Es lebe der internationale revolutionäre Sozialismus! 
Verlin, den 14. November 1918. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats: 
Brutus Molkenbuhr. Rich. Müller. 


Die Beſetzung der Reichsämter. 


Berlin, 14. November. Amtlich. Nach dem Beſchluß des Rates der Volks— 
beauftragten ſind die Reichsämter wie folgt beſetzt worden: Auswärtiges Amt 
Dr. Solf, Reichsſchatzamt Schiffer, Reichswirtſchaftsamt Dr. Auguſt Müller, 
Reichsamt für die wirtſchaftliche Demobiliſation Dr. Koeth, Kriegsernährungsamt 
Emanuel Wurm, Reichsarbeitsamt Bauer, Kriegsminiſterium Scheüch, Reichs⸗ 
marineamt v. Mann, Reichsjuſtizamt Dr. Krauſe, Reichspoſtamt Rüdlin. — 
Ferner gehören den Reichsämtern als Unterſtaatsſekretäre an: Auswärtiges Amt 
Dr. David, Kriegsernährungsamt Robert Schmidt, Reichsarbeitsamt Giesberts. 
Als Beigeordnete werden den Staatsſekretären zur Seite gegeben: Auswärtiges 
Amt Karl Kautsky, Reichsſchatzamt Eduard Bernſtein, Reichswirtſchaftsamt 
Dr. Erdmann⸗Köln, Reichsamt für die wirtſchaftliche Demobiliſation Büchner und 
Schumann, Reichsarbeitsamt Jaeckel, Kriegsminiſterium Göhre und Diumig, 
Reichsmarineamt Noske und Vogtherr, Reichsjuſtizamt Dr. Oskar Cohn. 

Staatsſekretär Erzberger wird gemeinſam mit dem Auswärtigen Amt die 
Friedensverhandlungen einleiten. 

Wegen der Beſetzung des Reichsamts des Innern ſchweben noch Verhand— 
lungen. 

Die Reſſortminiſter erledigen ihre Aufgaben nach den allgemeinen Anwei— 
ſungen der Reichsleitung. 

Die Unabhängige ſozialdemokratiſche Partei hat eine Anzahl für ſie offen 
gehaltener preußiſcher Regierungsſtellen beſetzt. Als Mitglied iſt in das preußiſche 
Kabinett der Berliner Rechtsanwalt Dr. Kurt Roſenfeld eingetreten. Unterſtaats⸗ 
ſekretär im preußiſchen Miniſterium des Innern wird der Schriftſteller Dr. Rudolf 
Breitſcheid. 


Der Oberſte Soldatenrat der Oſtſeeſtation gegen die Reichsregierung. 
Kiel, 14. November. 
Hier wird ein Flugblatt verbreitet, in dem es u. a. heißt: 

„Der „Oberſte Soldatenrat der Oſtſeeſtation“ kann nicht verhehlen, daß der 
Erlaß des Reichsmarineamts, betreffend Einſetzung der Offiziere in ihre 
Dienſtſtellen mit Befehlsgewalt, ſtarke Beunruhigung und Erbitterung in der 
Marine hervorgerufen hat. Die Marinemannſchaft mit ihren Vertrauens— 
leuten und Obmännern, vertreten durch den „Oberſten Soldatenrat der Oſt— 
ſeeſtation“, ſtellen ſich einmütig auf den Standpunkt, nicht nur als Beratende 
der die Befehlsgewalt innehabenden Offiziere wirken zu können, ſondern 
erwarten von der Regierung, daß ſie nachſtehenden Antrag bald wohlwollend 
prüfen und antragsgemäß erledigen möge: 


„Dem Oberſten Soldatenrat der Oſtſeeſtation als Träger der Macht 
werden zur ſachgemäßen Durchführung der für die Waffenſtillſtands- und 
Friedensbedingungen erforderlichen Maßnahmen, wie bisher mit den ent— 
ſprechenden Dienſtſtellen, Offiziere als techniſche und militäriſche Berater 
zur Seite geſtellt.“ 

Unter beſonderer Berückſichtigung, daß gerade Kiel als Grundſtein der 
Umwälzung mit gutem Beiſpiel und Einigkeit voranging und in polttiſcher 
Beziehung vorbildlich und muſtergültig geweſen iſt, darf der „Oberſte Sol— 
datenrat der Oſtſeeſtation“ ſich wohl der Erwartung hingeben, daß die Regie— 
rung ihm vollſtändiges Vertrauen zu allen ſeinen Anordnungen und Macht— 
befugniſſen geben kann, hingegen durch eine andere Stellungnahme der Re— 
gierung der Standpunkt der Marine von dieſer gänzlich iſoliert würde. Sofern 
die Regierung wider Erwarten auf vorerwähntem Standpunkt beharren 
ſollte, kann ſeitens der Marine, vertreten durch den „Oberſten Soldatenrat 
der Oſtſeeſtation“, nicht mehr volle Garantie für die weitere Aufrechterhaltung 
vollſtändiger Ruhe und Ordnung übernommen werden. 


„Der Oberſte Soldatenrat der Oſtſeeſtation“. 
*Der vorſtehende Proteſt iſt durch Flugblatt dem Reichskanzler zugeſtellt worden. 


Die Neugeſtaltung der Berliner Polizei. 


Über eine Neuordnung der Berliner Polizei wurde der Preſſe folgendes mit— 
geteilt: An die Spitze des Berliner Polizeipräſidiums iſt der Abg. Eichhorn als 
Volkskommiſſar für öffentliche Sicherheit getreten. Von den bisherigen Beamten 
der Berliner Polizei haben alle ohne Ausnahme ſich bereit erklärt, ihre bisherigen 
Funktionen weiter auszuüben. Die Aufgabe der Polizei, für die öffentliche Sicher— 
heit zu ſorgen, hat naturgemäß keine Veränderung erfahren. Jedoch haben ſich 
im einzelnen einige Neuordnungen als erforderlich erwieſen. 

Die Dezentraliſation in Bezirksämtern, wie ſie ſchon vor einiger Zeit ge— 
ſchaffen worden iſt, hat ſich bewährt und ſoll auch in Zukunft beſtehen bleiben. 
Innerhalb der Zentralabteilung iſt jedoch die politiſche Abteilung ſofort aufgelöſt 
worden. Eine politiſche Polizei, die die Aufgabe hatte, politiſch Verdächtige zu 
überwachen, wird es alſo in Zukunft nicht mehr geben. Geblieben iſt lediglich die 
Abteilung für Ausländerweſen, die das Paßweſen und dgl. zu verwalten hat. Sie 
iſt der Abteilung I zugewieſen. Im übrigen bleibt die Verwaltung des Polizei— 
präſidiums im allgemeinen dieſelbe. 

Die militäriſchen Dienſtbezeichnungen in der Schutzmannſchaft des Landes 
polizeibezirks Berlin ſind aufgehoben worden. Der Polizeioberſt erhält die Amts— 
bezeichnung Polizeidirektor, die Polizeimajore und Polizeihauptleute Ober— 
kommiſſare, und die Polizeileutnants die Amtsbezeichnung Polizeitommiſſare. 
Die Achſelſtücke an der Dienſtbekleidung der Beamten kommen in Fortfall. Die 
Polizeiwachtmeiſter behalten ihre Bezeichnung, der Schutzmann heißt fortan 
Polizeiwachmann. 

Neu geſchaffen wurde ein Fremdenamt. Bisher übte die Aufficht über den 
Fremdenverkehr die Gaſthofspolizeißaus. Es wird Hand in Hand' mit dem Ein— 
wohnermeldeamt arbeiten. Die Gaſthöfe haben die neu angekommenen Fremden 


* Siehe Seite 233. 
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auf Zetteln anzumelden. Dieſe Zettel gehen dem Fremdenamt zu, wo ſie bear 
beitet werden. ̃ 

Ferner ſind neu geſchaffen: ein Sicherheitsausſchuß, ein Verpflegungsaus— 
ſchuß für Militär, ſowie ein Vertreter des Präſidenten in Angelegenheiten des 
Arbeiter- und Soldatenrates. Das Verhältnis zwiſchen Polizeipräſidium und den 
Vororten ſoll noch geregelt werden. 


Um das Vertrauen des Publikums zur Polizei zu heben, iſt ferner die Ein— 
richtung von Vertrauensmännern bei den einzelnen Polizeiſtationen geſchaffen 
worden. Vorläufig werden dieſe Vertrauensmänner vom Präſidenten ernannt, 
ſollen aber ſpäter von der Bevölkerung gewählt werden. Ihre Aufgabe wird es 
ſein, allen, die mit dem Polizeirevier zu tun haben, mit Rat zur Seite zu ſtehen, 
ſowie bei Konflikten vermittelnd einzugreifen. Die ausübende Befugnis wird 
jedoch nach wie vor in den Händen des Reviervorſtandes verbleiben. 

Polizeipräſident Eichhorn teilte ferner mit, daß es ſein Beſtreben ſei, ein 
feſtes Vertrauensverhältnis zwiſchen Bürgerſchaft und Polizei herzuſtellen. Die 
Polizei ſei nicht mehr dazu da, das Publikum zu bevormunden, ſondern nur dazu, 
für Ordnung und Sicherheit zu ſorgen. Auf dieſe Befugniſſe werde ſich die Polizei 
in Zukunft zu beſchränken haben.“ Reformen würden noch angeſtrebt nach ver— 
ſchiedenen Richtungen, fo beſonders in der Sittenpolizei und für die Geſundheits— 
polizei. Die Zurückziehung der Militärpatrouillen, die heute der Polizei bei⸗ 
gegeben ſeien, würde ſich bald ermöglichen laſſen. Dann ließe ſich allerdings die 
heutige Waffenloſigkeit der Polizeiorgane nicht beibehalten; jedoch ſei erwogen, 
ſie mit minder gefährlichen Waffen, wie z. B. Polizeiknüppeln nach engliſchem 
Muſter, auszugeſtalten. 


An die Einwohner und Soldaten Groß-Berlins. 


Sämtliche Ausweiſe, die von Behörden und Soldatenräten ausgeſtellt ſind, 
erkläre ich auf Grund der mir vom Vollzugsausſchuß der Arbeiter- und Soldaten— 
räte erteilten Vollmacht für ungültig. Gültigkeit haben nur noch Ausweiſe, die 
von der Kommandantur Berlin àzusgeſtellt ſind. Dieſe Ausweiſe müſſen den 
Kommandanturſtempel haben und mit meiner Unterſchrift verſehen ſein. 

Behörden und öffentliche Gebäude müſſen ihrerſeits Ausweiſe ausſtellen, die 
von der Kommandantur zu ſtempeln ſind. 

Den Plünderungen wird mit allem Nachdruck entgegengetreten werden, und 
iſt in jedem Falle die Kommandantur — Abt. I — von erfolgten und beabſichtigten 
Plünderungen zu benachrichtigen, die ſofort Abhilfe ſchaffen wird. Stärkere Mili⸗ 
tärwachen werden baldigſt in den einzelnen Stadtbezirken eingerichtet und die 
Wachtlokale der Bevölkerung bekanntgegeben. 

Alle Soldaten der Garniſon Groß-Berlin haben ſich bei ihrem Erſatztruppen⸗ 
teil in Liſten eintragen zu laſſen, um den vielen Anforderungen zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ruhe und Ordnung nachkommen zu können. 

Die Einwohner Groß-⸗Berlins bitte ich, augenblicklich gegen Plünderer 
gemeinſam vorzugehen und zu handeln. 


Der erſte Kommandant der Stadt Berlin. 
Otto Wels, M. d. R. 


An die Soldaten. 


Der Kommandant von Berlin, Wels, erläßt folgende Bekanntmachung: 


Soldaten, Achtung! 

Eure Entlaſſung in die Heimat erfolgt durch die Erſatztruppenteile. Es iſt 
unbedingt erforderlich, daß ihr euch ſofort dahin begebt, um eure Entlaſſung 
zu beſchleunigen. Der Standort des Erſatztruppenteils iſt beim ſtellv. General 
kommando des Gardekorps zu erfragen. 

Rückſtändige Gebühren und alle ſonſtigen Forderungen können nur beim 
Erſatztruppenteil erledigt werden. 

Fahrſcheine zum Erſatztruppenteil werden auf der Kommandantur des 
Bahnhofs ausgeſtellt, von welchem ihr abfahrt. 


Die Archive auf! 


Die „Deutſche Zeitung“, das Organ der Alldeutſchen, verlangt die Offnung 
der Archive, um die Frage der Schuld am Kriege zu klären. 

„In jedem Falle“, ſchreibt das Blatt, „iſt der Augenblick der Sache günſtig. 
Die gegenwärtigen Gewalthaber haben auf niemand Rückſicht zu nehmen. 
So bringen wir ihnen die rückſichtsloſe Veröffentlichung der mit dem Urſprung 
des Krieges in Verbindung ſtehenden Aktenſtücke in Vorſchlag.“ 


Eine Verſammlung der Spartakus⸗Gruppe. 


(Bericht für das „Berliner Tageblatt“.) 


Eine konſtituierende Verſammlung der Spartakus⸗Gruppe ſollte Meldungen 
zufolge geſtern abend in den Sophienſälen ſtattfinden. In Wirklichkeit ſchien nur 
die Beratung von Richtlinien im engeren Kreiſe vorgeſehen geweſen zu ſein. Man 
hatte zu dieſem Zweck auch nur einen kleinen Saal gemietet. Die Ankündigung 
der Verſammlung durch die Preſſe hatte jedoch bewirkt, daß große Maſſen herbei— 
geſtrömt waren und noch ein zweiter Saal in Anſpruch genommen werden mußte. 
Weder Liebknecht noch Roſa Luxemburg, die als Redner genannt waren, waren 
erſchienen. Die Redner des Abends beſchränkten ſich auf rein agitatoriſche Aus— 
führungen, die ſich namentlich gegen die „Scheidemänner“ richteten. 


Für eine republitaniſch⸗demotratiſche Partei. 


Eine Entſchließung der Fortſchrittler Groß-Berlins. 

Der Parteitag der Fortſchrittlichen Volkspartei, der geſtern ſtattfand, nahm 
nach einem einleitenden Bericht des Abgeordneten Fiſchbeck nachfolgende Ent— 
ſchließung an: 

„Der Parteitag der Fortſchrittlichen Volkspartei für Groß-Berlin fordert die 
Parteigenoſſen auf, die Beſtrebungen zur Aufrechterhaltung eines geordneten 
Staats⸗ und Wirtſchaftslebens bereitwillig zu unterſtützen, zugleich mit dem 
Entſchluß, bei der Neuordnung der politiſchen Verhältniſſe die volle Gleich— 
berechtigung aller Volksſchichten tatkräftig zu wahren. Der Parteitag verlangt 
die ſchleunige Einberufung einer in freier und unbehinderter Abſtimmung von 
Männern und Frauen zu wählenden Nationalverſammlung, die über die Grund— 
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fragen der ſtaatlichen Neuordnung zu entſcheiden hat. Der Parteitag erachtet als 
unabweisbares Gebot der neuen Zeit die Bildung einer großdeutſchen, auf demo⸗ 
kratiſchem und republikaniſchem Boden ſtehenden Partei, die ſich zur Aufgabe 
ſetzt, die Reichseinheit zu ſchirmen und die politiſchen Grundſätze und Ziele des 
freiheitlichen Bürgertums in Stadt und Land zur Geltung zu bringen. Er erſucht 
die Parteileitung der Fortſchrittlichen Volkspartei, unverzüglich mit den in Be— 
tracht kommenden Parteiorganiſationen und den auf das gleiche Ziel gerichteten 
Beſtrebungen in Verbindung zu treten, um den Zuſammenſchluß aller freiheitlich 
Geſinnten zum Aufbau und Ausbau des Staatsweſens in wahrhaft demokratiſchem 
Geiſte herbeizuführen.“ 

Der Parteitag wählte einen Aktionsausſchuß, der die Bildung von Bürger⸗ 
ausſchüſſen in Groß-Berlin vornehmen ſoll. 


Der Reichsausſchuß der Zentrumspartei. 


Vor der Einberufung. 

In einer Beratung der in Berlin anweſenden Mitglieder der Zentrums— 
fraktionen des Reichstags und des Abgeordnetenhauſes wurde beſchloſſen, einen 
Ausſchuß zu bilden, der die Aufklärungstätigkeit im Lande in die Wege leiten ſoll. 
Der Vollzugsausſchuß beſteht aus den Herren Dr. Pfeifer für die Reichstags⸗ 
fraktion, Profeſſor Wildermann für die Landtagsfraktion und Dr. Fortmann für 
die Preſſe. Der Ausſchuß hat zunächſt die Einberufung des Reichsausſchuſſes 
der Zentrumspartei angeregt. Zu den Beratungen werden auch Vertreterinnen 
von Frauenverbänden zugezogen werden. 


Demobilmachung. 


teilt mit: Die von den ſtellvertretenden Generalkommandos, den Feſtungsgou— 
vernements und Feſtungskommandanten erlaſſenen Bekanntmachungen betreffend 
die Meldepflicht der Arbeitsnachweiſe über Arbeitsgeſuche und offene Stellen 
bleiben zunächſt im Intereſſe der wirtſchaftlichen Demobilmachung in Kraft. Die 
Zentralauskunftsſtellen haben ihre bisherige Tätigkeit fortzuſetzen. 

Auf Grund des Erlaſſes des Rats der Volksbeauftragten über die Errichtung 
des Demobilmachungsamtes vom 12. November 1918 wird verordnet: 

1. Allen Arbeitern, Arbeiterinnen und Angeſtellten, die innerhalb des Ver— 
waltungsbezirks des Verbandes Groß-Berlin am 9. und 11. November 1918 
die Arbeit eingeſtellt haben, iſt der Lohn für dieſe Tage zu zahlen. 

2. Allen Arbeitern, Arbeiterinnen und Angeſtellten, die gegenwärtig in den 
Arbeiterräten der einzelnen Betriebe tätig find, iſt für dieſe Tätigkeit der bis- 
herige Lohn weiterzuzahlen. 

Berlin, den 14. November 1918. 
Demobilmachungsamt. Koeth. 


Achtſtundentag und Tarifkündigung der Brauereiarbeiter. 


Am Donnerstag faßte eine ſehr ſtark beſuchte Verſammlung der Brauerei⸗ 
arbeiter nach einem Referat ihres Kollegen Tröger einſtimmig folgenden Beſchluß: 
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„Da durch die Beendigung des Krieges und der folgenden Demobiliſierung 
des Heeres ein Überangebot von Arbeitskräften eintreten wird, iſt eine ſofortige 
Herabſetzung der Arbeitszeit auf höchſtens acht Stunden unbedingt erforderlich 
und werden die Organiſationsvertreter beauftragt, ſich unverzüglich mit den Arbeit— 
gebern in Verbindung zu ſetzen. 

Weiter beſchließen die Verſammelten, die geltenden Tarifverträge beim 
nächſten Ablauf zu kündigen.“ 

Die Tarifkündigung begründete der Referent damit, daß während der Kriegs— 
jahre verſchiedene Anderungen im Arbeitsverhältnis eingeführt worden ſeien, die 
nur als Kriegsmaßnahmen gedacht ſeien und deshalb einer endgültigen Regelung 
durch den Tarifvertrag bedürfen. Auch der Tariflohn ſei noch der Lohn der Friedens— 
zeit, der durch Teuerungszulagen um 33 Mark erhöht ſei, aber mit einer Friſt von 
drei Monaten gekündigt werden könne. Der Tariflohn müſſe alſo den Koſten der 
Lebenshaltung entſprechend ebenfalls feſt geregelt werden. 


Die Löhne im Friſeurgewerbe 


für feſte Stellung, unterliegen bis auf weiteres noch der freien Vereinbarung, doch 
iſt mit Rückſicht auf die Preiserhöhung eine entſprechende Lohnerhöhung zu fore 
dern. Bezüglich der Aushilfelöhne beſchloß der Zweigverein Berlin mit Wirkung 
ab 15. November folgende Sätze: Für Sonnabend und Sonntag, von Sonnabend 
früh 8 Uhr ab, 24 M.; von Sonnabend 2 Uhr ab 19 M.; von 5 Uhr ab 15 M.; für 
einen Sonnabend von 2 Uhr ab 10 M.; für einen Sonntag 9 M.; für einen Wochen— 
tag 10 M.; für einen halben Wochentag bis 2 Uhr oder von 2 Uhr ab 6 M:; für 
einen Abend von 5 Uhr ab 4 M.; für Feiertage wie Bußtag 8 M. Sonntags darf 
nicht nach 12 Uhr, Sonnabends nicht nach 9 Uhr und an Wochentagen nicht nach 
8 Uhr gearbeitet werden. — Die aus dem Heeresdienſt zurückkehrenden Mitglieder 
werden erſucht, ſich ſofort im Bureau, Engelufer 15 III, Zimmer 59, anzumelden. 


Konventionalſtrafe bei Nichtwiederannahme zurückkehrender Angeſtellter. 


Der geſchäftsführende Ausſchuß des Verbandes Deutſcher Damen- und Mäd— 
chenmäntelfabrikanten, welcher bereits am 29. April 1918 durch Rundſchreiben 
ſeinen Mitgliedern dringend empfohlen hatte, alle am 1. Auguſt 1914 bei ihnen 
beſchäftigt geweſenen und jetzt aus dem Felde zurückkehrenden Angeſtellten grund— 
ſätzlich zunächſt wieder anzunehmen, hat in ſeiner Sitzung am 13. November be— 
ſchloſſen, in einer ſofort einzuberufenden Mitgliederverſammlung die Mitglieder 
gegen Konventionalſtrafe zu verpflichten, dieſem Rundſchreiben nachzukommen. 


Die Speiſungen in Berlin. 


Nach Vereinbarung mit den Magiſtraten Berlins treten am 12. November d. J. 
folgende Beſtimmungen in Kraft: 

Die Berliner Volksſpeiſung ſoll hinfort in weiterem Umfange als bisher der 
Berliner Bevölkerung Dienſte leiſten. Neben dem Mittageſſen, auf deſſen Ver 
beſſerung ſtändig hingewirkt werden wird, ſoll auch noch eine dicke Abendſuppe 
verabfolgt werden. Die Ausgabezeiten bleiben für das Mittageſſen wie bisher von 
1/,12 bis ½2 Uhr, für die Abendſuppe werden ſie vorläufig auf die Zeit von 6 bis 
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71/, Uhr feſtgeſetzt. Die beiden Küchen Sellerſtr. 16/31 und Markthalle Luiſenufer 
werden wieder in Betrieb geſetzt. Die Zahl der Ausgabeſtellen wird im Bedarfs- 
falle vermehrt werden. Abendſuppe wird vorläufig in folgenden Ausgabeſtellen 
verabfolgt: 

Treskowſtr. 11, Greifenhagener Str. 20, Landsberger Allee 59, Memeler 
Str. 24/25. Höchſte Str. 34/35, Raveneſtr. 12, Müllerſtr. 158/159, Zentralmarkt⸗ 
halle Rochſtr., Gartenſtr. 107, Walde marſtr. 77, Reichenberger Str. 131/132, Luiſen⸗ 
ufer 15/16, Alte Jakobſtr. 127, Bremer Str., Roſtocker Str. 32, Tempelhofer Ufer 20, 
Genthiner Str. 4, Graunſtr. 11, Paſteurſtr. 5, Rigaer Str. 81/82, Langeſtr. 76, 
Sellerſtr. 16/31, Böttgerſtr. 13, Müllerſtr. 48, Niederwallſtr. 6/7, Naglerſtr. 3, 
Dieffenbachſtr. 151, Schmidſtr. 30, Markthalle Arminiusplatz, Alt-Moabit 23, 
Mittenwalder Str. 34/37, Culmſtr. 15. 

Auch die Zahl der Ausgabeſtellen für Abendſuppe wird im Bedarfsfalle ſogleich 
erhöht werden. 

Die Anmeldung für das Mittageſſen kann täglich während der Ausgabezeit 
für den nächſten Tag erfolgen. Sie wird auch noch für denſelben Tag vormittags 
von 8 bis 10 Uhr angenommen. Soweit die Einrſchtungen es ermöglichen, wird 
auf dieſe Anmeldungen ein Eſſen nachgeliefert, aber zu einer ſpäteren von der 
Verwaltung feſtzuſetzenden Zeit. Fü, das Abendeſſen wird von einer Voran⸗ 
meldung abgeſehen. Neben dieſem neuen Verfahren iſt die bisherige Art der 
wöchentlichen Voranmeldung mit oder ohne Vorausbezahlung des Mittageſſens 
auch weiterhin zuläſſig; ſonſt iſt das Eſſen täglich bei Empfang mit 50 Pf. für 
die Literportion Mittageſſen und 40 Pf. für die Literportion Abendeſſen zu 
bezahlen. Halbe Portionen koſten die Hälfte. Das Eſſen, das an Ort und Stelle 
ſogleich verzehrt werden ſoll, wird in Leihnäpfen (ohne Pfand) verabreicht: 
Löffel ſind mitzubringen können aber auch gegen Pfand geliehen werden. Bei 
der Anmeldung find nach Vorſchrift des Kriegsernährungsamtes für jede Liter— 
portion und für jeden Tag, gleichviel, ob Fleiſch oder Kartoffeln in dem Eſſen 
enthalten ſind oder nicht, je ein Abſchnitt der Fleiſch- und der Kartoffelkarte, für 
jede halbe Portion je ein halber Abſchnitt der beiden Karten abzugeben. Für die 
Abendſuppe wird nur ein Abſchnitt der Kartoffelkarte (für eine halbe Portion ein 
halber Abſchnitt beanſprucht, wenn in dem Eſſen Kartoffeln verabreicht werden. 
Ohne Abgabe von Kartenabſchnitten darf Eſſen weder an Zivil- noch an Militär⸗ 
perſonen abgegeben werden. 

Berlin, den 14. November 1918. 

Für den Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats: 


Der Bevollmächtigte für das Ernährungsweſen: 
gez.: Emanuel Wurm. 


Bekanntmachung. 
Berlin, 15. November. 
Um umlaufenden Gerüchten entgegenzutreten, erklärt die Reichsregierung: 
1. Wir beabſichtigen nicht eine Beſchlagnahme von Bank⸗ und Spar⸗ 
kaſſenguthaben, von Vorräten an Geld- oder Banknoten oder Wert⸗ 
papieren oder ſonſtigen offenen oder geſchloſſenen Depots vorzu⸗ 
nehmen. 
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2. Wir beabſichtigen nicht, die Zeichnungen auf die 9. Kriegsanleihe oder 
die Kriegsanleihen überhaupt für ungültig zu erklären oder in ihrer 
Rechtsgültigkeit anzutaſten. Die Regierung beabſichtigt jedoch die 
großen Vermögen und Einkommen auf das ſchärfſte zur Deckung der 
Ausgaben heranzuziehen. 

3. Die Gehalts-, Penſions⸗ und ſonſtigen Rechtsanſprüche der in öffent⸗ 
lichen Dienſten ſtehenden Beamten und Angeſtellten, der Offiziere und 
der anderen Perſonen des Soldatenſtandes, der Kriegsbeſchädigten und 
der Hinterbliebenen dieſer Perſonen bleiben völlig unberührt und wei⸗ 
terhin in Kraft. 

Der Rat der Volksbeauftragten. 
Ebert. Haaſe. 


Kriegsſteuerſicherungsgeſetz für das fünfte Kriegsgeſchäftsjahr. 

Eine Verordnung über Sicherung der Kriegsſteuern vom 15. November 1918 
beſagt: 

Die Reichsregierung beſtimmt mit Geſetzeskraft, was folgt: 

Die Vorſchriften in § 2 flg. des Geſetzes über Sicherung der Kriegsſteuer 
vom 9. April 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 351) werden auf das fünfte Kriegs 
jahr mit der Maßgabe ausgedehnt, daß die Geſellſchaften in die Kriegsſteuer— 
rücklage 80 vom 100 des im fünften Kriegsgeſchäftsjahr erzielten Mehrgewinns 
einzuſtellen haben. 

Das erſte Kriegsgewinnſteuer-Sicherungsgeſetz beſtimmte, daß 50 v. H. des 
Mehrgewinnes in eine zu bildende Sonderrücklage einzuſtellen waren, das zweite 
Kriegsſteuer⸗Sicherungsgeſetz ſah eine Kriegsſteuerrücklage von 60 v. H. des im 
4. Kriegsgeſchäftsjahr erzielten Mehrgewinnes vor. Das Geſetz über die Steuer⸗ 
ſicherungfaus dem Ertrage des 5. Kriegsgeſchäftsjahres ſieht 80 v. H. als Rücklage 
aus dem Mehrgewinn vor, fo daß alſo damit zu rechnen iſt, daß durch das kommende 
Kriegsſteuergeſetz bis zu vier Fünftel des Mehrgewinnes als Steuer abzuführen 
ſein werden. 


Das Abgeordnetenhaus aufgelöſt, das Herrenhaus beſeitigt. 


Berlin, 15. November. In Übereinſtimmung mit einem Beſchluſſe des 
Vollzugsrats des Arbeiter- und Soldatenrats verordnen wir was folgt: 


Das Haus der Abgeordneten wird hierdurch aufgelöſt. 
Das Herrenhaus wird beſeitigt. 
Berlin, den 15. November 1918. 
Die preußiſche Regierung. 
gez. Hirſch. Ströbel. Braun. E. Ernſt. Ad. Hoffmann. Dr. Roſenfeld. 


Dazu bemerkt der „Vorwärts“: 


So finden endlich jene beiden Rumpelkammern das verdiente Ende: in 
Schmach davongejagt! 
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Umſtellung der Geſchichtswiſſenſchaft. 


(Amtlich.) Berlin, 15. November. 
Das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung hat folgenden 
Erlaß an die Provinzialſchulkollegien und Regierungen gerichtet: 

1. Wo bisher der Geſchichtsunterricht mit anderen Lehrfächern dazu mife 
braucht wurde, Volksverhetzung zu betreiben, hat ſolches in Zukunft unbedingt 
zu unterbleiben, vielmehr einer ſachgemäßen kulturhiſtoriſchen Belehrung Platz 
zu machen. Alle tendenziöſen und falſchen Belehrungen über den Weltkrieg und 
deſſen Urſachen ſind zu vermeiden. 

2. Aus den Schulbibliotheken find alle Bücher zu entfernen, welche den 
Krieg an ſich verherrlichen. 

3. In keinem Unterrichtsfache find ſeitens der Lehrkräfte abfällige oder ent 
ſtellende Bemerkungen über die Urſachen und Folgen der Revolution ſowie der 
gegenwärtigen Regierung zu äußern, welche geeignet ſind, bei der Schuljugend 
das Anſehen und die Errungenſchaften dieſer Volksbefreiung herabzuwürdigen. 

4. Es hat ſeitens der Schulleiter und Lehrer im Verkehr mit der Jugend 
alles zu unterbleiben, was geeignet iſt, die Stimmung zu einer Gegenrevolution 
(beſonders auf dem flachen Lande) zu ſchüren, da ſolches Vorgehen im jetzigen 
Augenblick die größte Gefahr eines Bürgerkrieges für unſer Volk in ſich birgt. 

5. Bis zum Erlaß über Trennung von Schule und Kirche ſind Kinder von 
Diſſidenten und ſolchen Andersgläubigen, für die ein Religionsunterricht im 
jetzigen Schulplan nicht vorgeſehen iſt, auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
ohne jeden weiteren Nachweis vom Religionsunterricht zu befreien. 


Die Koalitionsfreiheit unter der neuen Regierung. 

Das „Berliner Tageblatt“ v. 15. 11.: 

1. In der Theorie: 
An alle Eiſenbahnbeamten und Arbeiter! 

Allen Staatsbeamten und Staatsarbeitern iſt das Recht unbeſchränkter Koa— 
litionsfreiheit gewährleiſtet. Es iſt daher jeder Verſuch zu unterlaſſen, zugunſten 
einzelner Verbände gewaltſam und mit Drohungen Propaganda zu machen. 

Berlin, den 15. November 1918. 

Die preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. 
Eugen Ernſt. Adolf Hoffmann. Roſenfeld. 


2. In der Praxis. 


Bekanntmachung. 

Die Vertretung der wirtſchaftlichen Intereſſen für alle in den Betrieben 
Groß-Berlin beſchäftigten Perſonen iſt Aufgabe der freien Gewerkſchaften. Der 
Ausſchuß der Gewerkſchaftskommiſſion Berlins und der Umgegend wird ermäch— 
tigt, ſämtliche erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Berlin, 15. November 1918. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates. 
gez. Molkenbuhr. Richard Müller. 

Kommentar überflüſſig. 
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Neuwahl der Arbeiterräte für Groß⸗Berlin. 
Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrats gibt bekannt: 


„Die Vertretung der wirtſchaftlichen Intereſſen für alle in den Betrieben 
Groß⸗Berlins beſchäftigten Perſonen iſt Aufgabe der freien Gewerkſchaften. 
Der Ausſchuß der Gewerkſchaftskommiſſion Berlins und der Umgegend wird 
ermächtigt, ſämtliche erforderlichen Maßnahmen zu treffen.“ 

Hierzu veröffentlicht die Gewerkſchaftskommiſſion folgende Bekanntmachung: 

Die beſtehenden Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe in den Betrieben Groß— 
Berlins werden hiermit aufgelöſt. Es haben in allen Betrieben Neuwahlen der 
Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe zu erfolgen, auch da, wo bisher Ausſchüſſe 
nicht beſtanden haben. 

Die Vorbereitung und Leitung der Wahlen erfolgt durch eine Kommiſſion, 
die ſofort von Vertrauensperſonen der freien Gewerkſchaften zu bilden iſt. 

In Verbindung mit den Betriebsleitungen ſetzt die Kommiſſion den Tag 
der Wahl feſt. Die Wahl ſelbſt erfolgt nach dem Proportionalwahlſyſtem nach 
den diesbezüglichen Ausführungsbeſtimmungen des ehemaligen Geſetzes über den 
vaterländiſchen Hilfsdienſt. 

Alle für die Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe maßgebenden Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes gelten als Grundlage für die Wahlen mit folgenden Abänderungen: 

Die Friſt für die Einrichtung der Liſten und das Stattfinden der Wahlen 
ſoll möglichſt kurz gehalten ſein. Von dem Tage der Bekanntmachung des Wahl— 
termins an ſoll die Einreichung der Liſten in längſtens drei Tagen erfolgen, 
während die Wahl ſelbſt ebenfalls längſtens in drei Tagen nach Ablauf des Termins 
für die Einreichung der Liſten zu erfolgen hat. 

Die ſo gewählten Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe gelten als die wirt— 
ſchaftliche Intereſſenvertretung der Arbeiter bzw. Angeſtellten. 

Den Ausſchüſſen liegt die Regelung der geſamten Arbeitsverhältniſſe der 
Arbeiter bzw. Angeſtellten ob, insbeſondere die Regelung der Arbeitszeit, der 
Entlohnung uſw. Sie haben ihre Tätigkeit im Einvernehmen mit der Betriebs— 
leitung durchzuführen. Den in den Betrieben tätigen Mitgliedern des Arbeiter— 
rats kann die Aufgabe überwieſen werden, die Wahlarbeiten zu erledigen. Auch 
können die Mitglieder des Arbeiterrats in den Arbeiter- bzw. Angeſtelltenaus— 
ſchuß gewählt werden. 

Betriebe mit weniger als 50 Arbeitern bzw. Angeſtellten können ebenfalls 
einen Arbeiterausſchuß nach denſelben Grundſätzen wählen. 

Die Anzahl der Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes beſtimmt die Kommiſſion, 
die die Wahl vorzubereiten hat. 

Wahlberechtigt und wählbar ſind alle Beſchäftigten beiderlei Geſchlechts 
über 20 Jahre. 

Sobald der Arbeiter- oder Angeſtelltenausſchuß gewählt iſt, hat er ſich mit 
der zuſtändigen freien Gewerkſchaft über die Regelung des künftigen Arbeits— 
verhältniſſes im Betriebe in Verbindung zu ſetzen. Alle Maßnahmen, die von den 
Arbeiterausſchüſſen für notwendig erachtet werden, bedürfen der Zuſtimmung 
der zuſtändigen Gewerkſchaftsorganiſation. 

Es iſt ferner Aufgabe des Arbeiterausſchuſſes, dafür Sorge zu tragen, daß in 
allen Betrieben, Betriebsabteilungen uſw. Vertrauensleute der Gewerkſchaften 
tätig ſind. 
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Die Arbeiterausſchußmitglieder und Vertrauensleute dürfen in ihrer Tätig⸗ 
keit nicht behindert werden. 
Berlin, den 15. November 1918. 
Ausſchuß der Gewerkſchaftskommiſſion Berlins und der Umgegend. 
Im Auftrage: A. Körſten. 


Entlaſſung aus dem Heere in die Heimat. 


Es können nicht alle Soldaten des großen deutſchen Heeres und der Flotte 
zugleich entlaſſen werden! 

Es können auch nicht alle bis auf den letzten Mann entlaſſen werden! 

Die Entlaſſung muß ſich nach den Verkehrsmöglichkeiten richten, ſie muß 
ordnungsmäßig vor ſich gehen. 

Darum Geduld und Ruhe bis jeder an der Reihe iſt. 

Im Heimatheer iſt fürs erſte die Entlaſſung der alten Jahrgänge bis 1879 
einſchließlich angeordnet, jüngere werden folgen. Leute in unentbehrlichen 
Dienſten, z. B. Gefangenenbewachung, müſſen warten, bis ſie erſetzt ſind. 

Leute aus Elſaß⸗Lothringen, die nicht freiwillig dienen wollen, ſind ſofort 
zu entlaſſen. 

Leute aus dem linksrheiniſchen Räumungsgebiet und aus den Brücken⸗ 
köpfen können ſofort entlaſſen werden, wenn ſie nicht den Jahresklaſſen 1898 
und 1899 angehören. 

Wer von ſeiner Formation aus irgendeinem Grunde abgekommen iſt, 
ſucht die nächſte militäriſche Dienſtſtelle auf und bittet um einen Urlaubsſchein 
in ſeine Heimat oder um einen Fahrſchein zu ſeinem Erſatztruppenteil. 

Wer mit Urlaub heimfährt, ſieht zu Hauſe nach den öffentlichen Anſchlägen 
und Zeitungsnachrichten, aus denen er erfahren wird, wie er nachträglich zu 
ſeinen Entlaſſungspapieren und Marſchgebührniſſen kommt. Bis dahin dient 
ihm der Urlaubsſchein als Ausweis. 

Jeder Soldat erhält einen Entlaſſungsanzug. 

Göhre. Der Kriegsminiſter: Scheüch. 

1. Jede am 9. November 1918 und ſpäter aus dem Heeresdienſt ordnungs⸗ 
mäßig ausſcheidenden Unteroffizier und Mann ſoll verabfolgt werden: ai w 

a) unentgeltlich ein Entlaſſungsanzug (ſoweit der Vorrat reicht Zivil, ſonſt 

Uniform), 

b) ein einmaliges Entlaſſungsgeld in Höhe von 50 Mark, 

c) als Marſchgeld, ſoweit Marſchgebührniſſe zuſtändig ſind, vom Truppenteil 

ein Pauſchbetrag von 15 Mark. 

2. Die Verabfolgung von 1b wird abhängig gemacht von einer ordnungs⸗ 

mäßigen Entlaſſung. 

Dazu gehört: 

a) Abgabe der noch im Beſitz befindlichen Waffen und Munition, 

b) Empfangnahme der Entlaſſungspapiere, 

c) Anerkennung der Stammrolle. 

Der Kriegsminiſter. Unterſtaatsſekretär. 
Scheüch. Göhre. 

Das Reichsmarineamt teilt mit, daß namentlichen Reklamationen Marine⸗ 

angehöriger entſprochen werden kann, ſoweit die noch zu leiſtenden militäriſchen 
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Aufgaben dies zulaſſen. Den Arbeitgebern wird daher empfohlen, ſolche Rekla⸗ 
mationen unmittelbar an die Marineteile einzureichen. Die Verwendung von 
befonderen Kartenformularen, wie fie bisher in Ausſicht genommen war, ift fallen 
gelaſſen. Beſondere Muſter ſind nicht mehr vorgeſchrieben. 


Unterſtellung der Oberſten Heeresleitung unter das Kriegsminiſterium. 


Berlin, 15. November. 

Um eine einheitliche Regelung der Demobiliſierung durchführen zu können, 
iſt eine Neuordnung der Kommandoverhältniſſe notwendig. Die ſtellvertretenden 
Generalkommandos, der Generalſtab und die Oberſte Heeresleitung werden von 
jetzt ab dem Kriegsminiſterium unterſtellt. Deſſen Weiſungen haben alle mili— 
täriſchen Kommandobehörden Folge zu leiſten. Das Kriegsminiſterium, ſowie 
alle Reichsbehörden unterſtehen der Kontrolle des Vollzugsrats des Arbeiter- und 
Soldatenrates. 

Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates. 
Molkenbuhr. Richard Müller. 


Berlin, 15. November. (W. T. B.) 

Seitens des Miniſteriums des Innern erging ein Erlaß an alle Regierungs⸗ 
präſidenten, welcher lautet: 

Der Erlaß vom 13. November betreffend die Weiterbetätigung aller Vere 
waltungsbehörden und Verwaltungsbeamten gilt auch für die Landgendarmerie. 
Es iſt dafür zu ſorgen, daß den Gendarmeriemannſchaften die Waffen belaſſen, 
beziehungsweiſe zurückgegeben werden. Die Weiterbekanntgabe an die Oberwacht⸗ 
meiſter und Gendarmen und durch die amtlichen Publikationsorgane iſt zu bere 


anlaſſen. 
Miniſterium des Innern. Breitſcheid. Hirſch. 


Entſchließung der Fraktionen der Berliner Stadtverordnetenverſammlung. 


Die Unterzeichneten beantragen im Namen ſämtlicher Fraktionen der Vere 
liner Stadtverordnetenverſammlung: 

Die Stadtverordnetenverſammlung wolle in Erwägung, daß bei der tief— 
greifenden Umwälzung, die die Vorgänge der letzten Tage in unſerem Vaterlande 
und ſo auch in Berlin bewirkt haben, es im Einklang mit der von der Regierung 
ergangenen Aufforderung dringende Pflicht der ſtädtiſchen Behörden iſt, auch 
ihrerſeits für Aufrechterhaltung der Ordnung, für perſönliche Freiheit und 
Sicherheit, für ausreichende Verſorgung der Bevölkerung mit den erforderlichen 
Lebensbedürfniſſen ſowie für ungeſtörte Fortführung der ſtädtiſchen Betriebe 
einzuſtehen, den Magiſtrat erſuchen, eine Deputation beſtehend aus 10 Magiſtrats- 
mitgliedern und 20 Stadtverordneten einzuſetzen, welche berechtigt iſt, zur Cr 
füllung der vorerwähnten Aufgaben die geeigneten Maßnahmen zu treffen und 
zu dieſem Zweck auch mit anderen Behörden und Organiſationen in Verbindung 
zu treten. 

Caſſel. Mommſen. Heimann. Dr. Weyl. Dove. Körte. Bruns. Hintze. 
Liebenow. Roſenow. Ritter. Dr. Roſenfeld. 
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Eine Kundgebung der deutſchen Gewerkſchaften. 


Die Vorſtände der deutſchen Gewerkſchaften haben auf ihrer geſtrigen Tagung 
im Berliner Gewerkſchaftshaus einmütig folgende Entſchließung angenommen: 


Die Konferenz der Vorſtände der deutſchen Gewerkſchaften begrüßt im Namen 
von über zwei Millionen organiſierter Arbeiter Deutſchlands den Sieg der poli⸗ 
tiſchen Freiheit. 

Aus dem freien Deutſchland heraus erheben wir laut unſere Stimme gegen 
die unglaublich harten und geradezu unmöglichen Waffenſtillſtandsbedingungen, 
die von den alliierten Mächten dem deutſchen Volke auferlegt worden find. 

Als eifrige und überzeugte Anhänger der internationalen Solidarität, die 
wir ſeit Jahrzehnten und auch in den Jahren des Weltkrieges vertreten haben, 
wollen wir ſelbſt heute noch an dem Glauben feſthalten, daß unſere Arbeits⸗ 
brüder in Frankreich, England und den übrigen alliierten Ländern es nicht gue 
laſſen werden, daß durch Aufrechterhaltung dieſer harten Bedingungen gerade 
die ärmere Bevölkerung Deutſchlands, nämlich die Arbeiterſchaft, dem größten 
Elend und dem direkten Hungertode überliefert werden. 

An der weiteren Entwicklung der innerpolitiſchen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe Deutſchlands werden die Gewerkſchaften nach Maßgabe ihrer Kräfte 
mitarbeiten. In der Erkenntnis, die Allgemeingut der politiſch und gewerkſchaft— 
lich organiſierten deutſchen Arbeiterſchaft war und iſt, daß die politiſchen Freiheiten 
von dem Stande der wirtſchaftlichen Verhältniſſe abhängig ſind, ſpricht die Kon⸗ 
ferenz aus, daß die wirtſchaftliche Intereſſenvertretung der Arbeiterſchaft hinter 
den politiſchen Forderungen nicht zurückgeſtellt werden darf. Die Tätigkeit der 
Gewerkſchaften iſt alſo auch in dieſer Zeit von allen Mitgliedern mit ganzer Kraft 
fortzuſetzen. 

Die Übereinſtimmung der Auffaſſungen über die wirtſchaftlichen Notwendig⸗ 
keiten, die bisher zwiſchen den Gewerkſchaften und der ſozialdemokratiſchen 
Partei Deutſchlands geherrſcht hat, berechtigt die Gewerkſchaften zu der Erwartung, 
daß die Parteiführer jetzt und in Zukunft bereit ſein werden, die Kenntniſſe und 
Erfahrungen in wirtſchaftlichen Fragen der in den Gewerkſchaften tätigen Per 
ſonen zu benutzen. Wir rufen alle Gewerkſchaftsfunktionäre auf, ihre Hilfe an 
allen Orten zur Verfügung zu ſtellen. 

Unſeren Arbeitsbrüdern im Waffenrock, denen das größte Verdienſt an 
der glücklichen Durchführung der freiheitlichen politiſchen Umwälzungen gebührt, 
ſprechen wir aufrichtigen Dank aus, zugleich auch für ihr entſchloſſenes Eintreten 
für die Einigkeit der Arbeiterklaſſe. Auch die Gewerkſchaften hoffen und 
vertrauen darauf, daß die Parteijtreitigfeiten in der Arbeiterſchaft begraben 
werden. 

In dem Beſchluſſe der Volksregierung, eine Nationalverſammlung auf 
breiter demokratiſcher Grundlage einzuberufen, erblicken wir die Gewähr dafür, 
daß die bisherigen Errungenſchaften der Revolution dauernd geſichert und bei 
Aufrechterhaltung der Einigkeit der deutſchen Arbeiterſchaft auch noch weiter 
ausgebaut und vervollkommnet werden. 

Die Demobiliſierung des Heeres und die Wiederaufrichtung des heimiſchen 
Wirtſchaftslebens erfordern die Zuſammenfaſſung aller Volkskräfte zu gemein⸗ 
ſamem Wirken. Auf die Mitarbeit der Mitglieder der Gewerkſchaften muß hier⸗ 
bei in erſter Linie gerechnet werden. Vor allem müſſen die Gewerkſchaften in 
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den vom Feind beſetzten Landesteilen einer Flucht der Bevölkerung, die die Demobil⸗ 
machung erſchweren und die allgemeine Notlage bedrohlich ſteigern würde, nach 
Kräften entgegenwirken. 

Die Gewerkſchaften erwarten von der Volksregierung auf das dringendſte, 
daß ſie ungeſäumt und fortdauernd alles Notwendige unternimmt, um die allge⸗ 
meine Volksernährung zu ſichern und dem Lebensmittelwucher energiſch zu ſteuern. 

Die deutſchen Gewerkſchaften erneuern ihre bereits von der früheren Reichs⸗ 
leitung anerkannten Forderungen auf Übernahme gewerkſchaftlicher Arbeiter⸗ 
ſchutzbeſtimmungen in die Friedensverträge und auf Zulaſſung von Gewerk⸗ 
ſchaftsvertretern zur bevorſtehenden Friedenskonferenz. Sie erwarten von der 
Volksregierung, daß ſie dieſen Forderungen bei den kommenden Friedensverhand— 
lungen Geltung verſchafft. 


Heimatſchutz für die Oſtmarken. 


Amtlich. Berlin, 15. November. (W. T. B.) 
Der Schutz der öſtlichen Provinzen gegen die aus den Gebieten öſtlich der 
Reichsgrenze drohenden Gefahren wird einheitlicher Leitung unterſtellt. Hier⸗ 
für wird in Gemeinſchaft mit dem zuſtändigen Arbeiter- und Soldatenrat das 
8 „Heimatſchutz Oſt“ gebildet. 
Der Unterſtaatsſekretär, gez. Goehre. 
Der Kriegsminiſter, gez. Scheüch. 


ee über die Poſt und Telegrammüberwachung im Verkehr mit 
dem Ausland. 


$ 1. Die Poſt⸗ und Telegrammüberwachung im Verkehr mit dem Ausland 
wird bis auf weiteres aufrechterhalten, ſoweit ſie im Steuerintereſſe oder aus 
wirtſchaftlichen Gründen erforderlich ift. Auf militäriſche oder politiſche An— 
gelegenheiten darf die Überwachung nicht erſtreckt werden. 

$ 2. Die bisherigen Überwachungs- und Prüfungsſtellen bleiben zu den 
in § 1 Satz 1 bezeichneten Zwecken beſtehen und werden dem Reichsſchatzamt 
unterſtellt. 

Berlin, 15. November 1918. 

Ebert. Haaſe. 


* i 1 


Koburg will zu Bayern. 
Koburg, 15. November. 


Alle Abgeordneten des Landtags treten für den Anſchluß des 9 
Koburg an die Republik Bayern ein. 


Der Fürſt von Rudolſtadt zur Abdankung bereit. 


Rudolſtadt, 15. November. (W. T. B.) 
In der heutigen außerordentlichen Sitzung des Landtages gab der Staats- 
miniſter die Erklärung ab, daß der Fürſt bereit ſei, die Regierung niederzulegen, 
ſobald die notwendigen Ubergangsbeſtimmungen erlaſſen ſind. 
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Thronentſagung des Fürſten von Schaumburg⸗Lippe. 
Bückeburg, 15. November. (W. T. B.) 
Der Fürſt Adolf von Schaumburg⸗Lippe hat heute für fi und fein Haus 
dem Thron entſagt und alle Beamten von dem ihm geleiſteten Treueid entbunden. 
Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat in Bückeburg hat die Regierung im Lande über⸗ 
nommen. Das Miniſterium iſt zurückgetreten, verſieht aber vorläufig die Ge⸗ 
ſchäfte weiter. 


Abdankung des Herzogs von Altenburg. 


Altenburg, 15. November. 


Der Herzog von Sachſen⸗ Altenburg hat die Regierung niedergelegt. Der 
Herzog hat ſich nach Hummelshain begeben. 


Der Bremer Senat aufgelöſt. 


Bremen, 15. November. (W. T. B.) 


Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat hat geſtern abend im Konventſaale der Börſe 
einſtimmig folgende Bekanntmachung beſchloſſen: 

„Der Arbeiter⸗ und Soldatenrat hat die Ausübung der politiſchen Gewalt 
im Bremer Staatsgebiet übernommen. 

Senat und Bürgerſchaft beſtehen nicht mehr. 

Das Bremer Staatsgebiet bildet künftig einen Beſtandteil der Dentſchen 
Volksrepublik. Über die weitere Geſtaltung der Verhältniſſe entſcheidet die ſpäter 
zu ſchaffende geſetzgebende Körperſchaft. Für Ruhe und Ordnung wird Gewähr 
geleiſtet. Jeder gehe ſeinem Berufe nach. Die Beamten bleiben auf ihren Poſten; 
die Gehälter werden fortbezahlt. Das Privateigentum wird geſchützt. Plünderer 
werden ſtandrechtlich abgeurteilt.“ 


Die politiſche Gruppierung in Hamburg. 
Die „Unabhängigen“ und die Mehrheitsſozialiſten. 
Hamburg, 15. November. (W. T. B.) 


Wie aus den Kreiſen des A.⸗ und S.⸗Rates gemeldet wird, gehört die Mehr⸗ 
heit der Mitglieder des Arbeiterrates der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen 
Partei an. Der Soldatenrat dagegen iſt bürgerlich-unpolitiſch. Bis jetzt treten 
die Anhänger der Spartakusgruppe nicht beſonders hervor, da ſie die weitere 
Entwickelung der Revolution abwarten wollen und beſtrebt ſind, durch Mitarbeit 
in den A.⸗ und S.⸗Räten die Entwickelung nach links zu drängen. Als Organ 
der „Unabhängigen“ erſcheint jetzt vorläufig im Verlag des „Hamburger Echo“ 
die „Rote Fahne“ unter der Redaktion von Wilhelm Duewell und Paul Fröh⸗ 
lich. Der bekannte unabhängige ſozialiſtiſche Schriftſteller Dr. Laufenberg iſt 
Vorſitzender des A.- und S.⸗Rates. 

Der Hamburger Arbeiter- und Soldatenrat hat eine Bekanntmachung er⸗ 
laſſen, daß Hamburg als Staat und Träger von vermögensrechtlichen Pflichten 
und Rechten fortbeſtehen werde, bis im Reiche über die weitere Geſtaltung der 
Verhältniſſe entſchieden ſein wird. 
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Das ſozialiſtiſche Miniſterium in Sachſen. 


Die Amterverteilung. 
Dresden, 15. November. (W. T. B.) 

Die Beauftragten der Arbeiter- und Soldatenräte von Dresden, Chemnitz 
und Leipzig haben in einem Aufruf an das ſächſiſche Volk die Ziele der Revolue 
tion dargelegt, die zu ergreifenden Maßnahmen feſtgeſtellt und eine neue Re⸗ 
gierung gebildet. Die Regierung ſetzt ſich aus folgenden Volksbeauftragten zu⸗ 
ſammen: Lipinſki, Inneres und Äußeres; Geyer, Finanzen; Fleißner, Militär⸗ 
weſen, Schwarz, Arbeitsminiſterium; Dr. Gradnauer, Juſtiz; Buck, Kultus und 
Unterricht. Die Geſchäfte der Miniſterien find heute vormittag von den Volts 
beauftragten übernommen worden. 


Eine deutſche Note an Wilſon. 


„Größte Eile tut not.“ 
Berlin, 15. November. (W. T. B.) 

Die deutſche Regierung hat eine Note nach Waſhington geſandt, in der mit 
Dank davon Kenntnis genommen wird, daß Präſident Wilſon gewillt iſt, die 
Sendung von Lebensmitteln nach Deutſchland in günſtigem Sinne zu erwägen. 
Es wird darauf hingewieſen, daß größte Eile not tut und daß die Annahme der 
drückenden Waffenſtillſtandsbedingungen mit ihren Folgen die Lage bei uns täg— 
lich unerträglicher mache. Die Gefahr anarchiſtiſcher Zuſtände könne nur bei ſchnell⸗ 
ſter Hilfe beſeitigt werden. Die deutſche Regierung bittet deshalb, ſo ſchnell als 
möglich Vertreter nach dem Haag oder einem anderen Orte zu entſenden, um 
dort mit deutſchen Bevollmächtigten die Einzelheiten zu beraten. Die Note regt 
an, daß die Angelegenheit vielleicht in die bewährten Hände des Herrn Hoover 
gelegt werden könnte. 


Auslandsſtimmen zur deutſchen Umwälzung. 


Haag, 15. November. 

„Daily Chronicle“ ſchreibt: Es iſt nicht nur für Deutſchland, ſondern für die 
ganze Welt von höchſter Wichtigkeit, daß Deutſchland zu einer ordentlichen und 
friedfertigen Demokratie wird. Deutſchland wird die größte und kräftigſte 
Nation Europas ſein, ſofern ſich nicht Rußland mit der Ukraine wieder zuſammen— 
ſchließt. Nichts kann Deutſchlands Zukunft mehr gefährden, als eine längere Zeit 
anhaltende Unruhen im Innern des Landes. Dadurch würden ſich die Ausſichten 
für eine Reaktion wieder ſteigern, und auch die Möglichkeit der Wiederherſtellung 
der vorher in Deutſchland herrſchenden Macht würde dadurch wachſen. Die bis— 
her ungelöſte ruſſiſch⸗ukrainiſche Frage iſt ſehr ernſt. Die europäiſchen Staaten 
müſſen mit daran arbeiten, die Ordnung herzuſtellen, ſonſt werden auch die Alliierten 
nicht imſtande ſein, in Europa eine Neuordnung zu ſchaffen. Wir wünſchen nicht, 
daß die 70 Millionen Deutſchen und die Oſterreicher dieſe Schwierigkeiten noch 
vergrößern. Es liegt kein Grund vor, daran zu zweifeln, daß dieſer ſchwierigſte 
Teil des Feldzuges für die Demokratie gewonnen werden kann, denn die Völker 
Zentraleuropas ſind keine Ruſſen. Sie ſtehen auf einem viel höheren ſozialen 
und politiſchen Niveau. Die Nachrichten, die über die Umwälzung in Deutſchland 
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in den letzten Tagen hier vorliegen, find ungenau. Die jetzigen Ereigniſſe können 
wir nur als vorübergehend anſehen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſie Unregel⸗ 
mäßigkeiten mit ſich bringen. Aber das Volk von ſo tief eingewurzelten Gewohn⸗ 
heiten der Organiſation und Diſziplin wird mit dieſer Unordnung bald fertig 
werden. Unſere eigene Stabilität wird während der Demobiliſierung in gewiſſem 
Maße bedroht. Dies wäre zu verhindern, wenn unſere Staatsmänner darauf bedacht 
wären, Maßnahmen zur Wiederherſtellung und zum Wiederaufbau durchzuführen. 


Kopenhagen, 15. November. 


Die Umwälzungen in Deutſchland erwecken in ganz Skandinavien leiden⸗ 
ſchaftliches Intereſſe. Die offizielle Sozialdemokratie, verbündet mit der deutſchen 
Mehrheitsrichtung, mahnt zur Ruhe, nachdem auch Branting eine verſöhnliche 
Haltung zum neuen Deutſchland eingenommen hat. Daneben ſtehen die Syn⸗ 
dikaliſten aller drei nordiſchen Länder und ſuchen den Weg zu bolſchewiſtiſchen 
Taten nach ruſſiſchem Vorbild. Der Generalſtreik, der geſtern, geſtützt auf die 
Forderung nach Haftentlaſſung dreier Syndikaliſtenführer für ganz Dänemark 
angeſagt war, ſchlug fehl. Aber Straßenunruhen und Kämpfe in Kopenhagen 
gelangen ſoweit, daß einen Tag und eine halbe Nacht hindurch eine Polizeitruppe 
mit Holzknüppeln und, ein hier ſonſt unbekanntes Bild, mit Säbeln auf die zu⸗ 
ſammengeballte Menſchenmenge einhauen mußte. Die politiſche Seite dieſes 
Stadtereigniſſes liegt in ſeinen Beziehungen zu den Strömungen in anderen 
Ländern, worauf „Berlingſke Tidende“ heute wieder in einem beachtenswerten 
Artikel hinweiſt. Das Blatt geht davon aus, daß die Entwickelung in Deutſchland 
ſich auf die Dauer vom ruſſiſchen Beiſpiel durchaus entfernen werde, eine An⸗ 
nahme, die von der ganzen öffentlichen Meinung hier geteilt wird. Man iſt da⸗ 
von überzeugt, daß das deutſche Volk zu beſonnen und friedlich iſt, um dem roten 
Terrorismus ſeine Hand zu reichen. Selbſt in der jetzigen ſchwierigen Situation, 
in der es iſt. Außerdem drückt ſich hier der Glaube aus, daß die Alliierten nur 
mit einem in einer durch eine gewählte Nationalverſammlung vertretenen 
Deutſchland werden Frieden ſchließen wollen. 

Die deutſche Vertretung in Chriſtiania wie in Kopenhagen erklärte, daß 
ſie den neuen Verhältniſſen in Deutſchland dienen und in dieſem Sinne ihre 
Tätigkeit fortſetzen wolle. 


„Es lebe die deutſche Republik!“ 


Begeiſtert fielen die geſamten ſozialiſtiſchen Abgeordneten der franzöſiſchen 
Kammer in öffentlicher Kammerſitzung in dieſen Ruf ein. Überall in ganz Frank⸗ 
reich, überall da, woher wir bisher nur die wahnſinnigen Stimmen des Chauvinis⸗ 
mus vernahmen, tönen freudige Zurufe, herzliche Glückwünſche unſerer franzö⸗ 
ſiſchen Brüder zum Erfolg der deutſchen Revolution. Die „Humanité“ vom Diens⸗ 
tag verkündete in großen Lettern an der Spitze ihrer Dienstagnummer: „Nieder 
die Waffen, Bürger! Es lebe die deutſche Republik!“ 

Der Allgemeine Arbeitsbund in Frankreich hat folgendes Manifeſt erlaſſen: 
„Im Namen der organiſierten franzöſiſchen Arbeiterklaſſe begrüßt der Allgemeine 
Arbeitsbund die deutſche Republik. Dieſes hiſtoriſche Ereignis muß das Ende 
der Gewaltherrſchaft und den Beginn der Völkerverſöhnung bedeuten. Die Revolu⸗ 
tion des deutſchen Volkes beſtimmt die Haltung der Arbeiterklaſſen der alliierten 
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Länder, die mehr als je von ihren Regierungen verlangen müſſen, daß der Friede 
nach den Grundſätzen der Freiheit und des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker 
hergeſtellt wird. Der Militarismus iſt endgültig beſiegt. Die Welt muß auf neuer 
internationaler Grundlage wieder aufgebaut werden, und der Neubau muß auf 
dem Fuße der Gleichheit für alle Völker erfolgen. Die Arbeiterklaſſen der Länder 
der Entente ſtehen vor einer großen Pflicht. Sie müſſen ſich jeder chauviniſtiſchen 
Bewegung widerſetzen und dürfen nicht geſtatten, daß die militäriſchen Kräfte 
der Entente unter dem Vorwand, die Ordnung wiederherzuſtellen, gegen die 
neuen Regierungen in Rußland, Oſterreich-Ungarn und Deutſchland vorgehen. 
Wir haben die Gewißheit, daß die endlich wiederhergeſtellte internationale Ar⸗ 
beitermacht das erreichen wird.“ 

Der „Populaire“ erklärt: „Die Pariſer Arbeiter und das ganze ſozialiſtiſche 
Frankreich werden ſich mit ihrer ganzen Kraft gegen jede gegenrevolutionäre 
Bewegung wenden. Wir werden zu verhindern wiſſen, daß die franzöſiſche Republik 
die Rolle eines Gendarmen des internationalen Kapitalismus übernimmt.“ 


Ein Proteſt des Kieler Soldatenrates. 
Kiel, 15. November. (Telunion.) Hier wird folgendes Flugblatt verbreitet: 
Proteſt des „Oberſten Soldatenrates der Oſtſeeſtation“! 
Kiel, den 14. November 1918. 


An die republikaniſche Regierung zu Händen des Reichskanzlers 
Herrn Ebert, Berlin! 


Nach uns vorliegenden Berichten geben im Berliner Soldatenrat vorwiegend 
Offiziere den Ton an. Unbekannt ſind uns die Perſonen im Matroſenrat, der die 
Maßnahmen des Reichsmarineamts gutachtet. Da die von dem Reichsmarine⸗ 
amt gegebenen Erlaſſe für uns als Oſtſeeſtation bzw. deren Dienſtbereich als Be⸗ 
fehle zu betrachten und auszuführen ſind, erklärt der Oberſte Soldatenrat der 
Oſtſeeſtation, daß er ſich mit dieſer Zuſammenſetzung des befehlsausübenden 
Soldatenrates Berlin im Reichsmarineamt nicht einverſtanden erklären kann, 
ſondern ſich eigene Entſchließungen vorbehält, da im dortigen Soldatenrat bzw. 
Matroſenrat infolge Mangels an Sachkenntnis eine richtige Beurteilung der Marine— 
verhältniſſe unſererſeits nicht zuerkannt werden kann. Der Oberſte Soldatenrat 
der Oſtſeeſtation ſtellt ſich auf den Boden der von ſeinen geſchloſſen hinter ihm 
ſtehenden Mannſchaften gefaßten Beſchlüſſe und ihm erteilten Vollmachten und 
glaubt in Angelegenheiten der Marine nicht übergangen werden zu dürfen. 

Er kann nicht verhehlen, daß der Erlaß des Reichsmarineamts betreffend 
Einſetzung der Offiziere in ihre Dienſtſtellen mit Befehlsgewalt ſtarke Beun⸗ 
ruhigung und Erbitterung in der Marine hervorgerufen hat. Die Marine: 
mannſchaften mit ihren Vertrauensleuten und Obmännern vertreten durch den 
Oberſten Soldatenrat der Oſtſeeſtation, ſtellen ſich einmütig auf den Standpunkt, 
nicht nur als Beratende, der die Befehlsgewalt innehabenden Offiziere wirken zu 
können, ſondern erwarten von der Regierung, daß ſie nachſtehenden Antrag bald 
wohlwollend prüfen und antragsgemäß erledigen möge: „Dem Oberſten Sol— 
datenrat der Oſtſeeſtation als Träger der Macht werden zur ſachgemäßen Durch- 
führung der für die Waffenſtillſtands⸗ und Friedensbedingungen erforderlichen 
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Maßnahmen, wie bisher mit den entſprechenden Dienſtſtellen, Offiziere als tech⸗ 
niſche und militäriſche Berater zur Seite geſtellt. 
Unter beſonderer Berückſichtigung, daß gerade Kiel als Grundſtein der Um⸗ 
wälzung mit gutem Beiſpiel in Einigkeit voranging und in politiſcher Beziehung 
vorbildlich und muſtergültig geweſen iſt, darf der Oberſte Soldatenrat der Oſtſee⸗ 
ſtation ſich wohl der Erwartung hingeben, daß die Regierung ihm vollſtändiges 
Vertrauen in allen ſeinen Anordnungen und Machtbefugniſſen geben kann, hin— 
gegen durch eine andere Stellungnahme der Regierung der Standpunkt der Marine 
von dieſer gänzlich iſoliert würde. Sofern die Regierung wider Erwarten auf bore 
erwähntem Standpunkt verharren ſollte, kann ſeitens der Marine, vertreten durch 
den Oberſten Soldatenrat der Oſtſeeſtation, nicht mehr volle Garantie für die 
weitere Aufrechterhaltung vollſtändiger Ruhe und Ordnung übernommen werden. 


Der Oberſte Soldatenrat der Oſtſeeſtation.“ 


Die Strömungen im Sozialismus. 


Der „Vorwärts“ vom 15. November ſchreibt: 

Bernhard Bülow, der nicht in allen Dingen ein guter Prophet war, ſagte 
einmal, keine Regierung könne den Krieg wollen, da alle wüßten, daß letzten Endes 
die Sozialdemokratie Siegerin bleiben würde. Dieſe Prophezeiung war richtig, 
und jetzt wenden ſich alle Blicke auf die ſiegreiche deutſche Sozialdemokratie, das 
ganze Volk fühlt, daß die Entwicklung innerhalb der Arbeiterbewegung für ſeine 
Zukunft von ungeheurer Bedeutung iſt. 

Die vor dem Krieg einige deutſche Sozialdemokratie iſt durch den Krieg in 
drei Gruppen geſpalten worden, deren ſtärkſte unſere Partei iſt, der die Partei 
der Unabhängigen in gemeſſenem Abſtand folgt, während die dritte, die Spartakus⸗ 
gruppe, einen geringen Bruchteil der Unabhängigen darſtellt. 

Vor dem Krieg gab es zwei Strömungen in der Partei: die radikale und 
die reformiſtiſche. Die erſte rechnete mit einem plötzlichen Umſchwung aller Ver⸗ 
hältniſſe und ſah alles, was zuvor geſchah, als nur vorläufig an. Die zweite bee 
trachtete die Umwandlung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft in die ſozialiſtiſche als 
einen langwierigen, ſtufenweiſe ſich vollziehenden Entwicklungsprozeß. Infolge⸗ 
deſſen war die zweite Richtung der Mitarbeit innerhalb der beſtehenden Geſell⸗ 
ſchaftsordnung geneigt, während die andere ſie ablehnte und die Partei nur als 
ein Staubecken revolutionärer Energien betrachtete. 

Die Spaltung vollzog ſich aber dann unter ganz anderen Geſichtspunkten. 
Es ging um Bewilligung oder Verweigerung der Kriegskredite, und da zeigte 
ſich, daß eine ganze Reihe radikaler Marxiſten zu den Bewilligern einſchwenkte, 
während zahlreiche Reformiſten mit den Verweigerern gemeinſame Sache machten. 
Für die erſteren war jene Auffaſſung der marxiſtiſchen Theorie ausſchlaggebend, 
wonach dem für den Sozialismus wertvollſten Staat auch im Kriege die Palme 
des Sieges gebührt, und als ſolchen betrachteten ſie Deutſchland. Die letzteren 
glaubten, wegen der ſchweren Schuld der deutſchen Politik am Kriege die Kredite 
ablehnen zu müſſen. Das Auftreten mancher Parteigenoſſen, deren ſozialiſtiſch— 
internationales Denken durch die Kriegspſychoſe getrübt ſchien, beſtärkte ſie in ihrer 
Haltung. Die Maſſe der Sozialdemokraten ſtand dagegen auf dem Standpunkt, 
daß auch der ſozialdemokratiſche Volksteil in jeder Beziehung mitwirken müſſe, 
wo es galt, die Deutſchland drohende Gefahr einer Niederlage abzuwenden. 
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Das iſt nun vorbei. Die Stellung zu den Kriegskrediten kann keine dauernde 
Spaltung der Sozialdemokratie bewirken, weil es nicht immer Kriegskredite zu 
bewilligen gibt. An Stelle dieſes verſunkenen Problems treten jetzt ganz andere 
an uns heran, und dementſprechend muß ſich auch die Konſtellation innerhalb 
des Sozialismus verändern. 

Wenn es nicht ſchon zu einer organiſatoriſchen Einigung mit den Unab⸗ 
hängigen gekommen ift, fo liegt das daran, daß die Wunden, die ein Bruderkrieg 
geſchlagen hat, nicht ſo leicht vernarben. Alte Freunde ſtanden während des 
Krieges ſo zueinander, daß ſie ihr gegenſeitiges Handeln nicht mehr verſtanden. 
Die Unabhängigen waren zugleich in der Notlage, ihre Sonderexiſtenz dadurch 
rechtfertigen zu müſſen, daß fie die alte Partei als einen wahren Abgrund der Ver⸗ 
worfenheit darſtellten. Kein Wunder, daß noch immer die alten Gefühle nach— 
grollen, und daß manche Anhänger der Unabhängigen eine „Charakterloſigkeit“ 
ihrer Führer darin erblicken wollen, daß ſie ſich in der Stunde höchſter Not mit 
den früheren Kampfgenoſſen zur Rettung des deutſchen Volkes zuſammenfanden. 

Neben dieſe mehr gefühlsmäßige Oppofition gegen das Wiederzuſammen⸗ 
gehen tritt eine grundſätzliche. Ein kleiner Teil der Radikalen von einſt hat den 
Boden des ſozialdemokratiſchen Programms verlaſſen und führt einen ſcharfen 
Kampf gegen alle, die noch auf dieſem Boden ſtehen, nämlich gegen die Sozial⸗ 
demokraten und den größten Teil der Unabhängigen. 

Das Programm der Sozialdemokratie fordert die Erkämpfung der demo⸗ 
kratiſchen Staatsverfaſſung mit allen zweckdienlichen Mitteln. So traten vor 
dem Kriege nicht nur Radikale, ſondern auch Reformiſten dafür ein, das gleiche 
Wahlrecht in Preußen durch einen Generalſtreik und auf der Straße, alſo mit 
revolutionären Machtmitteln, zu erkämpfen“. War aber dem Volk ſein Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht errungen, ſo ſollte dieſes ſelbſt durch ſeine Mehrheit entſcheiden, 
wie es in wirtſchaftspolitiſcher und ſonſtiger Beziehung regiert zu werden, rich— 
tiger, ſich ſelbſt zu regieren wünſche. Die Sozialiſierung der Geſellſchaft hat nach 
dieſer Auffaſſung zur Vorausſetzung, daß erſtens einmal der Mehrheitswille des 
Volkes die Möglichkeit habe, ſich durchzuſetzen, und daß zweitens dieſer 
Mehrheitswille der ſozialiſtiſchen Reorganiſationsarbeit eine unzerbrechliche 
Stütze gebe. 

In ſchroffſtem Gegenſatz zu dieſer ſozialdemokratiſchen Auffaſſung ſteht die 
putſchiſtiſche Machttheorie der fog. Spartakusgruppe. Dieſe ſagt, daß in Klaſſen— 
kämpfen die ſiegreiche Klaſſe zu entſcheiden habe, die ſiegreiche Klaſſe ſei aber das 
Proletariat, ſomit habe dieſes die Alleinherrſchaft zu übernehmen und könne die 
Geſellſchaft nach ihren Wünſchen geſtalten. Wir haben {don in anderem Zu— 
ſammenhang geſagt, daß dies nichts anderes als eine Überſetzung des Generals 
Hoffmann aus dem Nationalen ins Soziale iſt: „Wir ſind die Sieger!“ 

Der Irrtum der Spartakusleute beſteht darin, daß ſie gar nicht die Sieger 
ſind und daß ſie ſich mit der ganzen Arbeiterklaſſe verwechſeln. Sie glauben jetzt, 
die Revolution „gemacht“ zu haben, obwohl man Revolutionen nach marxiſtiſcher 
Auffaſſung überhaupt nicht machen kann. Nicht ihre Stärke, ſondern ſeine eigene 
im Krieg zutage getretene Schwäche hat den Niederbruch des alten Syſtems vere 
urſacht. Und die Arbeiterklaſſe ſteht auch nicht auf dem Boden von Spartakus, 


» Anmerk. d. H. Der „Vorwärts“ irrt hierin. Für die Reformiften galt immer 
noch das von Auer geprägte Wort: Generalſtreik iſt Generalunſinn. 
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ſondern fie weiß, daß ſie ihren letzten entſcheidenden Sieg nicht auf der Straße, 
ſondern nur bei den allgemeinen Volkswahlen erringen kann, für die es jetzt 
mit aller Kraft zu arbeiten gilt. 

Ob wir bei dieſen Wahlen mit den bisherigen Unabhängigen in einer Kampf⸗ 
reihe ſtehen werden, oder ob es nach den verſchiedenen Erſatzwahlen noch einmal 
zu einer allgemeinen Kraftprobe zwiſchen den beiden Richtungen kommen wird, 
wiſſen wir nicht. Wir wünſchen das erſte und ſetzen als ſelbſtverſtändlich voraus, 
daß ſich auch im zweiten Falle eine gemeinſame Kampffront gegen die Gegner 
des Sozialismus ergeben wird. Als Sozialiſten ſind wir daran intereſſiert, daß 
in erſter Reihe von uns ſelbſt, in zweiter Reihe aber auch von den Unabhängigen 
eine möglichſt große Anzahl in die konſtituierende Nationalverſammlung und die 
ihr folgenden Volksvertretungen gelangt. 

Darum muß uns die unklare Haltung, die ein Teil der Unabhängigen gegen⸗ 
über der Spartakusgruppe einnimmt, Sorge machen. Anhänger der Einigung 
nicht erſt von geſtern, haben wir ſchon wiederholt, noch vor der entſcheidenden 
Wendung nach einer Klarſtellung dieſes Verhältniſſes gedrängt. In einer Frage 
von ſo ungeheurer Bedeutung muß eine Partei einheitlich und feſt Stellung nehmen, 
ſonſt laufen ihre Anhänger verwirrt auseinander. 

Nachdem ſich ſämtliche ſozialiſtiſche Regierungen, die des Reichs und aller 
Bundesſtaaten, für die konſtituierende Nationalverſammlung und damit für die 
Löſung der ſchwebenden Probleme im Sinne des ſozialdemokratiſchen Programms 
ausgeſprochen haben, dürfte oder ſollte jede Unklarheit auch bei den Unabhängigen 
verſchwunden ſein. Für uns gibt es nur einen Weg: Durch Demokratie zum 
Sozialismus! 
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Das große Zukunftsbuch! 


Reicht dem 
Ruſſen die Hand! 


Ein Buch zum deutſchen Aufbau 


von 


Siegfried Doerſchlag 


Redakteur der Deutſchen Allgemeinen Zeitung 
Preis 3 Mark und 10% Sortimenter⸗Aufſchlag 


Ein populäres Werk, das völlig neue Wege weiſt. Scharf geißelt 
Doerſchlag die Rückſtände im Parteiweſen. Scharf tadelt er den 
Lehrplan der höheren Schulen, kritiſiert er die ſtaatliche Anbe⸗ 
holfenheit im Auswandererweſen, kritiſiert er die Nationalver⸗ 
ſammlung. Anlehnung an Rußland wird mit Nachdruck gefordert 


Nicht Lenin, aber Rußland! 


iſt des Autors Ziel. Seine Ausführungen ſind klar, deutlich 
und überzeugend. Als Kenner Rußlands zeigt er, wie Deutſch— 
land und Rußland ſich gegenſeitig aushelfen können aus ihrem 
Zuſammenbruch. Rußland als Zukunftsland deutſcher Aus: 
wanderer ſchildert Doerſchlag beſonders eingehend. Es iſt kein 
Buch nur für Politiker, es iſt 


das Buch der Errettung des deutſchen Volkes! 


Es iſt das Buch der Auswanderer 

Es iſt das Buch der Techniker 

Es iſt das Buch der Eltern und Lehrer 
Es iſt das Buch der Volkswirtſchaftler 


Es iſt das Buch des deutſchen Mannes! 
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Ein Soldatenleben vor hundert Jahren 


Nach den Tagebüchern und Auf⸗ 
zeichnungen des weiland kurheſſ. 
Stabskapitän im Leibdragoner « 
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Vorwort von Major Joſeph v. Lauff 


ie alles fo fam... Ein glücklicher Umſtand gab mir dieſes Buch 

in die Hand, Und lediglich aus perſönlichem Intereſſe heraus 
begann ich zu leſen, erſt taſtend und zögernd, dann aber nachhaltiger und 
in geſpannter Aufmerkſamkeit, um den Band ſchließlich leuchtenden 
Auges und mit klopfendem Herzen beiſeite zu legen. Ich war im Bann 
des Geleſenen, Anregung in Hülle und Fülle! Hier ſprach einer zu mir, 
der etwas zu ſagen und zu erzählen hatte und der es verſtand, längſt 
verſtummte Saiten wieder in ein harmoniſches Klingen zu bringen. 
Kurz, ich hatte es hier mit einem vollwertigen literariſchen Werke zu 
tun, das mit großen und ernſten Blicken in unſere bedrängten Tage 
hineinſah und von Menſchen berichtete, die nicht weniger zu tragen 
hatten denn wir . .. Ein ſchlichtes und ſtilles, dabei aber auch ein 
tapferes und ergreifendes Buch, das ich jedem Deutſchen empfehlen und 
ans Herz legen möchte. — Seien ihm helle Sterne beſchieden! — 

und damit glückliche Ausfahrt! 
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